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Ende 19 79 beauftragte der Bundesminister für Arbeit und Sozialord­
nung das I n s t i t u t für Sozialwissenschaftliche Forschung e.V. Mün­
chen im Rahmen des Projektverbundes "Begleitforschung zum arbeits­
marktpolitischen Programm der Bundesregierung für Regionen mit be­
sonderen Beschäftigungsproblemen" mit der wissenschaftlichen Un­
tersuchung des Schwerpunkts 1 "Berufliche Qualifizierung". Zur 
Halbzeit der auf insgesamt drei Jahre angelegten Untersuchung wur­
de ein Zwischenbericht e r s t e l l t . In den h i e r vorgelegten Endbe­
r i c h t wurden wesentliche T e i l e des Zwischenberichts i n überarbei­
t e t e r Form einbezogen. 

Grundlage für die Durchführung der empirischen Arbeiten waren 
theoretische und analytische Konzeptionen, die im Rahmen des T e i l ­
projekts C 4 "Arbeitsmarktstruktur und Arbeitsmarktbedingungen -
Ansätze zu einer erweiterten Arbeitsmarkttheorie" (Sonderfor­
schungsbereich 101 der Deutschen Forschungsgemeinschaft an der 
Universität München "Theoretische Grundlagen sozialwissenschaft­
l i c h e r Berufs- und Arbeitskräfteforschung") erarbeitet wurden. 
Auf der Basis der Erfahrungen und Ergebnisse der vorgelegten 
Studie konnten dann umgekehrt wichtige Erweiterungen, Differen­
zierungen und Präzisierungen unseres konzeptuellen Instrumenta­
riums vorgenommen werden. 

Die Bearbeitung des Projekts am I n s t i t u t erfolgte durch eine For­
schergruppe. Die Vorarbeiten zu diesem Bericht sowie die gesamte 
Feld- und Auswertungsarbeit wurden außer von den Verfassern durch 
Christoph Nuber und - z e i t w e i l i g - Inge Asendorf durchgeführt. 
Prof. Dr. Burkart Lutz war als Mitglied der I n s t i t u t s l e i t u n g an 
der Untersuchung b e t e i l i g t . 

1) Dem Projektverbund gehören neben dem ISF Infratest Sozialfor­
schung GmbH München, das Internationale I n s t i t u t für Manage­
ment und Verwaltung des Wissenschaftszentrums B e r l i n , das In­
s t i t u t für Sozialforschung und G e s e l l s c h a f t s p o l i t i k in Köln 
und das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche I n s t i t u t des 
DGB in Düsseldorf an. 



Den zahlreichen Gesprächspartnern i n den in die Untersuchung ein­
bezogenen Betrieben und den von uns besuchten Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit g i l t an dieser S t e l l e unser besonderer 
Dank. Ohne ihre Kooperationsbereitschaft und Unterstützung hätte 
das der vorgelegten Studie zugrundeliegende Material nicht erho­
ben werden können. 

Zu danken i s t auch Frau Lore Schultz-Wild, die mit den redaktio­
nellen Abschlußarbeiten an diesem Bericht betraut war und den 
Kolleginnen, i n deren Händen die technische Erstellung des Manu­
skripts lag. 

München, im Januar 19 83 INSTITUT FÜR SOZIALWISSEN­
SCHAFTLICHE FORSCHUNG E.V. 



T e i l A: Das arbeitsmarktpolitische Programm der 
Bundesregierung für Problemregionen -
Der Schwerpunkt 1 





Einleitung 

Der vorliegende Untersuchungsbericht g l i e d e r t sich i n zwei Hauptteile 

o T e i l A setzt sich mit den Hintergründen sowie den engeren und 
weiteren Zielen des arbeitsmarktpolitischen Programms 
auseinander; 

0 T e i l B, der empirische Untersuchungsabschnitt, analysiert Pra­
xis und Wirkungen des Förderschwerpunkts 1 und gibt eine E i n ­
schätzung unter einer V i e l z a h l von Gesichtspunkten. 

In T e i l A versuchen wir eine Klärung und Interpretation von ar­
beitsmarktpolitischen Zielvorstellungen und Ausgangsprämissen, die 
im Sonderprogramm enthalten sind. Wir meinen damit nicht nur j e ­
ne engeren, i n den Programmrichtlinien ausdrücklich formulierten 
Intentionen, sondern auch darüber hinausgehende, weiterreichende 
Zielsetzungen und Aufgaben, die mit einem solchen Programm, wenn 
man es als T e i l öffentlicher Arbeitsmarktpolitik versteht, eben­
f a l l s angesprochen sind. 

Kapitel I gibt Überblickinformationen zu den Zielperspektiven 
des Gesamtprogramms und über die Inanspruchnahme des Schwerpunkts 
1 "Berufliche Q u a l i f i z i e r u n g " . Die Basis bilden Daten aus den Er­
hebungen der Bundesanstalt für Arbeit (19 81) und von Infratest 
Sozialforschung (1980). 

* n Kapitel II finden s i c h genauere Angaben über Anlage und Ablauf 
der Untersuchung (Betriebsauswahl, Vorgehen bei der Empirie usw.) 
und Informationen zu den i n die Untersuchung einbezogenen Betrie­
ben, den dort durchgeführten Maßnahmen und den einbezogenen Ar­
beitskräften . 

Kapitel III begründet zunächst aus einer Analyse r e g i o n a l p o l i t i ­
scher Probleme und Aufgabenstellungen die Notwendigkeit einer re­
gional selektiven Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k ; anschließend werden Prä­
missen und Intentionen des Schwerpunkts 1, nämlich Vorbeugung ge-



gen weitere Arbeitsmarktungleichgewichte bzw. Problemgruppenbildung, untersucht; schließlich wird im Hinblick auf das Z i e l 
einer l a n g f r i s t i g e n Beeinflussung der Arbeitsmarktstruktur die 
These entwickelt, daß Qualifizierung im Betrieb - soweit sie die 
Möglichkeiten innerbetrieblichen beruflichen Aufstiegs und zwi­
schenbetrieblichen Arbeitsplatzwechsels verbessert - sowohl zur 
Erhöhung der Anpassungsfähigkeit betriebsinternex» Arbeitsmärk­
te wie der Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarkts insgesamt b e i t r a ­
gen kann. 



I. Die Hintergründe 

1. Zielperspektive des Gesamtprogramms 

Das arbeitsmarktpolitische Programm der Bundesregierung wurde 
im Mai 197 9 aufgelegt, die Durchführungsrichtlinien traten am 
12. J u l i i n Kraft und die einjährige Antragsfrist begann am 
1. August des Jahre s . In das Programm einbezogen wurden die 
23 Arbeitsamtsbezirke, i n denen die Arbeitslosenquote im Durch­
schnitt des Jahres 197 8 über 6 % lag. Im einzelnen waren das: 

- i n Nordrhein-Westfalen die Arbeitsamtsbezirke Bochum, Dort­
mund, Duisburg, Gelsenkirchen, Essen, Hamm, Oberhausen, Reck­
linghausen (also das gesamte Ruhrgebiet) und Aachen; 

- i n Niedersachen die Arbeitsämter Braunschweig, Uelzen, Emden, 
Leer und Wilhelmshaven; 

- das gesamte Saarland mit den Arbeitsämtern Neunkirchen, Saar­
brücken und Saarlouis 

- und i n Bayern die Arbeitsämter Schwandorf, Deggendorf, Passau, 
Weiden, Regensburg sowie Schweinfurt. 

Erklärter Anlaß für die Planung und Durchführung des Sonderpro­
gramms war es, daß, trot z damals insgesamt verbesserter konjunk­
t u r e l l e r Situation und steigendem Beschäftigungsstand, die 
A r b e i t s l o s i g k e i t i n den benannten Regionen im Gegensatz zur 
Gesamtentwicklung t e i l s stagnierte, t e i l s sogar noch anwuchs. 

Das Programm setzte s i c h deshalb folgende Hauptzielrichtungen: 

- regionale Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt abzubauen; 



- betriebliche Anpassungsprozesse durch Qualifizierung von 
Arbeitskräften zu fördern; 

- dabei die Beteiligung der Betriebsräte zu stärken; 

- die Position von benachteiligten Gruppen auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern 

- und zum Ausbau von Einrichtungen der sozialen Dienste und der 
sozialen Infrastruktur beizutragen. 

Im Rahmen des Programms wurden dr e i Schwerpunkte gebildet, i n 
denen folgende Maßnahmen gefördert werden s o l l t e n : 

(1) Berufliche Qualifizierung von Arbeitnehmern i n Betrieben 
mit Anpassungs- und Umstellungsprozessen, 

(2) Wiedereingliederung Ungelernter sowie längerfristig Arbeits­
loser , 

(3) Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zur Verbesserung der sozialen 
Dienste und der sozialen Infrastruktur. 

Ursprünglich waren zur Finanzierung des Gesamtprogramms von der 
Bundesregierung 500 M i l l . DM vorgesehen. Zu Beginn der Antragsfrist am 1. August 79 (sie s o l l t e bis 31. J u l i 1980 laufen) l a ­
gen aber bereits Anträge mit einem Volumen von 954 M i l l . vor, was 
zur Folge hatte, daß beschlossen wurde, nur die bis zum 1. August 
vorliegenden Anträge zu berücksichtigen. Im Schwerpunkt 1 wurde 
eine gewisse Reduzierung des Antragsvolumens durch Verhandlungen 
von Vertretern des Arbeitsministeriums mit Großbetrieben er r e i c h t , 



die sich dazu bereit erklärten, ihre Mittelanforderungen zu redu­
zieren, g l e i c h z e i t i g aber die vorgesehene Teilnehmerzahl beizube­
halten und die Maßnahmen i n der ursprünglich geplanten Weise durch­
zuführen. 

Daß dann Anträge im Volumen von über 900 Millionen DM b e w i l l i g t 
werden konnten, i s t darauf zurückzuführen, daß die Bundesanstalt 
für Arbeit eigene M i t t e l für die Finanzierung des Schwerpunkts 3 
(Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen) zur Verfügung s t e l l t e . Der Löwen­
a n t e i l der Fördermittel (jeweils ca. 400 M i l l . DM) e n t f i e l auf 
die Förderungsschwerpunkte 1 und 3. 

Mit der Auflegung des Programms wurde auch die Durchführung einer 
wissenschaftlichen Begleitforschung beschlossen. Aufgabe des ISF 
im Rahmen dieser Begleitforschung war die Untersuchung des Schwerpunkts 1 "Berufliche Qualifizierung i n Betrieben mit Anpassungs­
und Umstellungsprozessen". Im einzelnen war vorgesehen: 

- Für die Umschulung von Arbeitnehmern i n Berufe mit anerkannten 
Ausbildungsabschlüssen werden 90 % der Lohnkosten für den ge­
samten Zeitraum übernommen (bei außerbetrieblichen Maßnahmen 
unter Aufrechterhaltung des Arbeitsverhältnisses 100 % ) ; 

- für die Fortbildung von Arbeitnehmern im Rahmen anerkannter 
Fortbildungsabschlüsse werden 90 % der Lohnkosten übernommen, 
höchstens jedoch bis zu einem Zeitraum von zwei Jahren; 

- für Maßnahmen und Lehrgänge zur Qualifizierung für einen neuen 
Arbeitsplatz gemäß einem mit dem Betrieb festgelegten Plan wer­
den bis zu einer Gesamtdauer von einem Jahr die auf Bildungsmaßnahmen entfallenden Lohnkosten i n Höhe von 80 % übernommen. 

(Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 1979, S. 18 f f . ) 

Schon vor der Auflegung des Sonderprogramms hatte es insbesonde­
re i n den Jahren s e i t der Krise 19 74 f f . verschiedene von der 
Bundesregierung finanzierte Maßnahmen mit arbeitsmarktpolitischer 
Zielsetzung gegeben. Auch wenn die beim Sonderprogramm eingesetz­
ten M i t t e l , die angestrebten Z i e l e , wie auch der Förderungsumfang 
keineswegs völlig aus dem bisher üblichen Rahmen f i e l e n , muß dem 
Sonderprogramm doch unter wesentlichen Aspekten eine durchaus 
innovative Orientierung zugesprochen werden. Dies g i l t z.B. für 



die stark regionalspezifische Ausrichtung des Programms insgesamt, 
für die sehr weitgefaßten Förderkonditionen und vor allem für das 
spezifische Verfahren der Mittelvergabe. Auch die innerhalb der 
einzelnen Förderungsschwerpunkte vorgesehenen Instrumente können 
teilweise als neuartig eingestuft werden. Dies t r i f f t insbesonde­
re für den Bereich der betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen, der 
den Gegenstand des vorliegenden Berichts b i l d e t , zu. 

Hauptzielsetzung des Programmschwerpunkts "Berufliche Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen" war es , die im Zusammenhang mit betrieblichen Um­
stellungen und Anpassungen von den Programminitiatoren erwarteten 
"Rotationsprozesse" zu vermeiden: 

"Die Arbeitsmarktpolitik muß einen Beitrag l e i s t e n , den i n den 
letz t e n Jahren besonders ausgeprägten personalpolitischen "Mecha­
nismus" b e t r i e b l i c h e r Anpassungs- und Umstrukturierungsprozesse 
- "Freisetzung von nicht oder nicht ausreichend q u a l i f i z i e r t e n 
Arbeitnehmern und Einstellung von Arbeitssuchenden mit den ge­
wünschten Qualifikationen" - (zu) durchbrechen " (Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 1979, S. 12.). 

Hintergrund dieser Zielsetzung waren die massiven Austauschprozesse auf dem Arbeitsmarkt, die zu einer beständigen Verschlech­
terung der Struktur der A r b e i t s l o s i g k e i t beitrugen: Wenn die Be­
triebe aus dem Arbeitslosenbestand immer nur die jeweils best­
q u a l i f i z i e r t e n und anpassungsfähigsten Arbeitskräfte rekrutieren 
und andererseits die i n ihren Augen problematischsten Beschäftig­
ten f r e i s e t z e n , muß mit einem ständig steigenden A n t e i l von Ar­
beitslosen mit tatsächlichen oder zugeschriebenen Eigenschaften, 
die ihre Vermittelbarkeit beeinträchtigen, gerechnet werden. Da­
mit verschlechtert s i c h die Voraussetzung zur Beseitigung der Un­
terbeschäftigung erheblich. 

Mit H i l f e innerbetrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen s o l l t e n die 
Betriebe nun i n die Lage versetzt werden, Anpassungsprobleme i n ­
tern zu bewältigen. Daher wurden die Bedingungen für die öffent­
l i c h e Förderung solcher innerbetrieblichen Maßnahmen gegenüber 
der bisherigen Praxis erheblich verbessert: 



Konnten nach den Maßgaben des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) 
"interessengebundene Maßnahmen" (als solche wurden innerbetrieb­
l i c h e Qualifizierungen durchweg angesehen) nur i n ganz besonderen 
Fällen f i n a n z i e r t werden (nur bei drohendem Arbeitsplatzverlust 
für den betroffenen Arbeitnehmer), so wurden diese r e l a t i v s t r i k ­
ten Förderungsvoraussetzungen j e t z t fallengelassen. Bedingung der 
Förderung war nur noch, daß im Betrieb "Umstellungen, die wesent­
lic h e Auswirkungen auf die Tätigkeitsmerkmale der Belegschaft oder 
T e i l e der Belegschaft haben" (Bundesminister für Arbeit und So­
zialordnung 1979, S. 37), vorgenommen werden und "der Betrieb s e i ­
ne Qualifizierungsanstrengungen über das bisherige Maß ausweitet 
und die Qualifizierungsmaßnahmen sonst nicht oder nicht i n dem­
selben Umfang durchgeführt würden" (ebd.). 

Als neuartig kann das Sonderprogramm auch unter dem Aspekt gelten, 
daß bei seiner Gestaltung insgesamt besonderes Gewicht auf die 
Beteiligung der Betriebsräte an den Maßnahmen gelegt wurde. Dabei 
ging es vor allem darum, sie aus i h r e r eher passiven Rolle bei An­
passungsprozessen, die "im wesentlichen i n der Mitbestimmung bei 
der Ausformung von Sozialplänen für die freigesetzten Arbeitneh­
mer" (ebd., S. 13) gesehen wurde, herauszuführen. Eine "aktive" 
Ergänzung s o l l t e im Interesse von Arbeitnehmern wie Unternehmern 
darin liegen, im "Rahmen dieses Schwerpunktprogramms die Mitver­
antwortung der Betriebsräte (zu) stärken und die Kooperation mit 
den Unternehmensleitungen bei der Anwendung der arbeitsmarktpoli­
tischen Instrumente weiter (zu) entwickeln" (ebd.). Dies g i l t 
insbesondere auch für die Maßnahmen im Schwerpunkt 1 " B e t r i e b l i ­
che Qualifizierung" , da h i e r das geltende Recht vo l l e Mitbestim­
mung der Betriebs- und Personalräte vorsieht. Sichergestellt wer­
den s o l l t e die Beteiligung der Betriebsräte dadurch, daß jedem 
Antrag auf Fördermittel eine Stellungnahme des Betriebsrats bei ­
zufügen war. 

2. Überblick über die Inanspruchnahme 

Die Inanspruchnahme des Sonderprogramms auf der Basis s t a t i s t i ­
scher Erhebungen bzw. Auswertungen verschiedenen Datenmaterials 
war im Rahmen der Begleitforschung Gegenstand eingehender Unter-



suchungen des WZB Ber l i n sowie des I n f r a t e s t - I n s t i t u t s . Für eine 
ausführliche Darstellung und erste Dateninterpretation v e r w e i s e n 
wir daher auf die bereits vorgelegten Analysen und Tabellenmaterialien (Peters, Schmid 19 81; Infratest 19 80, Band 1 - 4A; 
Scharpf u.a. 1981; Bosch 1981). Die dort präsentierten Daten und 
erste Auswertungen bilden auch die Basis unseres knappen Überblicks darüber, auf welche Weise der Schwerpunkt 1 (Betriebliche 
Qualifizierungsmaßnahmen) im Rahmen der Programmförderung wahrge­
nommen wurde. Diese Übersicht hat die Funktion, einige Grundinformationen über quantitative Verteilungen zu geben. Aussagen oder 
Schlußfolgerungen darüber, ob und wieweit hierbei Programmziele 
err e i c h t oder v e r l e t z t wurden, werden daraus h i e r nicht abgelei­
t e t . Einem solchen Zweck der Einschätzung und Problemanalyse die­
nen i n unserer Untersuchung i n erster Linie die quali t a t i v e n F a l l ­
studien i n T e i l B. 

a) Verteilung nach Maßnahmearten 

Im Schwerpunkt 1 wurden drei Arten von Qualifizierungsmaßnahmen 
gefördert: 

1. Umschulungsmaßnahmen i n Berufe mit anerkanntem Ausbildungsabschluß für den gesamten Zeitraum der Bildungsmaßnahme mit 90 % 
Lohnkostenzuschuß; 

2. Fortbildung i n Berufe mit anerkanntem Abschluß für höchstens 
24 Monate mit 90 % Lohnkostenzuschuß; 

3. sonstige innerbetriebliche Qualifizierungsmaßnahmen für höch­
stens 12 Monate mit 80 % Lohnkostenzuschuß. 

Bis März 1981 wurden Qualifizierungsmaßnahmen im Schwerpunkt 1 
für insgesamt rund 30 000 Beschäftigte i n den vom Programm er-

1) 
faßten Arbeitsamtsbezirken b e w i l l i g t 

1) Die Zahlen über geförderte Teilnehmer und Betriebe beruhen auf 
unterschiedlichen Erhebungsständen. Die Zahl der Förderbetrie­
be läßt sich nur aus der Infratest-Erhebung (Stand: März 19 80) 
entnehmen, während für die Teilnehmerzahlen laufend a k t u a l i ­
s i e r t e S t a t i s t i k e n der Bundesanstalt für Arbeit vorlagen, die 
aber keine Betriebsangaben enthielten. 



Tab. 1: Verteilung der Förderungsfälle im Schwerpunkt 1 nach Art 
der Qualifizierungsmaßnahmen (Stand: 10.3.19 81) 

Förderungsfälle 
Art der Maßnahme absolut i n Prozent 

Gesamt 30.601 100,0 

Umschulung 1.069 3,5 
Fortbildung 3.39 7 11,1 
"Sonstige Qualifizierung" 26.135 85,4 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der Bundesanstalt für 
Arbeit. 

Es zeigt sich eine deutliche Konzentration auf denjenigen Maß­
nahmetyp, der mit diesem Programm erstmals i n öffentliche Förde­
rung einbezogen wurde. Die ganz überragende Mehrheit der Förder­
fälle b e t r i f f t diese "Sonstigen Qualifizierungen", also eine Maß­
nahmeform der betriebsbezogenen Vermittlung von Qualifikationen, 
die nicht notwendig eine Formalisierung und einen arbeitsmarkt­
gängigen anerkannten Abschluß beinhaltet und die - wenngleich in 
vielen Betrieben schon s e i t längerem f e s t e r Bestandteil der Wei­
terbildungspraxis (Sass u.a. 1974) -, wie erwähnt, bislang von 
der öffentlichen Förderung ausgenommen war. Dagegen wurden Fort-
bildungs- und Umschulungsmaßnahmen, die zu überbetrieblich aner­
kannten Abschlüssen führen, für Weniger als 15 % a l l e r Teilneh­
mer im Schwerpunkt 1 durchgeführt. 

Die Aufschlüsselung der Maßnahmenwahl nach der Betriebsgröße 
(Tabelle 2) zeigt für die Umschulungen keine kontinuierliche Ver­
t e i l u n g s l i n i e . Die absolut meisten Umschulungsmaßnahmen wurden 
von den Großbetrieben durchgeführt, bei denen sie allerdings einen 
vergleichsweise geringen A n t e i l an den gesamten Maßnahmeaktivitä­
ten ausmachten. Dagegen zeigt sich ein r e l a t i v hoher Umschulungs-
a n t e i l bei den Qualifizierungsaktivitäten der sehr kleinen Betrie­
be - wahrscheinlich überwiegend extern durchgeführt, wenn man von 



den i n der Regel geringen innerbetrieblichen Schulungskapazitäten 
i n Kleinbetrieben ausgeht - und den Betrieben mit einer Beschäftigtenzahl zwischen 500 und 1000, die ebenfalls umschulungsinten­
s i v i n ihren Aktivitäten waren. 

Bei den Fortbildungsmaßnahmen ergibt sich demgegenüber das B i l d 
eines wachsenden Anteils dieser Maßnahmeart mit zunehmender Be­
triebsgröße. Hierbei dürften sowohl das Vorhandensein von i n t e r ­
nen Aus- und Weiterbildungskapazitäten als auch eine größere Routine und Erfahrung aufgrund der bisherigen Weiterbildungspraxis 
in den größeren Betrieben eine Rolle gespielt haben. 

Unsere Fal l s t u d i e n wie auch Ergebnisse der Teilnehmererhebung im 
Rahmen der Infratest-Betriebserhebung zeigen, daß die Gruppe der 

1) Vgl. dazu weiter unten i n diesem Abschnitt zu den b e t e i l i g t e n 
Betrieben. 



"Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" ein ganzes Spektrum zum T e i l 
heterogener Maßnahmetypen und -formen umfaßt (Infratest 1980, 
Band 4A; Bosch 1981). 

In bezug auf die Dauer der "Sonstigen Qualifizierungen" überwiegen 
kürzere gegenüber längeren: Mehr als die Hälfte der Maßnahmen 
dauerte höchstens ein halbes Jahr (25 % bis zu 3 Monaten, 30 % bis 
zu 6 Monaten), 40 % hatten eine Laufzeit zwischen 7 und 12 Mona­
ten, der Höchstzeit der Förderungsdauer (Infratest 19 80, Band 4A, 
Tab. 3). Dabei sind es vor allem die Großbetriebe, die überdurch­
s c h n i t t l i c h häufig Kurzmaßnahmen bis zu 3 Monaten durchführten. 

Die Qualifizierung, darauf verweisen die Angaben zum Lernort bei 
den "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen", geschieht ganz überwie­
gend arbeitsplatzbezogen. Nach der Infratest-Teilnehmererhebung 
wurden 89 % der "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" am Arbeits­
platz durchgeführt, i n 5 % der Fälle war der Arbeitsplatz nur er­
gänzender Lernort, und i n 6 % der Fälle wurde die Qualifizierung 
gar nicht am Arbeitsplatz vorgenommen (Infratest 1980, Band 4A, 
S. 15). 

Arbeitsmarktpolitisch bedeutsam i s t die Frage nach einer Z e r t i f i ­
zierung dieser betriebsbezogenen Maßnahmen. Hier zeigt s i c h , daß 
in der Mehrzahl der Fälle - dies g i l t insbesondere für Kurzmaß­
nahmen bis zu drei Monaten - die Beschäftigten überhaupt kein 
Z e r t i f i k a t nach Abschluß der Maßnahme e r h i e l t e n ; 35 % erhielten 
ein Zeugnis durch den Betrieb und nur 7 % ein Z e r t i f i k a t durch 
eine überbetriebliche S t e l l e (Infratest 19 80, Band HA, S. 17). 

b) Verteilung nach Betrieben 

Wie sieht nun die Wahrnehmung des Programmschwerpunkts 1 i n bezug 
1) 

auf die b e t e i l i g t e n Betriebe aus? 

1) Hier und bei den folgenden Tabellen g i l t : 100 % = Gesamtheit 
der von Infratest im März 19 80 erfaßten Betriebe, nicht Ge­
samtheit a l l e r geförderten Maßnahmen bzw. Teilnehmer nach den 
Unterlagen der Bundesanstalt für Arbeit von 1981. Vgl. auch 
Kapitel I I . ,2 . 



Die Summe der einzelnen Prozentwerte ergibt aufgrund von Rundungen 
nicht immer 100 %. 

Quelle: Infratest 19 80, Band 2, S. 3 

Wie aus Tabelle 3 hervorgeht, konzentriert sich die Inanspruchnah­
me der Förderung eindeutig auf die Großbetriebe, die - wenngleich 
sie nur 10 % a l l e r vom Programm geförderten Betriebe s t e l l e n -
über die Hälfte der Maßnahmefälle auf sich vereinigten. 

Die Beteiligung der Betriebe nach der Branchenstruktur zeigt eine 
deutliche Konzentration auf das Verarbeitende Gewerbe, auf das 
mehr als die Hälfte der geförderten Betriebe und 82 % der Maßnah­
menteilnehmer e n t f i e l e n . 

Der Energie- und Bergbausektor i s t insgesamt am schwächsten be­
t e i l i g t , jedoch r e l a t i v i e r t s i ch dieses B i l d , wenn man i n Rechnung 
s t e l l t , daß es sich i n den Förderregionen zwar um wenige, a l l e r ­
dings sehr große Betriebe handelte, die jeweils eine hohe Anzahl 
von Fördermaßnahmen durchführten. 



Die Summe der einzelnen Prozentwerte ergibt aufgrund von Rundungen nicht immer 100 % 

Quelle: Infratest 19 80, Band 2, S. 6 

So l i e g t denn auch mit durchschnittlich 45 Teilnehmern pro Be­
t r i e b der Bereich Energie/Bergbau an der Spitze, gefolgt vom Ver­
arbeitenden Gewerbe mit durchschnittlich 29 Teilnehmern an Qualifizierungsmaßnahmen pro Betrieb, worin sich die Konzentration von 
Großbetrieben i n diesen Bereichen widerspiegelt. In den Bereichen 
Handel/Dienstleistungen sowie Baugewerbe, i n welchen kleinere Be­
triebe dominieren, l i e g t die durchschnittliche Zahl der Teilneh­
mer an Qualifizierungsmaßnahmen pro Betrieb mit 7 bzw. 9 dagegen 
weit niedriger (Infratest 19 80, Band 2, S. 6). 

Unterschiede zwischen den verschiedenen Wirtschaftsbereichen z e i ­
gen sich auch h i n s i c h t l i c h der Art der durchgeführten Maßnahmen: 
Während i n den Wirtschaftsbereichen Verarbeitendes Gewerbe, Bau­
gewerbe sowie Handel/Dienstleistungen die "Sonstigen Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen" jeweils deutlich dominierten, kam im Bereich 
Energie/Bergbau, welcher allerdings nur mit 19 (vorwiegend großen) 



Betrieben vertreten war, den Fortbildungs- und Umschulungsmaßnah­
men größere Bedeutung zu (Infratest 19 80, Band 2, S. 6). 

Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes läßt sich eine stärkere Kon­
zentration von Programmbetrieben vor allem im Maschinen-/Stahlbau 
(mit 18 % a l l e r insgesamt b e t e i l i g t e n Betriebe) sowie i n der Holz-
und Papierindustrie (9 % a l l e r Betriebe) und im Bereich der Elektrotechnik/Feinmechanik/Optik (8 % a l l e r Betriebe) f e s t s t e l l e n 
(Infratest 1980, Band 2, Tab. 16). Bezogen auf die Teilnehmerzahl 
i s t es dagegen die Eisen-/Metallerzeugung, die mit 32 % a l l e r 
Förderfälle den weitaus größten A n t e i l an Maßnahmen im Verarbei­
tenden Gewerbe auf sich vereinigt, gefolgt vom Maschinenbau mit 
20 % der Qualifizierungsfälle (Infratest 1980, Band 3, Tab. 3). 
Eine Erklärung für dieses Ergebnis könnte sein, daß es sich h i e r 
zum einen um Branchen mit überdurchschnittlichem Produktivitäts-
zuwachs handelte, die einen aufgestauten Umstrukturierungs- und 
Qualifizierungsbedarf hatten; zum anderen um Bereiche, i n denen 
sich Engpässe an Fachkräften auf dem externen Arbeitsmarkt heraus­
gebildet hatten. Darauf verweist die WZB-Analyse zur Inanspruch­
nahme von Schwerpunkt 1: Dort wird f e s t g e s t e l l t , daß die Nutzung 
nach Arbeitsamtsbezirken um so höher i s t , je größer i n der Region 
der A n t e i l der Beschäftigten i n Sektoren mit tendenziell steigen­
der Arbeitsproduktivität l i e g t ; und weiterhin, daß Fachkräfte­
mangel auf dem externen Arbeitsmarkt (Indikator: hoher A n t e i l an 
offenen Stellen mit Bedarf an q u a l i f i z i e r t e m Personal) ebenfalls 
eine höhere Inanspruchnahme von Schwerpunkt 1 induziert (Peters, 
Schmid 1981 , S. 107). 

Auch erweist sich die bisherige Erfahrung bzw. Vertrautheit von 
Betrieben mit der Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen als 
ein Faktor von gewisser Bedeutung für die Inanspruchnahme des 
Schwerpunkts"Qualifizierung"überhaupt, wie für die Wahl der Maß­
nahmeart. Darauf weisen Ergebnisse der Infratest-Betriebserhebungen (vg l . nachfolgende Tab. 5) wie auch der Wirkungsanalyse des 
WZB hin. 



Tab. 5: Betriebe i n Schwerpunkt 1 nach Betriebsgröße und b i s h e r i -
ger Inanspruchnahme von AFG-Leistungen (in %) 

Größenklasse von ... bis ... Besch. 
Gesamt 1 - 9 1 0 - 9 9 100 - 999 1000 u.m. 

A n t e i l der 
Betriebe, die 
mind. eine der 68 43 65 81 84 
AFG-Leistungen + 

erhalten haben 

Eingliederungsbeihilfe, Einarbeitungszuschüsse, Förderung 
von Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen i n den letzten 
3 Jahren 

Quelle: Infratest 1980, Band 4 

Daß frühere Erfahrungen mit der Nutzung von AFG-Fördermitteln die 
Inanspruchnahme des Schwerpunkts 1 beeinflußt haben, bestätigt 
auch die WZB-Untersuchung zur Programmnutzung i n den b e t e i l i g t e n 
Arbeitsamtsbezirken; dabei wird ein p o s i t i v e r Zusammenhang f e s t ­
g e s t e l l t zwischen der bisherigen Vergabe von AFG-Leistungen im 
Arbeitsamt (Zahl der E i n t r i t t e i n Einarbeitung, Fortbildung und 
Umschulung, bezogen auf die jeweilige Arbeitslosenzahl) und der 
Wahrnehmung der Schwerpunkt 1-Förderung (Peters , Schmid 19 81, 
S. 108). Wie Befunde der Infratest-Betriebserhebungen zeigen, be­
steht ein deutlicher Zusammenhang zwischen Programmnutzung und 
bisherigen Qualifizierungsaktivitäten der Betriebe (über AFG-Lei­
stungen hinaus). 

Annähernd zwei D r i t t e l (64 %) der erfaßten Betriebe gaben an, ab­
gesehen vom Sonderprogramm i n den vergangenen Jahren (bis Mitte 
19 79) Qualifizierungsmaßnahmen für Beschäftigte neben der beruf­
lichen Erstausbildung durchgeführt zu haben. Darunter waren sämt­
li c h e Betriebe des Energie/Bergbau-Sektors und annähernd a l l e 
Großbetriebe (1000 u.m. Beschäftigte) (Infratest 1980, Band 4, 
S. 38). 

Auch die Wahl der Maßnahmeart wird von dem bisherigen Verhalten 
der Betriebe beeinflußt. Deutlich wurde eine Kontinuität zwischen 



der bislang p r a k t i z i e r t e n spezifischen Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k und 
der Art der Maßnahmen,die die Betriebe über das Sonderprogramm 
durchführten. 

So lauteten die Befunde der Betriebserhebung: "Betriebe, die be­
r e i t s früher Fortbildungs- und/oder Umschulungsmaßnahmen durchge­
führt haben, führen diese Maßnahmen auch im Rahmen des Sonderpro­
gramms sehr v i e l häufiger durch als Betriebe, die früher nur an­
dere (sonstige Lehrgänge und Kurse, planmäßige Qualifizierung 
am Arbeitsplatz) oder gar keine Qualifizierungsmaßnahmen durchge­
führt haben. Überdurchschnittlich häufig führen Betriebe mit vor­
herigen Fortbildungs- und Umschulungserfahrungen auch Maßnahme-Kombinationen (Umschulung und/oder Fortbildung i n Kombination mit 
sonstiger Q u a l i f i z i e r u n g ! im Rahmen des Sonderprogramms durch. 
Betriebe, die vor Inkrafttreten des Sonderprogramms andere Quali­
fizierungsmaßnahmen (Lehrgänge/Kurse; planmäßige Qualifizierung 
am A r b e i t s p l a t z ) , nicht aber Fortbildung und Umschulung p r a k t i ­
z i e r t haben, führen hingegen nur seltener geförderte Fortbildungs­
und Umschulungsmaßnahmen durch. 

Umgekehrt verfügen Betriebe mit geförderten Umschulungs- und/oder 
Fortbildungsmaßnahmen aus Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms über­
durchschnittlich häufig bereits über vorgängige Erfahrungen mit 
solchen beruflichen Bildungsmaßnahmen. Betriebe , die sonstige Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen des Sonderprogramms durchführen, 
verfügen demgegenüber häufiger über Erfahrungen mit planmäßiger 
Qualifizierung am Arbeitsplatz" (Infratest 1980, Band 4, S. 38 f ) . 

c) Teilnehmerstruktur-

Die Untersuchungsbefunde zum Teilnehmerkreis bei den Fördermaßnah­
men sind insbesondere unter folgenden Aspekten bedeutsam: 

- Arbeitsmarktpolitisch wünschenswert wäre eine Ausweitung des Gefördertenkreises über diejenigen Gruppen hinaus (und das waren 
die schon q u a l i f i z i e r t e n , vor allem gelernte Arbeitskräfte), die 
bislang bei der Durchführung von Weiterbildungsmaßnahmen -
seien es betriebliche oder AFG-Aktivitäten - bevorzugt waren. 

- Im Sinne der Zielsetzung wäre weiter eine besondere Förderung 
jener Problemgruppen des Arbeitsmarktes, deren Risiko besonders 
hoch i s t , arbeitslos zu werden bzw. schwer Wiederbeschäftigung 
zu finden, also beispielsweise von Frauen, ausländischen und 
älteren Arbeitskräften. 



- Zu den Beschäftigtengruppen, die sowohl bei der betrieblichen 
Weiterbildung bislang vernachlässigt als auch von der AFG-För-
derung noch nicht i n wünschenswertem Maße erreicht wurden, ge­
hören insbesondere Un- und Angelernte. 

Sind durch das Sonderprogramm diese Gruppen erstmals stärker ein­
bezogen worden? Diese Frage läßt sich nicht für die Gesamtheit 
der Teilnehmer bzw. a l l e Maßnahmearten beantworten. Aussagen über 
den Teilnehmerstatus liegen nur für die Förderungsfälle der 
"Sonstigen Qualifizierung" vor. Die folgenden Tabellen lassen sich 

, . .1) • 
tr o t z i h r e r begrenzten Aussagefähigkeit doch als näherungswei­
ser Indikator für das Ausmaß der Einbeziehung dieser Zielgruppen 
nehmen. 

Tab. 6: Beschäftigte i n Programmbetrieben nach ihrem A n t e i l an 
der Belegschaft und an Maßnahmen der "Sonstigen Q u a l i f i -
zierung" i n Schwerpunkt 1 

+ ) Durchschnittswerte auf die Betriebe bezogen, also nicht 
beschäftigtenproportional gewichtet. Die Werte sind da­
her mit denen der Teilnehmererhebung nur bedingt vergleichbar 
Bei Beschränkung des Vergleichs auf die Großbetriebe i s t 
diese methodische Schwierigkeit von geringerer Bedeutung. 

Quelle: Infratest 1980, Band 4A, S. 13 

+ ). 1) Vgl. dazu Fußnote i n Tabelle 6. 



Die Un- und Angelernten sind i n r e l a t i v hohem Ausmaß i n die "Son­
stigen Qualifizierungsmaßnahmen" einbezogen, sie s t e l l e n rund die 
Hälfte der Teilnehmerschaft. Dies kann als ein Indiz dafür genom­
men werden, daß mit der Einbeziehung dieses Maßnahmetyps i n das 
Programm erstmals auch solche bislang kaum erfaßten Gruppen stär­
ker von der öffentlichen Qualifizierungsförderung erreicht wurden. 

Mit der Frage, wieweit Problemgruppen des Arbeitsmarkts bevorzugt 
i n die Fördermaßnahmen zur Qualifizierung einbezogen wurden, hat 
sich das WZB i n seiner Wirkungsanalyse des Programms eingehend 
befaßt (Peters, Schmid 19 81, Kap. 5.2). Die Autoren kommen dabei 
zu dem Ergebnis, daß zwei Gruppen mit hohem Arbeitsmarktrisiko -
Frauen und ältere Arbeitnehmer über 45 Jahre - bei der Teilhabe 
an Qualifizierungsmaßnahmen des Sonderprogramms eindeutig unter­
repräsentiert waren. 

Tab. 7: Beteiligung verschiedener Arbeitskräftegruppen am Schwer­
punkt 1 (SPD im Hinblick äüf _ _ 

%- A n t e i l an %- A n t e i l an % - A n t e i l an %- A n t e i l an 
Arbeitslosen Beschäftigten Belegschaft. Förderfälle 
(Mai 79(80)) (Juni 1979) d.Prog.Betr. i n SP1 

(1) (2) (3) • (4) 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Peters, Schmid 1981, Tab. 5.3; 
5 - 24; 5 - 19; Infratest 1980, Band 4 



Dabei wurde gerade der Einbeziehung von Frauen i n Qualifizierungs­
maßnahmen bei der Programmkonzeption ein besonderes Gewicht bei­
gemessen: Sie werden sowohl in der Präambel als auch i n den För­
der k r i t e r i e n e x p l i z i t hervorgehoben; Qualifizierungszuschüsse wur­
den auch dann g e l e i s t e t , "wenn Frauen für Tätigkeiten q u a l i f i z i e r t 
werden, die üblicherweise von Männern ausgeübt werden" (Bundes­
minister für Arbeit und Sozialordnung 1979, S. 37). Tatsächlich 
betrug der A n t e i l der Frauen an den Geförderten im Frühjahr 1980 
nur annähernd ein D r i t t e l ihres Anteils an den Beschäftigten 
(vgl. Tab. 7). Im Zuge der Wiedereröffnung des Bewilligungsver­
fahrens mit dem speziellen Z i e l , Qualifizierungsmaßnahmen für 
weibliche Beschäftigte verstärkt zu fördern, konnte der Frauenan­
t e i l an den Teilnehmern bis Jahresende 1980 auf 18,5 % gesteigert 
werden (Scharpf u.a. 1981, S. 197). Frauen waren im Rahmen der 
Programmförderung allerdings auch im Vergleich zur AFG-Förderung 
unterrepräsentiert. Dort s t e l l t e n s i e bei den Neueintritten i n 
berufliche Bildungsmaßnahmen 1979 immerhin 31,5 % der Teilnehmer 
(ANBA 1980) . 

Ein anderer Aspekt möglicher Benachteiligung zeigt s i c h , wenn man 
nach den verschiedenen Maßnahmetypen i n Schwerpunkt 1 di f f e r e n ­
z i e r t : Bei den Qualifizierungsformen mit anerkanntem Abschluß sind 
Frauen deutlich geringer repräsentiert als bei den "Sonstigen 
Qualifizierungen" (vgl. Tab. 8). Allerdings muß dabei auch i n 
Rechnung g e s t e l l t werden, daß über diese Maßnahmeart erstmals 
überhaupt die (bislang besonders benachteiligte) Gruppe der un-
und angelernten Frauen stärker i n die Qualifizierungsförderung 
einbezogen worden sein dürfte ( v g l . auch T e i l B, I I I . ) . 

Tab. 8: A n t e i l verschiedener Arbeitskräftegruppen an Umschulung, 
Fortbildung und "Sonstiger Qu a l i f i z i e r u n g " i n Schwerpunkt 1 

Teilnehmer i n % b e i : 
Umschulung Fortbildung Sonst. Q u a l i f i z . insges. 

Quelle: Infratest 1980, Band 3 



Ähnlich - allerdings weniger stark - zeigt sich auch bei den 
älteren Arbeitnehmern eine Doppelbenachteiligung: Sie wurden nicht 
a l l e i n i n unterdurchschnittlichem Ausmaß von der Förderung im 

1) 
Schwerpunkt 1 insgesamt erreicht (vgl. Tab. 7) , sondern darüber 
hinaus hatten sie auch an den anspruchsvollen Maßnahmearten mit 
arbeitsmarktgängigem Abschluß weit geringer t e i l als am Typ der 
betriebs- bzw. arbeitsplatzbezogenen "Sonstigen Qualifizierung". 

Im Gegensatz zu Frauen und Älteren zeigen die Daten für die aus­
ländischen Arbeitskräfte - ebenfalls eine Gruppe mit hohem Ar­
beitsmarktrisiko - keine unterdurchschnittliche Einbeziehung: i h r 
A n t e i l an den Geförderten im Schwerpunkt 1 l i e g t sogar über den 
Beschäftigtenanteilen i n der Programmregion bzw. den Programmbe­
trieben. Allerdings läßt sich nicht sagen, inwieweit dieses Er­
gebnis aufgrund einer Gleichverteilung i n der Programmregion zu­
stande kam oder dadurch, daß einige (wenige) Betriebsfälle mit 
besonders umfangreicher Ausländerförderung auf die Mittelwerte 
durchschlugen. In bezug auf die Maßnahmearten zeigt sich auch 
hi e r eine Konzentration auf "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen". 
An Umschulung und Fortbildung waren sie - so die Infratest-Erhebung (Infratest 1980, Band 3, S. 9) - i n deutlich geringerem Ma­
ße b e t e i l i g t als deutsche Arbeitskräfte. 

d) Regionale Verteilung 

Bei der Nutzung des Schwerpunkts 1 zeigen sich beachtliche re­
gionale Unterschiede. Wie Tabelle 9 verdeutlicht, unterscheiden 
sich die quantitativ besonders erfolgreichen Bezirke von den we­
niger erfolgreichen etwa um das Zehnfache i n der Zahl der Förder­
fälle, bezogen auf die Beschäftigtenzahl. Oberproportional 
schnitten vor allem die d r e i saarländischen Bezirke ab; eine nied­
rige Inanspruchnahme haben mit Ausnahme von Wilhelmshaven vor a l -

1) Das g i l t insbesondere für die Gruppe der Arbeitnehmer ab 5 5 
Jahre, die laut Infratest-Teilnehmererhebung erheblich selte­
ner an den Maßnahmen b e t e i l i g t waren als ihrem Beschäftigungs­
a n t e i l entspräche (Infratest 1980, Band 4A, S. 10). 



lern die niedersächsischen Bezirke (Scharpf u.a. 1981, S. 70). Die 
Inanspruchnahme durch die nordrhein-westfälischen und bayerischen 
Bezirke l i e g t insgesamt gesehen im Durchschnitt a l l e r Bezirke. 

Tab. 9: Inanspruchnahme der Förderung i n Schwerpunkt 1 nach 
Regionen 

Quelle: Scharpf u.a. 1982, Tab. 4; 12 

Die starke Programmnutzung im Saarland und i n Nordrhein-Westfalen 
dürfte sich zum einen aus der großbetrieblichen Struktur erklären 
lassen. In beiden Programmregionen lag die Zahl der Teilnehmer in 
Großbetrieben wesentlich höher als i n den bayerischen und nieder­
sächsischen Bezirken, und der A n t e i l der Förderfälle i n Großbe­
trieben war ebenfalls wesentlich höher als der entsprechende An­
t e i l i n Niedersachsen und i n Bayern. 

Die Untersuchung des WZB zur Programmimplementation weist zum an­
dern darauf hin, daß i n vielen Arbeitsamtsbezirken großbetrieb­
li c h e Strukturen mit einem hohen Beschäftigtenanteil i n der Eisen-
und Metallindustrie koinzidierten; vor allem i n den t r a d i t i o n e l ­
len Stahlgebieten an Saar und Ruhr. 

1) Nicht enthalten sind darin die Beschäftigten i n den Gebiets­
körperschaften und i n Organisationen ohne Erwerbscharakter, 
da Schwerpunkt 1 auf Unternehmen mit Erwerbscharakter z i e l t e . 



"Die hohe Inanspruchnahme i n diesen Bezirken läßt sich alno zum 
großen T e i l aus dem Zusammentreffen dieser beiden Faktoren erklä­
ren. Die r e l a t i v niedrige Inanspruchnahme i n Niedersachsen, t r o t z 
eines ebenso hohen Beschäftigtenanteils i n Großbetrieben wie im 
Saarland und i n Nordrhein-Westfalen, läßt sich auch damit erklä­
ren, daß hier die Eisen- und Metallindustrie nicht entsprechend 
vertreten i s t " (Scharpf u.a. 1981, S. 168). 

Die Inanspruchnahme i n den bayerischen Arbeitsamtsbezirken - die 
insgesamt einen sehr niedrigen Beschäftigungsanteil i n Großbetrie­
ben haben - dürfte i n erster L i n i e auf intensive Akquisitionsbemühungen der Arbeitsämter i n mehreren Bezirken bei einer großen 
Zahl k l e i n e r und mi t t l e r e r Betriebe zurückzuführen sein; darauf 
verweisen auch die Befunde des WZB-Berichts zur Implementation 
des Sonderprogramms. Danach waren i n den bayerischen Bezirken 
mehr Kleinbetriebe (bis unter 100 Beschäftigte) als i n den ande­
ren Regionen am Schwerpunkt 1 b e t e i l i g t , und auch der A n t e i l der 
Maßnahmefälle i n Kleinbetrieben i s t hier am höchsten (Scharpf u.a. 
19 81, S. 171 f f ) . Demgegenüber war die Beteiligung von Kleinbe­
trieben i n Niedersachsen geringer als i n den anderen Regionen: 
Während i n Bayern pro Amtsbezirk im Durchschnitt 37 Kleinbetriebe 
an der Förderung i n Schwerpunkt 1 teilnahmen, i n Nordrhein-West­
falen 3 3,5 und im Saarland 21,3, waren es i n Niedersachsen nur 
9,2. Hier konnte die fehlende Teilnahme von (wenigen) Schwerpunkt­
betrieben mit jeweils vielen Förderfällen wohl auch nicht durch 
entsprechend starke Beteiligung v i e l e r Klein- und Mittelbetriebe 
ausgeglichen werden. 

Insgesamt zeigt das quantitative B i l d der Nutzung von Fördermaß­
nahmen i n Schwerpunkt 1 deutliche Konzentrationen bzw. Ungleich­
verteilungen. Das erweist sich nicht nur i n bezug auf die Maßnah­
meart (Konzentration zugunsten der betriebsbezogenen "Sonstigen 
Qualifizierung", zuungunsten der t r a d i t i o n e l l e n Fortbildung und 
Umschulung), sondern auch i n bezug auf die b e t e i l i g t e n Betriebe 
(vor allem i n der Konzentration auf Großbetriebe zuungunsten von 
Klei n - und Mittelbetrieben), i n bezug auf die Teilnehmerstruktur 
und auch h i n s i c h t l i c h der regionalen Verteilung der Inanspruch­
nahme . 



I I . Die empirische Basis des Berichts 

Der folgende Abschnitt gibt kurze Erläuterungen zum gewählten 
Fallstudienverfahren, einen Überblick über die zurückliegenden 
empirischen Aktivitäten und einige Informationen über die im Rahmen der ISF-Feldphase erfaßten Betriebe, die geförderten Maßnah­
men und die darin einbezogenen Teilnehmer. Dies sind die Ausgangs­
daten, die die Basis für die i n h a l t l i c h e n Kapitel 

bildeten. Soweit s i n n v o l l und an dieser S t e l l e möglich, wurde auch 
1) 

der Bezug zu den jeweiligen Grundgesamtheiten he r g e s t e l l t . 

1. Verfahren und Betriebsauswahl 
Die Untersuchung des Programmschwerpunkts 1 hatte sich mit komple­
xen Sachverhalten zu befassen, denen mit einer standardisierten 
(Breiten-)Erfassung des bloßen betrieblichen Maßnahmespektrums 
kaum näher zu kommen i s t . 

Aus der Perspektive des Forschungsprojekts hatte es darum zu gehen, 
die Maßnahmen i n einem breiteren Zusammenhang zu sehen und zu er­
fassen. Zum einen i n t e r e s s i e r t e , welche Impulse von einem Außenan­
r e i z zur Qualifizierungsförderung auf die betriebliche Beschäfti­
gungspolitik ausgehen; zum andern war umgekehrt zu fragen, wie 
Durchführungsformen, vermittelte Inhalte usw. durch die Vorgaben 
der betrieblichen Beschäftigungspolitik beeinflußt werden. Aussa­
gen über die Maßnahmen waren also nur auf dem Hintergrund einer 
näheren Kenntnis der betrieblichen Beschäftigungspolitik bzw. der 
Bedingungen und Problemlagen zu t r e f f e n , zu deren Lösung die Be­
triebe Qualifizierungsaktivitäten durchführen. 

Die Behandlung solcher Zusammenhänge erforderte genaue Informatio­
nen über die betrieblichen Strukturbedingungen, die maßgeblich 
darüber bestimmen, wie-solche Impulse von den Betrieben aufgenom­
men, transformiert und schließlich zu q u a l i f i z i e r u n g s - und ar­
beitsmarktpolitischen Wirkungen werden. 

1) Die entsprechenden Zahlen stammen aus den verschiedenen Veröf­
fentlichungen der Bundesanstalt für Arbeit 19 79 - 19 81 und den 
Ergebnisberichten von Infratest 19 80, Bd. 1 - 4. 



Ein konstruiertes B e i s p i e l mag diese Überlegungen verdeutlichen. 
Bei sich unterscheidenden Rahmenbedingungen wird eine von Inhalt 
und Durchführungsform sehr ähnliche Qualifizierungsmaßnahme un­
terschiedliche Konsequenzen haben. 

Funktion und Wirkung sind i n einem expandierenden Unternehmen mit 
starker Marktstellung anders einzuschätzen als i n einem Betrieb, 
der aus einer von einer Strukturkrise betroffenen Branche kommt 
und stark rückläufigen Personalbedarf hat. In ersterem F a l l kann 
die Maßnahme etwa der Schließung einer Qualifizierungslücke die­
nen, die eine mögliche Expansion behindert und damit Neueinstel­
lungen sowie entsprechende Sogeffekte auf dem Arbeitsmarkt auslö­
sen. Im anderen F a l l dagegen kann sie unter besonders günstigen 
Randbedingungen die Funktion haben, Arbeitskräfte mit einer markt­
gängigen Qu a l i f i k a t i o n zu versehen, um ihnen so den zwischenbe­
t r i e b l i c h e n f r e i w i l l i g e n Arbeitsplatzwechsel nahezulegen, s t a t t 
sie per (teurem) Sozialplan abbauen zu müssen. 

Dies sprach für die Konzentration auf stärker q u a l i t a t i v e Verfah­
ren, also Durchführung von Betriebsfallstudien i n einer begrenzten 
Zahl von Unternehmen (mit Erhebung der Informationen vor Ort i n 
direktem Kontakt mit den Betroffenen, Konzentration auf einzelne 
als relevant ausweisbare Fragestellungen sowie Analyse konstitu­
t i v e r Rahmenbedingungen). 

Ein derartiges Verfahren i s t als recht aufwendig anzusehen. Daraus 
fo l g t unmittelbar, daß - bei gegebenen knappen Ressourcen - eine 
quantitative Einschränkung erfolgen mußte, d.h. nur eine r e l a t i v 
kleine Zahl von Betrieben erfaßt werden konnte. Für diese Unter­
suchung wurde dabei ein Weg eingeschlagen, der einerseits den qua­
l i t a t i v e n Charakter unserer Untersuchung durchzuhalten ermöglichte, 
andererseits aber eine größere Zahl von Betrieben bei z.T. unter­
schiedlicher Fallstudiendauer und -Intensität einbezog. 

Mit dem Einsatz q u a l i t a t i v e r Instrumente i n der Sozialforschung 
i s t zugleich immer die Frage der quantitativen Bedeutsamkeit der 
Ergebnisse, der Repräsentativität für die zugrunde liegende Ge­
samtheit, aufgeworfen. Nun kann mit einigem Recht davon ausgegan­
gen werden, daß ein qua l i t a t i v e s Vorgehen wie das h i e r ausgewähl­
te zwar nicht unmittelbar Aussagen über die quantitative Bedeutung 
vorgefundener Konstellationen ermöglicht und es nicht erlaubt, 



Verteilungen aufzustellen. Gleichwohl können die Ergebnisse durch­
aus auch Anspruch auf Relevanz über die unmittelbar untersuchten 
Betriebe und die dort insgesamt erfaßten bzw. die im Rahmen des 
Programms geförderten Arbeitskräfte hinaus beanspruchen. Soweit 
es gelingt, die betrieblichen und überbetrieblichen Bedingungskon­
s t e l l a t i o n e n , die zu bestimmten Resultaten von Qualifizierungsmaß­
nahmen im Betrieb und überbetrieblichen Wirkungen (z.B. auf dem 
Arbeitsmarkt) geführt haben, rekonstruierbar zu machen, können 
sie mit entsprechenden Relativierungen auch auf vergleichbare S i ­
tuationen anderswo bezogen werden (vgl. dazu Altmann u.a. 19 80, 
Bd. I, S. 31 f f und Bd. IV, S. 1051 f f ) . 

Insgesamt gehen wir vor allem auch nach den Erfahrungen vergange­
ner Studien davon aus, daß das gewählte Verfahren unter den gege­
benen Bedingungen einen akzeptablen Kompromiß zwischen der wün­
schenswerten Breite der einbezogenen betrieblichen Situationen 
und den dort stattfindenden Maßnahmen auf der einen Seite und der 
angesichts der Komplexität der vorgefundenen Zusammenhänge erfor­
derlichen analytischen Tiefe andererseits d a r s t e l l t . 

Bereits vor Beginn der empirischen Arbeiten am Projekt zeigte 
s i c h , daß vom geplanten Vorgehen bei der Auswahl der Betriebe ab-

1) 
gewichen werden mußte . Das ergab sich zum einen daraus, daß eine 
von a l l e n an der Begleitforschung b e t e i l i g t e n Institutionen ge­
plante gemeinsame Vorphase, bei der i n sämtlichen einbezogenen Ar­
beitsamtsbezirken quer über die Schwerpunkte des Programms hinweg 
durch Wissenschaftlerteams aus dem Forschungsverbund Basisinfor­
mationen (u.a. über die am Programm b e t e i l i g t e n Betriebe) ber» 
schafft werden s o l l t e n , nicht durchgeführt werden konnte. Zum an­
deren fand auch die Breitenerhebung zum Schwerpunkt 1 ( B e t r i e b l i ­
che Qualifizierungsmaßnahmen), bei der ausführlicher Strukturda­
ten über Maßnahmebetriebe erhoben wurden, wegen verschiedener or­
ganisatorischer Schwierigkeiten erst mit so großer Verspätung 
s t a t t , daß ihre Ergebnisse für die Auswahl eines T e i l s der zu un­
tersuchenden Betriebe nicht mehr genutzt werden konnten. 
1) Zum ursprünglichen Konzept der Untersuchung vgl. die "Gemeinsa­

men Überlegungen" von M i t g l i e d s i n s t i t u t e n des Arbeitskreises 
"Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung" vom 22.10.19 79. 



Für unser Vorgehen ergab sich daraus, daß die vorgesehene syste­
matische Auswahl von Maßnahmebetrieben anhand von Überblick­
informationen aus den genannten Quellen nicht möglich war. Wir 
waren daher unsererseits gezwungen, um mit den Projektarbeiten 
gegenüber den Planungen nicht unvertretbar i n Verzug zu gera­
ten, nunmehr selbst eine sinnvolle Betriebsauswahl nach möglichst 
adäquaten K r i t e r i e n zu t r e f f e n . Dabei spielten zum einen Erfah­
rungen aus verschiedenen, i n den letzten Jahren am I n s t i t u t durch­
geführten Projekten mit thematischem Bezug zur Fragestellung 
der Begleitforschung eine Rolle. Des weiteren war natürlich auch 
die Frage der Erschließung des Betriebszugangs von großer Be­
deutung. Dieser erwies sich auch i n diesem Projekt nicht durch­
weg als problemlos, nicht zuletzt weil die vorgesehene Koopera­
t i o n mit den jeweiligen Arbeitsämtern i n dieser Frage während 
eines Großteils unserer Feldarbeit wegen ausstehender Klärun­
gen (unter anderem der als notwendig erachteten erneuten Bereit­
schaftserklärung der Betriebe, an der Untersuchung teilzunehmen) 
noch nicht i n vollem Umfang erfolgen konnte. 

Im Frühjahr 1980 fanden dann erste Besuche i n Großbetrieben, die 
nach unserer Kenntnis für eine der i n unserem Forschungsdesign 
vorgesehenen intensiven F a l l s t u d i e n i n Frage zu kommen schienen, 
s t a t t . Außerdem wurden erste Kontakte zu einigen Arbeitsämtern 
geknüpft. Bei den Betriebsbesuchen s t e l l t e sich heraus, daß der 
Großteil der ausgewählten Betriebe nach Art und V i e l f a l t der 
durchgeführten bzw. noch geplanten Maßnahmen für unsere Unter­
suchungszeile durchaus geeignet war. Außerdem zeigte sich l e t z t ­
l i c h i n a l l e n Fällen bei den Verantwortlichen die Bereitschaft, 
uns eine intensivere F a l l s t u d i e i n ihrem Unternehmen zu ermög­
liche n . 

Dieser Kooperationsbereitschaft ging allerdings i n mehreren Be­
trieben zunächst ausgeprägte Skepsis voraus. Erst durch eingehen­
de Diskussion über unser Anliegen und unsere geplante Vorgehensweise konnte dieses Hemmnis bese i t i g t werden* Durchweg wurde eine 
ausführliche Information i n geeigneter Form über die Ergebnisse 
der Begleitforschung sehr nachdrücklich gewünscht, teilweise 



könnte man auch sagen, sie wurde zur Voraussetzung der Zusammenarbeit gemacht. 

Ab Frühsommer 1980 standen uns auch erste Ergebnisse der 

anhand von Unterlagen der Bundesanstalt für Arbeit von Infratest Sozialforschung zusätzlich e r s t e l l t e n B e t r i e b s s t a t i s t i k 
1) 

zur Verfügung . 

Eine erste Durchsicht der Ergebnisse unsererseits zeigte, daß 
die Beteiligung der Klein- und Mittelbetriebe zwar im Hin­
b l i c k auf die Zahl der Betriebe und die der dort erfaßten 
Teilnehmer -? wie erwartet - weit unterproportional war, dennoch 
aber absolut gesehen sich eine erhebliche Zahl solcher Betrie­
be am Programm b e t e i l i g t e n . Da nun gerade dieser Bereich 
als bislang von der Forschung wie der öffentlichen Förderung 
stark vernachlässigt zu gelten hatte und andererseits erste 
Informationen anzeigten, daß gerade i n diesem Feld besonders 
interessante Wirkungen des Programms erwartet werden konnten, 
wurde beschlossen, das Design unserer Feldarbeit entsprechend 
zu modifizieren. 

War ursprünglich von intensiven Erhebungen und Analysen betrieb­
l i c h e r Rahmenbedingungen und b e t r i e b l i c h e r P o l i t i k i n wenigen am 
Programm b e t e i l i g t e n Großbetrieben mit komplexen Aktivitäten im 
Bereich der betrieblichen Qualifizierung ausgegangen worden, so 
wurde demgegenüber j e t z t vorgesehen, die Zahl dieser Intensiv-
fallstudienbetriebe zu reduzieren und s t a t t dessen i n insgesamt 

1) Erfaßt worden waren durch die Bundesanstalt folgende Merkmale: Art der durchgeführten Maßnahmen; Zahl der Teilneh­
mer i n den geförderten Maßnahmen; Wirtschaftsklasse des Be­
t r i e b s ; Betriebsgröße; Vorhandensein eines Betriebsrats; 
Stellungnahme des Betriebsrats zum Förderungsantrag; Ar­
beitsamtsbezirk. In die Auswertung einbezogen wurden durch 
Infratest sämtliche Anfang März 1980 p o s i t i v beschiedenen 
Förderungsanträge im Schwerpunkt 1. 



wesentlich größerer Zahl Untersuchungen i n kleineren und m i t t l e ­
ren Betrieben durchzuführen (vgl. dazu Tabelle 5 auf S.47 ). We­
gen des dort s u b s t a n t i e l l geringeren Erhebungsaufwandes durfte 
damit gerechnet werden, daß der Ertrag unserer Erhebungen je Be­
t r i e b bei weitem nicht proportional zur steigenden Zahl sinken 
würde. Insgesamt wurden dann Recherchen i n 31 Betrieben ange­
s t e l l t . 

Außerdem erwies sich eine regionale Schwerpunktbildung bei den zu 
untersuchenden Betrieben als sehr zweckmäßig. Maßgeblich hierfür 
war, daß dies eine wesentliche Reduzierung des Aufwandes (u.a. 
Reisezeiten und -kosten, Zahl der ebenfalls anzusprechenden Ar­
beitsämter) bedeutete, andererseits aber, wie erste inzwischen 
vorliegende Erhebungen über das Programm ( S t a t i s t i k der Bundes­
ans t a l t , Infratest-Grundauszählungen) zeigten, ohne Verzicht auf 
eine möglichst große V i e l f a l t von zu erfassenden Betrieben und 
Qualifizierungsmaßnahmen möglich war. 

Von den 31 in die ISF-Untersuchung einbezogenen Maßnahmebetriebe 
liegen acht im Ruhrgebiet, acht im Saarland und e l f in Ost­
bayern, und zwar in jeweils zwei unmittelbar benachbarten Arbeitsamtsbezirken. 

Neben den Untersuchungen i n Programmbetrieben waren auch Recher­
chen in nicht-programmgeforderten "Kontrollbetrieben" vorgesehen. 
Zwar erwies es sich im Zuge des Untersuchungsablaufs - vor allem 
wegen der notwendigen Ausweitung von Programmbetriebsfallstudien 
daß eine gewisse Reduzierung des Erhebungsaufwands bei den Kon-

1) . 
t r o l l b e t r i e b e n vorgenommen werden mußte . Durch Koordination un­
serer Arbeiten mit einem anderen am ISF laufenden Untersuchungs­
projekt über betriebliche Umstellungsmaßnahmen war es aber mög­
l i c h , den Bedarf an vergleichenden Recherchen für einige wichti­
ge Forschungsfragestellungen mit abzudecken, ohne den gegebenen 
Mittelrahmen unseres Projekts zu überschreiten. 
1) Vgl. dazu ISF: "Veränderungen der Arbeitsplanungen und Auswir­

kungen auf die z e i t l i c h e Struktur des Finanzbedarfs" vom 
7.10.1980. 



Einbezogen werden konnten Daten und Informationen aus insgesamt 
zehn nicht programmgeförderten Betrieben, die selbst technische 
und/oder arbeitsorganisatorische Umstellungsfälle durchgeführt 
hatten. Drei Betriebe gehörten zur Elektroindustrie, je zwei zu 
Maschinenbau, Straßenfahrzeugbau und Metallverarbeitung, sowie 
ein Betrieb zur Branche Feinmechanik/Optik. Zwei Betriebe hatten 
eine Beschäftigtenzahl zwischen 200 und 500, zwei zwischen 500 
und 1000, dre i zwischen 1000 und 5000 und zwei Betriebe über 
10.000 Beschäftigte. 

Schließlich war es auch möglich, für einzelne Fragestellungen be­
stimmte Programmbetriebe selbst für vergleichende Ermittlungen zu 
nutzen, indem aus einer Gegenüberstellung früherer (vor Programm­
beginn) und der programminduzierten Maßnahmen und P o l i t i k e n im 
selben Betrieb vergleichende Schlüsse gezogen wurden. Die Befunde 
aus den Kontrollrecherchen sind z.T. als implizites Hintergrund­
material, z.T. auch als e x p l i z i t e Darstellung i n den Kapiteln 
des Untersuchungsberichts eingearbeitet. 

2. Betriebszugang und Programmbetriebe 

Obwohl unsererseits ab Sommer 1980 nur noch Betriebe angesprochen 
wurden, die ihre Bereitschaft für die Begleitforschung zweifach 

1) . . . 
erklärt hatten , kam eine a v i s i e r t e Untersuchung durch das ISF 
in einigen Fällen nicht zustande. Dabei handelte es sich durchweg 
um kleinere Betriebe, die eine Zusammenarbeit aus terminlichen 
Gründen, wegen ständiger Arbeitsüberlastung oder wegen der 
Abwesenheit zuständiger Mitarbeiter als äußerst problematisch 
oder ganz unmöglich d a r s t e l l t e n . Ein I n s i s t i e r e n auf unserem Vor­
haben schien hier wenig erfolgversprechend und auch nicht erfor­
d e r l i c h . In den ausgewählten Regionen waren nämlich eine V i e l z a h l 
a l t e r n a t i v e r Betriebe vom Programm erfaßt worden, und die Kontakt­
aufnahme v e r l i e f i n der Regel im zweiten, spätestens aber im d r i t ­
ten Anlauf e r f o l g r e i c h . Wegen der vorgesehenen Gespräche wurden 

1) Zusammen mit der Antragsstellung wurde die Zustimmung zur Betei­
ligung an der wissenschaftlichen Begleitforschung eingeholt, 
später führte die Bundesanstalt für Arbeit eine zusätzliche 
Aktion durch, bei der die Betriebe nochmals ausdrücklich und 
f r e i w i l l i g einer Untersuchung zustimmten. 



stets die Geschäftsleitung (bzw. in größeren Betrieben d i e Personalabteilung) angesprochen und - soweit vorhanden - getrennt da­
von der Betriebsrat. Beide Seiten wurden g l e i c h z e i t i g von uns j e ­
weils darüber i n Kenntnis gesetzt, daß ein Kontakt auch mit der 
anderen Seite vorgesehen war. 

Die beiden genannten Gruppen s t e l l t e n auch stets unsere primären 
Gesprächspartner. Hinzu kamen (das g i l t vor allem für die größe­
ren Betriebe) Gespräche mit betrieblichen Vorgesetzten auf unter­
schiedlichen hierarchischen Ebenen (vom für Personal zuständigen 
Direktionsmitglied Über Hauptabteilungsleiter bis zum Vorarbei­
ter) , mit Vertretern der Ausbildungsabteilung, mit Mitarbeitern 
der Personalorganisation bzw. der Personalplanung usw. In einigen 
Betrieben wurden auch Gespräche mit Arbeitskräften geführt, die 
an Maßnahmen im Rahmen des Programms b e t e i l i g t waren, und zwar 
sowohl in Form von Einzelinterviews als auch in der Form von 
Gruppendiskussionen. Auf der Seite der Arbeitnehmervertretung 
waren die Gesprächspartner i n der Regel Betriebsratsvorsitzende 
bzw. deren S t e l l v e r t r e t e r ui>d i n größeren Unternehmen auch die 
für die jeweilige Abteilung zuständigen Betriebsratsmitglieder. 
In mehreren Betrieben wurde - meist gegen Ende unserer Untersu­
chung - eine zusammenfassende Gesprächsrunde veranstaltet, bei 
der i n der Regel mehrere von uns befragte Führungskräfte und Be­
triebsräte zusammen mit dem Projektteam des I n s t i t u t s noch off e ­
ne Fragen klärten und die Abwicklung des Programms und seine Be­
deutung für das untersuchte Unternehmen diskutierten. 

In a l l e n i n die Untersuchung einbezogenen Fällen haben wir ver­
sucht, durch umfassende Betriebsbegehungen uns ein B i l d über die 
Situation des Betriebes insgesamt sowie s p e z i e l l über die Ar­
beitsaufgaben und -umstände der geförderten Arbeitskräfte zu 

1) 
verschaffen. Außerdem wurde eine Vielzahl von besonderten i n ­
nerbetrieblichen Qualifizierungsveranstaltungen besucht (z.B. 
theoretischer und praktischer Unterricht insbesondere bei Fort-
1) Unter "besonderten" Qualifizierungsmaßnahmen verstehen wir 

3us der Produktion ausgegliederte Schulungsveranstaltungen 
(v g l . Drexel u.a. 1976). 



bildungs- und Umschulungsmaßnahmen, aber auch bei einigen "Sonsti­
gen Qualifizierungsgängen"). 

Die Dauer der Betriebskontakte v a r i i e r t e , entsprechend der Unter­
schie d l i c h k e i t der erfaßten Unternehmen und des Ausmaßes ihrer Be­
t e i l i g u n g am arbeitsmarktpolitischen Programm, von einmaligen, 
etwa halbtägigen Besuchen bis hin zu wiederholten mehrtägigen 
Kontakten, an denen dann bis zu drei wissenschaftliche Mitarbei­
t e r des Instituts g l e i c h z e i t i g b e t e i l i g t waren. 

Z i e l der Untersuchungen vor Ort war es stets , neben den unmittel­
bar mit dem Programm zusammenhängenden Aspekten die gesamte be­
t r i e b l i c h e Situation mitzurecherchieren. Dazu war es e r f o r d e r l i c h , 
nicht nur die Ergebnisse unserer Besuche systematisch auszuwer­
ten, sondern außerdem die zugänglichen sonstigen Informationen 
(Berichte i n der Tagespresse und aus Fachzeitschriften, Durchar­
beiten der uns von Betrieben zur Verfügung ges t e l l t e n Unterlagen 
usw.) zu nutzen. Bezogen auf einige Betriebe war es auch möglich, 
auf Erfahrungen, Kenntnisse und Materialien aus früheren Unter­
suchungen des In s t i t u t s zurückzugreifen. 

Das ISF hat i n insgesamt 31 Programmbetrieben rech e r i e r t . In die 
Förderung durch den Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms waren zum 
Zeitpunkt der Erstellung der Betriebsdatei bzw. B e t r i e b s s t a t i s t i k 
durch Infratest Sozialforschung (Anfang 1980) 1054 Betriebe ein­
bezogen. Zwischen diesem Zeitpunkt und März 1981 (Stichtag der 
letzten Auswertung der Bundesanstalt über die Beteiligung am Son­
derprogramm, die h i e r berücksichtigt werden konnte) st i e g aber 
die Zahl der bewilligten Qualifizierungszuschüsse noch um mehr 
als ein D r i t t e l von 22.603 auf 30.601. Daher dürfte sich auch die 
Zahl der geförderten Betriebe (diese Größe wird von der Bundes­
anstalt nicht unmittelbar erfaßt) nochmals erhöht haben. Es kann 
jedoch davon ausgegangen werden, daß dies eher i n unterpropor­
tionalem Umfang der F a l l war, weil teilweise bereits am Programm 
b e t e i l i g t e Betriebe erneut Anträge g e s t e l l t haben dürften. 

Es liegen "über Betriebe und Teilnehmer demnach Informationen von 
unterschiedlicher Aktualität vor, die außerdem die jeweiligen Ge-



samtheiten i n unterschiedlichem Umfang erfassen. Wir werden Uns 
im folgenden, wenn es sich um die Zahl der Betriebe handelt, stets 
auf die Infratest-Ergebnisse vom März 19 80 beziehen (vgl. dazu die 
Tabelle 1 auf S. 3 9t), während wir zum Vergleich nicht etwa die 
Teilnehmerzahlen vom selben Zeitpunkt, sondern die neuesten ver­
fügbaren Daten (Bundesanstalt für Arbeit vom März 19 81 (vgl. dazu 

Tabelle 2 auf S. 41)) heranziehen wollen. Der unterschiedliche 
Status der Daten i s t also im folgenden zu berücksichtigen. 

Einbezogen i n die ISF-Untersuchungen waren Betriebe aus dem "Ver­
arbeitenden Gewerbe", dem "Baugewerbe" und dem "Energie- und Bau­
sektor". Aus diesen Bereichen kommen etwa drei V i e r t e l der am 
Schwerpunkt 1 b e t e i l i g t e n Betriebe, die i h r e r s e i t s über 90 % der 
geförderten Teilnehmer an Qualifizierungsmaßnahmen beschäftigten. 
Der Dienstleistungsbereich wurde bewußt aus unseren empirischen 
Untersuchungen ausgeklammert, da seine Einbeziehung die Komplexi­
tät des Untersuchungsfeldes außerordentlich vergrößert hätte. Ge­
genüber den untersuchten Bereichen hebt sich der Dienstleistungs­
sektor nämlich durch erheblich unterschiedliche Rahmenbedingungen 
ab. Eine zugängliche Untersuchung auch dieses Komplexes mit qua­
l i t a t i v e n Instrumenten wäre innerhalb des vorgegebenen Rahmens 
dieser Untersuchung (man hätte nur einige wenige Unternehmensein­
heiten an S t e l l e solcher aus den einbezogenen Bereichen berück­
sichtigen können) nicht möglich gewesen, so daß sich die vorgenom­
mene Konzentration auf die genannten Sektoren anbot. 

Unter den untersuchten Betrieben gab es einen Schwerpunkt bei 
Stahl-, Leichtmetall- und Maschinenbau (insgesamt acht Betriebe 
mit Beschäftigtenzahlen von unter 50 bis über 5000) und im Bereich 
Steine, Erden und Bauhauptgewerbe mit fünf Betrieben ebenfalls 
sehr unterschiedlicher Größenordnung. Drei Betriebe gehörten zum 
Bekleidungsgewerbe, drei zur Eisen- und Stahlerzeugung, zwei zur 
Elektrotechnik und ebenfalls zwei zur Druck- und Vervielfälti­
gungsbranche. Weiter waren vertreten der Bergbau, die Chemische 
Industrie, Zinkerei und Stahlverformung, Schiffbau, EDV-Anlagen/ 
Büromaschinen, EBM-Waren sowie Nahrungs- und Genußmittel. 



Betrachtet man die vom ISF ausgewählten Betriebe nach dem Kriterium Betriebsgröße, so zeigt s i c h , daß trot z der oben angesproche­
nen Verlagerung des Schwerpunkts unserer Untersuchungen auf k l e i ­
nere (bis unter 100) und mittelgroße Betriebe (100 bis unter 1000 
Beschäftigte) diese Betriebstypen im Rahmen der Feldarbeit - ge­
messen an der Verteilung der insgesamt am Programm b e t e i l i g t e n 
Betriebe - weit unterrepräsentiert bleiben. Nur ca. ein V i e r t e l 
der von uns untersuchten Betriebe beschäftigte weniger als 100 Ar­
beitskräfte gegenüber etwa drei Fünftel der insgesamt am Schwer­
punkt 1 b e t e i l i g t e n Betriebe. Auf der anderen Seite gehörten nur 
ca. 10 % der geförderten Betriebe der Kategorie "mehr als 1000 Be­
schäftigte" an, während das bei gut einem D r i t t e l der vom ISF ein-

1) 
bezogenen Betriebe zutraf (vgl. Tabelle 1 auf S. 39) . Eine der­
artige Disproportionalität läßt sich allerdings bei einer Unter­
suchungsmethode, die sich stark auf Recherchen vor Ort stützt, 
praktisch kaum vermeiden: 

Die Einbeziehung von auch nur ca. 10 % der Betriebe mit unter 100 
Beschäftigten (ein Satz, der bei den Betrieben mit mehr als 1000 
Beschäftigten i n etwa von uns erreic h t wurde) hätte den Projekt­
rahmen bei weitem gesprengt. Mit einer derartig eindeutigen Ge­
wichtsverlagerung auf kleine und mittlere Betriebe wäre man auf 
der anderen Seite aber nur zu Informationen über eine r e l a t i v ge­
ringe Anzahl von Teilnehmern gelangt. Da nur insgesamt etwa 15 % 
der geförderten Teilnehmer i n Betrieben mit bis zu 100 Beschäftig­
ten arbeiteten, hätte man beispielsweise mit der Untersuchung von 

1) Zusätzlich i s t i n diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß 
die Beteiligung von Betrieben dieser Größenklassen am Programm 
bei weitem nicht i h r e r Bedeutung für die Gesamtwirtschaft i n 
den geförderten Regionen entspricht. Betriebe mit weniger als 
1000 Arbeitskräften beschäftigten 64 % der Erwerbsbevölkerung 
i n den Programmregionen. Aber Betriebe dieser Größenordnung 
beschäftigten nur 17 % a l l e r Arbeitskräfte i n den geförderten 
Betrieben insgesamt. 41 % der Erwerbsbevölkerung i n den Pro­
grammregionen arbeiteten i n Betrieben mit unter 100 Arbeits­
kräften, aber nur 3 % der Beschäftigten a l l e r insgesamt geför­
derten Betriebe kamen aus solchen Kleinbetrieben (vgl. Infra­
test 1980, Bd. 4 , S. 12 f ) . 



ca. 10 % der Betriebe mit unter 100 Beschäftigten (was 50 - 60 
Betriebsuntersuchungen bedeutet hätte) nur ca. 1,5 % der Teilneh­
mer (d.h. 450 Personen) einbezogen (vgl. dazu die Tabelle 3 auf 
S. 43 ;). 

Demgegenüber i s t es mit unserer Betriebsauswahl (bei Erfassung 
von ca. 3 % der Betriebe) gelungen, Informationen über etwa 12 % 
der Teilnehmer an betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen insge­
samt und sogar jeweils über ein V i e r t e l der an Umschulung und 
Fortbildung Beteiligten zu erhalten (vgl. dazu die Tabellen 4 und 7 
auf S.45/51). Außerdem gab es besonders i n den größeren von uns un­
tersuchten Betrieben - wiederum jeweils innerhalb der Bereiche Um­
schulung, Fortbildung und "Sonstige Qualifizierung" - eine große 
Zahl sehr unterschiedlicher Einzelmaßnahmen (bezogen auf Merkma­
le wie Qualifizierungsdauer, angestrebtes Q u a l i f i z i e r u n g s z i e l , 
erfaßte Arbeitskräftegruppen, Formen der Durchführung usw.). Das 
bedeutet, daß das gewählte Verfahren als ein Kompromiß zwischen 
der Erfassung einer zureichenden V i e l f a l t unterschiedlicher Be­
triebstypen einerseits und der Einbeziehung einer bedeutenden An­
zahl von Teilnehmern an Maßnahmen des arbeitsmarktpolitischen 
Programms andererseits zu verstehen i s t . 

Stark überrepräsentiert i n unserem Sample sind sowohl Betriebe, 
die neben der Beteiligung am Schwerpunkt 1 auch Maßnahmen im 
Schwerpunkt 2 des Sonderprogramms (Wiedereingliederung) durchführ­
ten - h i e r handelt es sich um 26 % gegenüber 10 % - bzw. die meh­
rere Maßnahmearten im Schwerpunkt 1 betrieben - dies war bei 
45 % gegenüber 20 % jeweils in der Grundgesamtheit der F a l l (vgl. 
d a z u Tabelle 6 auf S. 49). 

Auch bei dem Punkt "Vorhandensein eines Betriebsrats" ergaben sich 
erhebliche Abweichungen zwischen den vom ISF untersuchten und den 
insgesamt erfaßten Betrieben: 8 7 % der untersuchten Betriebe ver­
fügten über einen Betriebsrat gegenüber nur 53 % i n der Grundge­
samtheit. Auch dieser Sachverhalt läßt sich jedoch wiederum weit­
gehend mit der Größenklassenverteilung erklären: Bei den von uns 
untersuchten Betrieben ohne Betriebsrat handelte es sich durchweg 
um solche mit weniger als 500 Beschäftigten. Der A n t e i l der T e i l -



nehmer am arbeitsmarktpolitischen Programm, die aus Betrieben oh­
ne Betriebsrat kamen, beträgt bei uns nur ca. 2,5 %, während über 
13 % der im Schwerpunkt 1 insgesamt geförderten Teilnehmer aus Be­
trieben ohne Arbeitnehmervertretung kamen. 

Zusammenfassend läßt sich also sagen, daß i n dem vom ISF unter­
suchten Sample größere Betriebe überrepräsentiert waren. Durch un­
sere Betriebsauswahlkonzeption i s t es aber dennoch gelungen, auch 
aus einer nennenswerten Anzahl von kleineren und mittleren Betrie­
ben umfassendere Informationen über ihre Beteiligung am Programm 
einzuholen. In den vom ISF erfaßten Betrieben war jeweils eine 
überdurchschnittliche Zahl von Beschäftigten i n das Programm ein­
bezogen. Unter den Programmteilnehmern wiederum waren die an "an­
spruchsvolleren" Maßnahmen (wie Umschulung, Fortbildung) weit 
mehr,als a n t e i l i g zu erwarten, vertreten. Überdurchschnittlich 
häufig gab es weiter Betriebe mit großer Maßnahmenvielfalt, wäh­
rend Betriebe ohne Arbeitnehmervertretung r e l a t i v stark unterre­
präsentiert waren. 

Diese Ergebnisse sind nun natürlich keineswegs als rein zufällig 
anzusehen, sondern können - jedenfalls überwiegend - als Resultat 
einer d i f f e r e n z i e r t e n , verschiedene Gesichtspunkte berücksichti­
genden Auswahlstrategie angesehen werden, wie sie bei q u a l i t a t i v 
ansetzenden Verfahren unumgänglich i s t . Die bevorzugte Untersu­
chung eher großer Betriebe mit hohen Teilnehmerzahlen und unter­
schiedlich d i f f e r e n z i e r t e n Maßnahmen i m p l i z i e r t einerseits die 
Möglichkeit, mit vertretbarem Aufwand eine V i e l z a h l von Aufschlüs­
sen zu gewinnen, w i r f t aber andererseits auch die Frage nach der 
Gültigkeit bzw. Selektivität der gefundenen Ergebnisse auf. 

Repräsentativität der Resultate i n dem Sinne, wie sie etwa von 
der Demoskopie angestrebt wird, kann eine Untersuchungsmethode 
wie die unsere bei großen Grundgesamtheiten wie der h i e r vorge­
fundenen nicht beanspruchen. Dagegen kann a n v i s i e r t werden, mit 
H i l f e unserer Untersuchungen Bedingungszusammenhänge darzustellen 
und charakteristische Strukturen herauszuarbeiten, die zu bestimm­
ten Lösungsmustern geführt haben. Wenn sich dann i n anderen Fällen 
vergleichbare Problemkonstellationen konstatieren lassen, so wird 



es möglich, die Voraussetzungen anzugeben, unter denen entspre­
chende betriebliche P o l i t i k e n denkbar und zu erwarten wären. Um­
gekehrt sind damit Hinweise darauf zu gewinnen, welche Rahmenbe­
dingungen z.B. durch p o l i t i s c h e Interventionen geschaffen werden 
müßten, um als wünschenswert erachtete "Problemlösungen" zu i n i t i ­
ieren. 































I I I . Die Intentionen des Schwerpunkts 1 

1. Im weiteren Sinne: Ausbau präventiver Arbeitsmarktpolitik 
mit regionaler Schwerpunktbildung 

Das Sonderprogramm geht aus von der Beobachtung einer f o r t s c h r e i ­
tenden räumlichen Differenzierung des Arbeitsmarkts i n der Bun­
desrepublik gegen Ende der 70er Jahre. Zu den früheren struktur­
schwachen, t e i l s grenznahen, t e i l s ländlichen u n t e r i n d u s t r i a l i ­
s i erten Regionen mit überdurchschnittlicher A r b e i t s l o s i g k e i t sind 
im Verlauf eines Jahrzehnts mit dem Ruhrgebiet und dem Saarland 
zwei h o c h i n d u s t r i a l i s i e r t e , allerdings vom wirtschaftlichen Struk­
turwandel besonders betroffene Regionen dazugekommen; sie werden 
- ehemals Schlüsselzonen wirtschaftlichen Wachstums - heute eben­
so wie die t r a d i t i o n e l l strukturschwachen Gebiete aufgrund von 
Ar b e i t s p l a t z d e f i z i t e n als Problemregionen des Arbeitsmarkts einge­
s t u f t . Während anderswo die konjunkturelle Belebung zwischen 19 76 
und 19 78 einen deutlichen Rückgang der A r b e i t s l o s i g k e i t mit sich 
brachte , i s t i n den vom Sonderprogramm ausgewiesenen Problemre­
gionen eine spürbare Verbesserung der Arbeitsmarktlage i n dieser 
Periode ausgeblieben; teilweise hat sich - so im Saarland und 
im Ruhrgebiet - die A r b e i t s l o s i g k e i t sogar noch erhöht. 

Aus dieser divergierenden Entwicklung heraus sowie aus der Tat­
sache, daß bis zum Beschäftigungseinbruch 19 74 regionale Nivellierungstendenzen im Arbeitsmarkt der Bundesrepublik vorherrschten, 
wird i n der Präambel des Sonderprogramms auf eine großräumige 
Polarisierungstendenz im Gesamtarbeitsmarkt geschlossen. 

Regionale Differenzierung i s t eine der beiden Strukturierungsdimensionen, die die Arbeitsmarktentwicklung s e i t dem abgeschwäch­
ten Wachstum und der gesamtwirtschaftlichen Umstrukturierung i n 
der zweiten Hälfte der 70er Jahre kennzeichnen. Die andere Dimen­
sion i s t die der Arbeitskräftestruktur, angezeigt durch eine 
wachsende Inkongruenz von Beschäftigten- und Arbeitslosenbestand 



nach s o z i a l s t a t i s t i s c h e n Merkmalen sowie durch die Verdrängung 
oder Marginalisierung von beträchtlichen Teilen des Erwerbspersonenpotentials. Beide Strukturierungsdimensionen, die regionale 
wie die arbeitskräftebezogene, sind Resultat längerwährender, an­
haltender und zum T e i l kumulativer Rationalisierungs-, Realloka-
tions- und Aussiebungsprozesse bei insgesamt reduzierter Arbeits­
kräftenachfrage bzw. Arbeitskräfteüberschüssen. A r b e i t s l o s i g k e i t , 
Unterbeschäftigung und q u a l i t a t i v e r V e r f a l l und Entwertung von 
Arbeitspotential konzentrieren s i c h i n dieser Periode auf bestimm­
te Arbeitskräftegruppen und bestimmte Regionen. Der Prozeß der 
Segmentierung könnte sich , wenn er erst einmal i n Gang gekommen 
i s t , im Selbstlauf verstärken und verfestigen: durch fortlaufen­
de Selektivität bei Arbeitsplätzen und Arbeitskräften' mit dem Er­
gebnis v e r t i e f t e r Polarisierung. 

a) Auf dem Wege zu einer regional d i f f e r e n z i e r t e n Arbeitsmarktpolitik ̂ ..... 

Mit dem Sonderprogramm wurde seitens der Bundesregierung versucht, 
sich auf die regionale Differenzierung des Arbeitsmarkts einzu­
s t e l l e n und dem Gefälle durch regionale Schwerpunktbildung bei der 
Arbeitsmarktpolitik zu begegnen. Die besondere Förderung von Re­
gionen mit hoher A r b e i t s l o s i g k e i t kann man als einen wichtigen 
Sc h r i t t i n Richtung einer regional selektiven Arbeitsmarktpolitik 
im Sinne unterschiedlicher Anwendung und Ausgestaltung von Steue­
rungsinstrumenten betrachten. Sie ergänzt die Förderung bestimm­
ter Arbeitskräftegruppen, der sog. Zielgruppen der Arbeitsmarkt­
p o l i t i k , bei der bereits s e i t etwa Mitte der 70er Jahre eine 
stärker selektive Ausrichtung erkennbar geworden i s t . Von der 
Konzeption her stehen bei der regionalen Arbeitsmarktpolitik 
der Einsatzarbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischer Instrumente 
mit dem Z i e l der Förderung von bestimmten Zielgruppen i n Problem­
regionen im Vordergrund, während bei der schon s e i t langem prakti-^ 
zierten arbeitsmarktorientierten Regionalpolitik zunächst nur arbeitsmarktbezogene Indikatoren der Regionalentwicklung herangezo­
gen werden, die p o l i t i s c h e n Instrumente jedoch auf eine selektive 
regionale Wirtschaftsförderung beschränkt bleiben (Biehler u.a. 
1981, S. 193). 



Im Sonderprogramm wird realistischerweise davon ausgegangen, daß 
mit arbeitsmarktpolitischen Instrumenten a l l e i n der Prozeß der 
regionalen Differenzierung des Arbeitsmarkts nicht abzuwenden i s t , 
sondern dies nur im Konzert mit anderen P o l i t i k e n erfolgen kann, 
vornehmlich mit der Konjunkturpolitik und der regionalen und sek­
toralen W i r t s c h a f t s p o l i t i k . Insoweit i s t es auch f o l g e r i c h t i g , 
wenn der Förderung der Qualifizierung nach Schwerpunkt 1 des 
Programms die Funktion einer Flankierung s t r u k t u r e l l e r Anpassungsvorgänge zugewiesen wird, i n deren Kern wirts c h a f t s p o l i t i s c h e 
Maßnahmen stehen müssen. 

Die Förderung des Arbeitsangebots im Rahmen regionaler Arbeitsmarktpolitik, insbesondere die Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k , hat eine eigenständige Aufgabe komplementär zur Förderung der regionalen 
Arbeitsmarktnachfrage zu erfüllen. Die Komplementarität ergibt 
sich daraus , daß zwischen der Qualität des Arbeitskräfteangebots 
und der des qualitativen P r o f i l s des Arbeitsplatzangebots Wech­
selwirkungen bestehen (Sengenberger 19 79a). Ohne g l e i c h z e i t i g e 
Erhöhung des Arbeitsplatzangebots , also ohne komplementäre Nach­
frageförderung , i s t regionale Arbeitsmarktpolitik nur begrenzt 
wirksam und kann sogar konterproduktiv sein, wenn nämlich die 
durch Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k i n den Problemregionen Geförderten 
anschließend wegen Mangel an entsprechenden Arbeitsgelegenheiten 
i n andere Regionen abwandern und durch diese interregionale 
Wanderung von q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften womöglich eine noch 
größere regionale Diskrepanz i n der Qualifikationsausstattung 
e i n t r i t t . Um dieser Gefahr zu begegnen, i s t die regionale Förde­
rung von Arbeitsnachfrage und Arbeitsangebot i n einer regional­
p o l i t i s c h e n Gesamtplanung quantitativ, q u a l i t a t i v und z e i t l i c h 
sorgfältig aufeinander abzustimmen. 

Beherrschend i n der Philosophie des Sonderprogramms i s t unver­
kennbar und durchgängig die Intention, die Beschäftigungsdefizite 
i n den Problemregionen nicht über interregionale Mobilität der 
Arbeitslosen, also durch sog. passive Sanierung, aus der Welt 
schaffen zu wollen, sondern durch Arbeitsplatzbeschaffung, Ar­
beitsplatzerhaltung und q u a l i t a t i v e Verbesserung der Beschäfti­
gung i n den Förderregionen zu lösen; diese Intention entspricht 



dem Grundgedanken einer aktiven Sanierung, wie s i e i n der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
von 1969 entwickelt, allerdings bis j e t z t noch nicht v o l l zum Tra­
gen gebracht wurde. In dem entsprechenden Gesetz i s t normativ ver­
ankert, daß auf eine Verwertung von Arbeitskraftreserven i n ande­
ren Regionen verzichtet werden s o l l t e und s t a t t dessen der Ar­
beitsplatzbeschaffung und -förderung am Ort des Arbeitskräfteüberschusses der Vorzug zu geben s e i 

Die Konzeption einer aktiven Sanierung im Sinne einer P o l i t i k der 
A r b e i t s p l a t z - a n s t e l l e einer Arbeitskräftemobilität empfiehlt sich 
nicht a l l e i n aus der Ableitung allgemeiner g e s e l l s c h a f t l i c h e r 
Zielmaßstäbe , sondern drängt sich auch auf aufgrund empirischer 
Befunde, nach denen die interregionale Mobilitätsbereitschaft 
der Arbeitskräfte i n der Bundesrepublik (wie auch i n anderen In­
dustrieländern) abgenommen hat und darüber hinaus die Zielgruppen 
der A r b e i t s p o l i t i k unterdurchschnittlich interregional mobil sind. 
Der Großteil räumlicher Mobilität besteht i n intraregionaler Mo­
bilität von Arbeitskräften, während sich interregionale Mobilität 
im beträchtlichen Umfang beschränkt auf Arbeitskräftebewegung 
innerhalb von großräumigen Unternehmensinternen Arbeitsmärkten 
(Mieth, Genosko 1982, S. 6 f f , und Biehler u.a. 1981, S. 199 f f . ) . 
Bereits 19 69 kam eine IAB-Untersuchung zu dem Ergebnis , daß 80 % 
der Arbeitslosen nicht zum Wohnortwechsel bereit sind (Schuster 
1969 , S. 532 und 536). Auch die Ergebnisse der öffentlichen För­
derung regionaler Mobilität von Arbeitslosen waren ja meist ent­
täuschend. So sind die i n einem Sonderprogramm 1974 angebotenen 
Mobilitätszulagen an Arbeitnehmer nur teilweise abgerufen worden 
(Bundesanstalt für Arbeit 1978, S. 45). 

1) Die Liste der zu fördernden Regionen bzw. Orte müßte den neue­
ren Entwicklungen auf den Arbeitsmärkten angepaßt werden. So 
i s t z.B. auffällig, daß im 8. Rahmenplan die großen Städte 
des Ruhrgebiets noch nicht einbegriffen sind, obgleich dort 
die A r b e i t s l o s i g k e i t r e l a t i v stark angestiegen i s t . 



Neu am Sonderprogramm i s t die Förderung innerbetrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen. Hierin wird eine Chance für den Ausbau prä­
ventiver Arbeitsmarktpolitik gesehen. Die Unternehmen i n den 
Fördergebieten s o l l e n dazu veranlaßt werden, Qualifikationsan­
passungen frühzeitig und ohne etwaige Verzögerungen, wie s i e bei 
betriebsexternen Bildungsmaßnahmen auftreten können, vorzunehmen. 
In anderen Worten, es s o l l e r r e i c h t werden, daß Anpassungserfor-
dernisse im Verfügungsbereich des Betriebs gelöst werden, damit 
sie nicht " e x t e r n a l i s i e r t " werden und den äußeren Arbeitsmarkt 
belasten. 

Bei der innerbetrieblichen Lösung erhoffte man sich auch eine 
größere Mitverantwortung und erweiterte Chancen zur Mitgestaltung 
für die Betriebsräte bei der sozialen Bewältigung des Produktivi­
tätsfortschritts und der strukturellen Anpassungsprozesse. Dies 
entspricht einer i n den vergangenen Jahren verstärkt vorgetrage­
nen Forderung, die Gestaltung und Implementation von Arbeitsmarkt­
p o l i t i k zu dezentralisieren, da s i e örtlich problemgerechter ge­
schehen könne. 

Und schließlich z i e l t das Programm, wie bereits betont, auf be­
nacht e i l i g t e Gruppen des Arbeitsmarkts, die sog. Zielgruppen der 
Arbeitsmarktpolitik, denen man H i l f e anbieten wollte. Hierbei war 
zwar i n erster Linie daran gedacht, diese H i l f e über Anreize zur 
Wiedereingliederung ungelernter und l a n g f r i s t i g Arbeitsloser 
(= Schwerpunkt 2, aber auch 3 des Programms) zu erwirken, doch i s t 
zu berücksichtigen, daß auch unter den Beschäftigten Arbeitskräf­
te und Arbeitskräftegruppen sind, die besonderen Risiken ausge­
setzt und bei betrieblichen Umstellungen besonders durch F r e i ­
setzungen gefährdet sind. Es hieße demnach s i c h e r l i c h n i c h t , die 
Intentionen der Programmschöpfer überzustrapazieren, wenn man auch 
der Qualifizierungsförderung nach Schwerpunkt 1 die Absicht zu­
weist, etwas für die benachteiligten Arbeitskräftegruppen tun zu 
wollen, solange s i e noch i n einem Beschäftigungsverhältnis stehen. 
D ^ e s e v o r b e u g e n d e Beschäftigungssicherung wird um so wichtiger , 
als die Wiedereingliederung von arbeitslosen Angehörigen der schwa­
chen Gruppen immer schwieriger wird (Schmid, Semlinger 1980). 



b) Regionale Differenzierung der A r b e i t s l o s i g k e i t 

Wie wirksam letzten Endes eine regionale Arbeitsmarktpolitik im 
oben definierten Sinne sein kann und welche Steuerungsinstrumente 
im einzelnen angemessen s i n d , hängt nicht zuletzt von einer mög­
l i c h s t wirklichkeitsnahen und diffe r e n z i e r t e n Analyse der regio­
nalen Arbeitsmarktungleichgewichte ab. Unter Berücksichtigung von 
Erkenntnissen der Regionalforschung s o l l e n h i e r einige grundle­
gende Fragen aufgeworfen werden, von denen eine Bewertung der 
Fördermaßnahmen des Sonderprogramms nicht absehen kann. Dabei 
geht es insbesondere um die Rolle der Qualif i k a t i o n der zur Ver­
fügung stehenden Arbeitskräfte und um die Rolle und Reichweite 
einer Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k . 

CD Wie homogen sind Art und Bewegung der A r b e i t s l o s i g k e i t i n den 
einzelnen Förderregionen des Sonderprogramms? 

Verschiedene Indikatoren von Struktur und Entwicklung der Arbeits­
l o s i g k e i t i n den 2 3 vom Sonderprogramm erfaßten Arbeitsamtbezirken verdeutlichen, daß die arbeitsmarktpolitische Problemsituation 
in den erfaßten Fördergebieten keineswegs e i n h e i t l i c h i s t , sondern 
verschiedene Problemtypen unterschieden werden müssen, nämlich 

- t r a d i t i o n e l l periphere ländliche Regionen mit unterdurchschnitt­
lichem Industriebesatz, 

- Ballungsgebiete , i n denen die schrumpfende Montanindustrie 
dominiert, 

- insgesamt eher ländliche Gebiete, jedoch mit einem gravierenden 
A n t e i l von Montanindustrie und schließlich 

- zentrale Räume mit besonderen Beschäftigungsproblemen. 

Zahlenmäßig herausragend unter den 2 3 Bezirken sind die ländlichen 
Räume und die Montangebiete. Auffällig i s t zunächst, daß mit Aus­
nahme des Arbeitsamtsbezirks Neunkirchen i n a l l e n Bezirken mit 
hohem A n t e i l der Stahlindustrie die durchschnittliche Arbeitslosenquote im Laufe des Jahres 19 78 noch anstieg, während s i e i n 
a l l e n übrigen Fördergebieten rückläufig war (Peters, Schmid 
1981, Tab. 1-10, S. 227). 



Markante Unterschiede zwischen ländlichen und Montanregionen zei 
gen sich auch, wenn man verschiedene Strukturmerkmale der Arbeitslosigkeit betrachtet. 

So gibt es empirische Belege für eine regionale Konzentration der 
sog. Problemgruppen des Arbeitsmarktes (Ganser 1980 , 135-144) : 
Es häuften sich Langfrist-Arbeitslose, deren A n t e i l an den Gesamt­
arbeitslosen 19 79 bei rund 20 v.H. l a g , in den Montanbereichen 
(die 11 Arbeitsamtsbezirke mit der höchsten Ausprägung von Lang­
z e i t a r b e i t s l o s i g k e i t sind allesamt Montanbezirke); ähnliches g i l t 
für ältere Arbeitslose. Frauenarbeitslosigkeit mit einem A n t e i l 
von 5 7 v.H. an der Gesamtarbeitslosigkeit war i n ländlichen Regio­
nen überproportional stark ausgeprägt (sie lag dort bei 70 v.H.). 

Ähnliche Anteile gab es bei den T e i l z e i t - A r b e i t s l o s e n . Ebenso 
i s t die Jugendarbeitslosigkeit stärker ein Problem ländlicher als 
urbaner Räume (Peters?- Schmid 1981, S. 225 f f . ) . Nennenswert 
über dem Bundesdurchschnitt lag in den Montanbezirken auch die 
Ar b e i t s l o s i g k e i t von Arbeitskräften mit gesundheitlichen Ein ­
schränkungen und solchen ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
(ANBA 1979 , Bd. 27, S. 1426 f f . ) . 

Nimmt man die Arbeitslosenmerkmale "über 55 Jahre", "gesundheitli­
che Einschränkungen", "ohne abgeschlossene Berufsausbildung" und 
"über 1 Jahr a r b e i t s l o s " als kombinierten Zielgruppenindikator, 
so liegen die Arbeitsamts-Bezirke Duisburg, Gelsenkirchen, Ober-
hausen, Bochum, Essen und Weiden an der Spitze e iner Skala von Be-
zirken nach dem Zielgruppenanteil unter den Arbeitslosen (Eg-
l e , Leupoldt 19 80a, Übersicht 4, S. 6). 

(2) Inwieweit und i n welcher Weise i s t die Entwicklung der Arbeitslosigkeit i n den Problemregionen nachfragebedingt? 

Zieht man die Dauer der A r b e i t s l o s i g k e i t und die Laufzeit der 
offenen Stellen zu einer Typisierung regionaler Arbeitsmärkte heran, 
so zeigt s i c h , daß mit Ausnahme der Arbeitsamtsbezirke Uelzen, Pas­
sau, Deggendorf und Weiden i n a l l e n übrigen Bezirken des Sonder­
programms die Arbeitslosen 19 79 überdurchschnittlich lange ohne 
Beschäftigung waren, jedoch dann, wenn offene Stellen angeboten 
wurden, diese r e l a t i v schnell besetzt wurden. Die Bezirke Duis­
burg, Essen, Saarbrücken, Neunkirchen, Dortmund, Bochum und Saar­
louis hatten von a l l e n Arbeitsamtsbezirken der Bundesrepublik 
bei weitem die höchste durchschnittliche Dauer der A r b e i t s l o s i g ­
kei t und die kürzeste Laufzeit der offenen Stellen (Egle, 
Leupoldt 1980b, S. 4 f f . ) . Die beiden K r i t e r i e n deuten offensicht­
l i c h auf einen Arbeitsplatzmangel als prägendes Merkmal der regio­
nalen Arbeitsmarktsituation hin. 



Für die Regionen des Sonderprogramms zusammengenommen zeigt sich 
zwar ein größerer Beschäftigungsrückgang als i n den restlichen 
Wirtschaftsgebieten der Republik, jedoch i s t zugleich die z y k l i ­
sche Schwankung der Beschäftigung i n den Förderregionen insgesamt 
etwas schwächer ausgeprägt, wobei o f f e n s i c h t l i c h die Beschäfti­
gungsbewegung der Montangebiete stark auf die Aggregatzahlen durch­
schlägt. So war, weitgehend bestimmt durch die Entwicklung i n der 
Stahlindustrie, der Beschäftigungsabbau i n den Problemregionen 
19 74/75 schwächer, 19 77/78 indessen stärker ausgeprägt als im 
Bundesdurchschnitt. Umgekehrt war der Beschäftigungsaufschwung 
19 76/77 und 19 78/79 jeweils schwächer als im Bundesgebiet. Abge­
koppelt von dieser Dynamik waren die Schwerpunkt-Regionen i n Ost­
bayern. Dort war die Beschäftigungszunahme i n den Aufschwungphasen jeweils überdurchschnittlich. Die niedersächsischen Schwer­
punkt-Bezirke zeigen bei insgesamt starkem Beschäftigungsrückgang 
s e i t 19 74 überdurchschnittlich ausgeprägte konjunkturelle Beschäftigungsvariationen (Peters, Schmid 19 81, S. 220, Tab. 1-3). 

Die Beschäftigungsentwicklung i n den Schwerpunkt-Regionen scheint 
demnach von mindestens zwei verschiedenen Einflüssen geprägt zu 
sein; einmal vom sektoralen Strukturwandel, wobei teilweise 
- insbesondere i n bayerischen Bezirken - die Beschäftigungsexpan­
sion überwiegt, während i n den saarländischen und Ruhrgebietsbe­
zirken die kontraktiven Kräfte dominieren; zum anderen von einer 
unterschiedlichen Konjunkturelastizität, die i n den Ballungsge­
bieten schwächer, i n den ländlichen Gebieten stärker als im Bundesdurchschnitt i s t (Peters, Schmid 1981, S. 220). 

Vermutlich wird die Konjunkturanfälligkeit der eher ländlichen, 
strukturschwachen Gebiete durch einen disproportional hohen An­
t e i l von Beschäftigung i n r e l a t i v konjunkturanfälligen Zweigbe­
trieben ("verlängerte Werkbänke") verursacht. Derart konjunktur­
sensible Zweigproduktion i s t bereits i n den 60er Jahren für die 
bayerische Oberpfalz f e s t g e s t e l l t worden (Fürst, Zimmermann 19 73, 
Bd. 1). Versucht man, die beiden Einflußgrößen Strukturwandel und 
Konjunktur auf die regionale A r b e i t s l o s i g k e i t gegeneinander abzu­
wägen, so scheint sich die bereits Mitte der 70er Jahre erkenn­
bare Tendenz (Deutsches I n s t i t u t für Wirtschaftsforschung, Wochen-



bericht 2 8/19 75) zu bestätigen, daß die regionale Verteilung der 
Arbeitslosenquote stärker als früher Branchenprobleme widerspie­
g e l t , die sich nunmehr i n Gebieten auswirken, die vormals nur von 
der konjunkturellen Komponente der A r b e i t s l o s i g k e i t betroffen 
waren. 

(3) Inwieweit i s t die Divergenz der A r b e i t s l o s i g k e i t zwischen 
Schwerpunkt-Regionen und dem übrigen Bundesgebiet durch angebots-
s e i t i g e Faktoren bedingt? 

Unter diesen Faktoren sind zunächst regional variables Erwerbsbeteiligungsverhalten und der interregionale Wanderungssaldo zu 
nennen, darunter insbesondere Wanderungen von Arbeitslosen. Hier­
zu liegen aus der aggregierten Wirkungsanalyse nur Daten über die 
Bevölkerungsveränderung vor (die natürlich neben dem Wanderungs­
effekt auch von der Fruchtbarkeitsentwicklung bestimmt wird) für 
den Zeitraum von 19 70 bis 19 77. Die Bevölkerungsentwicklung i s t 
für die Schwerpunkt-Regionen insgesamt negativ, besonders negativ 
aber für die Mehrzahl der Montanbezirke. Von daher müßte man 
ceteris paribus eher auf niedrigere A r b e i t s l o s i g k e i t i n den Maß­
nahmen-Bezirken schließen. 

Einen weiteren angebotsseitigen Einfluß auf die Höhe der Arbeits­
l o s i g k e i t können i n s t i t u t i o n e l l e Bedingungen ausüben, b e i s p i e l s ­
weise eine unterschiedliche Verbreitung von betrieblichen S o z i a l ­
plänen, i n deren Gefolge Übergänge i n den Ruhestand mit längeren, 
z.B. einjährigen Perioden r e g i s t r i e r t e r A r b e i t s l o s i g k e i t verbun­
den sind. Auch unterschiedliche Inanspruchnahme von Förderlei­
stungen der öffentlichen Arbeitsmarktpolitik zwischen Regionen 
kann die Arbeitslosenquoten wesentlich beeinflussen. Sie konnte 
nach Aussage von Arbeitsamtsdirektoren sogar den Ausschlag dafür 
geben, ob ein Arbeitsamtsbezirk i n die Förderung nach dem Sonder­
programm gelangt i s t oder nicht. In der Tat zeigen die verfügba­
ren Daten über die Nutzung von Förderinstrumenten bei annähernd 
gleicher Arbeitslosenquote i n 19 78 erhebliche Unterschiede in der 
Inanspruchnahme zwischen den Schwerpunkt-Regionen (Peters, Schmid 
1981, Tabelle 19: 1-10, 2-7, 2-8). 



(4) Inwieweit i s t das regionale Arbeitsmarktungleichgewicht q u a l i ­
t a t i v e r Natur? Gibt es zwischen geförderten und nicht geförderten 
Arbeitsamts-Bezirken wesentliche Differenzen i n der Qualität des 
Arbeitsplatzbestands oder i n der Qualität des Arbeitskräftebestands? 

Auf diese Fragen, die für den Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms 
natürlich von herausragender Bedeutung sind, geben die bislang 
vorgelegten Daten der Begleitforschung vergleichsweise wenig Aus­
kunft. In der Strukturbetrachtung der "Aggregierten Wirkungsanaly-
se" gibt l e d i g l i c h der Indikator "Anteil der q u a l i f i z i e r t e n Be­
schäftigten an der Gesamtarbeiterschaft 19 79" (Peters, Schmid 1981, 
S. 194, 221) näherungsweise Aufschluß über Differenzen im Q u a l i f i ­
k a t i o n s p r o f i l zwischen Sonderprogrammregionen und anderen. Daraus 
i s t zu ersehen, daß die qu a l i f i k a t o r i s c h e Ausstattung der Be­
schäftigten i n den Förderbezirken zusammengenommen nicht schlech­
t e r , sondern sogar etwas besser war als das Qualifikationsniveau 
im Bundesdurchschnitt, daß jedoch g l e i c h z e i t i g eine beträchtliche 
Varianz zwischen den Förderbezirken bestand* 

Im übrigen dürfte der Indikator wehig aussagen über die A t t r a k t i ­
vität eines Gebietes zum Bei s p i e l als Standort für Industriebe­
triebe. Er vermag zumindest keihen Hinweis darauf zu geben, ob es 
systematische regionale Unterschiede i n der betrieblichen Stand­
o r t - , Beschäftigungs- und Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k und insbesonde­
re, ob es. gravierende regionsbezogene Selektionskriterien gibt, 
die zu nennenswerten Differenzen i n der Nachfrage- oder Angebots­
struktur oder von beiden geführt haben. Zumindest ein T e i l der 
Regionalforschung tendiert zur These von der qualit a t i v e n P o l a r i ­
sierung der Regionen als Folge der räumlichen Selektivität der 
Arbeitskräftewanderung und der Arbeitsplätze als Ergebnis unter­
nehmerischer Standortentscheidungen (Mieth, Genosko 1982, S. 13 f f . ) . 
Nach dieser These gibt es heute Marktkräfte mit kumulativer Ver­
stärkerwirkung, die auf eine stärkere und nicht nur vorübergehen­
de Differenzierung der Regionen oder Teilregionen nach dem Quali­
fikationsniveau der Arbeitsplätze hinwirken. 



Aus den bisher verfügbaren empirischen Untersuchungen aus der 
Bundesrepublik konnte die These i n a l l e n ihren Komponenten zwar 
nicht nachdrücklich belegt werden - hauptsächlich aufgrund mangeln­
der Datenlage für die 70er Jahre -, s ie i s t aber auch nicht wider­
legt worden (Mieth, Genosko 1982, S. 13 f f . ) . Für einige andere 
Industrieländer i s t die These r e l a t i v gut bestätigt, aber auch i n 
der Bundesrepublik sind Teil e der räumlichen Polarisierungsthese, 
so etwa das räumlich selektive Standortverhalten der Industrie­
betriebe, nachgewiesen. 

Zunächst einmal i s t erwiesen, daß die Arbeitsmarktsituation für 
unternehmerische Standortentscheidungen eine gewichtige und in 
i h r e r Bedeutung ständig wachsende Rolle s p i e l t (Mieth, Genosko 
1981, S. 118 f f . ) . Der starke Einfluß der Arbeitsmarktverhältnisse 
auf die Standortwahl i s t weniger einer der Lohnsätze oder Lohn­
kostenvorteile als einer der verfügbaren Arbeitskräfte, darunter 
besonders das Angebot an q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften. Personal­
engpaßbefürchtungen rangieren bei weitem vor maximalen Gewinnaus­
sichten (Mieth, Genosko 19 82, S. 22 f f . ) . 

Die Vorstellung, unterentwickelte Regionen böten neben staatlichen 
H i l f e n zwangsläufig ein rei c h l i c h e s und r e l a t i v b i l l i g e s Arbeits­
kräftereservoir, i s t f a l s c h . Im Gegenteil, i n solchen Regionen i s t 
der Arbeitsmarkt zumeist ein erhebliches Investitionshemmnis, da 
die Erwerbsbevölkerung überaltert i s t und es insbesondere an qua­
l i f i z i e r t e n Arbeitskräften mangelt. Abwanderungsregionen erfahren 
eine negative Selektion: starke Abwanderung von Q u a l i f i z i e r t e n , 
schwache Abwanderung von N i c h t - Q u a l i f i z i e r t e n . Die Qualifikationstruktur des Arbeitskräftebestands verschlechtert s i c h , während 
sich die der Zuwanderungsregion verbessert. 

Eine Untersuchung kam zu dem die eben r e f e r i e r t e n Zusammenhänge 
bestärkenden Schluß, daß i n Ballungsgebieten vor allem nichtqua­
l i f i z i e r t e Arbeitskräfte fehlen, i n ländlichen Gebieten vor allem 
Fachkräfte (Fürst, Zimmermann 19 73, Bd. 2, S. 78). 

Wie bereits die Oberpfalz-Studie, so haben auch neuere Untersu­
chungen auffällige Unterschiede i n der Standortwahl zwischen ver­
schiedenen Betriebstypen sehr weitgehend durch die unterschiedli­
chen Qualifikationsniveaus verschiedener Arbeitsmärkte erklären 
können. Arbeitsplätze mit für Arbeitnehmer günstigen Eigenschaf­
ten wie überdurchschnittlicher Lohnhöhe, Arbeitsplatzsicherheit 
und Aufstiegschancen (sog. primäre Arbeitsplätze), konzentrieren 
s i c h i n zentralen, strukturstarken Regionen, während die sog. 
sekundären Arbeitsplätze i n peripheren Regionen überrepräsentiert 
sind (Buttler, Gerlach 19 78, Bd. 36, S. 219). Die Gründung und 
Verlagerung von r e l a t i v konjunkturanfälligen Zweigbetrieben ("ver­
längerte Werkbänke") sind an dem Angebot ungelernter Arbeitskräf­
te o r i e n t i e r t , während sich Neugründungen und Betriebsverlagerungen von Haupt- bzw. Einzelbetrieben im Durchschnitt an dem Ange­
bot von Fachkräften or i e n t i e r t e n (Fürst, Zimmermann 1973, Bd. 2, 
S. 10H). 



Verstärkt wurde die Unternehmenspolitik der "verlängerten Werk­
bänke" je nach Absatzlage i n peripheren Regionen wahrscheinlich 
- hierzu sind uns keine empirischen Untersuchungen bekannt - noch 
durch die bisher übliche Subventionspolitik, die die Vergünsti­
gungen (Abschreibungen, Zuschüsse, Zulagen) nahezu ausschließlich 
an die invest i e r t e Kapitalsumme knüpften. 

Daß die Instabilität von Zweigwerken mittlerweile als beschäfti­
gungspolitisches Problem i n strukturschwachen Regionen erkannt 
wurde, steht außer Zweifel. Selbst die Industrie- und Handelskammern sträuben sich gegen die Ansiedlung von Betrieben ohne Geschäftsführung - dem zuverlässigsten Hinweis auf einen sog. Ruck-
sackbetrieb. Auch die bisherige Regionalförderung hat nicht hin­
reichend zwischen originären Firmenniederlassungen und Tochter­
bzw. Zweigbetrieben unterschieden. Eine jüngere Untersuchung über 
Industrieansiedlungspolitik kam zu dem Ergebnis, daß nahezu a l l e 
Industrieansiedlungen i n den Jahren 19 79 und 19 80 im Umkreis von 
50 Kilometern von Ballungsräumen lagen. Einige der ganz wenigen 
Ausnahmen war der Raum um Schwandorf, wo die Stillegung der Braun­
kohlengruben und das dadurch freiwerdende Potential an Facharbei­
tern größere Anziehungskraft ausübten. In vielen strukturschwachen 
Gebieten gab es hingegen so gut wie keine Neuansiedlungen mehr. 

Während es also Indizien für die regionale Selektivität von Ar­
beitsplätzen und Wanderungen nach,qualitativen Merkmalen gibt, 
i s t die Polarisierungsthese i n i h r e r anspruchsvolleren dynami­
schen Version, d.h. die kumulative Verstärkung dieser S e l e k t i v i ­
tät mit dem Ergebnis regional auseinanderdriftender Arbeitsmarkt­
qualität derzeit aufgrund der unzureichenden Datenbasis nicht ein­
deutig belegbar. 

Aber auch ohne den e x p l i z i t e n Nachweis einer Verstärkerdynamik 
kann man aus dem nachgewiesenen regionalen Gefälle i n der Quali­
tät von Arbeitsplätzen - auch wenn es nur für einen T e i l der 2 3 
vom Sonderprogramm ausgewiesenen Arbeitsamtsbezirke zutreffen 

1) . . mag - die Notwendigkeit nicht nur für eine regional selektive 

1) Es i s t f r a g l i c h , ob und inwieweit mit der Arbeitslosenquote 
als Auswahlkriterium für die Förderregion auch die unter den 
h i e r diskutierten qualitativen Gesichtspunkten schwächsten Ar­
beitsamtsbezirke erfaßt wurden. Bewertungen der qualitativen 
Attraktivität von Arbeitsamtsbezirken i n Bayern lassen h i e r 
einige Zweifel begründet erscheinen (Mieth, Genosko 1982, 
S. 40 f f . ) . Zumindest erscheint es erwägenswert, bei der zu­
künftigen Bestimmung von Förderregionen anstelle von oder zu­
sätzlich zur Arbeitslosenquote z.B. Indikatoren der Qualität 
des Arbeitsplatzbestands i n der Region heranzuziehen (Bremicker 
u.a. 1978). 



Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k ableiten, sondern auch für eine enge Koor­
dination von regionaler Angebots- und Nachfragepolitik, die sich 
die quantitative Verbesserung der Beschäftigungsstruktur zum Z i e l 
setzt. Die Intentionen des Programms, soweit sie si c h auf eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik mit regionaler Schwerpunktbildung be­
ziehen, sind demnach begründbar. 

Gefördert werden s o l l t e indessen nicht die Errichtung von Arbeits­
plätzen i n Problemregionen schlechthin,sondern die Errichtung von 
q u a l i t a t i v hochwertigen und möglichst konjunkturunabhängigen Ar­
beitsplätzen, mit denen es möglich i s t , ein entsprechend q u a l i f i ­
ziertes Arbeitskräfteangebot i n der Region einzusetzen und dort 
zu halten. 

2. Im engeren Sinne: Verhütung von Arbeitskräfterotation bei be-
t r i e b liehen Umstellungen 

a) Zielsetzung und Prämissen 

Erklärtes Z i e l des Schwerpunkts 1 im engeren Sinne war es, Ar­
beitskräften bei betrieblichen Umstellungen im Gefolge des wirt­
schaftlichen und technischen Strukturwandels durch f i n a n z i e l l e 
Förderung von Qualifizierungsmaßnahmen im Betrieb die Anpassung 
an gewandelte Anforderungen zu ermöglichen. Bei Umstellungs- und 
Anpassungsprozessen, bei denen bisherige Arbeitsplätze entf a l l e n 
und neue Arbeitsplätze mit anderen, d.h. andersartigen oder höhe­
ren Qualifikationsanforderungen entstehen, s e i angesichts der ge­
gebenen Arbeitsmarktsituation ein hohes Öffentliches Interesse 
daran gegeben, daß eine Belastung des außerbetrieblichen Arbeits­
marktes vermieden wird. Eine Beanspruchung des Arbeitsmarktes 
drohe jeweils dann, wenn die Betriebe den üblichen personalpoli­
tischen Rotationsmechanismus praktizieren, d.h. die Anpassung an 
den veränderten Qualifikationsbedarf durch Entlassungen der von 
Umstellungen betroffenen unzureichend q u a l i f i z i e r t e n Arbeitnehmer 
und anschließende Einstellung von Arbeitskräften mit den benötig­
ten Qualifikationen vollziehen. Durch diese Rotationspolitik 
werden dem Arbeitsmarkt Arbeitskräfte mit geringen Q u a l i f i k a t i o -



nen, d.h. mit solchen, die durch den Strukturwandel e n t w e r t e t sind, 
zugeführt, während solche mit modernen und entsprechend gesuchten 
Qualifikationen weggezogen werden, so daß insgesamt eine Verschlechterung der Vermittlungsfähigkeit des Erwerbslosenbestands zu er­
warten i s t . 

Unter diesen besonderen Gegebenheiten, so wurde argumentiert, s e i 
es aus dem Blickwinkel einer präventiv orientierten Arbeitsmarkt­
p o l i t i k wünschenswert, l e g i t i m und human, den Betrieb durch f i ­
nanzielle Unterstützung zu innerbetrieblichen Qualifizierungen 
bzw. zur Requalifizierung der freigesetzten Arbeitskräfte zu ver­
anlassen. Hier liege eine besondere arbeitsmarktpolitische Pro­
blemsituation vor, die es gerechtfertigt erscheinen lasse,von dem 
sonst gültigen Prinzip abzuweichen, nach dem die Weiterbildung 
von Arbeitskräften im Rahmen eines fortbestehenden Beschäftigungs-
verhältnisses als eine Angelegenheit des jeweiligen Beschäftigers 
zu betrachten i s t und nicht grundsätzlich öffentlich bezuschußt 
werden s o l l t e . Zum anderen s e i i n dem speziellen F a l l des veränder­
ten Qualifikationsbedarfs mit größeren Mitnahmeeffekten nicht zu 
rechnen, da j a tatsächlich die Weiterbeschäftigung der Arbeits­
kräfte nur durch einen mehr oder weniger großen Qualifizierungsaufwand zu ermöglichen i s t . Dort, wo Anpassung bereits i n der Ver­
gangenheit über betriebliche Qualifizierung vollzogen wurde, s o l l ­
ten die Betriebe veranlaßt werden, ihre Qualifizierungsanstren­
gungen über das bisherige Maß hinaus auszuweiten. 

Der durch die innerbetriebliche Förderung erwünschte p o s i t i v e , 
das Rotationsverfahren vermeidende Wirkungsmechanismus geht von 
folgenden, i n der Programmkonzeption e x p l i z i e r t e n Prämissen aus: 

(1) Besonders zwingende arbeitsmarktpolitische Umstände ausgenom­
men, galt bislang die Qualifizierung von Arbeitskräften im Be­
t r i e b als nicht öffentlich förderungswürdig, da u n t e r s t e l l t wur­
de, daß, wie es im AFG heißt, diese Qualifizierung überwiegend 
im Interesse des Betriebes l i e g e , was nach Ansicht des Gesetzge­
bers insbesondere dann zu erwarten i s t , wenn die Maßnahme unmit­
telbar oder mittelbar vom Betrieb getragen wird (§ 43(2) AFG). 



Ähnliches g i l t nach dem AFG (§ 51) auch für die i n s t i t u t i o n e l l e 
Förderung der beruflichen Bildung. Die Förderung von beruflicher 
Umschulung und Fortbildung beschränkte sich deshalb im Regelfalle 
auf außerbetriebliche berufliche Bildungsmaßnahmen. 

Das Anpassungspotential bei außerbetrieblichen Bildungsmaßnahmen 
s e i jedoch begrenzt. Unter anderem deshalb, weil wegen des bei 
hoher A r b e i t s l o s i g k e i t gestiegenen Risikos der Wiedereingliede­
rung nach außerbetrieblichen Bildungsveranstaltungen die Bereit­
schaft der Arbeitskräfte, an solchen Maßnahmen teilzunehmen, ge­
ring s e i . Von daher liege es nahe, erforderliche Qualifikations­
anpassungen inn e r b e t r i e b l i c h vorzunehmen. 

(2) Innerbetriebliche Qualifizierung als Alternative zu externer 
Umschulung und Fortbildung scheiterte häufig daran, daß die Be­
triebe wegen schlechter Ertragslage die Maßnahmen nicht selbst 
finanzieren können. 

(3) F o l g l i c h bliebe den Betrieben zur Bewältigung der Anpassung 
nur der Ausweg, die durch technische, ökonomische oder organisa­
torische Umstellungen freigesetzten Belegschaftsmitglieder zu ent­
lassen und den veränderten Anforderungen gerecht werdende Arbeits­
kräfte von außen zu rekrutieren. Ein solcher Umschlag von Perso­
nal über den externen Markt liege aber wegen seiner auf lange 
Sicht geringen E f f i z i e n z nicht im Interesse der betroffenen Un­
ternehmen, und, soweit er mit A r b e i t s l o s i g k e i t verbunden i s t , 
auch nicht im Interesse der betroffenen Arbeitnehmer. 

(4) Deshalb s e i nicht nur gerechtfertigt, sondern im Interesse 
der Vermeidung einer zusätzlichen Belastungsquelle für den Arbeits­
markt e r f o r d e r l i c h , daß unter diesen Umständen von den Grundsätzen 
der bisherigen Förderungspolitik abgewichen werde- (bzw. daß h i e r 
die vom Gesetz eingeräumte Ausnahmesituation eines besonderen ar­
beitsmarktpolitischen Interesses anwendbar s e i ) . 

Das bedeutet: Mit s t a a t l i c h e r Unterstützung anderweitig nicht 
finanzierbarer Requalifizierung im und durch den Betrieb s o l l t e 
verhindert werden,daß freigesetzte Arbeitskräfte tatsächlich aus­
scheiden mußten. 



Nachfolgend werden auf dem Hintergrund von Ergebnissen der Ar­
beitsmarktforschung die eben dargestellten Prämissen der Programm­
intentionen und die daraus gezogenen Schlußfolgerungen im e i n z e l ­
nen geprüft. 

b) Eine Lücke i n der bisherigen Arbeitsförderung 

Mit der Förderung von Qualifizierungsmaßnahmen im Betrieb lassen 
s i c h p o t e n t i e l l eine Reihe von Defiziten und Implementationsproblemen, die mit der bisherigen Praxis der Qualifizierungsför-
derung nach dem Arbeitsförderungsgesetz verbunden sind, beheben. 
In einem allgemeinen Sinne sind die D e f i z i t e darin begründet, daß 
die AFG-Förderung, wie bereits vor Jahren dargelegt, an einem 
spezifischen Arbeitsmarktstrukturmodell o r i e n t i e r t i s t und von 
daher selektive Wirkungen generiert (Lutz, Sengenberger 19 74). 
Mit Ausnahme der betrieblichen Einarbeitung sind die berufsfach­
l i c h e n , i n a l l e r Regel betriebsexternen AFG-geförderten Q u a l i f i ­
zierungsmaßnahmen dort wirksam, wo die Qualifizierungsmaßnahme 
nicht oder wenig an bestimmte Arbeitsplätze oder Betriebe gebun­
den i s t ; hingegen benachteiligt das AFG jene Arbeitskräfte, deren 
Qualifizierungsmöglichkeiten stark an bestimmte Betriebe oder be­
stimmte Arbeitsplätze gebunden sind. 

Natürlich hat der Gesetzgeber mit Recht die Bezuschussung stark 
a r b e i t s p l a t z - und betriebsbezogener Qualifizierung ausgeschlossen, 
jedoch damit auch denjenigen Arbeitskräften den Zugang zur öffent­
l i c h e n Förderung erschwert, deren Beschäftigungsschicksal eng mit 
einem Betrieb oder Arbeitsplatz verknüpft i s t , da i n diesem F a l l e 
die objektiven wie subjektiven Barrieren der Teilnahme an (außer­
betrieblichen) Maßnahmen vergleichsweise groß sind und sich bei 
hoher A r b e i t s l o s i g k e i t noch zusätzlich vergrößern, da dann die 
Risiken der Wiedereingliederung entsprechend ansteigen. 

Noch entscheidender als der allgemeine Zusammenhang von Arbeits­
l o s i g k e i t , b e r u f l i c h e r Bildung und Wiedereingliederungschancen 
scheint zu sein,daß die Gratwanderung zwischen dem mit externen 
Maßnahmen verbundenen Risiko für eine anschließende Wiederbeschäf­
tigung und drohender A r b e i t s l o s i g k e i t aufgrund von entwerteter 



b e r u f l i c h e r Q u a l i f i k a t i o n sich nicht i n gleicher Weise für a l l e 
Arbeitskräftegruppen s t e l l t . Nach wie vor scheint die These r e l e ­
vant, daß Fachkräfte i n beruflichen Teilarbeitsmärkten von ex­
ternen Maßnahmen, wie s i e das AFG fördert, r e l a t i v v i e l gewinnen 
und wenig verlieren können, weil für sie das präventive Moment 
vorrangig i s t , während Un- und Angelernte bzw. solche Arbeits­
kräfte, die i n ausgeprägt betriebsinternen Märkten beschäftigt 
sind und deren Beschäftigungschancen stark mit bestimmten Arbeits­
plätzen i n bestimmten Betrieben verknüpft sind, bei externen Maß­
nahmen r e l a t i v hohe Risiken i n Kauf nehmen müssen (Lutz, Sengen-
berger 19 74, S. 116 f f . ) . 

Ein Angelernter bzw. Arbeitnehmer ohne formalen vollwertigen B i l ­
dungsabschluß wird von s i c h aus weniger geneigt sein, einen be­
t r i e b l i c h e n Arbeitsmarkt zu verlassen, es s e i denn, er wird dazu 
gezwungen. Die Neigung zu präventiver externer Qualifizierung i s t 
bei ihm gering; eine Bereitschaft hierfür dürfte erst im F a l l e 

1) 
der Entlassung und A r b e i t s l o s i g k e i t vorhanden sein (Brinkmann 
19 77, S. 201). Mit anderen Worten: auch ohne arbeitslosigkeitsbe­
dingtes Wiedereingliederungsrisiko wäre eine hohe Ungleichverteilung der Förderung nach Arbeitskräftegruppen zu erwarten; die Ar­
b e i t s l o s i g k e i t akzentuiert l e d i g l i c h das Problem. 

Obgleich es bei der AFG-Förderung s e i t 19 75 deutlich erkennbar 
das Bestreben gegeben hat, mehr Angehörige von Problemgruppen 
und mehr Arbeitslose i n die Förderung einzubeziehen, i s t dies 
nach wie vor begrenzt e f f e k t i v im Sinne einer Konzentration auf 
Arbeitnehmergruppen mit besonderen Risiken. Trotz der nunmehr 
gerade für den Personenkreis der Un- und Angelernten günstigen 
Förderungskriterien nach dem AFG i s t es bisher nicht gelungen, 
diese Arbeitnehmer i n dem Umfange für die berufliche Bildung zu 
gewinnen, wie es wünschenswert wäre. Grund dafür sind nicht die 
Bestimmungen des AFG, sondern die oben benannten strukturellen 
Barrieren gegen die Teilnahme an außerbetrieblichen Bildungsmaß­
nahmen. 

1) Mittlerweile haben v i e l e Untersuchungen den Nachweis erbracht, 
daß Arbeitskräfte ohne beruflichen Abschluß bei Betriebswech­
s e l e i n besonders hohes Risiko der Qualifikationsvernichtung 
und des beruflichen Abstiegs tragen. 



Zwar sind s e i t 19 74 a n t e i l i g mehr Arbeitslose gefördert worden 
(bei den Männern l i e g t der A n t e i l j e t z t bei rund einem D r i t t e l , 
bei den Frauen bei 60 v.H.), doch b e t r i f f t das Gros der Förder­
fälle bei den Männern (die wie ehedem überproportional zu ihrem 
Beschäftigtenanteil partizipieren) Personen mit einer abgeschlos­
senen Berufsausbildung. Nach wie vor hat, wenn auch nicht mehr so 
extrem wie vor 19 74, die Fortbildung das Übergewicht und dabei 
wiederum die Aufstiegsqualifizierung zum Handwerksmeister. 

Bei den Frauen dominieren die Maßnahmen zur Feststellung, Erhal­
tung und Anpassung der beruflichen Kenntnisse, aber auch h i e r 
sind Personen mit einer Berufsausbildung i n der Mehrheit. Die För­
derung i s t insgesamt betrachtet vom Effekt her immer noch schwer­
gewichtig eine für Fachkräfte. Und diese Eigenart wird durch hohe 
Ar b e i t s l o s i g k e i t wegen der oben bezeichneten ungleichen Risikover­
teilung eher noch verstärkt als abgeschwächt, da für Personen mit 
einer abgeschlossenen Berufsausbildung die Teilnahme an Maßnahmen 
der beruflichen Bildung bei drohender oder bereits eingetretener 
A r b e i t s l o s i g k e i t v i e l selbstverständlicher i s t . Daraus i s t zu f o l ­
gern, daß die Förderung externer Maßnahmen nur ein p a r t i e l l wirk­
sames Instrument zur Steuerung q u a l i f i k a t o r i s c h e r Anpassung im 
Sinne der allgemeinen AFG-Zielsetzung sein kann. Sie h i l f t dem 
"berufsbezogenen" Arbeitnehmer, dagegen nicht demjenigen, dessen 
Beschäftigungschancen mehr oder weniger "betriebsbezogen" sind. 

Nach wie vor i s t also eine Fortentwicklung der Arbeitsförderung 
im Bereich der beruflichen Qualifizierung angezeigt, wenn die be­
sonders hohen Arbeitsmarktrisiken ausgesetzten Arbeitskräfte unter 
halb der Facharbeiterebene aus i h r e r benachteiligten Lage heraus­
geführt werden s o l l e n . Dafür i s t jedoch nicht a l l e i n eine finan­
z i e l l e Bezaschussung ausschlaggebend, sondern es sind vor allem 
Qualifizierungsformen, -maßnahmen und -mittel e r f o r d e r l i c h , die 
den Arbeitsinhalten und -erfahrungen dieser Gruppen gerecht wer­
den und zugleich geeignet sind, s i e q u a l i f i k a t o r i s c h von der en­
gen Arbeitsplatz- und Betriebsbezogenheit ein Stück unabhängiger 
zu machen. 



Wie oben dargelegt, sah man ein besonderes öffentliches Interesse 
gegeben, mit arbeitsmarktpolitischen Instrumenten dann und inso­
weit i n betriebliche Anpassungsvorgänge zu intervenieren, wenn 
daraus unter normalen Umständen Freisetzungen und Entlassungen 
von betroffenen Arbeitnehmern zu befürchten sind. Aus diesem Zu­
sammenhang heraus und wohl auch aus Gründen des gezielten Ein­
satzes knapper M i t t e l knüpfte man die Förderungswürdigkeit an das 
Vorliegen solcher b e t r i e b l i c h e r Umstellungsfälle. 

Diese Anlaßkonstruktion, wiewohl im Zusammenhang mit den beste­
henden AFG-Grundsätzen und beschränkten Ressourcen pl a u s i b e l , 
schränkt allerdings das arbeitsmarktpolitische Potential von Qualifizierungsmaßnahmen i n Betrieben erheblich ein. Wie einschlägige 
sozialwissenschaftliche Untersuchungen zeigen (Maase, Schultz-Wild 
1980; Kern, Schauer 1978),und wie auch aus den betrieblichen 
Fallstudien i n den Maßnahmebetrieben im Rahmen der Begleitfor­
schung deutlich wurde (vgl. unten), sind das Konzept technisch­
ökonomisch-organisatorischen Strukturwandels, das der Programm­
schöpfer im Auge hatte, sowie die entsprechenden betrieblichen 
Umstellungen und deren personelle Auswirkungen ein spezifischer 
Typus, der für den Strukturwandelprozeß insgesamt nur begrenzte 
Bedeutung hat. O f f e n s i c h t l i c h ging es den Programmintentionen 
nach um r e l a t i v umfassende, transparente, gut definierbare und 
f o l g l i c h auch steuerbare technisch-organisatorische Umstellungen, 

bei denen die qualifikationsbezogenen Konsequenzen abschätzbar 
und planbar sind. Denn nur dann war der Qualifizierungsertrag 
der Förderungsmaßnahmen erkennbar und eine Mitgestaltung und 
Mitverantwortung seitens der betrieblichen Arbeitnehmervertretung 
l e i s t b a r . 

Demgegenüber i s t f e s t z u s t e l l e n , daß i n der betrieblichen Praxis 
diese eindeutigen Umstellungsfälle mit k l a r erkennbaren Personal-
folgen nicht den R e g e l f a l l von Anpassung darstellen. Überwiegend 
wird der Strukturwandel getragen von eher begrenzten, schrittwei­
sen, oft nahezu kontinuierlichen, wenig transparenten und f o l g l i c h 
nur in der Summe sowie in größeren Zeiträumen erkennbaren Anpas­
sungsprozessen, die sich deshalb auch häufig einer Planbarkeit 



entziehen. Dieser Typ i s t entsprechend dieser Merkmale auch als 
"schleichende Rationalisierung" bezeichnet worden. 

Diese für das Gesamtvolumen an Strukturwandel sehr bedeutsamen 
naturwüchsigen Anpassungsvorgänge sind von den Betrieben zwar 
nicht problemlos, aber i n der Regel ohne direkten Personalabbau 
über das Anpassungspotential innerbetrieblicher Arbeitsmärkte 
zu bewältigen. Betriebe dimensionieren den Anpassungsprozeß an 
diesen Fällen so, daß größere Personalprobleme und Personalkonflik­
te vermieden werden. 

S i c h e r l i c h hat während der 70er Jahre, i n denen es i n beträchtli­
chem Umfang zu Personalabbauaktionen i n größeren Teilen der Wirt­
schaft gekommen i s t , auch die Anzahl umfassender spektakulärer 
Umstellungsfälle zugenommen. Dennoch darf nicht übersehen werden, 
daß insgesamt nach wie vor kleindimensionierte, r e l a t i v stetige 
Innovations- und Anpassungsmuster dominieren. 

Aus den fortlaufenden, im einzelnen kaum wahrnehmbaren und schein­
bar problemlos bewältigten Anpassungsvorgängen f o l g t jedoch k e i ­
neswegs, daß Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e keine Rolle s p i e l t e n und des­
halb kein Qualifizierungsbedarf bzw. -anlaß gegeben s e i . Die 
schleichenden Strukturveränderungen können i n der Summe ähnlich 
gravierende Personalfolgen und Arbeitsmarktbelastungen zeitigen, 
ohne daß s i e gleichermaßen spürbar werden. Möglicherweise i s t 
hi e r b e i die Beeinflußbarkeit des Anpassungsprozesses durch öffent­
l i c h geförderte Qualifizierung sogar größer, aussichtsreicher und 
im Effekt präventiver als bei großdimensionierten Umstellungen, bei 
denen die Erhaltung der Belegschaften durch noch so große Qualifizierungsanstrengungen häufig an Marktgegebenheiten sc h e i t e r t . 

Noch einmal stärker auf die Maßgaben des Programms bezogen»bedeu­
tet die verbreitete Praxis k l e i n s c h r i t t i g e r und kleindimensionier­
t e r , dafür aber mehr oder weniger ko n t i n u i e r l i c h e r R a t i o n a l i s i e ­
rung, daß sich i n vielen Betrieben Anpassungschwierigkeiten auf­
grund von Qualifikationlücken aufgestaut haben, die die Betriebe 
möglicherweise oder sogar wahrscheinlich über Personalrotation be­
heben, für die aber, den allgemeinen Programmintentionen nach, eine 



Lösung über innerbetriebliche Qualifizierung eine arbeitsmarkt­
p o l i t i s c h wünschenswerte Alternative wäre. Dennoch wäre i n dieser 
Situation die Förderungswürdigkeit im Rahmen des Sonderprogramms 
nicht gegeben, da aktuell kein F a l l von technisch-organisatori­
scher Umstellung deutlich ausweisbar oder abgrenzbar i s t . 

c) Formen und Bedeutung des Rotationsverfahrens 

Ehe über Praxis und Relevanz des personalpolitischen Rotations­
prinzips Näheres gesagt wird, i s t es s i n n v o l l , eine analytische 
Unterscheidung zwischen "direktem" und "indirektem Rotationsver­
fahren" einzuführen. 

^ e ^ m direkten Rotationsverfahren sind die Veränderung des Arbeits­
platzes und die Personalveränderung z e i t l i c h und personell eng 
verkoppelt. Verändern sich die qualitativen Anforderungen eines 
Arbeitsplatzes, so wird unverzüglich und ohne Zwischenschritte 
innerbetrieblichen Arbeitsplatzwechsels der Arbeitnehmer, der den 
Arbeitsplatz eingenommen hat, entlassen und ein entsprechend qua­
l i f i z i e r t e r für die neue S t e l l e hereingenommen. Der Grund für den 
Arbeitskräfteaustausch über den externen Arbeitsmarkt sind also 
h i e r q u a l i f i k a t o r i s c h e Profildiskrepanzen zwischen jeweils alten 
und neuen Arbeitsplätzen und alten und neuen Arbeitskräften, die 
i n der Regel im Zuge von Umstellungen und Produktionsanpassungen 
auftreten. Aus der Programmbeschreibung geht hervor, daß der 
Programmschöpfer diese Austauschpraxis beim Design des Programms 
deutlich im V i s i e r hatte. 

Neben dem direkten, d.h. unmittelbaren und unverzüglichen Aus­
tausch von Arbeitskräften über den zwischenbetrieblichen Arbeits­
markt i s t das indirekte Rotationsverfahren zu nennen, das im 
Prinzip vom Programmschwerpunkt 1 ebenfalls angesprochen i s t . Beim 
indirekten Rotationsverfahren wird der Austausch von Personal 
schrittweise über mehrstufigen betriebsinternen Arbeitsplatzwech­
s e l und f o l g l i c h auch z e i t l i c h gestreckt vollzogen. Auch die Ein­
gliederung neuer Arbeitskräfte geschieht etappenweise und durch 
sukzessive Höherstufung. 



Dieses Verfahren entspricht den Allokationsprinzipien d i f f e r e n ­
z i e r t e r betriebsinterner Arbeitsmärkte. Zu diesen Prinzipien ge­
hört eine abgestufte Risikoverteilung für Abgruppierung und Ent­
lassung bei Freisetzungsvorgängen, wonach - dem Prinzip des Verschiebebahnhofs gleich - Vernichtung eines Arbeitsplatzes und 
negative Folgen für den Arbeitsplatzinhaber nicht wie bei der 
direkten Personalrotation notwendigerweise zusammenfallen. Häufig 
kommt es im Zuge von Verdrängungsprozessen zum Ausscheiden eines 
Mitglieds der Randbelegschaft oder eines Arbeitnehmers ohne Kündi­
gungsschutz, während Stammarbeitskräfte und solche mit weitge­
hendem Kündigungsschutz behalten werden. In anderen Worten: Die 
Selektion von Arbeitsplätzen und die Selektion von Arbeitskräften 
sind voneinander abgekoppelt. Z e i t l i c h , umfangmäßig und im Hin­
b l i c k auf die Person f o l g t die Auswahl der Arbeitsplätze einer 
anderen Dynamik als die Selektion der stillzulegenden oder zu 
verändernden Arbeitsplätze. 

Indirekte Austauschprozesse waren, wie im T e i l B, Kapitel I I . im 
einzelnen dargelegt wird, i n den 70er Jahren im Arbeitsmarkt der 
Bundesrepublik von hoher Bedeutung. Sie werden allerdings nicht 
immer und häufig nicht primär durch umstellungsbedingte q u a l i f i -
katorische Profildiskrepanzen ausgelöst, sondern dienen i n erster 
Linie der Verbesserung der Belegschaftsstruktur - etwa nach A l t e r , 
Gesundheit, Leistungsfähigkeit und Qualifikationsniveau, wobei 
bei letzterem eher die Qualifikationshöhe als die Q u a l i f i k a t i o n -
richtung die entscheidende Rolle s p i e l t . Die Chancen für d e r a r t i ­
ge "Strukturaufbesserungen" der betrieblichen Belegschaften sind 
natürlich abhängig von der allgemeinen Auslastung des Arbeits-
kräftepotentials. Sie haben sich während des Beschäftigungsein­
bruchs 19 74/75 verbessert und waren anschließend, wenn auch regio­
nal und se' tora l unterschiedlich, weiterhin gegeben. 

Die Möglichkeiten für die Praktizierung des direkten Rotationsver­
fahrens auf b r e i t e r Front stehen im Widerspruch zu der allgemeinen 
Behauptung der Beschäftiger - auch solcher i n Problemregionen -, 
daß "oni äußeren Arbeitsmarkt nur schwerlich q u a l i f i z i e r t e und ge­
eignete Kräfte zu bekommen seien. Auch wenn die Klagen von Arbeit­
gebern über den Fachkräftemangel verschiedentlich überzogen sein 



dürften, so sind doch die Möglichkeiten für die gezielte Rekrutierung von Fachkräften mit der gewünschten Qualifikation begrenzt. 
Direkte Rotationsverfahren stehen j a im Zusammenhang mit Umstellungen, die neuartige Qualifikationserfordernisse nach sich z i e ­
hen. Gerade solche s p e z i f i s c h neuen, modernen Qualifikationen 
können häufig nicht auf dem externen Arbeitsmarkt eingekauft wer­
den. Die Rekrutierung solcher Arbeitskräfte steht nur gutzahlen­
den Betrieben und solchen mit großzügigen Sozialleistungen offen. 
Andere Betriebe müssen versuchen, die erforderlichen Qualifika­
tionen entweder intern zu erzeugen oder auf Lösungen von Anpas­
sungserfordernissen zurückgreifen, die - wie etwa arbeitsorgani­
satorische Maßnahmen - keine oder nur geringfügige Qualifizierungsleistungen er f o r d e r l i c h machen. 

Eine weitere Einengung für direkte Rotation als p e r s o n a l p o l i t i ­
sches Prinzip ergibt sich aus bestehenden gesetzlichen und kollek­
t i v r e c h t l i c h e n Bestimmungen des Kündigungsschutzes, des Gebots 
des Interessenausgleichs bei Personalabbau und aus vertrag­
lichen Vereinbarungen, nach denen die Möglichkeiten, Freigesetzte 
weiterzubeschäftigen, wahrgenommen werden müssen. Dazu gehören 
auch Maßnahmen zur Qualifizierung von Arbeitskräften für andere/ 
neue Tätigkeiten im Betrieb. 

Obgleich derartige Rechtsverpflichtungen nicht überall bestehen, 
bezogen auf Arbeitskräftegruppen ungleich entwickelt sind und 
auch nicht immer durchgesetzt werden, so sind sie doch weit ver­
b r e i t e t , insbesondere im großbetrieblichen Sektor. So haben i n 
einigen Branchen Sozialpläne eine bereits zwei Jahrzehnte lange 
Tradition. Rund die Hälfte der Arbeitnehmer über M-0 Jahre sind i n 
Branchen beschäftigt, für die Rationalisierungsschutzabkommen 
gültig sind, nach denen die Beschäftiger zu Umschulung oder ander­
weitigen qualifikatorischen Anpassungsbemühungen i n eigener Regie 
und auf eigene Kosten v e r p f l i c h t e t sind. 

Das gültige Sozialrecht steht also nicht nur der Anwendbarkeit 
des offenen Rotationsverfahrens in weiten Bereichen der Wirtschaft 
unmittelbar entgegen, sondern es schreibt sogar dem Arbeitgeber 



den Lösungsweg bei Betriebsänderungen vor, zu dem die Betriebe 
durch die Förderung nach Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms bewegt 
werden s o l l t e n . Der Sinn einer staatlichen Förderung kann demnach 
nur darin liegen, das Potential des Betriebes für interne Quali­
fi z i e r u n g zur personellen und sozialen Bewältigung der Anpassung 
zu erweitern - das Programm nennt hier f i n a n z i e l l e Engpässe bei 
Unternehmen als mögliches Hindernis - und darüber hinaus die be­
t r i e b l i c h e n Qualifizierungsleistungen i n einer Weise zu gestalten, 
daß sie auch öffentlichen Arbeitsmarktinteressen gerecht werden. 

3. Eine "expansive" Deutung: Erweiterung der Anpassungskraft 
betriebsinterner Arbeitsmärkte 

Mit der Förderung von Qualifizierungsmaßnahmen im Betrieb nach 
Schwerpunkt 1 wurden über die Einarbeitungszuschüsse nach dem AFG 
hinaus Anpassungsinstrumente gefördert, die zum Repertoire inner­
b e t r i e b l i c h e r Arbeitsmärkte gehören. Um die möglichen Folgen die­
ser Förderung ermessen und bewerten zu können, i s t es nützlich, 
sich noch einmal das Konzept und die wichtigsten Funktionen inner­
b e t r i e b l i c h e r Arbeitsmärkte zu vergegenwärtigen: 

Mit innerbetrieblichen (oder betriebsinternen) Arbeitsmärkten 
seien a l l jene Prozesse und Maßnahmen im Verfügungs- und Entschei­
dungsbereich eines einzelnen Arbeitgebers gemeint, die geeignet 
sind, einen quantitativen und/oder qualitativen Ausgleich von Ar­
beitsangebot und Arbeitsnachfrage herbeizuführen, ohne daß dabei 
der externe Arbeitsmarkt direkt i n Anspruch genommen wird. Zu 
diesen Maßnahmen und Prozessen zählen vor allem die innerbetrieb­
l i c h e Qualifizierung (Weiterbildung, Umschulung, Einarbeitung 
e t c . ) , innerbetriebliche Arbeitskräftebewegungen (z.B. durch Ver­
setzung, Beförderung), betriebsbezogene Entlohnungs- und So z i a l ­
leistungen, Variation- der A r b e i t s z e i t (etwa durch Mehrarbeit 
und Kurzarbeit, Urlaubsgestaltung) und schließlich Veränderungen 
der betrieblichen Arbeitsteilung und Arbeitsplatzanforderungen, 
Vergabe und Rücknahme von Produktionsauftragen oder anderen Maßnah­
men der Beeinflussung des betrieblichen Arbeitskräftebedarfs. 



a) Anpassungsleistung und Abschirmungstendenz 

Zwei funktionale Aspekte betriebsinterner Arbeitsmärkte sind h i e r 
von besonderer Bedeutung: 

(1) Betriebsinterne Arbeitsmärkte erbringen vielfältige und wich­
tige quantitative wie q u a l i t a t i v e Anpassungsleistungen im Rahmen 
des gesamtwirtschaftlichen Strukturwandels wie auch zur Bewälti­
gung von unstetiger mengenmäßiger Arbeitsnachfrage (Lutz u.a<1972). 
Sie entlasten damit die überbetrieblichen Arbeitsmärkte i n i h r e r 
Funktion des Ausgleichs von quantitativen und qualitativen Ange­
bots- und Nachfragediskrepanzen und sind von daher gesehen z i e l ­
konform zu übergeordneten Arbeitsmarktinteressen. 

(2) Betriebsinterne Arbeitsmärkte führen typischerweise zur Ab­
grenzung - im Extremfall zur Abschottung - des betrieblichen vom 
überbetrieblichen Arbeitsmarkt. Betriebsangehörige erfahren eine 
Vorzugsbehandlung gegenüber Außenstehenden, häufig gibt es auch 
eine hierarchische Ordnung von kettenartig verbundenen Arbeits­
plätzen und einer p a r a l l e l e n Rangordnung von Arbeitskräften und 
mehr oder weniger feste, i n s t i t u t i o n e l l verankerte Prinzipien 
und Regeln der Zuweisung von Arbeitskräften zu Arbeitsplätzen 

1) 
(betriebliche Karrieren etc.) . Die Abschließung innerbetrieb­
l i c h e r von außerbetrieblichen Arbeitsmarkten kann die Funktions­
fähigkeit des Gesamtarbeitsmarktes i n verschiedener Weise erheb­
l i c h beeinträchtigen, indem sie die "Austauschfähigkeit" von Ar­
beitskräften zwischen den beiden Marktebenen über mangelnde (qua-
l i f i k a t o r i s c h e ) Substitutionspotentiale reduziert oder die "Austauschmöglichkeit" durch Allokationsregeln einengt, die, obgleich 
die qualifikatorischen Voraussetzungen gegeben sind, einer Arbeits­
k r a f t den Zugang zu betrieblichen Arbeitsplätzen verwehren (Sen-
genberger 1976; Sengenberger 1979b). 

1) Dieses Konzept des internen Arbeitsmarktes entstammt der angelsächsichen in s t i t u t i o n e l l e n Schule der Arbeitsmarktforschung, 
die "interne" von "externen" Märkten unterscheidet, wobei 
le t z t e r e ausschließlich nach den Prinzipien der f r e i e n Markt­
konkurrenz von Lohn und Leistung funktionieren. 



Natürlich sind beide Effekte innerbetrieblicher Arbeitsmärkte, 
die der Anpassungsleistung und die der Abschirmung nach außen, 
Elemente von umfassenderen betrieblichen Personalstrategien und 
als solche nicht voneinander zu trennen; aber es i s t auch nicht 
so, daß eine Erhöhung des internen Anpassungsvermögens und der 
Strukturwandeleffizienz unbedingt oder zwangsläufig mit stärke­
rer Abgrenzung verbunden sein muß. Es gibt einen "politischen" 
Gestaltungsspielraum, innerhalb dessen die Anpassungs- und Aus­
gleichsfähigkeit b e t r i e b l i c h e r Arbeitsmärkte erhöht wird, ohne 
die Abgrenzung nach außen zu verstärken und ohne damit den zwi­
schenbetrieblichen Arbeitsmarkt zu schwächen. Es i s t sogar i n 
gewissen Grenzen möglich, internes Anpassungsvermögen und Austauschfähigkeit zugleich zu verbessern. 

Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k hat als Instrument zur Ausfüllung dieses 
Gestaltungsspielraums große, wenn auch nicht ausschließliche Be­
deutung. Man könnte die Z i e l v o r s t e l l u n g des Schwerpunkts 1 so 
inter p r e t i e r e n , daß angestrebt wird, eine Erweiterung der Anpas­
sungskraft und Anpassungseffizienz innerbetrieblicher Arbeitsmärkte und eine Verbesserung des zwischenbetrieblichen Markts 
miteinander zu verknüpfen, indem eine möglichst große Anzahl von 
Arbeitskräften mit berufsfachlichen, arbeitsmarktgängigen Quali­
fikationen ausgestattet wird» Das Zielmodell wäre gewissermaßen 
ein nach fachlichen Strukturprinzipien organisierter innerbetrieb­
l i c h e r Arbeitsmarkt, gleichsam "fachinterner" Markt, der zugleich 
hohe betriebsinterne Substitutionspotentiale bereithält und durch 
den Bezug der internen Qualifikationsausstattung mit externen Berufsklassifikationen das zwischenbetriebliche Mobilitätspotential 
verbessert. 

Das vorher sehende Strukturprinzip dieses internen Arbeitsmarkt­
modells l i e g t nicht i n vertikalen Arbeitsplatzketten und entspre­
chenden A u f s t i e g s l e i t e r n und Karrieremustern, sondern primär i n 
"horizontaler" Flexibilität des Arbeitskräfteeinsatzes dank b r e i ­
t e r Grundqualifikation. Die vertikale Abstufung von Arbeitsplätzen 
und ein entsprechend vertikales Gefälle i n der Qua l i f i k a t i o n von 
Arbeitskräften, wie sie bislang den innerbetrieblichen Märkten 
eigen waren, s o l l t e n eher abgebaut werden. Beides zusammengenommen, 



die größere Polyvalenz der Arbeitskräfte und das verringerte Arbeitsplatzdifferential, erweitern die interne Vermittlungsfähigkeit der Belegschaften. Sie bedeutet letzten Endes eine Entdifferenzierung bei Arbeitskräften und Arbeitsplätzen, eine 
Reduzierung der internen Arbeitsteilung, eine betriebliche In­
frastruktur, die zwar durch höheren Qualifizierungsaufwand kurz­
f r i s t i g höhere Kosten verursachen kann, dies auf längere Sicht 
aber r e c h t f e r t i g t durch überlegene Anpassungsleistungen. 

Natürlich i s t dieses Strukturmodell nicht neu, sondern wiederholt 
in der Arbeitsmarkt- und i n der Bildungspolitik propagiert worden; 
und verglichen mit den meisten anderen Industrieländern i s t es in 
der Bundesrepublik auch am weitesten verwirklicht. Dennoch sind 
die Möglichkeiten noch lange nicht ausgeschöpft, wofür die gemes­
sen an diesem Zielkonstrukt große Varianz von realen Arbeitsmarkt­
strukturen zwischen Betrieben, Branchen und Ländern spri c h t . Die 
hi e r interessierende Hypothese geht dahin, daß über die Förderung 
von Qualifizierung im Betrieb ein höherer Ausschöpfungsgrad des 
Modellpotentials e r z i e l t werden kann. 

b) Polyvalenz und Flexibilitätsbedarf 

Eine durch Polyvalenz e r z i e l t e Erweiterung und V i t a l i s i e r u n g der 
Anpassungskraft innerbetrieblicher Arbeitsmärkte, ohne daß dies 
durch überbetriebliche, für den Gesamtarbeitsmarktprozeß negative 
Rückwirkungen erkauft werden muß, i s t aus verschiedenen Blick­
winkeln heraus wünschenswert. 

(1) Zunächst einmal sind j a , wie bereits angedeutet, interne 
Arbeitsmärkte (besonders im großbetrieblichen Sektor), weit ver­
b r e i t e t , und mit i h r e r Entwicklung und Konsolidierung i s t ein 
Großteil des k o l l e k t i v r e c h t l i c h e n und gesetzlichen Beschäftigungs­
und Bestandsschutzes der Arbeitnehmer verknüpft. Einschlägige 
Bestimmungen verpflichten die Arbeitgeber sogar zu betriebsin­
ternen personellen Anpassungslösungen. 



Eine Zurückdrängung der Allokationsprinzipien innerbetrieblicher 
Märkte würde demgemäß den sozialen Besitzstand zunächst einmal 
erheblich i n Frage s t e l l e n (selbst unter der Annahme, der Beschäftigungsschutz s e i i n mancher Hinsicht reformfähig und reform­
bedürftig) . Entscheidend i s t , daß eine s t r u k t u r e l l e Entwicklung 
des Arbeitsmarktes verhindert wird, bei der die relativen Beschäftigungschancen auf betrieblichen und überbetrieblichen Arbeits-
markten noch stärker auseinanderklaffen. Denn damit würden für 
die Arbeitnehmer die "Kosten" beim Verlassen eines Betriebs oder 
die des Zugangs zu einem bestimmten Betrieb noch weiter steigen. 

(2) Viele Anzeichen deuten darauf hin, daß i n weiten Bereichen der 
Wirtschaft der Flexibilitätsbedarf im Personaleinsatz s e i t der Be­
schäftigungskrise 19 74/75 gewachsen i s t . Den gesamtwirtschaftli­
chen Hintergrund dafür bilden die unstetigere und ungewissere 
Gütermarktentwicklung sowie die Umstrukturierung im Rahmen der 
neuen internationalen Arbeitsteilung bei gleichzeitigem Übergang 
auf niedrige Wachstumsraten (Lutz u.a. 19 80, S. 26 f f . ) . 

Mehr personelle Flexibilität können die Betriebe auf verschiedene 
Weise gewinnen, wie binnen- und vor allem internationale Vergleiche 
von personalpolitischen Tendenzen zeigen. Dem F l e x i b i l i s i e r u n g s -
z i e l dienen beispielsweise die Auslagerung bestimmter Funktionen 
und Dienste auf Fremdunternehmer, Vermehrung b e f r i s t e t e r Arbeits­
verhältnisse, der Arbeitskräfteverleih oder gezielte technisch­
organisatorische Umstellungen. 

Ein alt e r n a t i v e r oder komplementärer Weg zur Erhöhung der F l e x i b i ­
lität im Personaleinsatz kann aber auch i n einer Erhöhung (ge­
nauer: Verbreiterung) der Qualifikation von Arbeitskräften be­
stehen, d i bisher nur an ganz bestimmten Arbeiten oder Betriebs­
punkten angelernt und eingearbeitet wurden; ein Weg, der offen­
s i c h t l i c h mit den allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Zielvorga­
ben vollwertiger und s t a b i l e r Beschäftigung eher kompatibel i s t . 

Dies** Lösungsstrategie der Qualifizierung scheint auch die sach­
gerechtere zu sein, wenn man die häufig erwartete Entwicklung hin 
zu i n t e l l i g e n t e r e n Produkten und qualifikationsintensiveren Pro-



duktionsverfahren i n der deutschen Industrie i n Rechnung s t e l l t . 
Systematisch strukturierte und allgemeine fachliche Grundlagenkenntnisse und -f e r t i g k e i t e n der Belegschaft ermöglichen Transfer 
Potentiale im Betrieb, mit denen die Probleme eines erhöhten ho­
rizontalen Mobilitätsbedarfs zu lösen sind, der sich ergibt aus 
der veränderten Produktnachfrage, den Innovationserfordernissen, 
aber auch aus unstetigeren und beschleunigten Marktentwicklungen 
(Drexel 1980a, S. 285 f f . ; Drexel 1980b; Drexel, Nuber 1979). 

Zum anderen i s t in den vergangenen Jahren deutlich geworden, daß 
die "negative" Kategorie von Flexibilisierungsinstrumenten auf 
K r i t i k stößt und soziale Konflikte heraufbeschwört, soweit mit 
i h r i n s t a b i l e bzw. i n f e r i o r e Beschäftigungsverhältnisse generiert 
oder Anpassungserfordernisse s c h l i c h t e x t e r n a l i s i e r t werden. 

(3) In Anbetracht der demographischen Wende i n der zweiten Hälfte 
dieses Jahrzehnts - die zahlenmäßig starken ins Arbeitsleben ein­
tretenden Jahrgänge werden von zahlenmäßig schwachen abgelöst -
haben die Beschäftiger auch nach vielseitigem eigenem Bekunden 
a l l e n Anlaß, i n der ersten Hälfte des Jahrzehnts eine P o l i t i k der 
Bevorratung von q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften zu betreiben. Dazu 
können über die berufliche Erstausbildung hinaus die Möglichkei­
ten durch berufliche Qualifizierung von Erwachsenen im Betrieb 
gesteigert werden. 

Die h i e r angestellten Überlegungen lassen sich dahingehend zusam­
menfassen, daß mit der öffentlichen Förderung innerbetrieblicher 
Arbeitsmärkte insbesondere deren strukturwandelwirksame Anpassung 
kraft im Gesamtarbeitsmarkt ausgeweitet werden kann. Dieses posi­
t i v e Ergebnis i s t jedoch kein zwangsläufiges. Es können mit dem 
Ausbau betriebsinterner Märkte auch sehr negative strukturelle 
Konsequenzen für den Gesamtarbeitsmarkt verbunden sein. Wenn man 
das pos i t i v e , von übergeordneten und längerfristigen Arbeitsmarkt 
Perspektiven und -z i e l e n ableitbare und wünschenswerte Potential 
innerbetrieblicher Märkte durch öffentliche Interventionen stär­
ker ausschöpfen möchte, benötigt man ein Zielmodell interner Ar­
beitsmärkte , aus dem heraus dann Förderziele und - k r i t e r i e n d e f i ­
n i e r t werden können. Ein solches Zielmodell könnte ein an f a c h l i -



chen K r i t e r i e n o r i e n t i e r t e r innerbetrieblicher Arbeitsmarkt sein, 
der hohe Anpassungsleistung aufgrund hoher und extensiver Qualifikationsausstattung der Belegschaft erbringen kann und zugleich 
deren zwischenbetriebliche Austauschfähigkeit verbürgt. 



T e i l B: Die Förderung innerbetrieblicher 
Qualifizierungsmaßnahmen -

_ Situationsanalyse und Wirkungsweisen 





Einleitung 

T e i l B des vorliegenden Endberichts r e f e r i e r t die Ergebnisse un­
serer empirischen Arbeiten im Rahmen der Begleituntersuchung zum 
Maßnahmenschwerpunkt 1 (Berufliche Qualifizierung) des Sonder­
programms. Ganz allgemein läßt sich dieser Programmschwerpunkt 
als ein neuartiger arbeitsmarktpolitischer Versuch sehen, mit dem 
Instrument der öffentlichen Förderung b e t r i e b l i c h e r Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur und zur 
Vorbeugung weiterer Arbeitsmarktungleichgewichte beizutragen. In 
diesem T e i l B werden Wirkungen und Potentiale der Förderung un­
te r verschiedenen Teilaspekten und -fragestellungen dargestellt 
und b e u r t e i l t . Dabei ging es neben der Bewertung der tatsächli­
chen Wirkungen des Programms vor allem um eine eingehende Diskus­
sion der i n einem solchen Instrument steckenden Möglichkeiten. 

Im Kapitel I werden die Fördermaßnahmen i n der Bewertungsperspek­
tive einer' Erhöhung der Anpassungsfähigkeit der Arbeitsmarktstruktur unter q u a l i f i k a t i o n s i n h a l t l i c h e n - und - po 1 i t chen Gesichtspunkten analysiert. Die wesentlichen Forschungsfragestellungen 
lauten h i e r b e i : Wieweit entsprechen die Maßnahmen dem Kriterium 
der Arbeitsmarktgängigkeit der vermittelten Qualifikationen? 
Sind wichtige Anforderungen an arbeitsmarktgängige Q u a l i f i k a t i o n , 
wie sie etwa im Typ der beruflichen Vollausbildung enthalten sind 
bei den geförderten Maßnahmen erfüllt worden? Entsprechen die 
Fördermaßnahmen dem Kriterium, einer Veränderung der b e t r i e b l i ­
chen Qualifikationsstrukturen? Wirken sie i n Richtung einer wün­
schenswerten qu a l i f i k a t o r i s c h e n Vereinheitlichung oder eher einer 
Polarisierung der Qualifikationsstrukturen? 

Schließlich wird danach gefragt, inwieweit mit der Programmförderung, die sich auf Erwachsenenqualifizierung r i c h t e t , uner­
wünschte Effekte einer Einschränkung der Jugendlichenausbildung 
verbunden sind. 



I m Kap i te l II stehen Fragen nach ver te i lungspo l i t i schen Wirkungen 
von Maßnahmen des Schwerpunkts 1 im Vordergrund. Dessen e x p l i z i t e 
Zie lsetzung war es j a , über Qualifizierungsförderung Austauschprozessen - ausgelöst durch be t r i eb l i che Personalrotation - mit der 
Folge e iner Verschlechterung des Arbeitslosenbestands und der wei ­
teren Verfestigung von Arbeitsmarktproblemgruppen entgegenzuwir­
ken. 

Zunächst wird daher der Frage nachgegangen: Welche Rol le sp ie len 
direkte persona lpo l i t i sche Rotationsverfahren im Gefolge von Um­
stel lungen für die Austauschprozesse mit den benannten negativen 
Arbeitsmarktfolgen? Und: Wie in te rven ie r t h i e r das Programm? 

Im zweiten Schr i t t wird die Bedeutung von eher indirekten Rota­
tionsverfahren ana l y s i e r t , d .h . e iner bet r ieb l i chen P o l i t i k der 
Personalauslese, die über gestufte Aus- und Eingliederungsmechanis­
men für den Arbeitskräfteaustausch mit negativen Ve r te i lungs fo l ­
gen verantwortl ich i s t . Hier i s t die Frage, welchen Einfluß die 
Maßnahmen auf die be t r i eb l i che Se l ek t i onspo l i t i k nehmen und wel­
che Wirkungen daraus für Arbeitsmarktstruktur und -prozesse zu 
erwarten s ind . Wirken s i e den be t r i eb l i chen Se lekt ionspr inz ip ien 
entgegen - oder wird die Qualifizierungsförderung zum Instrument 
e iner verschärften internen Leistungsauslese und e iner s c h r i t t ­
weisen Ausdifferenzierung von "schlechten" gegenüber "guten" A r ­
beitskräften? 

Kap i t e l I II befaßt s ich s p e z i e l l mit der Frage, worauf die auf­
f a l l end geringe zahlenmäßige Betei l igung von Frauen an den För­
dermaßnahmen im Schwerpunkt 1 zurückzuführen i s t : Gezie l te Diskriminierung bei der Teilnehmerauswahl? Desinteresse be i w e i b l i ­
chen Beschäftigten insgesamt? Fehlende fachl iche Voraussetzungen 
be i den d i rekt von Umstellungs- und Anpassungsprozessen Betrof fe ­
nen? Geringe Repräsentanz von Frauen i n den Förderbetrieben bzw. 
deren i n die Qualifizierungsmaßnahmen einbezogenen (Produktions-) 
Abteilungen? "Frauenfeindl iche" Konzeption des gesamten Förder­
programms? Diese und weitere Aspekte verweisen auf eine Problema­
t i k , die im Vorfe ld weit meür noch a ls im unmittelbaren Rahmen der 
Erwachsenenqualifizierung nach Lösungen ver langt. 



Im Kapitel IV werden die betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen 
aus der Perspektive beschäftigungsbezogener Wirkungen betrachtet. 
Mit dem Programm insgesamt war die Erwartung verbunden, eine mög­
l i c h s t umgehende Besserung der Beschäftigungssituation i n den ge­
förderten Regionen herbeizuführen, primär allerdings durch die 
Schwerpunkte 2 und 3. Wir konzentrieren uns auf das beschäfti­
gungspolitische Potential öffentlicher Qualifizierungsförderung. 
Anders als bei einer aggregierten Wirkungsanalyse wird hier von 
der einzelbetrieblichen Ebene ausgegangen. Zu verfolgen i s t , wie­
weit und unter welchen Bedingungen Beschäftigungsanstöße über Qualifizierungsmaßnahmen auftreten können und i n welchen Formen sie 
i n Beschäftigungseffekte für den betrieblichen und den überbetrieb­
lichen Arbeitsmarkt umgesetzt werden können. 

Eine Einschätzung von Programmwirkungen im Sinne einer menschen-
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gerechten Gestaltung von betrieblichen Anpassungsmaßnahmen ver­
sucht das Kapitel V. Vielfach sind solche Anpassungsprozesse für 
die b e t e i l i g t e n Arbeitskräfte mit erheblichen Belastungen und 
Problemen verbunden: Nicht selten sind generelle Arbeitsmarkt­
probleme wie erhöhte Fluktuation, Absentismus und Ausfälle durch 
Krankheit Folgen solcher i n d i v i d u e l l e r Überforderungen. Daher 
fragen wir, wieweit Belastungsprobleme für die Arbeitskräfte bei 
der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im Schwerpunkt 1 
vermieden werden konnten. Von solchen Verbesserungen der betrieb­
lichen Arbeits- und Leistungssituation könnte auch ein p o s i t i v e r 
Einfluß auf die genannten unerwünschten Arbeitsmarktfolgen aus­
gehen . 

Anschließend geht es nicht wie i n den anderen Teilabschnitten der 
empirischen Analyse um die Einschätzung verschiedener arbeits-
markt- und beschäftigungsbezogener Effekte der Maßnahmen im Programmschwerpunkt 1. Kapitel VI z i e l t vielmehr auf die Frage nach 
Mitnahme bzw. Fehlverwendung von Fördermitteln und versucht eine 
Einschätzung solcher Effekte unter dem Gesichtspunkt der Zielkon­
formität oder Zielverfehlung. Die Komplexität der Problematik wie 
auch deren p o l i t i s c h e s Gewicht machen es e r f o r d e r l i c h , im ersten 
S c h r i t t zunächst eine d i f f e r e n z i e r t e Sichtweise und Bestimmung 
dieser Tatbestände einzuführen. Im zweiten S c h r i t t versuchen wir 



dann, anhand unserer empirischen Untersuchungen verschiedene Grade und Formen der Mitnahme und Fehlverwendung von Mitteln aus 
Schwerpunkt 1 darzulegen und einzuschätzen. 



I. Folgen für die Arbeitsmarktstruktur 

1. Problemstellung und Bewertungskriterien 

Qua l i f i ka t i ons - und Arbeitsmarktforschung stimmen weitgehend da­
r i n überein, daß i n der herkömmlichen bet r i eb l i chen Praxis Über­
wiegend a rbe i t sp l a t z - und betr iebsspez i f i sche Qual i f ikat ionen 
vermit te l t werden. Wenn diese These z u t r i f f t , i s t be t r i eb l i che 
Q u a l i f i k a t i o n s p o l i t i k eine wichtige Determinante der Arbeitsmarktstruktur. Sie baut gleichsam Barr ieren gegen innerbetr ieb ­
l i che und zwischenbetriebliche Mobilität und trägt damit zur 
Strukturierung und Segmentierung des Arbeitsmarktes b e i . Wenn 
aber be t r i eb l i che und gesamtwirtschaftliche Umstrukturierungsprozesse in zunehmendem Maße zur Freisetzung und Neuzuordnung 
von Arbeitskräften führen, dann können F l e x i b i l i t ä t s - und Mo­
b i l i t ä t sbar r i e ren zu e iner Verschärfung des Arbeitslosenproblems 
und zu Wachstumshemmnissen beitragen ( vg l . A, I I I . , 3). 

Das v i e l z i t i e r t e Wort i n der Präambel des Sonderprogramms von 
der "Flankierung s t r uk tu r e l l e r Anpassungsprozesse" bezieht s ich 
auf diesen Zusammenhang. Eine der Zielsetzungen des Schwerpunkts 
1 war es, der Verkrustung und I n f l e x i b i l i s i e r u n g , also der wei ­
teren Strukturierung des Arbeitsmarktes im oben genannten Sinne 
über die öffentl iche Förderung innerbe t r i eb l i cher Qua l i f i z i e rungs ­
maßnahmen entgegenzuwirken. 

In diesem Kap i te l wird danach gefragt, ob und inwieweit die Maß­
nahmen im Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms der Zielsetzung einer 
Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur gerecht werden. Dazu werden 
nach einem kurzen Abriß der herkömmlichen, von öffentl icher 
Steuerung unbeeinflußten Qual i f i z ierungsprax is Bewertungskrite­
r i en entwickelt und auf d ieser Grundlage die geförderten Maßnahmen 
b e u r t e i l t . 

Die These der Nichtübereinstimmung von e inze l be t r i eb l i che r Qualifizierungspolitik und arbei tsmarktpol i t i schen Zielsetzungen kann 



inzwischen durch eine große Zahl empirischer Analysen als weitgehend abgesichert ge l ten . Vergleichbare Ergebnisse brachten auch 
die von uns im Rahmen der Begleitforschung zum Sonderprogramm aus­
gewerteten Fa l l s tud ienmater ia l i en . 

Im Rahmen des Sonderprogramms e rh ie l t en Betriebe die Möglichkeit, 
be i be t r i eb l i chen Umstellungen eine Anpassung der Arbeitskräfte 
über verbesserte Qual i f iz ierungsprozesse vorzunehmen. Um K r i ­
t e r i en für eine Bewertung der Fördermaßnahmen des Schwerpunkts 
1 zu e rha l ten , i s t die Analyse von Chancen und Grenzen bet r ieb ­
l i c h e r Qua l i f i z i e rungspo l i t i k ohne öffentl iche Förderung von 
Nutzen. 

a) Die herkömmliche Qual i f iz ierungspraxis der Betriebe 

Im Vergleich zur beruf l ichen Grundausbildung wie auch zu AFG-geförderten Maßnahmen der Fortbi ldung und Umschulung im Rahmen 
anerkannter Bildungsabschlüsse s ind be t r i eb l i che Bildungsmaß­
nahmen für erwachsene Arbeitskräfte , von Ausnahmen abgesehen, 
weit stärker betriebsbezogen. Die vermitte l ten Qual i f ikat ionen 
r i ch ten s ich mehr oder weniger stark auf die spezi f i schen An­
forderungen bestimmter Arbeitsplätze oder Arbeitsplatzgruppen 
des Betriebs oder auf spez i e l l e Produktionsverfahren und - t e c h -
niken und sind darüber hinaus jeweils stark von der momentanen 
Bedarfslage des Betriebs geprägt, so daß die E r s e t z b a r k e i t des 
Geförderten meist nur i n engeren räumlichen und ze i t l i ehen 
Grenzen erhöht wird (Sass u .a . 1974; Maase u . a . 1978; Sengen-
berger 197 8; Altmann, Böhle 1976). 

Die Spez ia l i s ie rung bzw. die mangelende Breite betriebsbezoge­
ner Qua l i f i z ie rung s ind arbe i tsmarktpo l i t i sch gesehen r e l a t i v 
unproblematisch, insoweit s ie a ls "Aufbauten" auf einem groß­
flächigen Deck beru f l i cher Grundquali f ikationen gewertet werden 
können. In diesem F a l l schaden s ie der Beweglichkeit der A rbe i t s ­
kra f t auf dem überbetrieblichen Arbeitsmarkt n i c h t . Hingegen 
nützen s ie der F l ex i b i l i t ä t derjenigen Arbeitskräfte wenig, denen 
der b re i te beruf l iche Grundstock entweder f eh l t oder infolge des 



Strukturwandels entwertet worden i s t . Selten i s t b e t r i e b l i ch 
i n i t i i e r t e und der be t r i eb l i chen Gestaltungshoheit überlassene 
Weiterbildung geeignet, be i diesen Arbeitskräftegruppen das 
Unterfutter für die (erstmalige oder erneute) Qua l i f i ka t i ons ­
ausstattung zu schaffen, das vönnöten wäre, um über den Betrieb 
oder das Unternehmen hinaus mobil zu werden. Damit wird nicht 
i n Abrede g e s t e l l t , daß einzelne - zumeist große - Unternehmen 
i n ihrem Weiterbildungskatalog auch b r e i t e , arbeitsmarktgängige 
Qualifizierungsangebote b e r e i t s t e l l e n . 

Weiter wird die Arbeitnehmermobilität über den E inze lbet r i eb 
hinaus häufig auch dadurch begrenzt, daß bet r i eb l i che We i te rb i l ­
dung nicht z e r t i f i z i e r t wird und somit n icht zu allgemein aner­
kannten Arbeitsmarktausweisen führt» 1 

Während einer längeren, b is i n die erbte Hälfte der 70er Jahre 
reichenden Periode der Nachkriegszeit i s t die Qua l i f i ka t i ons ­
p o l i t i k des Überwiegenden T e i l s der deutschen Industriebetriebe 
durch eine Serie von gemeinsamen Tendenzen bestimmt, die i n der 
einschlägigen sozia lwissenschaft l ichen Forschung für verschiedene 
Branchen und Betriebstypen recht d e t a i l l i e r t beschrieben wurde 
(vg l . Kern, Schumann 19701; von Henninges, Tessaring 1977; 
Kammerer u .a . 1973; Mickler u.a.1977; Lutz , Kammerer 1975). 

In Zusammenfassung d ieser Tendenzen prägten Kern und Schumann 
Ende der 60er Jahre den Begr i f f der Qua l i f ika t ionspo la r i s i e rung : 
Technische Umstellungen und mit ihnen verbundene Veränderungen 
der A rbe i t s - und Betr iebsorganisat ion führen dazu, daß der früher 
bestehende qua l i f i ka to r i sche Mittelbau - der insbesondere durch 
den Industr ie facharbeiter repräsentiert wird - S ch r i t t für 
Sch r i t t zerschlagen wird ; g l e i c h z e i t i g vermehrt s i ch die Zahl 
der geringer q u a l i f i z i e r t e n , einfache Anlernung erfordernden 
Tätigkeiten auf der einen Se i t e , der höher q u a l i f i z i e r t e n Auf­
gaben auf der anderen Se i te . 

E r s t s e i t der Mitte der 70er Jahre i s t eine Reihe von zunächst 
eher zu fä l l i g und disparat erscheinenden Indiz ien zu beobachten, 



die darauf verweisen, daß i n e iner großen Zahl bedeutsamer 
Branchen Ansätze zu e iner qua l i f i k a t i onspo l i t i s chen Neuorien­
t ierung aufzufinden s ind , die auf eine Vermehrung des Fach-
kräfteeinsatzes hinauslaufen. Dies g i l t im gewerblichen Bereich 
sowohl für die t r a d i t i o n e l l e n M e t a l l - und Elektroberufe a ls 
auch für die neuen Produktionsberufe i n der S tah l indus t r i e , im 
Bergbau, i n der Glas industr ie oder i n der Chemie (Asendorf-
Krings 1979; Drexel , Nuber 1979; Drexel 1982). 

Aus den r e f e r i e r t en Ergebnissen empirischer Untersuchungen muß 
man fo lgern , daß Struktur und Gestaltung der bet r ieb l ichen Weiterbildung nicht unbedingt den Erwartungen entsprechen - j a ihnen 
te i lwe ise diametral widersprechen - , d i e aus beschäftigungs- und 
arbeitsmarktpol i t ischen Zielvorgaben heraus an Qualifikationspolitik ger ichtet werden: Durch die Betriebsbezogenheit wird 
die Beweglichkeit der Arbeitskräfte meist nur i n engen räumlichen 
und z e i t l i c h e n Margen gefördert. Strategien der Qua l i f i ka t i ons ­
po la r i s ie rung führen zu e iner Begrenzung des Fachkräfteeinsatzes ^ 
also desjenigen Bereichs, i n dem arbeitsmarktgängige Qualifikationen nachgefragt werden, und zu e iner Dominanz der Anlern ­
qua l i f i z i e rung . I 

Die allgemeinen Strukturen be t r i e b l i che r Qua l i f i z i e rungspo l i t i k 
werden auch be i der Auswertung von Fa l l s tudienmater ia l ien zu 
personel len Anpassungsprozessen im Zusammenhang mit nicht öffentf 
l i e h geförderten Umstellungen deu t l i ch . Betriebe verfügen über 
e in ganzes Spektrum von Strategien der Anpassung der A rbe i t s ­
kräfte beim Umstellungsprozeß. Systematische und bre i te Qualifizierungsmaßnahmen bi lden eher die Ausnahme als die Regel. 

Re la t iv häufig besteht die Anpassung in verschiedenen Varianten 
n icht organis ierter (d.h. auf spez i f i sche Arbe i tsp latzanfor ­
derungen beschränkter) Anlernung vor Qr% ( " learning by doing" ) . 
Gemeinsam i s t diesen Verfahren, daß die benötigte Qua l i f i ka t ion 
von den Arbeitskräften im Arbe i t svo l l zug erworben wird , schmal­
spurig auf unmittelbare Arbeitsplatzanforderungen beschränkt i s t 



und keine systematische Abfolge nach Lernschritten s t a t t f i n d e t . 
Dabei wird der Anlernaufwand nach Möglichkeit auf die Arbeits­
kräfte selbst bzw. auf Arbeitskollegen abgewälzt. 

Diese Art der Anpassung findet sich insbesondere in solchen Be­
trieben, i n deren Produktions- und Arbeitskräftestruktur Tätig­
keiten bzw. Qualifikationen mit geringem Anspruchsniveau vor­
herrschen. Die Umstellung wird so dimensioniert, daß die erfor­
derliche Anpassung solcher Arbeitskräfte ohne breite Q u a l i f i ­
kationsgrundlagen mit einem möglichst geringen Aufwand an un­
mittelbarer systematischer Tätigkeitseinübung vollzogen werden 

Bei s p i e l i s t ein Betrieb der El e k t r o i n d u s t r i e , i n dem verschie­
dene Typen von Haushaltselektrogeräten g e f e r t i g t wurden und der 
in einer Kleinstadt mit großem ländlichen Einzugsgebiet ange­
s i e d e l t war. Hier konnte er auf ein großes Reservoir an - vor 
allem weiblichen - Arbeitskräften mit geringer i n d u s t r i e l l e r 
Q u a l i f i k a t i o n zurückgreifen. Entsprechend hatte er eine Beleg­
schaftsstruktur mit ganz überwiegend (ca. 85 %) Ungelernten bzw. 
k u r z z e i t i g Angelernten, die im Montageprozeß überwiegend am Band 
eingesetzt waren. Der Betrieb hatte mit starken marktbedingten 
Schwankungen (häufiger Serienwechsel und saisonale "Stoßzeiten" 
wie z.B. Weihnachtsgeschäft) zu tun. Er f i n g diese Schwankungen 
zum einen durch variablen Einsatz von weiblichen T e i l z e i t - oder 
Saisonarbeitskräften (sog. "Hausfrauenschichten") ab, die er 
problemlos rekrutieren konnte * zum andern durch häufige Um­
setzung der Arbeitskräfte an den Montagebändern bei Serien- bzw. 
Typenwechsel. 

Bei dem umgestellten Arbeitsprozeß wurde das reine Taktband durch 
taktunabhängige Rollenbänder mit Zwischenpuffern abgelöst. Die 
Arbeitsvollzüge im einzelnen blieben r e l a t i v anspruchslos; durch 
die Umsetzungserfordernisse mußten aber mehrere Arbeitsplätze 
beherrscht werden. Die Anpassung beschränkte sich im wesent­
lichen auf ein kurzzeitiges " t r a i n i n g on the job". Dabei wurden 
die Frauen an verschiedenen Arbeitsplätzen entweder mit kurzer 
Unterweisung durch Vorarbeiter oder Meister oder durch schon ein­
gearbeitete Kolleginnen angelernt. 

Auch dann, wenn im Anpassungsprozeß Arbeitskräfteprobleme si c h t ­
bar werden, versuchen Betriebe,über eine P o l i t i k der verschärften 
Selektion den Qualifizierungsaufwand zu minimieren. Bei Um­
stellungen werden nicht mehr die Betroffenen umqualifiziert, 
sondern die anpassungsfähigsten Arbeitskräfte aus der Gesamt­
belegschaft "herausgefiltert". Die von der Umstellung direkt Be- s 

kann. 



t r o f f ene1* werben, weiter d e q u ^ l i f i z ^ e r t oder sogar e^tlajge-^, 
Die für die nevien A r b e i t s p l ä t z e, §us Arbeitskräfte Arbeitskraft® 
den wiederum nur schmal spu^i||, iÄeitiBlat?;,- vind betriek§§B§2i^ 
f i betriebsspezifisch 

Ein B e i s p i e l für eine solohe "Selektionslösung" s t e l l t ein Betrieb 
aus der Branche Feinmechanik/Optik dar, in dem mehrere Typen 
von hochwertigen fototechnischen Geräten i n verschiedenen 
Varianten am Band montiert wurden. Die Tätigkeitsanforderunen 
lagen insgesamt auf niedrigem .Niveau, waren aber stark d i f f e r e n ­
z i e r t . Übliche Qualifizierungspraxis von neuen Arbeitskräften 
war eine Anlernung vor Ort, wofcei die Vorgesetzten zw#r ein­
g r i f f e n , die Arbeitskollegen jedoch die Hauptlast trugen. 

Aufgrund einer sich verengenden Absatzmarktsituation und der 
Durchsetzung von hochgeschraubten Qualitätsnormen durch die 
(ausländische) Konzernleitung brach im Betrieb zunehmend ein 
Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t auf. Verschärft wurde es durch eine hqhe 
Fluktuation, die permanent Anpassungsprozesse für die neu rekru­
t i e r t e n weiblichen, insbesondere ausländischen Arbeitskräfte 
ohne Industrieerfahrung notwendig machte. 

Zunächst schienen ge z i e l t e Motivationsstrategien des betrieb­
lichen Managements durchaus e r f o l g r e i c h zu sein, etwa eine Arbeitsstrukturierungsmaßnahme, die zur Einrichtung sogenannter 
Bandgruppen führte, die durch Puffer getrennt wurden, pie Fluktuationsziffern gingen zurück, die Produktqualität st i e g , Als 
jedoch der Betrieb auf ein neues, noch nicht ausgereiftes Produkt i n diesem Montageprozeß umstellte, kamen die vorhandenen 
Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e v o l l zum Durchbruch. Eine verstärkte, 
aber unsystematische Unterweisungspraxis vor Ort durch die un­
mittelbaren Vorgesetzten konnte die Mängel nicht mehr ausgleichen. 
Mit den Fehlerquoten s t i e g auch wieder die Fluktuationsrate. 

Angesichts zunehmender Absatzschwierigkeiten wurde veranlaßt, 
den Produktionsausstoß zu reduzieren; das neue Produkt ging in 
die Entwicklungsabteilung zurück und wurde dann i n einem neu 
errichteten Montageprozeß g e f e r t i g t . Der Betrieb nutzte eine 
"Säuberungsaktion", bei der eine Reihe von Arbeitskräften aus­
g e s t e l l t wurde, zu g e z i e l t e r Selektion. Die Arbeitsplätze i n dem 
neuen Montageprozeß wurden mit erfahrenen und leistungsstarken 
Kräften aus der Stammbelegschaft besetzt, die eine Umstellung 
ohne große Anpassungsaufwand des Betriebs bewältigen konnten 
und für die die t r a d i t i o n e l l e nicht-organisierte Anlernung vor 
Ort ausreichte. 

Ein anderer Betrieb #us 4er Elektroindustrie, der von der Band-
montage auf die Errichtung von Einzelarbeitsplätzen umstellte, 
betrieb eine ähnliche P o l i t i k ? 



Im untersuchten Bereich wurden Bauteile für Geräte der Unter­
haltungselektronik i n mehreren Typen und Varianten g e f e r t i g t . 
Die Tätigkeit war f a c h l i c h wenig anspruchsvoll, die Sicherstellung 
hoher Produktqualität bei häufigem Typenwechsel verlangte jedoch 
hohes Konzentrationsvermögen und Fähigkeit zur Routinearbeit. 
An den bisher üblichen Montagebändern waren gering q u a l i f i z i e r t e 
weibliche Angelernte eingesetzt. Durch die Einführung von E i n z e l ­
arbeitsplätzen wuchs der Arbeitsumfang der komplexen Bestückungs­
arbeiten; außerdem wurden Kontrollarbeiten j e t z t von den einzelnen 
Arbeitskräften selbst ausgeführt. Eine systematische Anlernung 
für die neu entstandenen Einzelarbeitsplätze unterblieb, denn 
die Anpassung wurde über Selektion der Arbeitskräfte vorgenommen, 
wobei grundsätzlich solche Frauen an die neuen Plätze gesetzt 
wurden, die bereits vor der Umstellung im Prozeß eingesetzt waren 
und sich den Ruf erworben hatten, besonders leistungsfähig zu 
sein. Bei ihnen genügte eine kurzzeitige Anlernung direkt am Ar­
b e i t s p l a t z , um die Anforderungen r e l a t i v schnell zu beherrschen. 
Die restl i c h e n Arbeitskräfte wurden auf andere Arbeitsplätze mit 
niedrigeren Qualifikationsanforderungen umgesetzt bzw. noch weiter 
d e q u a l i f i z i e r t . 

Eine weitere betriebliche Anpassungsvariante i s t die der An­
forderungsdifferenzierung und Polarisierung. Der Betrieb ver­
zichtet dabei nicht (wie bei der Selektionslösung) auf eigene 
Qualifizierungsleistungen, beschränkt aber erhöhten Q u a l i f i ­
zierungsaufwand auf (möglichst wenige) "Schlüsselarbeitsplätze" 
oder Kerngruppen. Dabei muß es gelingen, die Umstellung so zu 
strukturieren, daß nur an einzelnen Arbeitsplätzen höhere An­
forderungen g e s t e l l t werden, an den übrigen Arbeitsplätzen dagegen 
die Anforderungen auf einem reduzierten Niveau gehalten werden 
können. Wiederum i s t das Resultat die Dominanz arbeit s p l a t z - und 
betriebsspezifischer Qualifizierung und Q u a l i f i k a t i o n . Nur eine 
Minderheit wird mit höherwertigen, arbeitsmarktgängigen Quali­
fikationen ausgestattet. 

So verfuhr ein Betrieb, der Z u l i e f e r t e i l e für Zweiradfahrzeuge her­
s t e l l t «.Der ländlich geprägte Arbeitsmarkt bot überwiegend ge­
rin g q u a l i f i z i e r t e Arbeitskräfte; überdies wurde gezielte Aus­
länderrekrutierung betrieben. Facharbeiter wurden nur durch eigene 
Ausbildung intern r e k r u t i e r t . Fast 90 % der Belegschaft waren 
An- und Ungelernte, die ihre Q u a l i f i k a t i o n sukzessive im Arbeitsvollzug über das Durchlaufen einer Arbeitsplatzkette mit Unter­
weisung durch Arbeitskollegen erworben hatten. 

Durch den Aufbau einer Transferstraße wurde die manuelle Montage 
mechanisiert; nur kleine oder Sonderserien wurden an E i n z e l ­
arbeitsplätzen komplett montiert. Mit der Mechanisierung erfolgte 
eine Differenzierung der Anforderungen: jfar an wenigen Plätzen 



( E i n r i c h t e r , Maschinenüberwachung) waren höhere Qualifikationsanforderungen entstanden; die anderen Tätigkeiten lagen (mit 
graduellen Abstufungen) auf reduziertem Niveau. Bei der Besetzung 
der Arbeitsplätze verfuhr der Betrieb mit seinen Anpassungsmaß-
nahmen entsprechend diesem p o l a r i s i e r t e n P r o f i l . Für die wenigen 
anspruchsvollen Plätze wurden Fachkräfte ausgewählt, die zu­
sätzlich über Spezialkurse bei den Anlagenherstellern ausgebildet 
wurden. Ansonsten wurde eine d i f f e r e n z i e r t e Anlernpraxis ver­
f o l g t : für die Einzelarbeitsplätze sowie für E i n s t e l l - und Über­
wachungskräfte ga l t eine längere Anlerndauer, für die anderen 
Kräfte wurde l e d i g l i c h eine kurze Unterweisung durchgeführt. Dies 
förderte auch eine Polarisierung der Belegschaft i n Stamm- und 
Randgruppen: Während die E i n r i c h t e r und Überwacher als wertvolle, 
schwer beschaffbare Kräfte der Kernmannschaft zuzurechnen sind -
die Arbeitskräfte an Einzelarbeitsplätzen haben eine M i t t e l ­
position -,gehören die übrigen Leute an der Montagelinie der 
Randbelegschaft an. (Sie sind jederzeit austauschbar und können 
im Prinzip mit geringem Einarbeitungsaufwand vom Arbeitsmarkt 
beschafft werden.) Indem er Qualifizierung auf möglichst wenige 
ausgewählte Kräfte konzentrierte bzw. d i f f e r e n z i e r t e , konnte der 
Betrieb seinen eigenen Qualifizierungsaufwand auf das unabding­
bare Minimum beschränken. 

Die Untersuchungen zeigen, daß Betriebe sich meist erst unter 
erhöhtem unabweisbarem Problemdruck veranlaßt sehen, von den bis-* 
herigen Lösungsvarianten abzugehen und Formen intensiver und 
systematischer Qualifizierung einzuführen, wenn die alte unsyste­
matische Vor-Ort-Anlernung defizitär wird. Dies war der F a l l bei 
einem Betrieb der Elek t r o i n d u s t r i e , der aufgrund besonderer Qualitätsanforderungen an das Produkt gezwungen war, eine systema­
tische Form der Anlernqualifizierung außerhalb der Produktion 
für seine umgestellten Arbeitsplätze einzuführen. 

Im untersuchten Bereich wurden Bauteile (Schaltverbindungen) der 
Fernsprechvermittlungstechnik g e f e r t i g t . Von Abnehmerseite - ein 
Großkunde - bestanden äußerst scharfe Auflagen an den Betrieb 
h i n s i c h t l i c h der Produktqualität, Die Umstellung bedeutete den 
Übergang von der Bandfertigung auf Montage der komplexen Bau­
t e i l e an Einzelarbeitsplätzen. Im bisherigen Arbeitsprozeß waren 
Frauen eingesetzt, die i n der Regel nur eine kurzzeitige und 
unsystematische Anlernung vor Ort erfahren hatten. Beim Einsatz 
an den neuen Arbeitsplätzen kam es aber zu massiven Anpassungs-
und Leistungsschwierigkeiten. Der Betrieb stieß h i e r an die 
Grenzen seiner bisherigen "Schmalstspur" - Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k , 
die den gestiegenen Anforderungen der Komplettmontage nicht mehr 
genügte. Der Betrieb sah sich gezwungen, zu einer längeren und 
systematischen Anlernung der Arbeitskräfte überzugehen t die nun 
in einer speziellen Anlernwerkstatt außerhalb der Produktion durch 
eigens abgestellte Ausbilder für die Tätigkeit am Ei n z e l a r b e i t s ­
platz geschult wurden. Trotz dieser Verstärkung der betrieblichen 



Qualifizierungsleistungen blieben jedoch die Maßnahmen immer noch 
stark arb e i t s p l a t z - bzw. prozeßspezifisch. 

Betriebliche P o l i t i k e n der Breitenqualifizierung auf dem Niveau 
arbeitsmarktgängiger Qualifikationen finden sich eher bei der 
E i n z e l - und Kleinserienfertigung, bilden aber auch h i e r keines­
wegs die Regel. E r f o l g r e i c h angewendet, können Strategien der 
breiten, fachlichen Qualifizierung weitgehende Innovationen im 
Bereich von Technik und Arbeitsorganisation ermöglichen oder er­
le i c h t e r n . 

Ein B eispiel für eine solche Anpassungsstrategie findet sich in 
einem Betrieb des Maschinenbaus. 

Die Firma, ein m i t t l e r e r Maschinenbaubetrieb, s t e l l t e Transport­
anlagen und -maschinen i n großer Variationsbreite - E i n z e l - und 
Kleinserienfertigung - für den Bergbau her. Von selten ihres 
Hauptabnehmers bestand ein starker Druck auf hohe Produktquali­
tät , Spezialanfertigungen und laufende Produktinnovation. Der 
für den Betrieb charakteristische Bedarf an breitem Einsatz 
hoher berufsfachlicher Qualifikationen - ca. 80 % der Belegschaft 
waren Facharbeiter - ergab sich nicht nur aus der Produktstruk­
tur und den hohen Qualitätsanforderungen. Strategie des Betriebs 
war es, den marktbedingten Flexibilitätsanforderungen durch eine 
Arbeitskräftestruktur nachzukommen, i n der s t a b i l e Kernmann­
schaften von v i e l s e i t i g einsetzbaren Fachkräften (sog. "Universalisten") dominierten,die sich durch die Fähigkeit zur weit­
gehend selbständigen Bewältigung unterschiedlicher komplexer Ar­
beitsaufträge auszeichneten. 

Da die Rekrutierungsmöglichkeiten von Facharbeitern auf dem re­
gionalen Arbeitsmarkt äußerst begrenzt waren, ging der Betrieb 
sehr frühzeitig dazu über, diesen Bedarf z.T. durch eigene Aus­
bildungsaktivitäten zu decken. Er betrieb Jugendlichenausbildung 
und förderte darüber hinaus i n großem Umfang Fortbildungsaktivi­
täten von Facharbeitern. Der Betrieb sicherte sich dadurch einen 
Gewinn an Flexibilität der Arbeitsverteilung und Auftragsab­
wicklung. 

Manche Betriebe setzen zwar ebenfalls auf Breitenqualifizierung 
i h r e r Belegschaft, r e a l i s i e r e n diese jedoch nur zum T e i l über 
Ausbildung von Fachkräften. Die Mehrheit der Beschäftigten eignet 
sich nach wie vor ihre Kenntnisse und Fähigkeiten im wesentlichen 
in Ausübung der i h r zugewiesenen Tätigkeiten an, i n einigen Fällen 
unterstützt durch Lehrprogramme, die über bloße Unterweisung und 
Einarbeitung deutlich hinausgehen. Unter bestimmten Bedingungen 



v e r l e i h t eine solche Doppelstrategie dem Betrieb e i n Maximum an 
Anpassungsfähigkeit gegenüber sich wandelnden Anforderungen bei 
einem Minimum an zu leistendem Qualifizierungsaufwand sowie 
möglichst unveränderten Personalstrukturen. In einem genauer unter­
suchten Maschinenbaubetrieb fand s i c h ein solcher Versuch, mit 
H i l f e sowohl von Ausbildung wie auch (modifizierter) Anlernung 
die derzeitigen und zukünftigen Anpassungsprobleme zu meistern. 

Der Betrieb gehörte einem Konzern an, der sich auf Zulieferprodukte 
für H e r s t e l l e r von Antriebstechnik s p e z i a l i s i e r t hat. Für das 
untersuchte Werk war ein breites Produktspektrum von eher geringer 
Stückzahl und mit einem hohen A n t e i l an Kleinserien- und Spezialfertigung kennzeichnend. Im Zuge ökonomischer und technischer 
Entwicklungen erhöhten sich Komplexität und Anforderungen an die 
Variabilität des Produktionsprozesses - damit auch die Erforder­
nisse rascher Anpassungsfähigkeit i n der Arbeitsorganisation und 
Flexibilität der Arbeitskräfte. Die personalpolitische Antwort 
des Werkes bestand einerseits i n Modifikationen bzw. Ergänzungen 
von klassischer Anlernung durch verschiedene Qualifizierungs­
aktivitäten bei den angelernten Bedienungsmannschaften (z.B. An­
lernschule oder s p e z i e l l e Fachkurse); zum anderen i n sukzessiver 
Erhöhung des Facharbeiterbestands und vorsichtiger Einschleusung 
von berufsfachlich einschlägig ausgebildeten Kräften i n die d i ­
rekte Fertigung. 

Die untersuchten Betriebe präferierten i n der Regel also wenig 
qualifikationsintensive Lösungen von Anpassungsproblemen. Es 
dominierte die schmale, auf unmittelbare Prozeßanforderungen 
begrenzte arbei t s p l a t z - und betriebsspezifische Q u a l i f i z i e r u n g ; 
bestehende Polarisierungen der Qualifikations- und Arbeitskräftestruktur wurden bestätigt oder weiter ausgebaut; der Anpassungsprozeß war i n der Regel mit erheblichen Belastungen für die Be­
troffenen verbunden. Ein "Konservatismus" der Betriebe zeigt 
sich darin, daß die überkommenen Strukturen gesamtbetrieblicher 
Qualifikations- und Weiterbildungspolitik auch in den einzelnen 
Qualifizierungsmaßnahmen bei Umstellungen aufscheinen. 

Die vorangestellten empirischen und theoretischen Studien ver­
weisen jedoch zugleich auf eine eigentümliche Ambivalenz betrieb 
liehen Weiterbildungsverhaltens, die dann deutlich wird, wenn 
lange mitgeschleppte Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e zu einer merkbaren 
Behinderung b e t r i e b l i c h e r Innovationspolitik führen. Dies g i l t 



sowohl für einzelne Umstellungsfälle, anläßlich derer Versuche ! 
I 

einer breiteren und systematischeren Qualifizierung unternommen j 

werden, als auch für neue P o l i t i k e n der Ausweitung des Fachkräfteeinsatzes etwa i n der Stahl-, Glas- und Bergbaubranche. j 

Drei Dimensionen der Beurteilung 

Der Schwerpunkt 1 des arbeitsmarktpolitischen Sonderprogramms 
kann als ein erster Versuch gewertet werden, mit dem neu^n 
Instrumentarium der öffentlichen Förderung b e t r i e b l i c h e r Quali­
fizierungsmaßnahmen negative Auswirkungen e i n z e l b e t r i e b l i c h 
o r i e n t i e r t e r Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k auf die Arbeitsmarktstruktur 
gleichsam am Ort i h r e r Entstehung zu korrigieren. Dementsprechend 
waren die Förderkriterien r e l a t i v allgemein gehalten und ver­
zichteten auf eine g e z i e l t e Feinsteuerung. Der Auftrag der Bundes­
regierung an die Begleitforschung ging dahin, Erfahrungen i n der 
Nutzung des Sonderprogramms i n einer Weise zu verarbeiten, die 
Schlußfolgerungen für zukünftige p o l i t i s c h e Maßnahmen i n diesem 
Bereich ermöglichen. Insofern müssen aus der Ex-Post-Analyse der 
geförderten Qualifizierungsmaßnahmen andere und strengere Quali­
tätskriterien entwickelt werden, als dies bei Programmbeginn 
möglich und s i n n v o l l war. 

Wichtigstes Kriterium einer an Fragen der Arbeitsmarktstruktur 
o r i e n t i e r t e n Bewertung des Schwerpunkts l.' i s t die Arbeitsmarktgängigkeit der geförderten Qualifizierung. Dabei kann "es nicht 
nur um eine Verbesserung der herkömmlichen betrieblichen Praxis 
gehen. Ist es das Z i e l der öffentlichen Intervention, Struktur­
barrieren im inner- wie überbetrieblichen Arbeitsmarkt abzu­
bauen, so müssen vielmehr Mindeststandards als Bewertungsmaßstab 
entwickelt werden, die die breite Transferierbarkeit von Quali­
fikationen gewährleisten. 

Die berufliche Vollausbildung als Idealtyp der arbeitsmarkt­
gängigen Q u a l i f i k a t i o n kann jedoch einen solchen Bewertungsmaß­
stab nicht abgeben. Auch unterhalb des Facharbeiterniveaus finden 
sich transferierbare und b r e i t nachgefragte Qualifikationen, wie 
etwa die des Schweißers. Gerade im Sinne einer breiten Struktur­
aufbesserung des Arbeitsmarktes sind die Potentiale für arbeitsmarktgängie Qualifikationen im Bereich der Anlernqualifizierung 



interessant. Und gerade h i e r wurde der Schwerpunkt 1 des. Sonder­
programms besonders i n Anspruch genommen. 

Eine an Fragen der Arbeitsmarktstruktur Orient.ierte Bewertung 
des Schwerpunkts 1 darf weder die bloße Verbesserung der her­
kömmlichen betrieblichen Qualifizierungspraxis noch die beruf­
l i c h e Vollausbildung zum Maßstab machen. Es g i l t vielmehr* i n 
einer Analyse der geförderten Qualifizierungsmaßnahmen Mindest­
standards zu i d e n t i f i z i e r e n oder zu entwickeln* die die Arbeitsmarktgängigkeit von Qualifikationen gewährleisten. Dabei sind 
dr e i Dimensionen von Relevanz (Drexel u.a. 1976 , S. 329 f f , ) ? 

o Von entscheidender Bedeutung i s t das p o t e n t i e l l e E i n s a t z f e l d . 
Dieses i s t um so größer, je mehr g e s e l l s c h a f t l i c h relevante 
Tätigkeitsbereiche die Qualifikationen abdecken und je stärker 
Problemorientierung, selbsttätiges Lernen und theoretische 
Kenntnisse Transferleistungen ermöglichen (Qualifikations-
breite und - t i e f e ) . 

o Wenn die ei n z e l b e t r i e b l i c h e Kontrolle von Qualifizierungsmaß­
nahmen i n der Regel arbeitsmarktpolitisch unerwünschte Folgen 
nach sich zieht, so i s t eine g e s e l l s c h a f t l i c h e Standardisierung 
und Normierung für die Arbeitsmarktgängigkeit von Q u a l i f i ­
kationen von großer Bedeutung. Dies g i l t auch für Prüfungen 
und Qualifikationsnachweise ( g e s e l l s c h a f t l i c h e Normierung und 
Standardisierung). 

o Qualifikationen sind schließlich nur dann arbeitsmarktgängig, 
wenn sie arbeitsmarktrelevant sind,d.h.wenn eine breite Nachfrage 
auf dem Arbeitsmarkt besteht (Arbeitsmarktrelevanz). 

Die Arbeitsmarktgängigkeit der im Rahmen des Sonderprogramms 
vermittelten Qualifikationen i s t sicher ein entscheidendes, nicht 
jedoch das a l l e i n i g e Kriterium für eine arbeitsmarkt- und q u a l i ­
f i k a t i o n s p o l i t i s c h e Bewertung d e r Fördermaßnahmen. Qualifizierungsprozesse können - i s o l i e r t betrachtet - q u a l i t a t i v hochwertig 
ausfallen, aber gleichwohl negative Konsequenzen auf die betrieb­
l i c h e Arbeitsplatz- und Qualifikationsstruktur nach sich ziehen. 



In einer vertikalen Dimension können Maßnahmen der Anlernquali­
fi z i e r u n g solche der Aus- und Fortbildung verdrängen und damit 
Polarisierungstendenzen weiter verstärken. Arbeitsmarkt- und 
q u a l i f i k a t i o n s p o l i t i s c h wünschenswert i s t es dagegen, mit der 
Förderung auf eine Homogenisierung b e t r i e b l i c h e r Qualifikations­
strukturen auf hohem Niveau fa c h l i c h e r , arbeitsmarktgängier Quali­
fikationen hinzuwirken. 

Mit der Förderung von Umschulungsmaßnahmen durch das Sonderpro­
gramm entsteht die Gefahr der Verdrängung der Jugendlichenaus­
bildung durch die Erwachsenenqualifizierung. Derartige Ver­
schiebungen mögen unter besonderen - häufig z e i t l i c h b e f r i s t e t e n -
Rahmenbedingungen s i n n v o l l sein, sind jedoch i n der Regel arbeits­
marktpolitisch nicht erwünscht. Zu fragen i s t , ob im Rahmen des 
Sonderprogramms solche Effekte zu konstatieren sind und wie sie 
möglicherweise eingegrenzt werden können. 

Die im Rahmen des Sonderprogramms geförderten Qualifizierungsmaß­
nahmen sollen im Hinblick auf Arbeitsmarktgängigkeit oder Be­
triebsorientierung , auf Homogenisierung oder Polarisierung von Qualifikationsstrukturen sowie 

auf Substitutionsprozesse zwischen Jugendlichen- und Erwachsenen­
ausbildung untersucht werden. 

2. Betriebsorientierung oder Arbeitsmarktgängigkeit 

Dimensionen der Arbeitsmarktgängigkeit von Qualifikationen sind 
Breite und Tiefe der fachlichen Kenntnisse, die gese l l s c h a f t l i c h e 
Normierung und Standardisierung und die Arbeitsmarktrelevanz. Die 
im Rahmen des Schwerpunkts 1 des Sonderprogramms geförderten Maß­
nahmen s o l l t e n unter diesen Gesichtspunkten analysiert werden. 
Hier wird zunächst ein Überblick über die Vielfältigkeit der 
eingeleiteten Qualifizierungsprozesse gegeben und im Anschluß 
daran eine Bewertung versucht. 

a) Umschulungsmaßnahmen 

Von wenigen Ausnahmen abgesehen, wurden solche Qualifizierungs-



maßnahmen als Umschulung gefördirt* deren Z i e l ein Beruf mit an­
erkanntem Ausbildungsabschluß war, unabhängig davon, ob vorher 
schon i n demselben Bereich - ohne oder mit einem geringerwertigen 
Abschluß - eine berufliche Tätigkeit ausgeübt wurde. 

Die geförderten Umschulungsmaßnahmen lassen sich grob nach 
brärichehspezifiächeft Produktionsberufen und t r a d i t i o n e l l e n , 
branchenübergreifenden Metall-, Elektro- und Verwaltungsberufen 
unterscheiden. 

(1) Bei den branchenspezifischen Produktionsberufen dominierten in 
den von uns untersuchten Betriebet! Umschulungsmaßnahmen zum 
Hüttenfacharbeiter zum Chemiefacharbeiter und zum Bergmechaniker. 
Die betrieblichen Arbeitskräfteprobleme, die dabei den Hinter­
grund für die Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen bildeten, 
unterschieden sich ganz erheblich. Ih einer Reihe von Betrieben, 
vor allem solchen ohne größer! Umstellungen, ging es vor allem 
um Prozesse der Aufsti e g s q u a l i f i z i e r u n g 

Ein Bergbauunternehmen mit ca. 40.000 Beschäftigten l i t t an Per­
sonalmangel (Rekrutierungsprobleme; Engpässe i n der Lehrlingsaus­
bildung aufgrund der Einführung des zehnten Schuljahres; hohe 
Fluktuation) und Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e n (zunehmende Technisierung, 
höhere Qualifikationsanforderungen). In diesem Zusammenhang wurde 
bereits s e i t einiger Zeit die Einführung der Erwachsenenausbildung 
zum Bergmechaniker geplant und dann im Rahmen des Sonderprogramms 
durchgeführt. Dabei wurden ca. 300 Arbeitskräfte vom angelernten 
Bergarbeiter zum Bergmechaniker ausgebildet. Die Ausbildung ver­
l i e f p a r a l l e l zur Jugendlichenausbildung. 

Ih anderen Betrieben standen Umschulungsmaßnahmen im Zusammenhang 
mit massiven innerbetrieblichen Freisetzungs- und Umsetzungsaktionen. Die Umschulungsmaßnahmen dienten i n der Regel dazu, für 
einen zukünftigen Bedarf auszubilden. 

In einem großen Stahlunternehmen wurden über einen lähieren Z e i t ­
raum hinweg größere Betriebseinheiten s t i l l g e l e g t . Die f r e i ­
gesetzten Arbeitskräfte wurden zum überwie£en_en T e i l i n andere 
Werksbereiche umgesetzt. Öärteben wurde einer kleineren Gruppe ein 
Umschulungsprogramm angeboten. In dieser Z e i t waren die Auszu­
bildenden keinem betrieblichen Arbeitsplatz zugeordnet, sie hatten 
aber auch keine Zusagen über ihren späteren Einsatz. 



Vor allem i n stark schrumpfenden Branchen, wie der Stahlindustrie, 
I wurde deutlich, daß Umschulungsmaßnahmen neben Zielen wie Aufstiegsqualifizierung und Qualifikationsbevorratung auch - zu-
[ mindest i m p l i z i t - der Erleichterung des Betriebswebswechsels und 

damit des Personalabbaus dienen können. 

j In einem stark schrumpfenden Stahlunternehmen, dessen Beschäftigte 
I zwar eine Beschäftigungsgarantie hatten, aber i n andere Werke ver-
1 setzt werden mußten, wurden u.a. Umschulungsmaßnahmen zum Hüttenfacharbeiter im Rahmen des Sonderprogramms durchgeführt. Bei dem 
I dramatischen Schrumpfungsprozeß war sowohl dem Betrieb wie auch 
I den Teilnehmern der Qualifizierungsmaßnahmen bekannt, daß keine 
j großen Chancen mehr bestanden, über die Ausbildung zum Hüttenfacharbeiter auf q u a l i f i z i e r t e r e Produktions- und Vorgesetztenpositionen aufzurücken. Sowohl die Ausbildungsabteilung als auch 
I die Umschüler erhofften sich von dem anerkannten Ausbildungsabschluß jedoch bessere Chancen auf dem externen Arbeitsmarkt. 
I Viele der befragten Arbeitskräfte beabsichtigten, im Anschluß 

an den Hüttenfacharbeiterkurs noch eine Industriemeisteraus­
bildung zu durchlaufen, um auf diese Weise weitere allgemeine j jänd eher i n anderen Betrieben verwertbare Qualifikationen zu be­
kommen . 

(2) Im Bereich der t r a d i t i o n e l l e n Metall- und Elektroberufe und 
der Berufe für Verwaltungsangestellte und technische Angestellte 
wurden von uns Umschulungsmaßnahmen zum Betriebsschlosser, zum 
Elektrogerätemechaniker, zum Industriekaufmann und zum tech­
nischen Zeichner untersucht. Im Rahmen der Aufstiegsqualifizierung wurde häufig solchen Arbeitskräften, die bereits ohne 
formale Ausbildung eine berufliche Tätigkeit ausübten, die Chance 
geboten, über einen formalisierten Qualifizierungsgang sowohl 
ihre Qualifikationen zu verbessern als auch einen z e r t i f i z i e r ­
ten Abschluß zu erreichen. 

Eine kleine Maschinenbaufirma mit weniger als zehn Arbeitskräften 
s t e l l t e Maschinen für die Getränke- und Holzindustrie her. Der 
Absatzmarkt erstreckte sich über das gesamte Bundesgebiet, 
Österreich, Schweiz und Jugoslawien. Von der Auftragslage her ge­
sehen, hätte die Firma doppelt so v i e l Arbeitskräfte beschäftigen 
können. Auf dem externen Arbeitsmarkt standen aber kaum q u a l i ­
f i z i e r t e oder q u a l i f i z i e r b a r e Arbeitskräfte zur Disposition. 

Rund die Hälfte der Beschäftigten waren ausgebildete Maschinen­
bauer, die andere Hälfte setzte sich aus Lehrlingen und einer 
Verwaltungskraft zusammen. Der Firmenchef war gelernter Maschinen-



bauer und Konstrukteur, er konnte daher auf Sonderwünsche ein­
gehen und befand sich anderen Bewerbern gegenüber bei der Auftragsvergabe in der besseren Position. Um weiterhin konkurrenz­
fähig zu bleiben, benötigte die Firma einen q u a l i f i z i e r t e n Kon­
strukteur. Eine Kraft vom externen Arbeitsmarkt konnte nicht be­
zahlt werden, außerdem bestand die Vermutung, Konstrukteure aus 
einem Großbetrieb seien nicht dazu in der Lage, sich auf die 
Flexibilität und Improvisationskunst erfordernden kleinbetrieb­
lichen Bedingungen umzustellen. So entschied man sich dafür, 
einen Maschinenbauer zum technischen Zeichner weiterzuqualifi-
zieren. 

Bei einem Großteil der im Rahmen des Sonderprogramms geförderten 
Umschulungsmaßnahmen i n der Stahlindustrie handelte es sich um 
die Qualifizierung zum Betriebsschlosser. Häufig waren die Ar­
beitskräfte bereits vorher als angelernte Betriebsschlosser ein­
gesetzt , ohne jedoch über einen formalen Ausbildungsabschluß 
mit den darauf aufbauenden Ansprüchen zu verfügen. 

In einem stark schrumpfenden Stahlunternehmen wurde z.B. ein 
Umschulungskurs zum Reparaturschlosser eingerichtet, bei dem 
fast a l l e der zwölf Kursteilnehmer bereits s e i t Jahren in der 
Instandhaltung arbeiteten und als Schlosser ohne Berufsabschluß 
eingestuft waren. Unmittelbarer Hintergrund des Kursangebots war 
dort die zunehmende Fluktuation im Handwerkerbereich. Arbeits­
kräfte, die anderweitig gute Stellen finden konnten» sicherten 
sich diese sofort und verließen das Werk. Daraus entstanden im 
Instandhaltungsbereich erhebliche Qualifikations- und Personaldefizite, die durch die Zusatzausbildung der angelernten Schlosser 
ausgeglichen werden s o l l t e n . Die Arbeitskräfte versprachen sich 
über den Facharbeiterbrief eine Sicherung i h r e r Stellung bei dem 
kommenden drastischen Personalabbau und den folgenden Umsetzungsaktionen. 

Umschulungsmaßnahmen i n t r a d i t i o n e l l e Metall- und Elektroberufe 
standen au eil im Zusammenhang mit größeren Umsetzungsaktionen. 

Ein großes Unternehmen im Büromaschinenbereich s t e l l t e von einem 
elektrome hanischen auf ein elektronisches Produkt um. Aus der 
Feinmechanikerfabrik wurde ein elektronischer Betrieb. Freige­
setzt wurden vor allem Facharbeiter des mechanischen Sektors und 
Angelernte aus der Produktion. Zugleich entstand ein Neubedarf 
an Arbeitskräften für die neue Fertigung: Facharbeiter mit Elek­
t r i k - und Elektronikkenntnissen und Angelernte für die Montage 
des neuen Produkts. Im Rahmen des Sonderprogramms wurden dann 
ca. 40 Umschulungen von Facharbeitern betroffener Berufsgruppen 
(Feinmechaniker, Werkzeugmacher, Maschinenbauer, Schlosser, 
Dreher, Fräser u.s.w.) zu Elektrogerätemechanikern durchgeführt. 



Es handelte sich um einen zweijährigen Abschluß, auf den die Aus­
bildung zum Energiegeräte-Elektroniker aufbaut. 

Bei den t r a d i t i o n e l l e n Metall- und Elektroberufen gab es schließ­
l i c h i n einzelnen Fällen Hinweise darauf, daß neben anderen be­
t r i e b l i c h e n Zwecken auch an eine Qualifizierung für den Arbeitsmarkt gedacht war. 

Dies g i l t etwa für einen Umschulungskurs zum Betriebsschlosser i n 
einem größeren Stahlunternehmen. Die Kursteilnehmer wurden zum 
überwiegenden T e i l aus s t i l l g e l e g t e n Betriebsbereichen r e k r u t i e r t . 
Die Ausbildung wurde durchgeführt, obwohl bereits i n den letzten 
Jahren i n erheblichem Umfang Betriebsschlosser berufsfremd, also 
i n der Produktion, eingesetzt werden mußten. Auch die K u r s t e i l ­
nehmer konnten davon betroffen sein, obwohl sie die Zusicherung 
hatten, bevorzugt (gegenüber den Jugendlichen) auf berufsadäquaten 
Stellen eingesetzt zu werden. Der Ausbildungsleiter betonte, daß 
l a n g f r i s t i g gesehen ausreichend Stellen vorhanden seien, so daß 
die Qualifizierungsmaßnahmen i n gewisser Weise als Qualifikationsbevorratung in t e r p r e t i e r t werden könnten. Zugleich wies er j e ­
doch darauf hin, daß das Unternehmen durchaus dazu bereit s e i , 
für den F a l l der Fälle seinen langjährigen Arbeitskräften 
wenigstens eine gute Qualifizierung mitzugeben. Die Orientierung 
auf den externen Arbeitsmarkt war dann auch für v i e l e K u r s t e i l ­
nehmer der ausschlaggebende Grund dafür, sich für den Lehrgang 
zum Betriebsschlosser und nicht für den zum Hüttenfacharbeiter 
zu entscheiden. 

Die im Rahmen des Sonderprogramms geförderten Umschulungsmaßnahmen 
entsprechen weitgehend den Qualitätskriterien arbeitsmarktgängiger 
Qualifikationen: 

o Sie sind i n der Regel durch eine gewisse Breite der fachlichen 
Qualifikationen gekennzeichnet, die die Anforderungen eines 
größeren Einsatzfeldes abdeckt. Zugleich i s t eine Qualifikations­
t i e f e gewährleistet, die Problemorientierung, Transferleistungen 
und selbsttätiges Lernen ermöglicht. Sowohl Qualifikations­
breite als auch Q u a l i f i k a t i o n s t i e f e sind bei öffentlich an­
erkannten Ausbildungsabschlüssen vorgeschrieben. Praktische und 
theoretische Qualifizierungsprozesse müssen beiden Dimensionen 
Rechnung tragen. 



o Auch eine g e s e l l s c h a f t l i c h e Standardisierung über die Öffent­
li c h e Normierung der vermittelten Qualifikationen i s t bei 
den Umschulungsmaßnahmen gegeben. Kontrollmöglichkeiten er­
geben sich sowohl über den Prüfungsabschluß als auch über de­
t a i l l i e r t e Vorschriften i n Ausbildungsplänen, die verbindlich 
vorgeschrieben sind. Industrie- und Handwerkskammern über­
wachen die Einhaltung der Vorschriften und können jederzeit 
Kontrollen b e t r i e b l i c h e r Qualifizierungspraktiken vornehmen. 
Die im öffentlichen Berufsbildungssystem festgelegten Aus­
bildungsabschlüsse sind von den Arbeitsmarktparteien allgemein 
anerkannt. Prüfungsabschlüsse und Z e r t i f i k a t e sind betriebs­
unabhängig und e r l e i c h t e r n den zwischenbetrieblichen Arbeits­
platzwechsel . 

a Der i n den Ausbildungsordnungen festgelegten Breite und Tiefe 
der vermittelten Qualifikationen entspricht i n der Regel eine 
Nachfrage nach Arbeitskräften auf dem überbetrieblichen Ar­
beitsmarkt. Auch h i e r geht der Einfluß der öffentlichen Berufsbildungspolitik dahin, Arbeitsmarktgängigkeit über die Ver­
hinderung zu enger Berufsabgrenzungen zu fördern. 

Trotz dieser - vor allem im Verhältnis zu eher eng angelegten 
Fortbildungsmaßnahmen und nicht öffentlich normierten "Sonstigen 
Qualifizierungen" - insgesamt arbeitsmarktpolitisch positiven 
Bewertung der geförderten Umschulungsmaßnahmen sind im einzelnen 
erhebliche Unterschiede bezüglich der Arbeitsmarktgängigkeit 
hervorzuheben. 

In bezug auf die Breite und Tiefe von Qualifikationen i s t zwischen 
den branchenspezifischen Produktionsberufen und den t r a d i t i o n e l l e n 
Metall- um Elektroberufen und Ausbildungen von Fachangestellten 
zu unterscheiden. Betriebsschlosser, Elektrogerätemechaniker, 
Industriekaufleute, technische Zeichner, Maschinenbauer etc. 
können in fast a l l e n Branchen der Industrie und teilweise sogar 
im Dienstleistungssektor beschäftigt werden. Dagegen sind Chemiefacharbeiter, Maschinenglasmacher, Bergmechaniker, Hüttenfach­
arbeiter etc. an eine spezifische Branche gebunden, wollen sie 
ihre Ausbildung vollwertig i n ein Beschäftigungsverhältnis ein-



bringen. Auch innerhalb der Branche i s t der zwischenbetriebliche 
Arbeitsplatzwechsel häufig dadurch erschwert, daß in einer Arbeitsmarktregion nur ein Unternehmen operiert. 

Dennoch sind die branchenspezifischen Produktionsberufe arbeits­
marktpolitisch eher zu begrüßen. Sie erfüllen mit einem breiten 
fachlichen Wissen, mit öffentlich normierten Ausbildungsordnungen 
und mit einer über die Branche hinausgehenden Arbeitsmarktrelevanz mehr als nur Mindeststandards arbeitsmarktgängier Quali­
fikationen. 

So umfaßt etwa die Hüttenfacharbeiterausbildung zum einen das 
gesamte Ei n s a t z f e l d der Stahlindustrie (Eisen- und Stahlerzeugung, 
Guß, Walzwerk, Weiterverarbeitung), zum anderen auf die Ver­
mittlung von Grundlagenwissen gerichtete theoretische und prak­
tische Ausbildungsprozesse, die die Möglichkeit von Transfers 
auch in andere i n d u s t r i e l l e Bereiche als die der Stahlindustrie 
erheblich erhöhen. Damit wird die Hüttenfacharbeiterausbildung, 
schon von i h r e r fachlichen Ausrichtung her gesehen, auch in an­
deren Branchen der Metallverarbeitung verwertbar und bedeutet 
einen entscheidenden F o r t s c h r i t t gegenüber der auf jeweils einen 
Produktionsbereich beschränkten t r a d i t i o n e l l e n Anlernung in der 
Stahlindustrie. 

Auch die Differenzierung zwischen zwei- und dreijährigen Berufen 
und damit eine Differenzierung in der Arbeitsmarktgängigkeit 
findet sich bei den im Rahmen des Sonderprogramms geförderten 
Umschulungsmaßnahmen wieder. Auch h i e r sind ohne Frage Mindest­
bedingungen gegeben. Die Zweifel der berufspolitischen Diskussion 
beziehen sich vor allem auf die Gefahr einer Reduzierung und Ver­
drängung der höherwertigen Vollausbildung. Wichtig dürfte es 
sein, einen Unterschied zwischen Erstausbildung und Weiterbil­
dung zu machen. Bei der Weiterbildung sind i n der Regel Arbeits­
kräfte betroffen, die bereits s e i t längerer Zeit i n der Produktion 
tätig sind, ohne weitere Ausbildungsgänge absolviert zu haben. 
Diese Lernentwöhnung führt dann häufig zu Problemen bei der Be­
wältigung der Umschulungsmaßnahmen, die s i c h e r l i c h bei den An­
forderungen einer dreijährigen Ausbildung noch höher wären. Zu-



g l e i c h muß jedoch darauf v e r w i e s e werden,: daß eine erwachsengerechte Gestaltung der Umschulungsmaßnahmen derartige Probleme 
deutlich vermindern könnte. 

Unterschiede bei den im Rahmen des Sonderprogramms geförderten 
Umschulungsmaßnahmen ergeben sich auch im Hinblick auf die Arbeitsmarktrelevanz . P o s i t i v zu bewerten sind die weiter oben 
als "Qualifizierung für den Arbeitsmarkt" eingeordneten Maß­
nahmen; Sie statten die Arbeitskräfte mit Qualifikationen aus, 
die es ihnen erlauben, ein stabileres Beschäftigungsverhältnis 
zu suchen und aufzunehmen. Dies g i l t für einzelne Fälle der in 
der stark schrumpfenden Stahlindustrie geförderten Umschulungsmaßnahmen. Ausgebildete Betriebsschlosser haben wesentlich 
bessere Arbeitsmarktchancen als etwa angelernte Schlosser oder 
angelernte Produktionsarbeiter. 

Andere Maßnahmen sind jedoch im Hinblick auf ihre Arbeitsmarktrelevanz mit erheblicher Skepsis zu betrachten. Dabei handelt 
es sich etwa um die Ausbildung i n Berufen, bei denen sowohl 
innerhalb des ausbildenden Betriebs als auch auf dem externen 
Arbeitsmarkt eine stark rückläufige Nachfrage zu verzeichnen i s t . 
Dies g i l t s i c h e r l i c h für eine Reihe von Qualifizierungsmaßnahmen 
zum Hüttenfacharbeiter. Zwar war i n der Regel i n a l l e n von uns 
untersuchten Stahlunternehmen ein erheblicher Bedarf an q u a l i f i ­
z ierten Kräften i n der Produktion zu konstatieren, so daß die 
Mehrzahl der im Rahmen des Sonderprogramms ausgebildeten Fach­
kräfte tatsächlich auch später als Hüttenfacharbeiter eine q u a l i ­
f i z i e r t e Position innerhalb der Produktion wird einnehmen können. 
Es waren jedoch auch Fälle f e s t z u s t e l l e n , i n denen die Chancen 
eines späteren q u a l i f i z i e r t e n Einsatzes sehr gering erschienen: 
Es wurden Ausbildungsprozesse mit öffentlichen Mitteln gefördert, 
ohne daß die erzeugten Qualifikationen im betrieblichen oder über­
betrieblichen Arbeitsmarkt verwertbar sind. 

Problematisch i s t die f i n a n z i e l l e Förderung solcher Umschulungen, 
bei aenen die Teilnehmer aus am überbetrieblichen Arbeitsmarkt 
nachgefragten Berufen i n solche Berufe umqualifiziert wurden, die 
der jeweilige Betrieb gerade brauchte. 



So wurden etwa i n einem stark schrumpfenden Unternehmen, das von 
einem feinmechanischen auf ein elektronisches Produkt umstellte, 
Arbeitskräfte mit durchaus arbeitsmarktgängigen Qualifikationen -
wie Werkzeugmacher, Feinmechaniker, Schlosser, Dreher, Fräser -
im Rahmen des Sonderprogramms zu Elektromechanikern umgeschult. 

Derartige Umschulungen von Facharbeitern dienen zwar dazu, qualifizierten Kräften auch dann einen q u a l i f i z i e r t e n Einsatz inner­
halb des Betriebes zu ermöglichen, wenn ihre alten beruflichen 
Fähigkeiten nicht mehr innerhalb des betrieblichen Marktes ver­
wertbar sind. Sie entsprechen i n der Regel auch den Interessen 
der betroffenen Arbeitskräfte, die bei einem Betriebswechsel etwa 
in kleinere Unternehmen auf betriebsgebundene Sozialleistungen 
und höhere Einkommen verzichten müßten. Aus der Perspektive des 
e f f i z i e n t e n Einsatzes knapper öffentlicher M i t t e l i s t die För­
derung solcher Maßnahmen allerdings fragwürdig. 

Zusammenfassend läßt sich zu den Umschulungsmaßnahmen f e s t s t e l l e n : 

1. Die vermittelten Qualifikationen sind, gemessen an den K r i ­
t e r i e n der Qua l i f i k a t i o n s b r e i t e und - t i e f e , der öffentlichen 
Kontrolle, der Z e r t i f i z i e r b a r k e i t und der Arbeitsmarktrelevanz, 
i n der überwiegenden Mehrheit p o s i t i v zu beurteilen. 

2. Einschränkungen sind zu machen im Hinblick auf Branchenspezifität, bei gegenüber der t r a d i t i o n e l l e n Vollausbildung verkürzten 
Qualifizierungsprozessen (das Problem der zweijährigen Berufe) 
und i n bezug auf die Arbeitsmarktrelevanz (Nachfragesituation) 
der erzeugten Qualifikationen. 

3. Branchenspezifische und zweijährige Berufsausbildungen ver­
mitteln zwar gegenüber der t r a d i t i o n e l l e n Vollausbildung schmalere 
Kenntnisse und Fähigkeiten, schaffen jedoch im strengen Sinne 
arbeitsmarktgängige Z e r t i f i k a t e und ermöglichen neuen Gruppen 
den Zugang zum Beruf. 



4. Schwerwiegender i s t die Problematik bei der Erzeugung von nicht 
auf dem Arbeitsmarkt nachgefragten beruflichen Fähigkeiten oder 
bei der "Wegqualifizierung" aus dem Bereich allgemeiner Mangel­
berufe durch betriebliche Umschulung in andere, betriebsintern 
gerade benötigte Berufe. 

b) Fortbildungsmaßnahmen 

Die Förderrichtlinien des Sonderprogramms unterscheiden nach dem 
Typ des Abschlusses zwischen Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen. Als Umschulung gelten Maßnahmen, die zu einem Beruf mit 
anerkanntem Ausbildungsabschluß führen ;als Fortbildung gelten 
Qualifizierungsprozesse mit besonders definierten Fortbildungsabschlüssen. 

Für die Existenz dieses Systems öffentlich anerkannter F o r t b i l ­
dungsabschlüsse dürften im wesentlichen zwei Gründe maßgeblich 
sein. Einmal geht es um Zi e l e der Arbeitssicherheit und um Quali­
tätsstandards: Durch ausgebildete und geprüfte Arbeitskräfte 
können Si c h e r h e i t s r i s i k e n vermindert werden (beispielsweise 
Schweißer und Kesselwärterabschlüsse). 

Zum anderen geht es der Bundesregierung, den Landesregierungen 
und den Industrie- und Handelskammern darum,solche Qualifizierungsmaßnahmen öffentlich zu normieren, die auf Ergebnissen der be­
ru f l i c h e n Ausbildung aufbauen oder diese ergänzen: Meisterab­
schlüsse, q u a l i f i z i e r t e Weiterbildungsmaßnahmen für Fachkräfte 
und Kurse, die nicht notwendigerweise eine Grundausbildung vor­
aussetzen, gleichwohl aber im Sinne i h r e r Arbeitsmarktrelevanz 
auf das System der beruflichen Bildung bezogen sind (wie der 
bereits oben genannte Schweißerabschluß und Z e r t i f i k a t e für 
Maschinenschreiben, Kurzschrift oder Programmieren). 

Im Rahmen des Sonderprogramms wurden Fortbildungsmaßnahmen auf 
a l l e n Ebenen b e t r i e b l i c h e r Arbeitskräftehierarchien durchgeführt. 
Hier ging es in weit stärkerem Ausmaß als bei den Umschulungs-



maßnahmen und den "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" um Prozesse 
der Aufstiegsqualifizierung oder um die Beseitigung von Qualifikationslücken beim vorhandenen Personal. Fortbildungsmaßnahmen 
als Resultat innerbetrieblicher Freisetzungen und von Umsetzungs-
aktionen dagegen bilden den kleineren A n t e i l . Auch waren i n ein­
zelnen Fällen Maßnahmen erkennbar, die aufgrund b e t r i e b l i c h e r 
Rahmenbedingungen eine "Qualifizierung für den Arbeitsmarkt" be­
deuten können. 

Auf dem Vorgesetztenniveau wurden im Rahmen des Sonderprogramms 
Arbeitskräfte etwa zu Vorarbeitern und Werkspolieren i n Hoch- und 
Tiefbauunternehmen, zum Werkspolier i n der Beton- und Sandstein­
industrie und zum Industriemeister i n der Glas-, Elektro- und 
Stahlindustrie ausgebildet. Einige Qualifizierungsmaßnahmen gal­
ten der Fortbildung von Abteilungsleitern im Verwaltungsbereich 
der Unternehmen. 

In einem größeren Unternehmen des Hoch- und Tiefbaus war aus 
f i n a n z i e l l e n Gründen darauf verzichtet worden, Vorarbeiter und 
Werkspoliere für ihre verantwortungsvollen Positionen auszubil­
den. Vielmehr wurden sie mehr schlecht als recht von ihren frühe­
ren' Vorgesetzten, die i n der Regel wiederum selbst nicht über eine 
formale Ausbildung verfügten, angelernt. Dies führte zu Schwierig­
keiten im Betriebsablauf. Die Vorgesetzten hatten Führungsprobleme 
beim Umgang mit ihren Arbeitsgruppen, sie wurden mit ständigen 
Neuerungen im Bereich der Baustoffe und der Produktionstechnik 
konfrontiert, und es gab Schwierigkeiten im Bereich gesamtbe­
t r i e b l i c h e r Abstimmung und Planung. Das Unternehmen hatte.im we­
sentlichen aufgrund der unsicheren Ertragserwartungen und der 
hohen direkten und indirekten Kosten auf Fortbildungsmaßnahmen 
verzichtet, obwohl Kurse i n überbetrieblichen Aus- und Fort­
bildungszentren zur Verfügung standen. Das Sonderprogramm gab 
h i e r einen Anstoß dazu, Qualifizierungsprozesse für fast a l l e 
Vorgesetzten dieses Betriebes einzuleiten. Die Maßnahme er­
streckte sich über ca. sieben Monate und wurde mit einer Prüfung 
durch die IHK abgeschlossen. 

Ähnliche Problemkonstellationen konnten wir i n anderen Unter­
nehmen der Bauindustrie wie auch i n anderen Branchen, zum Bei­
s p i e l der Stahlindustrie, auffinden. Häufig waren Vorgesetzten­
positionen durch Beförderung von Arbeitskräften ohne formale 
Befähigungsnachweise besetzt worden. Erst im Zuge der letzten 
zehn bis fünfzehn Jahre mußte dann vor allem im Zusammenhang 
mit dem rapiden technischen Wandel wie auch wegen gewachsener 
Ansprüche im Bereich der Personalführung und der betrieblichen 
Organisation eine Veränderung dieser P o l i t i k e i n g e l e i t e t werden. 



Die Mehrzahl a l l e r geförderten Fortbildungsmaßnahmen b e t r i f f t 
Qualifizierungsprozesse auf dem Fachkräfteniveau. Bei den Fachangestellten ging es vorwiegend um EDV-Kurse. Häufig waren es 
einjährige Ausbildungsgänge zum Programmierer. Auch in den Be­
reichen Fertigungsplanung und Technik wurden eine Reihe von Fort­
bildungsmaßnahmen durchgeführt. Bei den Facharbeitern dominierten 
eindeutig Schweißerkurse sowie Hydraulik- und Pneumatiklehr­
gänge. Ihre Notwendigkeit dürfte sich eindeutig aus dem sich be­
schleunigenden Prozeß technischer Innovationen im Produktionsbereich h e r l e i t e n lassen. Damit i s t jedoch die Palette der geför­
derten Fortbildungsmaßnahmen auf dem Fachkräfteniveau keineswegs 
abgedeckt. So wurden eine Reihe von Maßnahmen i n den Bereichen 
Qualitätskontrolle und REFA durchgeführt. 

Die Rahmenbedingungen eines Maschinenbaubetriebes mit ca. 300 Be­
schäftigten waren typisch. Die Firma hatte ein sehr gemischtes 
Produktionsprogramm, sie war im Apparate- und Behälterbau, im 
Rohrleitungsbau, Kalkofenbau und Maschinenbau (Spezialmaschinen) 
tätig. Anlaß für die Inanspruchnahme des Sonderprogramms waren 
die gestiegenen Kundenansprüche, vor allem i n puncto Sicherheit. 
Insbesondere im Hinblick auf die Qualität von Schweißnähten wur­
den die Anforderungen der Abnehmer schärfer. Damit stiegen die 
Anforderungen an Qualitätsarbeit und die Notwendigkeit von 
Prüfungsnachweisen für die Arbeitskräfte. Auf diesen Zusammen­
hang war die Durchführung von Fortbildungsmaßnahmen i n Schweiß­
technik zurückzuführen. Man erhoffte sich dadurch sowohl eine 
Verbesserung der formalen Voraussetzung für die Akquisition von 
größeren Aufträgen, als auch eine Verbesserung der Qualität der 
Produkte und damit eine höhere Zufriedenheit der Kunden. 

I In einem großen Stahlunternehmen durften schon aus gesetzlichen 
I Gründen nur noch geprüfte Schweißer mit jeweils spezifischen 
I Schweißerscheinen verschiedene Aufgaben im Instandhaltungsbereich 
j ausführen. Auf jeder Schicht mußte eine entsprechende Zahl von A rbeitskräften mit den gewünschten Z e r t i f i k a t e n eingesetzt sein. 

Wie dramatisch die Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e waren, zeigte sich da­
ran, daß der Stahlbetrieb mit ca. 5000 Beschäftigten im Rahmen 
des Sonderprogramms ca. 150 Schweißerkurse durchführte. Die Lehr­
gangsteilnehmer verfügten entweder über eine Ausbildung zum 
Schlosser oder waren über langjährige Prozesse der Anlernqualifizierung als Schlosser eingesetzt. Die Qualifizierungsmaßnahmen 

j wurden vom Ausbilder eines überbetrieblichen Zentrums innerhalb 
I des Werkes durchgeführt. Den Prüfungen lag ein standardisiertes 
1 Lernprogramm zugrunde. 

I > 
\^ Auch bei Fortbildungsmaßnahmen unterhalb des Facharbeiterniveaus 

1 dominierten eindeutig Schweißerkurse. Q u a l i t a t i v andersartige 



Qualifizierungsgänge waren dagegen - wohl aus Mangel an anerkann­
ten Fortbildungsabschlüssen - in unserem Untersuchungsbereich 
selten. 

Typisch i s t die Lage einer Firma des Geräte- und Anlagenbaus, die 
im wesentlichen für die Bereiche Bergbau und Stahlbau produzierte. 
Das Werk mit ca. 200 Beschäftigten hatte sich als Z u l i e f e r e r 
durch starke Spezialisierung, hohe Innovationsfähigkeit (Eigenentwicklungen) und Flexibilität eine gute Position geschaffen. 
Aus der starken Zuliefererbindung an den Bergbau erwuchsen nun 
besondere Bedingungen und Anforderungen; die ständig erhöhten 
Sicherheitsansprüche und -normen schlugen sich i n immer höheren 
Qualitätsanforderungen u.a. i n der Schweißtechnik nieder. Aus 
Mangel an ausgebildetem Personal mußten i n den letzten Jahren 
schon Aufträge abgelehnt werden. 

Um dieser Situation begegenen zu können, hatte man ursprünglich 
geplant, eine automatische Schweißanlage mit den Vorteilen gleich­
bleibender Qualität, der Materialeinsparung, eines höheren Aus­
stoßes und geringerer Personalkosten einzuführen. Die Angebote 
des Sonderprogramms und die Kosten und Unsicherheiten bei der 
Einführung der neuen Schweißanlage führten dazu, die aufgetretenen 
Engpässe nicht über Automatisierung, sondern über eine verbesser­
te Qualifikationsausstattung des Personals abzufangen. So wurden 
mehr als dreißig Schweißer zur Erlangung verschiedenartiger 
Schweiß-Prüfscheine auf Fortbildungslehrgänge geschickt. Auch wenn 
es sich bei der Schweißerausbildung nicht um einen vollwertigen 
Ausbildungsabschluß handelt, sind die Arbeitskräfte faktisch als 
Facharbeiter anerkannt. Dies schlägt sich auch i n der Bezahlung 
nieder. 

Eines der wenigen Beispiele für Fortbildungsmaßnahmen unterhalb 
des Fachkräfteniveaus neben den Schweißerkursen i s t die Q u a l i f i ­
zierung zum Kesselwärter. Arbeitskräfte mit diesem Z e r t i f i k a t 
sind etwa in der Stahlbranche meist i n den Energiebetrieben ein­
gesetzt, die für die gesamte Energieerzeugung und Energiever­
teil u n g im Werk zuständig sind. Die gesetzlichen Sicherheits­
bestimmungen schreiben vor, daß jeweils eine am Kessel eingesetzte Arbeitskraft die TÜV-Prüfung absolviert haben muß. Andern­
f a l l s werden bei Unfällen die Vorgesetzten verantwortlich gemacht. 
In der Prüfung werden sowohl umfangreiche theoretische Kenntnisse 
als auch praktisches Wissen abverlangt. Die theoretischen Kennt­
nisse eignen sich die Arbeitskräfte in einem Kesselwärterlehrgang 
beim TÜV an, während das praktische Wissen über innerbetriebliche 
Qualifizierungsmaßnahmen erworben wird. 



In einem kleineren Stahlwerk wurden im Rahmen des Sonderprogramms 
ca. 30 Fortbildungsmaßnahmen zum Kesselwärter durchgeführt. Der 
Betrieb hatte i n Personalabbauaktionen der vorangegangenen Jahre 
ca. ein D r i t t e l der ausgebildeten Kesselwärter verloren. Ursache 
für diese "Ausblutung" an q u a l i f i z i e r t e m Personal waren einmal 
f r e i w i l l i g e Abgänge i n zukunftssichere Branchen und Werke, zum 
anderen die s t r i k t nach sozialen K r i t e r i e n gebildeten Personal­
auswahlrichtlinien bei Entlassungen. Betroffen waren überwiegend 
jüngere und durch den Betrieb ausgebildete Kesselwärter. Der 
Betrieb sah sich dann u.a. aufgrund der staatlichen Sicherheitsauflagen mit erheblichen Problemen im Arbeitskräfteeinsatz kon­
f r o n t i e r t , die man mit einer größeren Zahl an Kesselwärterkursen 
zu bewältigen suchte. 

Die im Sonderprogramm geförderten Fortbildungsmaßnahmen sind 
a l l e i n schon aufgrund der i n der Regel knapperen z e i t l i c h e n Vor­
gaben enger ausgelegt als Umschulungen. Bei den untersuchten 
Maßnahmen geht es in der Regel um spezifische Anforderungen eines 
zwar betriebsübergreifenden, aber dennoch r e l a t i v kleinen Ein­
satzfeldes. 

Grundlagenwissen und Problemorientierung können i n den im a l l g e ­
meinen r e l a t i v kurzen Maßnahmen nur begrenzt vermittelt werden. 

Während Fortbildungsmaßnahmen auf dem Fachkräfteniveau zu Zusatz­
qualifikationen führen, die auf einer breiten Grundausbildung 
aufsitzen und sowohl auf: qien betrieblichen wie den überbetrieb­
lichen Arbeitsmärkten stark nachgefragt sind, bauen entsprechen­
de Kurse und Lehrgänge unterhalb des Fachkräfteniveaus i n der 
Regel nur auf mehr oder weniger engen Prozessen der Anlernquali­
f i z i e r u n g auf. Daher sind selbst dann, wenn es sich um identische 
Kurse handelt (z.B. Schweißerkurse), Unterschiede zu machen. 

Die Fortbildungsmaßnahmen unterhalb des Fachkräfteniveaus sind 
im Sinne einer breiten Strukturaufbesserung des Arbeitsmarktes 
von besonderem Interesse. Dabei geht es etwa um die von uns 
näher untersuchten Schweißerkurse (auf verschiedenen Stufen) und 
Kesselwärter-Lehrgänge. Sie f a l l e n sowohl im Hinblick auf Qualifikationstiefe und -breite als auch im Hinblick auf die Breite 
des Einsatzfeldes und damit die aktuelle und po t e n t i e l l e Nach­
frage hinter die etwa i n einer Vollausbildung erreichbaren 
Standards zurück. 



Fortbildungsmaßnahmen unterhalb des Fachkräfteniveaus gewähr­
l e i s t e n aber andererseits Mindeststandards für die Arbeitsmarkt-
gängigkeit der Qualifikationen. Sie sind vermittelt über die 
öffentliche Normierung durch eine gewisse Breite und Tief e ; 
Schweißerscheine etwa sind so b r e i t angelegt, daß sie Befähigungen 
über den Einsatzbereich eines Betriebes und einer Branche hinaus 
nachweisen. Die öffentliche Kontrolle von Ausbildungsplänen und 
Prüfungsabschlüssen ermöglicht eine g e s e l l s c h a f t l i c h e Standar­
disierung und Kontrolle der Qualifizierungsprozesse. Die Prüfungsbescheinigungen sind mehr oder weniger stark i n das Be r u f s b i l ­
dungssystem eingebunden und gewährleisten innerhalb bestimmter 
Grenzen die Anerkennung des Z e r t i f i k a t s auf dem Arbeitsmarkt. Da 
Fortbildungsmaßnahmen in der Regel insbesondere für Mangelquali­
fikationen e t a b l i e r t werden, stoßen sie auf eine breite Nachfrage 
auf dem Arbeitsmarkt. 

Zusammenfassend lassen sich die im Rahmen des Sonderprogramms ge­
förderten Fortbildungsmaßnahmen i n d r e i Punkten bewerten: 

1. In der Regel geht es um spezifische Anforderungen eines - ge­
messen an der Vollausbildung - r e l a t i v engen Einsatzfeldes. 
Zwischen Maßnahmen auf und unterhalb des Fachkräfteniveaus sind 
Unterschiede zu machen. 

2. Fortbildungsmaßnahmen auf dem Fachkräfteniveau führen zu Zusatzqualifikationen, die auf einer breiten Grundausbildung auf­
sitz e n . Sie erweitern und modernisieren den vorhandenen Qualifikationsstock und verbessern die Arbeitsmarktchancen der Betroffenen. 

3. Fortbildungsmaßnahmen für Angelernte sind im Sinne einer 
Strukturaufbesserung des Arbeitsmarktes von großer Bedeutung. Sie 
sind zwar nicht i n breite fachliche Grundqualifikationen einge­
bettet, gewährleisten aber andererseits Mindeststandards für die 
Arbeitsmarktgängigkeit. Entscheidend sind die über die öffentliche Kontrolle und Normierung durchgesetzte Tiefe und Breite 
des vermittelten Fachwissens und der überbetrieblich anerkannte 
Prüfungsnachweis. 



"Sonstige Qualifizierung" 

Diejenigen Fördermaßnahmen, die nicht im oben ausgeführten Sinne 
als Umschulung oder Fortbildung gelten können, die also nicht zu 
einem formell z e r t i f i z i e r t e n und auf dem Arbeitsmarkt anerkannten 
Abschluß führen, wurden i n den Förderrichtlinien des Sonderprogramms als "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" (Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 1979, S. 15, S. 39) bezeichnet. In­
hal t und Dauer der Qualifizierungsmaßnahmen s o l l t e n i n einem Plan 
festgehalten werden, der vom Arbeitsamt i n h a l t l i c h zu überprüfen 
war. Weitere Qualitätskriterien an die zu fördernden Maßnahmen 
wurden nicht g e s t e l l t . 

Die geförderten Maßnahmen sind so vielfältig, daß es schwer fällt, 
si e i n i h r e r Breite darzustellen. Im folgenden s o l l einmal nach 
Maßnahmen auf dem Vorgesetztenniveau, dem Fachkräfteniveau und 
dem An- und Ungelerntenniveau im Produktionsbereich wie auch in 
den Bereichen Verwaltung und Technik unterschieden werden. Zum 
anderen lassen sich - analog zur Darstellung der Umschulung und 
Fortbildung - typische Arbeitskräfteprobleme i d e n t i f i z i e r e n , die 
den Hintergrund der Fördermaßnahmen bildeten. Hierbei geht es um 
Prozesse der Zusatz- und Auf s t i e g s q u a l i f i z i e r u n g , um innerbetrieb­
l i c h e Freisetzungen und Umsetzungsaktionen und um die zumindest 
indirekte "Qualifizierung für den Arbeitsmarkt". 

"Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" dienten in nennenswertem Umfang 
der Aus- und Weiterbildung von Vorgesetzten. 

So wurden etwa Schichtführer zu Werksmeistern weitergebildet 
(Sandsteinwerke), von Stillegungen betroffene Meister i n andere 
Betriebsbereiche umgesetzt und dort als Vorgesetzte neu ange­
l e r n t ( S t a h l i n d u s t r i e ) , Vorarbeiter (-innen) ausgebildet (Elektro-
und T e x t i l i n d u s t r i e ) und Facharbeiter zu Polieren und Werkspo­
l i e r e n q u a l i f i z i e r t (Bausektor). In vielen der von uns unter­
suchten Betriebe waren derartige Weiterbildungsmaßnahmen ohne 
formell anerkannten Fortbildungsabschluß typisch für die Vor­
gesetztenqualifizierung. 

Die "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" auf dem Fachkräfteniveau 
sind von ihrem quantitativen Gewicht her wesentlich bedeutender 
als die auf dem Vorgesetztenniveau. 



Im Facharbeiterbereich ging es etwa um Weiterqualifizierung im 
Rahmen verschiedener Metallberufe für den Schiffbau und Werkzeugbau, um die Weiterbildung von Baufachkräften, um die Schulung von 
Technikern und Monteuren im Bereich neuer Wärmeaggregate, um die 
Einführung von EDV im Produktionsbereich und um neue Satz- und 
Drucktechniken i n der Druckindustrie. 

"Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" wurden häufig auch dort durch­
geführt, wo bereits anerkannte Fortbildungsabschlüsse bestanden. 
So wurden etwa i n den Bereichen Elektronik, Schweißtechnik, Hy­
draulik, Pneumatik, Tribotechnik betriebsbezogene Qualifizierungsmaßnahmen ohne einen formellen Abschluß durchgeführt, während an­
dere Betriebe derartige Maßnahmen - jedenfalls teilweise - in 
überbetriebliche Ausbildungszentren verlegten und die Betroffenen 
allgemein anerkannte Prüfungen ablegen ließen. 

Ähnlich vielfältig waren die Maßnahmen im Fachangestelltenbereich. 
Hier dominierten eindeutig Schulungskurse für Verwaltungsangestellte zur Vermittlung von EDV-Kenntnissen. Im einzelnen han­
delte es sich um völlig verschiedenartige Qualifizierungsprozesse. 

In einem F a l l s o l l t e ein Verwaltungsangestellter mit automatischen 
Funktionssystemen für die Auftragsabwicklung bekannt gemacht wer­
den. Es handelte sich um Systeme, die die planmäßige Abwicklung 
von Aufträgen vom Auftragseingang bis zum Versand und der Faktu­
rierung s i c h e r s t e l l t e n . Im Rahmen des Qualifizierungsprozesses 
s o l l t e n die Handhabung der Datenerfassung, der Auskunfts- und 
Eingriffssysteme und der zugehörigen Prüfsysteme erlernt werden. 
In einem weiteren F a l l ging es um die Qualifizierung zum Sachbe­
arbeiter für die Freigabe i n einem Stahlunternehmen. Hier b i l ­
dete die Einarbeitung i n den Dialogverkehr mit EDV-Systemen nur 
einen - allerdings größeren - Block im gesamten Anlernprozeß. 

Auch im Bereich der technischen Angestellten wurde eine größere 
Zahl "Sonstiger Qualifizierungsmaßnahmen" durchgeführt. Dabei 
ging es etwa um die Umsetzung von Technikern aus den Bereichen 
Arbeitsvorbereitung und Kalkulation auf Positionen i n der unmittelbaren Produktion, um die Änderung des Aufgabenbereiches von 
Schweißtechnikern; um Ingenieure, die nach Jahren i n der Pro­
duktion j e t z t i n der Maschinen- und Anlagenerhaltung arbeiten 
s o l l t e n ; sowie um die Weiterbildung von Technikern im Bereich 
der Arbeitsvorbereitung. 

Im Vertriebsbereich wurden g l e i c h f a l l s "Sonstige Qualifizierungs­
maßnahmen" durchgeführt. Es handelte sich z.B. um längerfristige 
Schulungsmaßnahmen von Vertretern im Außendienst, die aufgrund 
schärferer Konkurrenz auf dem Absatzmarkt und neuer Produkte er­
fo r d e r l i c h geworden waren. 

Die überwiegende Mehrheit der "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" 
fällt in den Angelerntenbereich. Gefördert wurde dabei das ge­
samte Spektrum einfachster Jedermannsarbeit bis hin zu fach­
arbeiterähnlich q u a l i f i z i e r t e n Angelerntentätigkeiten. 



Auf dem untersten Niveau fanden sich etwa Qualifizierungsmaß­
nahmen zum Helfer bei der Schieneninstandsetzung, zu Hilfstätig­
keiten bei der Holzbearbeitung, zum Platzarbeiter und Entlader 
im Hochofenbereich u.s.w. 

Auf einem mittleren Niveau mit Anlernzeiten bis zu sechs Monaten 
wurden gefördert beispielsweise Qualifizierungsmaßnahmen für 
Näherinnen und Kettlerinnen i n der Bekleidungsfertigung, für 
Löttätigkeiten in der elektronischen Fertigung, für Montagear­
beit e r im Bereich komplexer Metallprodukte, für die Bedienung 
komplizierter neuer Maschinen bei der B l e i s t i f t h e r s t e l l u n g , für 
die Montage von neuartigen metallgerahmten Fenstern und mancher­
l e i mehr. 

Auf dem Niveau q u a l i f i z i e r t e r Anlerntätigkeiten schließlich fan­
den sich Maßnahmen zum E i n r i c h t e r i n der Elektroindustrie und 
in anderen Branchen, im Bereich Prüfung und Qualitätskontrolle 
in der Süßwarenindustrie wie auch in anderen Branchen, für die 
Überwachung und Steuerung halbautomatischer Anlagen in der 
T e x t i l i n d u s t r i e ; i n der Stahlindustrie wurden Maßnahmen für 
Spitzenpositionen im Produktionsbereich wie die des Ersten 
Schmelzers und Oberschmelzers im Hochofenbereich oder von L e i t ­
standsarbeitern im Stahlwerk durchgeführt. 

Bei den hinter den "Sonstigen Fördermaßnahmen" insgesamt stehen­
den betrieblichen Arbeitskräfteproblemen handelte es sich so­
wohl um Personalmangel als auch um innerbetriebliche Freisetzungs­
und Mobilitätsprozesse. Bei Qualifikations- und Personaldefiziten 
ging es typischerweise um die Aufstiegs- und/oder Zusatzqualifi­
zierung von Belegschaftsmitgliedern. 

So wurden etwa im Rahmen des Sonderprogramms Zusatzqualifizierun­
gen für Anlagenführer in verschiedenen Branchen durchgeführt, 
die i n der Regel der Ausweitung des Tätigkeitskreises auf Repa­
ratur- und Instandhaltungsfunktionen dienten. In Verzinkerei­
betrieben wurden Produktionsarbeitern zusätzliche theoretische 
und praktische Kenntnisse zur Verbreiterung der Qualifikations­
basis vermittelt. 

Typische Prozesse der Aufstiegsqualifizierung zur Besetzung va­
kanter Arbeitsplätze fanden sich i n einem Werk der Süßwarenin­
dustrie, i n dem Produktionsarbeiter für Arbeitsplätze in den 
Bereichen Maschineneinstellung, Prüfung und Qualitätskontrolle 
q u a l i f i z i e r t wurden. 

Dort, wo innerbetriebliche Freisetzungen im Zuge von Verände­
rungen bei Produkten und Verfahrenstechniken zu Umsetzungen 
führten, ging es typischerweise um Prozesse der Um- und Andersqualifizierung. 



So wurden im Rahmen des Sonderprogramms größere Umsetzungsaktionen im Gefolge von Stillegungen einzelner Werksbereiche 
in verschiedenen Stahlunternehmen gefördert. Anlaß, waren etwa 
die Stillegung von Hochöfen, Umstellungen auf Stranggußanlagen 
u.s.w. Freigesetzte Produktionsarbeiter wurden jeweils i n an­
dere Betriebsbereiche wie Walzwerke, Forschung und Qualitäts­
kontrolle etc. umgesetzt. In weiteren Fällen machte der Aufbau 
neuer Produktlinien im elektronischen Bereich, bei der Beklei­
dungsfertigung, im Maschinenbau etc. die Maßnahmen e r f o r d e r l i c h . 

Zusammenfassend lassen sich die "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" aufgrund i h r e r Vielfältigkeit nur außerordentlich schwer 
bewerten. Vieles spricht dafür, daß die Qualität und Arbeitsmarktgängigkeit der vermittelten Qualifikationen eng mit dem 
Grad der Ausgliederung von Qualifizierungsprozessen aus dem 
normalen Betriebsablauf zusammenhängen. Sie soll e n daher unter 
diesen Gesichtspunkten ausführlicher dar g e s t e l l t werden. 

Bei der nicht-organisierten Anlernqualifizierung übernimmt die 
Arbeitskraft den größten T e i l des Anlernaufwands. Durch Beobachtung und Imitation anderer Arbeitskräfte und über spo­
radische und nicht-organisierte H i l f e s t e l l u n g von Kollegen und 
Vorgesetzten erwirbt der Betroffene diejenigen Fähigkeiten, die 
zur Bewältigung der Aufgaben seines Arbeitsplatzes unabdingbar 
sind. 

Bei der systematisierten Anlernqualifizierung werden Beobachtung 
und Imitation von einer systematischen und geplanten Unterweisung 
des Betroffenen durch Kollegen, Vorgesetzte oder geschultes 
Unterweisungspersonal ergänzt. Je nach dem Spielraum bei der Be­
wältigung der Aufgaben einzelner Arbeitsplätze gegenüber dem 
gesamten Betriebsablauf nimmt dieser Maßnahmetyp verschiedene 
Formen an. Zu unterscheiden i s t zwischen der Doppelbesetzung 
von Arbeitsplätzen und der gelegentlichen,aber systematischen 
Unterweisung des Betroffenen. 

Bei einem d r i t t e n Maßnahmetyp i s t das entscheidende Merkmal die 
- jedenfalls phasenweise - Herausnahme des Qualifizierungs­
prozesses aus dem Betriebsablauf. Auch h i e r findet sich eine 
breite Palette von kurzen, in der Regel auf die Einübung 



praktischer Fertigkeiten gerichteten Lehrgängen bis zu praktischen 
und theoretischen Schulungen, die sich i n ihrem Charakter stark 
Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen angleichen. 

Fördermaßnahmen vom Typ der nicht-organisierten A n l e r n q u a l i f i ­
zierung konzentrieren sich deutlich auf den An- und Ungelerntenbereich, finden sich h i e r aber durchaus auf verschiedenen Stufen 
der Qualifikationspyramide. 

(Ein stark schrumpfendes Stahlwerk führte im Rahmen des Sonderprogramms v i e l e Qualifizierungsmaßnahmen durch. Dominierende Probleme waren tr o t z des geplanten massiven Personalabbaus 
Qualifikations- und Personaldefizite. 

Im Adjustagebereich des Werkes wurde das Sonderprogramm i n An­
spruch genommen, um von einer auf zwei Schichten aufzustocken. 
Die Betriebsleitung drängte darauf, so schnell wie möglich den 
betrieblichen Normallauf zu erreichen, k o l l i d i e r t e dabei aber 
mit Qualifizierungserfordernissen. Arbeitskräfte, Betriebsräte 
und Vertrauensleute beschwerten sich bei den betrieblichen Vor­
gesetzten und der Ausbildungsabteilung. Man versuchte dann,auf 
die Probleme r e l a t i v schnell zu reagieren. In der Adjustage 
wie auch i n anderen Betriebsbereichen wurden eigens Instrukteure 
eingesetzt, die i n Unterweisungstechnik ausgebildet worden 
waren. Trotz dieser beachtenswerten I n i t i a t i v e hatte die Aus­
bildungsleitung den Eindruck, daß die besonders betreuten Anlern­
maßnahmen sich nicht entscheidend von den sonst üblichen re­
s t r i k t i v e n Qualifizierungspraktiken unterschieden. 

Die Leitung der Ausbildungsabteilung stand einem T e i l der 
"Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" im eigenen Betrieb wie 
auch allgemein sehr skeptisch gegenüber: nicht aus der Produktion 
ausgegliederte Qualifizierungsprozesse würden in dem durch 
Fluktuation, Absentismus, Produktionsdruck und knappe Personal­
decke gekennzeichneten Betriebsalltag versanden. Sie seien 
auch schlecht zu k o n t r o l l i e r e n , da in den Betriebsablauf ein­
gebunden, und ohne eindeutige Standards. Ausgegliederte Weiter­
bildungsmaßnahmen dagegen wären l e i c h t normier- und k o n t r o l l i e r ­
bar, öffentliche Förderung innerbetrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen sei nur unter festgelegten Mindeststandards s i n n v o l l . 

Ähnlich negative Rahmenbedingungen fanden sich unabhängig von Betriebsgröße und Branche bei fast a l l e n von uns untersuchten 

Fördermaßnahmen vom Typ der nicht-organisierten Anlernquali­
f i z i e r u n g . 



Ein exemplarisches B e i s p i e l b i l d e t eine kleine Firma im Gleisbau, die im Rahmen des Sonderprogramms neu rekru t i e r t e Arbeits­
kräfte zum H i l f s a r b e i t e r heranbildete . Auch h i e r wurden Qualifizierungsmaßnahmen ausschließlich i n die normale Tätigkeit 
der Arbeitsgruppen verlegt. Da r e l a t i v k o n t i n u i e r l i c h gearbeitet 
werden mußte und a l l e Mitglieder der jeweiligen Arbeitsgruppen 
Spezialfunktionen wahrnahmen, blieb kein Raum für eine syste­
matische Qualifizierung der Betroffenen. Diese mußten vielmehr 
r e l a t i v schnell v o l l e Leistung erbringen, um nicht den Gruppen­
akkord zu gefährden. 

Restriktive Rahmenbedingungen, wie der kontinuierliche Leistungsdruck und - dies kann generell behauptet werden - sehr knapp 
ka l k u l i e r t e Stellenpläne, führen mehr oder weniger notwendiger­
weise dazu, die Belastungen von Anlernmaßnahmen e i n s e i t i g den 
betroffenen Arbeitskräften und ihren Kollegen aufzubürden und 
die Qualifizierung auf das Minimalniveau der unmittelbaren, 
arbeitsplatzspezifischen Erfordernisse einzugrenzen. 

Konsequenz i s t vor allem die Arbeitsplatz- und B e t r i e b s s p e z i f i -
tät der vermittelten Qualifikationen. Selbst dort, wo die be­
troffene Arbeitskraft an mehreren Arbeitsplätzen angelernt wird, 
f e h l t es an Breite und Tiefe der fachlichen Qualifikationen, die 
einen Transfer auf andere Betriebs- und Unternehmensbereiche 
ermöglichen könnten, öffentliche Normen zur Sicherstellung der 
Arbeitsmarktgängigkeit bestehen nicht, eine Kontrolle von 
gleichsam im Betriebsgeschehen versteckten Anlernmaßnahmen ge­
s t a l t e t sich als außerordentlich schwierig. Diesen Bedingungen 
entsprechend können keine generell anerkannten Nachweise über 
standardisierte Mindestqualifikationen ausgegeben werden, die 
den Betriebswechsel e r l e i c h t e r n würden. 

Die systematisierte Anlernqualifizierung verspricht eine für die 
Aufgaben der einzelnen Arbeitsplätze oder Arbeitsplatzbereiche 
adäquatere Lösung. Sie findet sich i n der Regel dort, wo die 
nicht-organisierte Anlernqualifizierung erhebliche Probleme wie 
hohe Fluktuations- und Absentismusraten, Qualitätsminderungen, 
Unterbrechungen des Betriebsablaufs oder Unfälle hervorgerufen 
hat. Fördermaßnahmen dieses Typs fanden sich sowohl auf dem 
Angelerntenniveau als auch auf dem Fachkräfte- und Vorgesetzten­
niveau. 



Nur i n einem der von uns untersuchten Unternehmen stießen wir auf 
eine gesamtbetriebliche P o l i t i k der systematischen Arbeitsunterweisung: Der Tendenz nach s o l l t e n die Anforderungsprofile sämt­
l i c h e r Arbeitsplätze des Unternehmen systematisch und s c h r i f t l i c h 
erfaßt werden. Die "Arbeitszergliederung" legte dann f e s t , i n 
welche Lernabschnitte die Arbeit zu zerlegen war, was bei jedem 
Abschnitt der Tätigkeit zu betonen war, und welche Begründungen 
bei jedem Lernabschnitt anzugeben waren.Im "Lehrplan" wurden die 
einzelnen Tätigkeitselemente nach ihrem Anforderungsgrad ge­
ordnet. Für jeden Lernabschnitt wurden Richtzeiten als Orien­
tierungsmarke vorgegeben. 

Hintergrund für die Einführung dieses Systems waren eine Reihe 
von Personalproblemen im Unternehmen. Die "methodische Arbeitsunterweisung" s o l l t e dabei helfen, die Einarbeitungszeiten zu 
verkürzen, die Arbeitsproduktivität zu erhöhen, eine bessere 
Nutzung der Betriebsmittel zu e r z i e l e n , die Qualität des Produkts 
zu verbessern, die Unfallhäufigkeit zu verringern, Fluktuation 
und Fehlzeiten zu vermindern und Führungskräfte zu entlasten. 
Besondere Bedeutung e r h i e l t das Konzept im Rahmen eines Kosten­
senkungsprogramms mit dem Z i e l , die Richtbelegschaftszahlen für 
die einzelnen Betriebsbereiche zu reduzieren. Mit der systemati­
schen Anlernung versprach man sich eine F l e x i b i l i s i e r u n g der 
Arbeitskräftepotentiale, die den Ausgleich überdurchschnittlicher 
Abwesenheitsraten über interne Umsetzungen in den Betriebsbe­
reichen ermöglichen s o l l t e . 

Bei einem T e i l der im Rahmen des Sonderprogramms geförderten 
"Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" konnten die Unterlagen der 
"methodischen Arbeitsunterweisung" für die Ausarbeitung der 
Qualifizierungspläne und die Durchführung der Maßnahmen genutzt 
werden. Daraus ergab sich dann i n der Regel eine gegenüber nicht-
organisierten Anlernprozessen verbesserte Qualität der Maßnahmen. 
Die zu vermittelnden Kenntnisse und die Lernschritte waren f e s t ­
gelegt, das Unterweisungspersonal geschult und Kontrollmöglich­
keiten gegeben. 

Fördermaßnahmen vom Typ der systematisierten Anlernqualifizierung 
waren i n Betrieben verschiedener Größenordnung, unterschiedlicher 
Branchen und auf al l e n Ebenen der Arbeitsplatzhierarchie zu be­
obachten. Dort, wo einzelne Arbeitsplätze nicht eng i n einen 
kontinuierlichen Betriebsablauf eingebunden sind, besteht die 
Möglichkeit, "Lernen durch Tun" mit systematisch geplanten 
Unterweisungen durch Kollegen und Vorgesetzte zu verbinden. 

B e i s p i e l dafür waren etwa "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" für 
Näherinnen im Bekleidungsgewerbe. Hier erfolgten i n der Regel 
systematische Unterweisungen, die anzulernende Arbeitskraft 
wurde zunächst nicht im Akkord bezahlt. Zu Beginn des Q u a l i f i ­
zierungsprozesses wurde im allgemeinen nicht mehr als zehn Pro­
zent des Leistungssolls erbracht, erst nach einem Jahr kamen die 
Betroffenen auf ca. neunzig Prozent der Normalleistung. 



Von systematisierter Anlernqualifizierung kann auch dort gesprochen werden, wo etwa für die Herstellung eines neuen Pro­
duktes langwierige Probeläufe durchgeführt werden, die die Ar­
beitskräfte sukzessive q u a l i f i z i e r e n . 

Dies war i n einem kleineren Unternehmen für Metall- und Glas­
produkte der F a l l , in dem mit Kunststoff-Fenstern eine neue 
Produktlinie aufgebaut wurde. Im Rahmen des Sonderprogramms wur­
den für sechs Personen Qualifizierungszuschüsse für jeweils 
zwölf Monate b e w i l l i g t . Diese Arbeitskräfte s o l l t e n zusammen 
mit zwei Meistern und fünf Facharbeitern die neue Fertigungs­
l i n i e aufbauen und dann später dreißig weitere Arbeitskräfte 
einarbeiten. Die Qualifizierung erfolgte i n den Probeläufen, die 
noch nicht unter dem Druck optimaler Leistungserbringung durch­
geführt wurden. 

Fördermaßnahmen vom Typ der systematisierten Anlernqualifizierung 
s t e l l e n im Hinblick auf arbeitsmarktrelevante Qualitätskriterien 
gegenüber Maßnahmen vom Typ der nicht-organisierten Anlernquali­
f i z i e r u n g eine erhebliche Verbesserung dar. Sie schaffen i n der 
Regel ein Fähigkeitsprofil bei den Arbeitskräften, das zumindest 
den Anforderungen eines Arbeitsplatzes oder eines Arbeitsplatz­
bereiches angemessen i s t . Insoweit die Anforderungsprofile 
solcher Tätigkeiten sich mit denen anderer Arbeitsplätze im s e l ­
ben Betrieb oder i n anderen Betrieben überlappen, i s t eine ge­
wisse Arbeitsmarktgängigkeit der Qualifikationen gegeben. 

Diese i s t jedoch durch die Arb e i t s p l a t z - und Betriebsspezifität 
der vermittelten Fähigkeiten und Kenntnisse begrenzt. Eine Ver­
mittlung von Grundlagenwissen und -können i s t aufgrund der eng 
gesteckten Rahmenbedingungen nicht gewährleistet. Solange Qualifizierungsprozesse i n den betrieblichen Normallauf eingebaut 
sind, bestehen notwendigerweise nur geringe Spielräume für eine 
systematische Erweiterung von ausschließlich arb e i t s p l a t z - und 
betriebsspezifischen Qualifikationen i n Theorie und Praxis. Eben 
aus diesen Gründen i s t eine Normierung und Standardisierung sowie 
eine Z e r t i f i z i e r u n g von Maßnahmen dieses Typs kaum möglich. 

Wesentliches Merkmal des d r i t t e n Maßnahmetyps i s t die zumindest 
phasenweise Ausgliederung von theoretischen und praktischen 
Qualifizierungsprozessen aus dem Betriebsablauf. 



Damit wird ein entscheidendes Hindernis für breite und systema­
tische Q u a l i f i z i e r u n g , die Eingebundenheit i n die Zwänge des 
Betriebsablaufes, zumindest p a r t i e l l umgangen. Maßnahmen dieses 
Typs bildeten einen r e l a t i v großen A n t e i l der "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" auf dem Fachkräfteniveau. Weniger typisch -
aber arbeitsmarkt- und b e r u f s p o l i t i s c h von hohem Interesse -
waren sie im Angelerntenbereich. 

Ein Betrieb s t e l l t e von einem feinmechanischen auf ein elek­
tronisches Produkt um. Im Angelerntenbereich dominierten vor 
und nach der Umstellung Bandarbeitsplätze. Unterweisungspläne 
lagen dabei nur für eine geringe Zahl von St e l l e n mit komplexen 
Anforderungen vor. Zwar hatte man für die Umstellung auf das 
elektronische Produkt bereits vorher eine ausgegliederte syste­
matische Anlernung geplant, diese aber aus Kostengründen nicht 
durchsetzen können. Erst die Qualifizierungszuschüsse des Sonder­
programms ermöglichten die Einrichtung eines spe z i e l l e n Schulungskurses. In den zweiwöchigen Lehrgängen wurden theoretische und 
praktische Kenntnisse für die Fertigung des elektronischen Pro­
duktes vermittelt. Fast a l l e am Band eingesetzten Arbeitskräfte 
mußten den Lehrgang absolvieren. 

Ein anderer Betrieb im Bereich der Industrieelektronik mit ca. 
100 Arbeitskräften produzierte eine enorm hohe Typenvielfalt 
bei r e l a t i v geringen Stückzahlen. Die Beschäftigten mußten die 
Anforderungen von mehreren Arbeitsplätzen bewältigen können, 
um dieser Situation gerecht zu werden. Durch die Hereinnahme 
eines neuen Auftrags verschärften sich ohnehin vorhandene Qualifikationsdefizite. Umfassende Schulungsmaßnahmen konnten auf­
grund der schlechten Ertragslage nicht durchgeführt werden. 
Mit H i l f e des Sonderprogramms wurden Qualifizierungsprogramme 
für die Fertigung neuer elektronischer Bauteile auf die Beine 
g e s t e l l t . A l l e zwei Wochen fand ein zweistündiger theoretischer 
Unterricht s t a t t , für die praktische Schulung wurde der be­
troffene A b t e i l u n g s l e i t e r unterwiesen. Zusätzlich wurde einmal 
im Monat außerhalb der A r b e i t s z e i t ein dreistündiger Unterricht 
e r t e i l t . Das Interesse an der Qualifizierung war groß, auch 
nicht im Rahmen des Sonderprogramms geförderte Arbeitskräfte 
nahmen an den Schulungen t e i l . 

Eine Verzinkerei mit ca. 50 Beschäftigten l i t t schon s e i t längerer 
Zeit an Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e n : N.ur Vorarbeiter und Meister 
verfügten i n der Regel über in langen praktischen Erfahrungsprozessen und in d i v i d u e l l e n Lernbemühungen erworbene Grund­
kenntnisse, was zu erheblichen Engpässen im Produktionsablauf 
führte. Die Etablierung einer Berufsausbildung scheiterte b i s ­
lang daran, daß nicht genügend Auszubildende für eine Berufs­
schulklasse in der Region zusammengebracht werden konnten. Im 
Rahmen des Sonderprogramms wurde es möglich, bereits s e i t 
längerem geplante innerbetriebliche Lehrgänge aufzubauen und 



durchzuführen. Die Qualifizierung fand teilweise am Arbeitsplatz s t a t t ; neben der Einarbeitung auf einer größeren Zahl von 
Arbeitsplätzen wurden Schulungsveranstaltungen durchgeführt. 

Ein Chemiebetrieb hatte bereits ca. 50 % der Produktionsarbeits­
plätze mit ausgebildeten Chemiefacharbeitern besetzt. Die Aus­
bildung erfolgte einmal für Jugendliche, zum anderen im Rahmen 
der Weiterbildung von Erwachsenen. Trotz der intensiven und b r e i ­
ten Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k gab nes erhebliche D e f i z i t e , die sich 
noch zu verstärken drohten und über die Jugendlichenausbildung 
a l l e i n nicht abgedeckt werden konnten. Das Unternehmen nutzte 
das Sonderprogramm dazu, die Ausbildung von Erwachsenen zum 
Chemiefacharbeiter weiter zu intensivieren. Der gesamte Aus­
bildungsgang umfaßte den Durchlauf a l l e r Ebenen der betrieb­
l i c h e n Arbeitsplatzhierarchie. In der Regel dauert es v i e r Jahre 
bis zum Ausbildungsabschluß bei der IHK. Mit H i l f e des Sonder­
programms wurde dieser Zeitraum durch eine aus der Produktion 
ausgegliederte Vorqualifizierung der Chemiearbeiter verkürzt. Die 
Schulungskurse beschleunigten den E i n t r i t t i n den eigentlichen 
Ausbildungsgang zum Chemiefacharbeiter und erhöhten" die Chance, 
die IHK-Prüfung zu bestehen. 

Weitere Fördermaßnahmen vom Typ der Anlernqualifizierung mit aus­
gegliederten Schulungsphasen richteten sich auf q u a l i f i z i e r t e 
Positionen im Anlernbereich wie die des E i n r i c h t e r s und Ein­
s t e l l e r s , der Prüfung und Qualitätskontrolle etc. Auch h i e r fan­
den sich i n der Regel längere in den Betriebsablauf eingebundene 
Anlernprozesse, die durch ausgegliederte Lehrgänge zur Ver­
mittlung theoretischer und praktischer Kenntnisse ergänzt wurden. 

Fördermaßnahmen vom Typ der systematisierten Anlernqualifizierung 
mit ausgegliederten theoretischen und praktischen Schulungsphasen sind - gemessen am Kriterium der Arbeitsmarktgängigkeit -
wesentlich p o s i t i v e r zu bewerten als Maßnahmen vom Typ der nicht-
organisierten und systematisierten Anlernqualifizierung. Sie 
bleiben gleichwohl den Beschränkungen e i n z e l b e t r i e b l i c h e r Qualifizierungspolitiken verhaftet. 

Die zumindest p a r t i e l l e Ausgliederung des Qualifizierungspro­
zesses aus dem Betriebsablauf - wie dies für diesen Maßnahmetyp 
charakteristisch i s t - s t e l l t im Hinblick auf Standardisierbarkeit, Normierbarkeit und Kon t r o l l i e r b a r k e i t einen entscheidenden 
F o r t s c h r i t t gegenüber den zuvor diskutierten Maßnahmetypen dar. 
Ausgegliederte Qualifizierungsprozesse können nicht im Betriebsalltag von Leistungsanforderungen und begrenzter Personaldecke 
versanden. Sie lassen sich r e l a t i v l e i c h t sowohl durch betrieb-



liehe Instanzen wie auch über Arbeitsämter ko n t r o l l i e r e n . Auch 
Mindeststandards können festgelegt werden. 

Die untersuchten Maßnahmen, insbesondere diejenigen auf dem Fach­
kräfteniveau, gehen in der Regel, da sie auf die Vermittlung 
prozeßübergreifender Kenntnisse nicht verzichten können, über die 
Anforderungen einzelner Arbeitsplätze und einzelner Betriebe 
hinaus, bleiben aber gleichwohl begrenzt. Die vermittelten Qualifikationsinhalte sind nur so b r e i t und so t i e f , wie die Einsatz­
bereiche der betroffenen Arbeitskräfte. Am deutlichsten i s t dies 
wohl bei den Maßnahmen unterhalb des Fachkräfteniveaus, i n denen 
charakteristischerweise der A n t e i l ausgegliederter Schulungsphasen re l a t i v gering ausfällt. 

Von Bedeutung i s t auch, daß die "sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" nicht mit einem öffentlich normierten Z e r t i f i k a t abschlossen. 
Arbeitsmarktrelevant i n strengem Sinne sind Z e r t i f i k a t e erst 
dann, wenn die Qualifizierungsprozesse standardisiert und normiert 
sind und damit genau f e s t l i e g t , welche Kenntnisse durch welche 
Prüfungsnachweise belegt werden. Auch eine Anbindung an Aus- und 
Weiterbildungsabschlüsse i n dem Sinne, daß deren Erwerb über wei­
tere Q u a l i f i z i e r u n g s s c h r i t t e möglich war, war i n der Regel nicht 
gegeben. 

Die untersuchten Qualifizierungsmaßnahmen mit ausgegliederten 
theoretischen und praktischen Schulungsphasen demonstrieren die 
Möglichkeiten der Vermittlung arbeitsmarktgängiger Qualifikationen 
auch und gerade unterhalb des Facharbeiterniveaus. Ohne eine ge­
z i e l t e Feinsteuerung über Mindeststandards und anerkannte Z e r t i ­
fikate bleiben jedoch Qualifizierungsprozesse zu stark e i n z e l ­
betrieblichen Belangen v e r p f l i c h t e t . 

"Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" dürfen nicht nur - wie auch 
die Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen - im Hinblick auf die 
Qu a l i f i k a t i o n s t i e f e und - b r e i t e , die öffentliche Normierung und 
Kontrolle und die Z e r t i f i z i e r b a r k e i t untersucht und bewertet wer­
den. Die Arbeitsmarktgängigkeit von Qualifikationen i s t auch von 



i h r e r Arbeitsmarktrelevanz, d.h. der Angebots- und Nachfrage­
si t u a t i o n auf dem Arbeitsmarkt abhängig. 

Die von uns untersuchten "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" 
sind durchgängig auf spezifischen betrieblichen Bedarf zuge­
schnitten und insofern zumindest innerbetrieblich relevant. Vor 
allem bei Maßnahmen unterhalb des Fachkräfteniveaus sind jedoch 
Einschränkungen dann zu machen, wenn zwar akt u e l l eine innerbe­
t r i e b l i c h e Nachfrage nach der zu erzeugenden Qu a l i f i k a t i o n be­
steht, diese jedoch im Rahmen von Umstellungen, B e t r i e b s s t i l l e ­
gungen und sonstigen Umstrukturierungsmaßnahmen gleichsam ent­
wertet wird. Es geht um Qualifizierung für Arbeitsplätze, die in 
absehbarer Zeit abgebaut werden. Was bei Umschulungs- und Fort­
bildungsmaßnahmen mit anerkannten Ausbildungsabschlüssen als ar­
beitsmarktpolitisch wünschenswerte "Qualifizierung für den Ar­
beitsmarkt" gelten kann, muß bei stark a r b e i t s p l a t z - und be­
t r i e b s s p e z i f i s c h ausgerichteter Weiterbildung als fragwürdig be­
wertet werden. Allerdings war diese Situation bei den untersuch­
ten Betrieben eher die Ausnahme. 

Ein Stahlwerk mußte i n absehbarer Zeit seine Beschäftigung erheb­
l i c h reduzieren, da einzelne B e t r i e b s t e i l e s t i l l g e l e g t werden 
s o l l t e n . Inzwischen kam es zu erheblichen Arbeitskräfteproblemen, 
da einerseits eine große Zahl q u a l i f i z i e r t e r Kräfte das Werk ver­
ließ und andererseits Abwesenheitsraten stiegen. Zur Aufrecht­
erhaltung der Produktion mußten Arbeitskräfte neu e i n g e s t e l l t und 
i n die entsprechenden B e t r i e b s t e i l e eingeschleust und q u a l i f i ­
z i e r t werden. Derartige Maßnahmen waren aus der einzelbetrieb­
l i c h e n Perspektive unabdingbar und s i n n v o l l , nicht jedoch aus ar­
beitsmarktpolitischer Sicht. Die erzeugten Qualifikationen waren 
stark a r b e i t s p l a t z - und betriebsspezifisch ausgerichtet, s i e waren 
auf dem überbetrieblichen Arbeitsmarkt nicht verwertbar. 

Das Kriterium der Arbeitsmarktrelevanz bezieht sich nicht nur auf 
die Verwertung der neu erzeugten Qualifikationen, sondern auch 
darauf, ob die früher erworbenen Fähigkeiten und Kenntnisse auf 
dem Arbeitsmarkt verwertbar sind. Es geht um die betriebliche Umqualifizierung von Arbeitskräften, die bereits über gefragte Quali­
fikationen auf dem externen Arbeitsmarkt (z.B. abgeschlossene 
Lehre) verfügen. Derartige Maßnahmen sind aus der einzelbetrieb­
lichen Perspektive und aus der Sicht der betroffenen Arbeitskräfte 



im Sinne eines Bestandsschutzes durchaus s i n n v o l l , arbeitsmarkt­
p o l i t i s c h aber als "Wegqualifizierung" problematisch. 

In unserem Sample fand sich nur ein F a l l dieser Art. In einem 
Betrieb der Metallverarbeitung wurde der Maschinenbaubereich im 
Zuge der Umstrukturierung des multinationalen Unternehmens in 
ein anderes Land verlagert. Auch i n anderen Bereichen wurde 
r a t i o n a l i s i e r t , insgesamt ging die Beschäftigung erheblich zurück. 
Das führte zu einem betriebsinternen Überhang vor allem von Maschinenschlossern und Werkzeugmachern. Vor die Alternative ge­
s t e l l t , i n der Produktion eingesetzt zu werden oder den Betrieb 
zu verlassen, hat sich ein großer T e i l der Betroffenen für den 
Betriebswechsel entschieden. Die r e s t l i c h e n Arbeitskräfte wurden 
- soweit dies möglich war - auf q u a l i f i z i e r t e Angelerntenpositionen versetzt. Die notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen 
wurden weitgehend im Rahmen des Sonderprogramms gefördert. Ob­
wohl die Berufe der umqualifizierten Facharbeiter i n anderen 
Arbeitsmarktregionen außerordentlich stark nachgefragt waren, 
führte sowohl der erforderliche Wohnungswechsel als auch die 
gute Bezahlung im untersuchten Betrieb bei vielen zu einer Ent­
scheidung gegen den zwischenbetrieblichen Arbeitsplatzwechsel. 

Zusammenfassend lassen sich die von uns untersuchten 
"Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" i n dr e i Punkten bewerten: 

1. Nach dem Grad der Ausgliederung aus dem normalen Betriebsab­
lauf läßt sich nach Maßnahmen der nicht-organisierten Anlern­
q u a l i f i z i e r u n g , der systematisierten Anlernqualifizierung und der 
systematisierten Anlernqualifizierung mit ausgegliederten theo­
retischen und praktischen Schulungsphasen differenzieren. Die 
verschiedenen Qualifizierungstypen unterscheiden sich erheblich 
im Hinblick auf die Breite und Tiefe der vermittelten Fähig­
keiten und Kenntnisse und damit im Hinblick auf ihre Arbeitsmarktgängigkeit. 

2. Die höherwertigen "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" be­
legen, daß es auch unterhalb des Fachkräfteniveaus im Bereich 
der Anlernqualifizierung ein großes Potential für breite Quali­
fikationen, öffentliche Normierung von Qualifizierungsprozessen, 
anerkannte Prüfungsabschlüsse und arbeitsmarktrelevante Fähig­
keiten gibt. Dieses Potential konnte jedoch im Rahmen des Son­
derprogramms nicht ausgeschöpft werden, da auch Maßnahmen 
dieses Typs der öffentlichen Feinsteuerung bedürfen, um im 



strengen Sinne arbeitsmarktgängige Qualifikationen hervorzu­
bringen. Die Förderung von Qualifizierung unterhalb des Fach­
kräfteniveaus i s t unbedingt s i n n v o l l und notwendig. Dies g i l t 
aber nur dann, wenn Qualitätskriterien im Sinne von Mindeststan­
dards entwickelt werden und wenn die Arbeitsmarktrelevanz der 
vermittelten Qualifikationen gewährleistet i s t . 

3. Im Bereich der "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" gab es 
einige wenige Fälle, i n denen Arbeitskräfte, die bereits über 
hochwertige, allgemein nachgefragte Qualifikationen verfügten, 
neu- oder umqualifiziert wurden, oder deren im Rahmen des Sonder­
programms neu erworbene Qualifikationen i n absehbarer Zeit ent­
wertet wurden. Die öffentliche Förderung von Maßnahmen solcher 
Art i s t arbeitsmarktpolitisch problematisch - obwohl diese im 
E i n z e l f a l l durchaus den Interessen sowohl des Betriebes als 
auch der betroffenen Arbeitskräfte entsprechen können. 

3. Polarisierung oder Homogenisierung von Qualifikationsstrukturen 

Qualifizierungsmaßnahmen müssen nicht nur i s o l i e r t im Hinblick 
auf ihre Arbeitsmarktgängigkeit, sondern auch unter Bezug auf 
ihren Stellenwert i n der gesamtbetrieblichen Qualifizierungs­
p o l i t i k untersucht werden. 

Im allgemeinen gibt es eine i n Arbeitsplatz- und Qualifikations­
strukturen eingebaute Indifferenzzone, i n der Qualifikations­
oder Qualifizierungsbedarf durch Anlernung oder Ausbildung 
gleichermaßnahmen b e f r i e d i g t werden kann. Aus b e t r i e b l i c h e r 
Perspektive sprechen o f t v i e l e r l e i Gründe (direkte und indirekte 
Kosten der Vollausbildung, Rekrutierungsprobleme, Abwanderungsgefahr) dafür, Maßnahmen der Anlernqualifizierung vorzuziehen, 
öffentliche Förderung innerbetrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen 
unterhalb des Niveaus anerkannter Ausbildungsabschlüsse läuft 
Gefahr, solche Tendenzen der Substitution höherwertiger durch 
geringerwertige Maßnahmen zu verstärken. 



In der großen Mehrheit der untersuchten Förderfälle waren derartige Verdrängungseffekte jedoch nicht zu beobachten. V i e l ­
mehr wurden Umschulungs-, Fortbildungs- und auch "sonstige" 
Maßnahmen vor allem für solche Arbeitsplatzbereiche durchgeführt, 
die auch traditionellerweise über den entsprechenden Qualifizierungstyp besetzt wurden und für die jedenfalls kurz- und 
m i t t e l f r i s t i g keine Änderung der Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k absehbar 
war. 

In einzelnen Fällen gab es sogar Belege dafür, daß im Rahmen des 
Sonderprogramms finanzierte Qualifizierungsmaßnahmen zu einer 
Ausweitung des Facharbeiteranteils und f o r m a l i s i e r t e r Ausbil­
dungsgänge führten. Hintergrund dafür waren in der Regel Innovationen im Bereich von Technik und Organisation und auf der 
Produktseite. 

In einem Hoch- und Tiefbauunternehmen wareh Vorarbeiter und Werks­
polier e i n ihre jeweiligen Positionen ohne zusätzliche Ausbil­
dung befördert worden. Dies führte zu erheblichen Problemen im 
Betriebsablauf (Personalführung, Einsatz neuer Techniken, Planung 
e t c . ) . Trotz der off e n s i c h t l i c h e n Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e b i l ­
dete die Ertragssituation des Unternehmens wie die der Bau­
branche insgesamt eine entscheidende Barriere gegen die Weiter­
bildung, der betrieblichen Vorgesetzten, obwohl entsprechende 
Lehrgänge von überbetrieblichen Ausbildungszentren angeboten 
wurden* Im Rahmen des Sonderprogramms konnte die'größte Zahl 
der Vorarbeiter und Werkspoliere .an den entsprechenden Kursen ' 
teilnehmen. Es i s t zu erwarten, daß es sich dabei nicht um eine 
einmalige Großaktion handelte, sondern daß i n Zukunft ein Durch­
laufen des Lehrgangs als Voraussetzung für die Beförderung i n 
Vorgesetztenpositionen g i l t . 

Zur Herstellung immer höherwertiger Produkte i n immer kleineren 
Chargen brauchte ein Chemieuntnehmen i n zunehmendem Maße q u a l i ­
f i z i e r t e Kräfte. Im Rahmen des Sonderprogramms wurde eine große 
Zahl von Angelernten über ausgegliederte Schulungskurse auf die 
Chemiefacharbeiterausbildung vorbereitet, so daß sich der Z e i t ­
raum bis zum Prüfungsabschluß erheblich verkürzte. Auch dieses 
Instrument der Vorqualifizierung für den Facharbeiterabschluß 
dürfte i n Zukunft weiter genutzt werden, da nach Einschätzung 
der Ausbildungsleitung Probleme bei der Rekrutierung von Ju­
gendlichen für die Ausbildung nicht geringer werden und des­
halb die Aufrechterhaltung und Ausdehnung der Erwachsenenqualifizierung nahelegen. 



In einer Reihe von Stahlunternehmen wurden über den Schwerpunkt 1 
des Sonderprogramms zusätzliche Hüttenfacharbeiterkurse einge­
r i c h t e t . In der Regel ging man davon aus, daß die erweiterten 
Ausbildungskapazitäten auch i n Zukunft weiter genutzt werden 
könnten, obwohl der Hüttenfacharbeitereinsatz i n der Stahlindustrie 
weit hinter den optimistischen Prognosen der siebziger Jahre zu­
rückliegt. 

Bei den von uns untersuchten Fördermaßnahmen gibt es keine Belege 
dafür, daß das Sonderprogramm i n direkter Weise dazu benutzt 
wurde, Ausbildungsgänge mit anerkannten Abschlüssen durch Maß­
nahmen der Anlernqualifizierung zu ersetzen. Es konnten jedoch 
einzelne Betriebe ausgemacht werden, i n denen die Qualifizierungs­
p o l i t i k darauf ausgerichtet war, vollwertige Berufsausbildungs­
maßnahmen soweit als möglich zu begrenzen. Fördermaßnahmen haben 
diese P o l i t i k nicht ausgelöst, waren aber z.T. i n sie einge­
bettet und haben im günstigen F a l l zu einer leichten Verbesserung 
des Status quo geführt. 

In Einzelfällen wurden Qualifikationen, für die anerkannte Fort­
bildungsabschlüsse bestehen ,in der betrieblichen Praxis über 
Maßnahmen der Anlernqualifizierung erzeugt. Dafür waren i n der 
Regel v i e r Gründe maßgebend: 

o Zum einen waren b e t r i e b l i c h Vorgesetzte der Meinung, die an 
Fortbildungsabschlüsse geknüpften Mindeststandards - gemessen 
an den Erfordernissen der betrieblichen Praxis - seien zu 
hoch geschraubt; auch eine wesentlich engere Qualifizierung 
der Betroffenen trage den Erfordernissen v o l l Rechnung. 

o Zum anderen ging es um Kosten im engeren Sinne. Je höher der 
A n t e i l ausgegliederter Schulungsphasen, desto kosteninten­
siver die Qualifizierungsprozesse. Noch gravierender als 
Overhead- und Unterweisungskosten sind die Kosten, die durch 
den Entzug von Arbeitskräften aus dem Produktionsprozeß mit 
den daraus folgenden Personalengpässen, Minderleistungen oder 
Qualitätsproblemen entstehen. 



o Auch höhere Ansprüche der Arbeitskräfte (Lohn, Aufstieg, Arbeitsbedingungen) nach abgeschlossener Ausbildung und die Ge-
fahr eines Betriebswechsels der Q u a l i f i z i e r t e n spielten bei 
der Favorisierung der Anlernqualifizierung eine Rolle. 

o Häufig wurde auch fehlende Bereitschaft der betroffenen Ar­
beitskräfte, sich schwierigen Schulungsphasen und Prüfungs­
abschlüssen auszusetzen, als Grund für den Verzicht auf an­
erkannte Fortbildungsabschlüsse genannt. Unserer Erfahrung 
nach i s t jedoch die Motivation der Arbeitskräfte keineswegs 
als autonome Größe i n diesem Zusammenhang zu betrachten. 
Die Bereitschaft, Fortbildungskurse zu absolvieren, hängt 
vielmehr auch von den Rahmenbedingungen ab ( F r e i s t e l l u n g , 
Lernatmosphäre, Zeitraum der Vorbereitung e t c . ) , die von be­
t r i e b l i c h e r Seite für Durchführung und Ausgestaltung von 
Qualifizierungsmaßnahmen geschaffen werden. 

Eine kleine Maschinenbaufirma (weniger als zehn Beschäftigte) 
l i t t unter erheblichen Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e n und einem 
doppelten Problems Der Betrieb konnte es sich nicht l e i s t e n , 
ausgebildete Facharbeiter, Techniker oder Zeichner auf dem 
externen Arbeitsmarkt einzukaufen; zugleich waren die gefor­
derten Qualifikationen so b e t r i e b s s p e z i f i s c h , daß sie auch zum 
größten T e i l nur innerhalb des Betriebes erzeugt werden konnten. 
ImiRahmen des Sonderprogramms wurde u.a. einer der Facharbeiter 
i n Schweißtechnik innerb e t r i e b l i c h w e i t e r q u a l i f i z i e r t . Er war 
nebenbei normal als Maschinenbauer tätig, geschweißt wurde 
nach A r b e i t s a n f a l l , unter Kontrolle des Meisters. Ausbildung 
und Prüfung i n einem Ausbildungszentrum hätten bei der be­
grenzten Personaldecke des Betriebes zu erheblichen Problemen 
geführt. Die vermittelten Qualifikationen waren durchgängig den 
einzelbetrieblichen Erfordernissen angepaßt und wesentlich enger 
als die Anforderungen der externen Schweißerprüfung. 

Di@ Instandhaltungsabteilung eines größeren Unternehmens der 
Metallindustrie hatte Hydraulikkurse im i n s t i t u t i o n e l l e n Rahmen 
der IHK durchgeführt. Die Kurse waren nach Meinung der betrieb­
lichen Vorgesetzten zu theoretisch, hatten die Leute zu lange 
von der Arbeit abgezogen und außerdem durch die Überfrachtung 
mit Ansprüchen zu Motivationsproblemen geführt. Daraufhin ent­
wickelte man einen betriebsinternen Kurs und führte s e i t e i n i ­
ger Zeit sehr e r f o l g r e i c h Qualifizierungsmaßnahmen i n diesem 
Bereich durch. Die Motivationsprobleme verringerten s i c h , 
weniger Arbeitskräfte f i e l e n durch die Prüfung, die Betroffenen 
mußten weniger lang f r e i g e s t e l l t werden. 



In der Ausbildungsabteilung stand man den Einschätzungen der 
Betriebsleitung im Hinblick auf den Qualifizierungsbedarf sehr 
skeptisch gegenüber: Personalengpässe und dementsprechende Probleme mit der Freisetzung von Arbeitskräften würden dazu führen, 
Grundlagenwissen unterzubewerten. Dies s e i etwa an Schweißer­
kursen deutlich geworden, wo sich bereits nach kurzer Zeit ge­
zeigt hätte, daß auch mit Schweißarbeiten vertraute Arbeitskräfte 
erhebliche Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e aufwiesen. 

Z i e l öffentlicher Ausbildungspolitik muß es sein, Qualifikations­
strukturen i n Richtung auf die Verbreiterung des Anteils arbeits­
marktgängiger und die Zurückdrängung des Anteils betriebsspe­
z i f i s c h e r Qualifikationen zu homogenisieren. Mit der Förderung 
von Qualifizierungsformen ohne anerkannte Aus- und Fortbildungsabschlüsse entsteht die Gefahr, bet r i e b l i c h e Tendenzen der 
Substitution höherwertiger durch geringerwertige Maßnahmen zu 
verstärken. 

Die große Masse der Förderfälle wurde i n solchen Arbeitsplatzbe­
reichen durchgeführt, die auch tradit i o n e l l e r w e i s e über den ent­
sprechenden Qualifizierungstyp besetzt wurden, so daß keine un­
mittelbaren Verdrängungseffekte und Konkurrenzbeziehungen zu 
konstatieren waren. Eine nennenswerte Zahl an Umschulungs- und 
Fortbildungsmaßnahmen war sogar i n P o l i t i k e n der Ausweitung des 
Fachkräfteeinsatzes eingebettet. Nur eine r e l a t i v kleine Gruppe 
der Fördermaßnahmen war Bestandteil einer betrieblichen P o l i t i k 
der Vermeidung des Fachkräfteeinsatzes. Dabei ging es etwa um 
die Durchführung von - allerdings q u a l i t a t i v hochwertigen -
"Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" i n Bereichen, für die öf­
f e n t l i c h anerkannte Fortbildungsabschlüsse bestehen. Obwohl 
solche Förderfälle gegenüber der Gesamtzahl der Maßnahmen eine 
kleine Minderheit b i l d e n , belegen s i e die Gefahren der Förderung 
von Qualifizierung ohne anerkannte Aus- und Fortbildungsabschlüs­
se. 



4. Substitutionsprozesse zwischen Jugendlichen und Erwachsenen 
bei Ausbildung und Arbeitseinsatz 

Mit dem Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms wurde die Ausbildung von 
Erwachsenen gefördert. Die Frage i s t , ob damit arbeitsmarktpoli­
t i s c h unerwünschte Effekte einer Einschränkung der Einsatzmöglich­
keiten von Jungfacharbeitern und damit l a n g f r i s t i g auch der Ju­
gendlichenausbildung selber verbunden waren. 

Man könnte behaupten, be t r i e b l i c h e Weiterbildung von Erwachsenen 
beinhalte im Prinzip immer ein Verdrängungspotential. Wenn etwa 
eine begrenzte Zahl an Facharbeiterpositionen zur Verfügung stün­
de und diese teilweise über die Qualifizierung von Erwachsenen 
besetzt würden, so gingen damit aktuell oder zukünftig Einsätzmöglichkeiten für Jugendliche nach ihr e r Ausbildung oder sogar 
Ausbildungsplätze selbst verloren. 

Diese Betrachtungsweise wird jedoch der realen Problematik nicht 
gerecht. Bei den von uns untersuchten Fördermaßnahmen konnten 
v i e r Konstellationen mit unterschiedlichen Auswirkungen auf die 
Verdrängungsproblematik i d e n t i f i z i e r t werden: 

(1) Die klassische Konkurrenz- und Verdrängungssituation i s t dann 
gegeben, wenn b e t r i e b l i c h e r Facharbeiterbedarf sowohl über Jugend­
lichenausbildung wie auch über die Erwachsenenqualifizierung ge­
deckt werden kann. 

(2) Weniger relevant i s t die Verdrängungsproblematik dann, wenn 
Rekrutierungsprobleme bei der Jugendlichenausbildung dazu führen, 
daß der betriebliche Bedarf nicht gedeckt werden kann. In diesem 
F a l l geht <.ie Ausweitung der Erwachsenenqualifizierung nicht auf 
Kosten der Jugendlichenausbildung. 

(3) Ähnlich verhält es sich dann, wenn Betriebe aufgrund von Re­
krutierungsproblemen, internen Konflikten, Ausbildungskosten oder 
Fluktuation gar keine Jugendlichenausbildung betreiben. Im günsti­
gen F a l l führt die Qualifizierung von Erwachsenen dann dazu, daß 
der Facharbeiterbereich im Stellenkegel ausgedehnt wird. 



(4) Eine Substitutionskonkurrenz i s t auch dann nicht gegeben, 
wenn Beschäftigte bereits s e i t längerem als Angelernte Facharbei­
terpositionen im Betrieb einnehmen und nun eine Zusatzausbildung 
durchlaufen, die den Erwerb des Ausbildungsnachweises ermöglicht. 
Wenn der vorher von Angelernten besetzte A n t e i l an Facharbeiterpositionen i n Zukunft nur noch über eine abgeschlossene Ausbil­
dung besetzt wird, kann diese auf lange Sicht der Jugendlichen­
ausbildung zugute kommen. Der k u r z f r i s t i g e Effekt wäre eine Ver­
besserung der Qualifikationsausstattung. 

Nur i n einer sehr geringen Zahl der von uns untersuchten Betrie­
be bestanden Voraussetzungen für eine deutliche Konkurrenz zwi­
schen Erwachsenen- und Jugendlichenausbildung. 

Ein Unternehmen s t e l l t e von einem primär mechanischen auf ein 
primär elektronisches Produkt um. Im Rahmen des Sonderprogramms 
wurden insgesamt 40 Umschulungen von innerbetrieblichen f r e i g e ­
setzten Werkzeugmachern, Feinmechanikern, Schlossern, Drehern, 
Fräsern etc. zum Elektrogerätemechaniker f i n a n z i e r t . (Dabei han­
delt es sich um ein anerkanntes Berufsbild, die reguläre Ausbil­
dungszeit beträgt zwei Jahre. Der Abschluß i s t der erste S c h r i t t 
einer Stufenausbildung, die zum Energiegeräte-Elektroniker führt. 
Während die Engergiegeräte-Elektroniker vorwiegend im Reparatur-
und Instandhaltungsbereich eingesetzt sind, können Elektrogeräte-
Mechaniker auch mittlere Führungskräfte für die Fertigung werden.) 

Der Betrieb hatte jahrelang über den Bedarf hinaus ausgebildet, 
konnte dies aber aus f i n a n z i e l l e n Gründen nicht weiter tun. Da­
mit ging die Erwachsenenqualifizierung s i c h e r l i c h auf Kosten der 
Jugendlichenausbildung: Bei einer Gesamtbelegschaft von ca. 5000 
Arbeitskräften und einer für das neue Produkt sehr stark mechani­
sierten und automatisierten Fertigung führten 40 Umschulungen von 
Erwachsenen notwendigerweise dazu, die Jugendlichenausbildung -
gemessen an ihrem potentiellen Umfang - sowohl im Zeitraum der 
Umstellung als auch i n der Zukunft einzuschränken. 

In diesem wie auch i n anderen Fällen war die Konkurrenzsituation 
dennoch nicht ganz eindeutig. Die Umstellung führte zu einem aku­
ten Bedarf an Elektrogeräte-Mechanikern, der schon a l l e i n deshalb 
nicht Über die Jugendlichenausbildung abgedeckt werden konnte, 
weil die Ausbildungsdauer d r e i Jahre beträgt. Die Umschulung der 
Erwachsenen dagegen konnte innerhalb 1von 18 Monaten abgewickelt 
werden. Die Konkurrenz war also nicht a k t u e l l , sondern gleichsam 
in die Zukunft verlagert, aber nicht weniger bedeutsam. Wenn ein 
großer T e i l der Stellen bereits mit Umschülern besetzt i s t , kann 
die Jugendlichenausbildung künftig begrenzt werden. 



Ein weiteres B e i s p i e l aktueller oder künftiger Konkurrenzsituation 
fand sich i n einem Stahlunternehmen. Hier wurden im Rahmen des Sonderprogramms Angelernte zu Betriebsschlossern q u a l i f i z i e r t . Eine 
Reihe von Rahmenbedingungen zeigten, daß die Verdrängungsproblematik in diesem F a l l v i rulent wurde: Einmal bildete der Betrieb 
über den Bedarf hinaus aus. Es gab keine absolute Übernahmegarantie für jugendliche Auszubildende mehr. Den Betroffenen wurde nur 
zugesichert, daß sie überhaupt einen Arbeitsplatz nach Abschluß 
ih r e r Ausbildung erhalten würden. Sie mußten also damit rechnen, 
mindestens vorübergehend berufsfremd eingesetzt zu werden. Zweitens wurde im Zusammenhang mit der Stillegung einzelner Werksteile 
eine relevante Zahl an Schlossern inner b e t r i e b l i c h f r e i - und a u f 
berufsadäquate S t e l l e n umgesetzt. Schließlich war absehbar, daß 
der Betrieb insgesamt die Beschäftigtenzahl weiter verringern 
mußte, um die Stahlkrise zu Überleben. 

Diese Rahmenbedingungen machen deutlich, daß zwischen Erwachsenen 
und Jugendlichen eine Konkurrenzsituation bestand. So erhielten 
die Absolventen von Umschulungsmaßnahmen im Rahmen des Sonderpro­
gramms die Zusicherung, daß sie gegenüber den Jugendlichen bevor­
zugt auf berufsadäquaten Stellen eingesetzt würden. 

Die interne Konkurrenzsituation hätte sich dadurch entschärfen 
lassen, daß ein T e i l der Jugendlichen wie auch der Erwachsenen 
sich nach Ausbildungsabschluß um ein Beschäftigungsverhältnis i n 
einem anderen Betrieb bemühte. Viele Erwachsene hatten sich i n der 
Tat für den Umschulungskurs zum Schlosser entschieden, weil er i h ­
nen größere Chancen auf dem externen Arbeitsmarkt verschaffte. 

Offen war weiterhin, ob sich die Konkurrenzsituation beim Einsatz 
der ausgebildeten Facharbeiter i n eine Reduzierung der Ausbildungsstellen für Jugendliche umsetzen würde. Einerseits gab es Versiche­
rungen der Ausbildungsleitung, die Lehrstellenzahl aufrechtzuer­
halten , andererseits ließ die drastische Einschränkung des Bedarfs 
doch zumindest l a n g f r i s t i g e Folgewirkungen für die Jugendlichen­
ausbildung vermuten. 

Die beiden dargestellten Fälle dürften deutlich gemacht haben,daß 
es sehr schwierig i s t , Konkurrenz- und Verdrängungsprobleme ein­
deutig zu i d e n t i f i z i e r e n . Im erstgenannten F a l l war ein dringender 
b e t r i e b l i c h e r Bedarf zu konstatieren, der nicht über die Jugend­
lichenausbildung abgedeckt werden konnte. Im zweiten F a l l wurde 
s i c h e r l i c h ein T e i l der Erwachsenen für den externen Arbeitsmarkt 
q u a l i f i z i e r t , außerdem waren Folgewirkungen für die Lehrstellen­
zahl offen. Trotz dieser Einschränkung waren aktuelle und zukünf­
tig e Verdrängungseffekte anzunehmen. 

Noch weniger eindeutig war die Konkurrenzsituation bei anderen 
Maßnahmetypen und Rahmenbedingungen der von uns untersuchten Be­
triebe. Wenn aus den unterschiedlichsten Gründen gar keine Jugend-



liehen ausgebildet werden, sind Verdrängungseffekte unwahrschein-

Eine kleine Maschinenbaufirma mit weniger als zehn Beschäftigten 
benötigte einen technischen Zeichner, konnte sich diesen aber aus 
Kostengründen weder vom externen Arbeitsmarkt einkaufen noch s e i 
ber ausbilden. Im Rahmen des Sonderprogramms wurde ein Maschinenbauer zum technischen Zeichner w e i t e r q u a l i f i z i e r t . Da die betrieblichen Rahmenbedingungen eine Jugendlichenausbildung nicht erlaub 
ten, waren Verdrängungseffekte nicht anzunehmen. 

r 
i E in Unternehmen der Stahlindustrie hatte die Ausbildung von Jugendlichen zum Hüttenfacharbeiter bereits vor längerer Zeit aus-
1 laufen lassen. Dafür waren verschiedene Gründe maßgebend. Vor a l -
I lern wollten die L e i t e r der Produktionsbetriebe ke&iie Jugendlichen 
I aufnehmen, da sie in der Ausbildung nicht im Schichtbetrieb ein-
1 setzbar sind. Zweitens konnte der Einsatz im Stahlbereich wegen 
| Vorschriften der Berufsgenossenschaften frühestens mit 18 Jahren 
1 stattfinden, während die Schulabsolventen i n der Regel jünger 
I sind. Drittens votierte die Personalabteilung gegen die Berufsausbildung, weil ausgebildete Arbeitskräfte aufgrund t a r i f l i c h e r und 

b e t r i e b l i c h e r Abmachungen unabhängig von ihrem Arbeitsplatz eine 
I Mindesteingruppierung verlangen können. Viertens sah der Betriebs 

rat eine Konkurrenz: Jüngere Kollegen mit Facharbeiterausbildung 
könnten älteren, langjährig Angelernten "vor die Nase" gesetzt 
werden. Schließlich war der Hüttenfacharbeiterberuf bei den Ju­
gendlichen nicht sehr gefragt. Aus a l l diesen Gründen wurden i n 
der Vergangenheit wie auch im Rahmen des Sonderprogramms Umschu­
lungsmaßnahmen für Erwachsene zum Hüttenfacharbeiter durchgeführt 

! In diesem B e i s p i e l scheinen die Widerstände gegen eine Jugendli­
chenausbildung so hart zu sein, daß auch ohne das Sonderprogramm 

1 an der Erwachsenenqualifizierung festgehalten worden wäre, mithin 
I von primären Verdrängungseffekten der Fördermaßnahmen nicht ge-
sprochen werden kann. 

Direkte Verdrängungseffekte sind auch dort unwahrscheinlich, wo 
Rekrutierungsprobleme das Ausmaß der Jugendlichenausbildung be­
grenzen und zugleich zusätzlicher b e t r i e b l i c h e r Bedarf besteht. 

che Rekrutierungs- und Fluktuationsprobleme f e s t z u s t e l l e n , die 
die Potentiale der Jugendlichenausbildung einschränken. Zugleich 
st e i g t mit der rapiden Mechanisierung und Automatisierung der 
Produktion der bet r i e b l i c h e Bedarf an branchenspezifisch ausge­
bildeten Arbeitskräften. Die Erwachsenenqualifizierung ergänzt 
h i e r die Ausbildung von Jugendlichen, ohne sie einzuschränken. 

l i e h . 

Vor allem im Bereich der "neuen" Produktionsberufe sind erhebIi-



In einem Bergbauunternehmen brachte die rapide Technisierung und 
Automatisierung des Kohleabbaus höhere Qualifikationsanforderun­
gen mit sic h . Man versuchte bisher, diese über die Jugendlichen­
ausbildung zu bewältigen, stieß jedoch auf Rekrutierungsprobleme; 
zum anderen wechselte ein großer T e i l der ausgebildeten Jugend­
lichen nach Erwerb des Facharbeiterbriefs Branche und Betrieb. 
Im Rahmen des Sonderprogramms wurden dann zum ersten Mal Arbeits­
kräfte vom angelernten Bergarbeiter zum Bergmechaniker ausgebil­
det, ohne daß die Ausbildungsquoten für die Jugendlichen v e r r i n ­
gert wurden. 

Direkte Verdrängungseffekte sind auch dort unwahrscheinlich, wo 
die Erwachsenenqualifizierung dazu dient, bereits langjährig als 
Facharbeiter ohne Z e r t i f i k a t eingesetzte Arbeitskräfte für einen 
formalen Abschluß zu q u a l i f i z i e r e n . Bei den von uns untersuchten 
Unternehmen konnten wir zwei Fälle dieses Typs f e s t s t e l l e n . 

Es handelte sich dabei um Unternehmen der Stahlindustrie, die im 
Instandhaltungsbereich angelernte Reparaturschlosser einsetzten. 
Die Betroffenen waren über die "Ochsentour" i n die Instandhaltung 
gekommen. Sie begannen auf den unteren Stufen der Arbeitsplatzhierarchie i n den verschiedenen Produktionsbetrieben, arbeiteten 
sich dann langsam auf die sogenannten "Maschinistenpositionen" 
vor, erwarben dort Kenntnisse i n der Wartung und Reparatur der 
Anlagen und wurden dann schließlich i n den Instandhaltungsbereich 
übernommen. Die Betroffenen waren als Schlosser ohne Berufsabschluß eingestuft. Im Rahmen des Sonderprogramms wurde eine große 
Zahl von ihnen auf den formalen Berufsabschluß vorbereitet. Bei 
den Kursteilnehmern handelte es sich i n der Regel um ältere Arbeitskräfte mit einer Betriebszugehörigkeit von durchschnittlich 
2 0 Jahren. 

Zusammenfassend läßt sich behaupten, daß Erwachsenenqualifizierung 
nicht notwendigerweise Verdrängungseffekte bei der Jugendlichen­
ausbildung nach sich zieht. Bei der Überwiegenden Mehrheit der von 
uns untersuchten Fälle schlossen vielmehr Beschränkungen der Ju­
gendlichenausbildung und sonstige b e t r i e b s p o l i t i s c h e Rahmenbedin­
gungen ein manifeste Konkurrenzsituation weitgehend aus. Dies 
galt dort, wo aus den verschiedensten Gründen keine Ausbildungsgänge für Jugendliche e t a b l i e r t wurden, wo Rekrutierungs- und 
Fluktuationsprobleme die Potentiale der Jugendlichenausbildung 
einschränkten und wo als "angelernte Facharbeiter" eingesetzte Ar­
beitskräfte ein Z e r t i f i k a t erwarben. 



Auch dort, wo die Gefahr einer Konkurrenz zwischen Jugendlichen­
ausbildung und Erwachsenenqualifizierung auf der Hand l i e g t , sind 
Verdrängungseffekte häufig nicht eindeutig zu i d e n t i f i z i e r e n . Da­
für sind verschiedene Zusammenhänge verantwortlich: 

o Konkurrenzbedingungen müssen auch i n der z e i t l i c h e n Dimension 
analysiert werden. Erwachsenenqualifizierung muß nicht unbedingt 
in der Gegenwart Verdrängungseffekte nach sich ziehen, kann aber 
in der Zukunft solche Wirkungen zeitigen. P o t e n t i e l l e Verdrän­
gungseffekte sind aber weniger l e i c h t nachzuweisen. 

o Ob es zu einer Konkurrenz der beiden Qualifizierungsschienen 
kommt, i s t häufig von unsicheren und schlecht prognostizierba­
ren betrieblichen Rahmenbedingungen abhängig. Wenn etwa nicht 
vorhersehbar i s t , ob Betriebe weitere Schrumpfungsprozesse durch­
laufen, sich auf dem bestehenden Beschäftigtenstand s t a b i l i s i e ­
ren oder sogar expandieren, sind Aussagen über Verdrängungsef­
fekte immer mit großen Unsicherheiten belastet. 

o Auch dann, wenn Konkurrenzbedingungen eindeutig gegeben sind, 
können betr i e b s p o l i t i s c h e Erfordernisse (wie die einer Produkt­
innovation) k u r z f r i s t i g Qualifizierungsbedarf nach sich ziehen, 
der nicht aktuell über die Jugendlichenausbildung abzudecken 
i s t . Wenn auf diese Weise eine erhebliche Zahl der neugeschaf­
fenen Facharbeiterpositionen von erwachsenen Umschülern besetzt 
wird, schränkt dies notwendigerweise Einsatzmöglichkeiten für 
ausgebildete Jugendliche und damit möglicherweise auch Lehrstel­
len i n der Zukunft ein. Würde man den dringenden b e t r i e b s p o l i ­
tischen Erfordernissen aber nicht Rechnung tragen, könnte dies 
die Rentabilität des Unternehmens und damit seine Jugendlichen­
ausbildung insgesamt i n Frage s t e l l e n . 

o Wo - wie i n vielen Betrieben der Prozeßindustrie (z.B. Stahl, 
Chemie, Glas) - neue Produktionsberufe erstmalig über die Er­
wachsenenausbildung eingeführt werden, kann diese gleichsam 
eine Geburtshilfe für die Jugendlichenausbildung abgeben (vgl, 
Drexel,Nuber 1979). 



o Wenn die Erwachsenenqualifizierung, wie i n einigen unserer Un­
tersuchungsbetriebe , auch als ''Qualifizierung für den Arbeits­
markt" verstanden werden kann, mithin ein großer T e i l der aus­
gebildeten Fachkräfte den Betrieb verläßt, entschärft sich die 
Verdrängungsproblematik. 

In den von uns untersuchten Betrieben konnten Verdrängungseffekte 
beim Einsatz von Jungfacharbeitern und bei der Jugendlichenaus­
bildung durch Umschulung von Erwachsenen nur bei einer sehr k l e i ­
nen Zahl der Förderfälle v e r m u t e t werden. Auch dort, wo Konkurrenz­
bedingungen gegeben waren, f i e l eine eindeutige arbeitsmarktpolitische Bewertung schwer, da vielfältige und komplexe Rahmenbedin­
gungen den Wirkungszusammenhang der geförderten Qualifizierungs­
maßnahmen beeinflußten. Trotz dieser Einschränkungen b l e i b t f e s t ­
zuhalten, daß mit^der Förderung von Umschulungsmaßnahmen für Er­
wachsene immer die Gefahr einer Verdrängung der Ausbildung und 
des Einsatzes von Jugendlichen gegeben i s t . 

5 . Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Theoretische und empirische Studien zeigen, daß e i n z e l b e t r i e b l i e h 
o r i e n t i e r t e Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k s t r u k t u r e l l e Folgen im Arbeits-
marktprozeß nach sich zieht, die mit den Funktionsvoraussetzungen 
überbetrieblicher Arbeitsmärkte sowie mit übergeordneten und lang­
f r i s t i g o r i e n t i e r t e n Zielsetzungen der öffentlichen Arbeitsmarkt-
und Beschäftigungspolitik nicht im E i n k l a n g stehen. Bei einer expansiven Deutung der Programmphilosophie kann der Schwerpunkt 1 

i n t e r p r e t i e r t werden als Versuch, eine Erweiterung der Anpassungskraft und Anpassungseffizienz innerbetrieblicher Arbeitsmärkte 
und eine Verbesserung des zwischenbetrieblichen Marktes über die 
Ausstattung einer möglichst großen Zahl von Arbeitskräften mit 
arbeitsmarktgängigen Qualifikationen miteinander zu verknüpfen. 

Wichtigstes Kriterium e i n e r an Fragen der Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur orie n t i e r t e n Bewertung des Schwerpunkts 1 i s t 
dabei J i e Arbeitsmarktgängkeit der geförderten Maßnahmen. Dabei 
darf weder die bloße Verbesserung der herkömmlichen betrieblichen 
Qualifizierungspraxis noch die berufliche Vollausbildung als Ideal-



typ arbeitsmarktgängiger Qua l i f i k a t i o n zum Maßstab werden. Es g i l t 
vielmehr, in einer Analyse der geförderten Maßnahmen Mindeststan-
dards zu i d e n t i f i z i e r e n , die die Arbeitsmarktgängigkeit von Qualifikationen gewährleisten. Dimensionen von Arbeitsmarktgängigkeit 
sind 

- die Q u a l i f i k a t i o n s t i e f e und -breite (gemessen am potentiellen 
Einsatzbereich), 

- die g e s e l l s c h a f t l i c h e Normierung und Standardisierung (durch 
Prüfungsnachweise), 

- die Arbeitsmarktrelevanz (also die tatsächliche Nachfrage nach 
diesen Qualifikationen). 

In einer zusammenfassenden Bewertung müssen die im Rahmen des Son­
derprogramms geförderten Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen 
nach Maßgabe der Qualitätskriterien arbeitsmarktgängiger Q u a l i f i ­
kationen p o s i t i v b e u r t e i l t werden. Dies g i l t auch für die F o r t b i l ­
dung unterhalb des Fachkräfteniveaus. Entscheidend i s t in a l l e n 
Fällen die Existenz eines öffentlich normierten und anerkannten 
Z e r t i f i k a t s , das einen Durchgriff auf die Anlage des gesamten 
Qualifizierungsprozesses ermöglicht. 

Die Mehrheit der "Sonstigen Maßnahmen" hat zwar zu kleineren 
oder größeren Verbesserungen der Anlernqualifizierung beigetra­
gen, jedoch i n der Regel keine im strengen Sinne arbeitsmarkt­
gängigen Qualifikationen hervorgebracht. Nur bei einer - a l l e r ­
dings relevanten - Minderheit, beim Typ der systematisierten 
Anlernqualifizierung mit ausgegliederten praktischen und theo­
retischen Schulungsphasen, finden sich gute Ansätze für eine an 
den Qualitätskriterien arbeitsmarktgängiger Qualifikationen 
o r i e n t i e r t e n Weiterbildungspolitik. 



Neben eher q u a l i f i k a t i o n s i n h a l t l i c h e n K r i t e r i e n muß die Arbeitsmarktrelevanz als Bewertungsmaßstab für die Arbeitsmarktgängig­
ke i t von Fördermaßnahmen gelten. Bei einer kleinen Gruppe der un­
tersuchten Umschulungsmaßnahmen und "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" waren unter diesem Gesichtspunkt Zweifel anzumelden. 
So wurden i n einer Reihe von Fällen entweder auf dem Arbeitsmarkt 
nicht nachgefragte berufliche Fähigkeiten erzeugt oder MangeIqualifikationen durch Neuqualifizierung der betreffenden Arbeitskräf­
te "vernichtet". Die große Mehrheit der untersuchten Fördermaßnahmen dagegen war auf die Generierung von sowohl im betriebliehen 
wie auch im überbetrieblichen Sinne arbeitsmarktrelevanten Qualifikationen gerichtet. 

Betrachtet man nicht nur die Arbeitsmarktgängigkeit der einzelnen 
Maßnahmen selber, sondern deren Funktion i n den betrieblichen Qualifikationsstrukturen insgesamt, so i s t danach zu fragen, ob Fördermaßnahmen Polarisierungstendenzen entgegengewirkt haben. Ar­
beitsmarktpolitisch wünschenswert i s t es, Qualifikationsstrukturen i n Richtung auf die Verbreiterung des Anteils arbeitsmarkt­
gängiger und die Zurückdrängung des Anteils betriebsspezifischer 
Qualifikationen zu homogenisieren. 

Die im Rahmen des Sonderprogramms geförderten Maßnahmen haben Po­
larisierungstendenzen nicht verstärkt und in einer Reihe von Fäl­
len sogar zu einer Ausweitung des Fachkräfteeinsatzes beigetragen. 
Eine kleine Gruppe von Maßnahmen mit unerwünschten Substitutions-
effekten belegt allerdings die Risiken der öffentlichen Förderung 
innerbetrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen ohne anerkannte Aus-
und Fortbildungsabschlüsse. 

Neben Problemen der Arbeitsmarktgängigkeit und der Verdrängung 
von Qualifikationsstrukturen wurde bei der Analyse und Bewertung 
der Fördermaßnahmen die Frage nach Verdrängungseffekten zwischen 
Jugendlichen- und Erwachseneneinsatz und -ausbildung berücksich­
t i g t . In der iberwiegenden Mehrheit der von uns untersuchten För-
derfülle bestanden keine unmittelbaren Konkurrenzbeziehungen. 
Einerseits handelte es sich um Fälle, bei denen Rentabilitätsprobleme , Arbeitskräfteknappheit, Rekrutierungsfragen etc. bisher 



die Ausbildung von Jugendlichen verhindert hatten; andererseits 
ging es um die Qualifizierung von Arbeitskräften, die bereits 
langjährig als Facharbeiter ohne Abschluß eingesetzt waren. 

Auch wenn Konkurrenzbeziehungen zwischen Jugendlichen- und Erwach­
senenausbildung bzw. -einsatz bestanden, wenn also b e t r i e b l i c h e r 
Facharbeiterbedarf sowohl über den einen wie auch den anderen Weg 
gedeckt werden konnte, waren Verdrängungseffekte i n der Regel 
nicht eindeutig auszumachen. 

Die an Fragen der Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k und Arbeitsmarktstruktur 
o r i e n t i e r t e Analyse des Schwerpunkts 1 erlaubt eine Reihe von 
Schlußfolgerungen zum arbeitsmarktpolitisch neuen Instrumentarium 
der öffentlichen Förderung innerbetrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen. 

(1) Das neue Instrument eröffnet weitgehende Chancen für Strukturverbesserungen des Arbeitsmarktes. W i l l man ein z e l b e t r i e b l i c h e 
Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k e n mit arbeitsmarktpolitisch unerwünschten 
Folgen i n entscheidender Weise korrigieren, so sind jedoch q u a l i ­
t a t i v e Förderkriterien im Sinne von Mindeststandards zu entwickeln. 

Jede Verbesserung e i n z e l b e t r i e b l i c h e r Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k in 
Richtung auf eine "Verallgemeinerung" und Verbreiterung von Quali­
fikationen und auf die Homogenisierung b e t r i e b l i c h e r Qualifika-
t i o n s - und Arbeitskräftestrukturen auf hohem Niveau i s t arbeits­
marktpolitisch wünschenswert. 

An öffentlich geförderte innerbetriebliche Qualifizierungs­
maßnahmen sind jedoch höhere Anforderungen zu s t e l l e n . Im Sinne 
einer e f f i z i e n t e n Verwendung knapper öffentlicher M i t t e l s o l l t e 
Weiterbildung nur dann f i n a n z i e r t werden, wenn einer s e i t s ent­
scheidende Korrekturen arbeitsmarktpolitisch problematischer Prak­
tiken zu erwarten sind, andererseits das Risiko k l e i n gehalten 
werden kann, daß die eingesetzten M i t t e l versickern. Es sind da­
her Schwellen zu definieren, oberhalb derer derartige Zielsetzun­
gen erreichbar sind. 



(2) Die berufliche Vollausbildung kann als Orientierungspunkt die­
nen,, nicht jedoch die Schwelle selbst definieren. Mit der öffent­
l i c h e n Förderung innerbetrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen vom 
Typ der beruflichen Vollausbildung würde der Wirkungskreis des 
AFG zweifellos erheblich und i n einem arbeitsmarktpolitisch wün­
schenswerten Sinne ausgedehnt. Neue Kanäle der betrieblichen Weiterbildung würden geöffnet; eine größere Anzahl von Angelernten 
würde die Chance erhalten» einen vollwertigen Berufsabschluß zu 
erwerben; im günstigen F a l l könnte der Facharbeitereinsatz insge­
samt ausgedehnt werden. Zugleich würde man über eine Begrenzung 
auf die berufliche Vollausbildung jedoch erhebliche Potentiale 
des arbeitsmarktpolitisch neuen Instruments verschenken. Es geht 
darum, die sich bietenden Chancen zu wahren, um die ar b e i t s p l a t z -
und betr i e b s s p e z i f i s c h angelegte Anlernqualifizierung unterhalb 
des Fachkräfteniveaus gleichsam von innen heraus aufzubrechen, 
Qualifikationsstrukturen zu homogenisieren und bessere Bildungs­
und Beschäftigungsmöglichkeiten für die u n t e r p r i v i l e g i e r t e n Grup­
pen der betrieblichen Arbeitsplatzhierarchie zu schaffen. 

(3) Noch aus einem weiteren Grund scheint die Berufsausbildung 
als wesentliches Kriterium der Förderungswürdigkeit als zu hoch 
angesetzt. Die idealtypische Entgegensetzung von Berufsausbildung 
und Anlernqualifizierung verkennt, daß auch l e t z t e r e eine Mischung von spezifischen und allgemeinen Qualifikationen hervor­
bringt . Qualifizierungsmaßnahmen wären demnach auf einem Kontinuum anzusiedeln, an dessen einen Ende der Idealtyp berufliche 
Vollausbildung und an dessen anderen Ende der Ideältyp einer aus­
schließlich arbeitsplatzspezifischen, nicht b r e i t e r verwertbaren 
Qualifizierung steht. Auch unterhalb des Fachkräfteniveaus müssen 
sic h also neue Qualifikationstypen finden, die sich durch einen 
arbeitsmarktpolitisch bedeutsamen A n t e i l allgemeiner, arbeits­
marktgängiger Fähigkeiten und Kenntnisse auszeichnen. 

Unsere Untersuchungen haben gezeigt, daß es einen weiten Bereich 
derartiger Qualifikationstypen gibt. Dabei handelt es sich ein­
mal um Qualifikationen, die für die Arbeits- und Betriebssicher­
h e i t von hoher Bedeutung sind und daher öffentlich normiert wurden 
(Kesselwärter, Schweißer, Fahrer etc.) , zum zweiten um Bereiche, für 



die Ausbildungsabschlüsse angestrebt werden,- aber aus verschiedenen 
Gründen noch nicht eingerichtet werden konnten, schließlich um 
andere Fähigkeiten und Kenntnisse mittleren Niveaus, die sich 
durch einen hohen A n t e i l arbeitsmarktgängiger Qualifikationen 
auszeichnen. 

(4) Nur über gez i e l t e und harte Förderkriterien im Sinne von Mindeststandards sind die erheblichen Risiken einer öffentlichen För­
derung von Qualifizierungsmaßnahmen unterhalb des Fachkräfteni­
veaus abzufangen. Mindeststandards sind nur dann gewährleistet, 
wenn die Maßnahmen aus der Produktion ausgegliederte t h e o r e t i ­
sche und praktische Schulungsphasen enthalten und wenn s i e zumin­
dest von b e t r i e b l i c h e r Seite z e r t i f i z i e r t werden. Darüber hinaus 
s o l l t e eine Integration i n öffentlich anerkannte Aus- und F o r t b i l ­
dungsabschlüsse i n der Weise erfolgen, daß Über weitere aufbauende 
Qua l i f i z i e r u n g s s c h r i t t e (etwa im Sinne eines Baukastensystems) 
ein solches Z e r t i f i k a t erworben werden kann. 

(5) Die Potentiale der Weiterbildung unterhalb des Fachkräfte­
niveaus können nur dann s i n n v o l l ausgeschöpft werden, wenn das 
bestehende System von Aus- und Fortbildungsabschlüssen für die­
sen Bereich weiter ausgebaut wird und eine Ankoppelung an q u a l i ­
t a t i v hochwertige Maßnahmen der Anlernqualifizierung e r f o l g t . Die 
Schlußfolgerungen einer Studie des Berufsbildungsinstituts i n 
Ber l i n zum Sonderprogramm gehen i n eine vergleichbare Richtung 
(Sauter 19 82a, S. 5): "Es sind Organisationskonzepte für einen 
Lernortverbund i n der beruflichen Weiterbildung zu entwickeln, 
durch den die Verknüpfung des Lernorts Arbeitsplatz/Betrieb mit 
außerbetrieblichen Weiterbildungseinrichtungen ermöglicht wird, 
um auch überbetrieblich verwertbare Abschlüsse vermitteln zu 
können. Im Rahmen des Lernortverbunds i s t auch der sukzessive Er­
werb von Qualifikationen (z.B. im Sinne eines Baukastensystems) 
für den Erwerb von beruflichen Aus- und Weiterbildungsabschlüssen 
zu ermöglichen. Das übergeordnete Z i e l i s t eine stärkere Verknüp­
fung von b e t r i e b l i c h e r und außerbetrieblicher Weiterbildung." 

(6) Das von b e t r i e b l i c h e r Seite häufig vorgetragene Argument, 
q u a l i t a t i v hochwertige Maßnahmen würden an der mangelnden Motiva­
t i o n der Teilnehmer scheitern, kann für die Mehrzahl der unter-



suchten Förderfälle nicht bestätigt werden. Meist gab es weit mehr 
p o t e n t i e l l Interessierte a ls Aus- und Weiterbildungsangebote, Dort, 
wo Probleme auftraten, lag dies o ft an der nicht erwachsenengerech­
ten Ausstattung der Maßnahmen. Häufig gab es zu enge Zeitvorgaben, 
die Kombination von Schichtarbeit und Qualifizierung führte zu ex­
tremen Belastungen, die Lehrpläne waren teilweise überfrachtet. 

Die Integration von Anlernmaßnahmen i n anerkannte Aus- und Weiter­
bildung sab Schlüsse verringert, die Gefahr der Substitution höherwerti-
t i g e r durch geringerwertige 1, arbeitsmarktpolitisch weniger wünschens­
werte Maßnahmen. Bestehen b l e i b t das Problem einer r e l a t i v e n Kon­
kurrenz zwischen solchen Maßnahmen, einem erweiterten System von 
Weiterbildungsabschlüssen und der berufliehen Vollausbildung. Sol­
che Probleme können wohl nicht mit harten Förderkriterien ausge­
schaltet , wohl aber über Empfehlungen an Betriebsräte, Arbeitge­
ber und Arbeitsämter sowie über stärkere Kontrollen angegangen 
werden. Ähnliches g i l t für mögliche Verdrängungseffekte der Ju­
gendlichen-Ausbildung durch die Erwachsenenqualifizierung. 



I I . A u s t a u s c h p r o z e s s e auf dem A r b e i t s m a r k t 

1. B e t r i e b l i c h e U mstellungen - Auslöser für R o t a t i o n s v e r f a h r e n ? 

A r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h e r H i n t e r g r u n d für das erklärte Z i e l des 
Schwerpunkts 1 waren d i e massiven A u s t a u s c h p r o z e s s e zwischen Be­
schäftigten und Nichtbeschäftigten auf dem A r b e i t s m a r k t e i n e r ­
s e i t s und d i e zunehmende V e r s c h l e c h t e r u n g des A r b e i t s l o s e n b e s t a n ­
des a n d e r e r s e i t s . E i n T e i l d i e s e r A u s t a u s c h p r o z e s s e b e i n h a l t e t e 
den Übergang von a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h e n Problemgruppen i n den 
A r b e i t s l o s e n s t a t u s . Da d i e b e t r o f f e n e n Arbeitnehmer i n der Regel 
s c h l e c h t w e i t e r z u v e r m i t t e l n waren, bestand d i e G e f a h r , daß zu be­
r e i t s gegebenen Negativmerkmalen im V e r l a u f der A r b e i t s l o s i g k e i t 
zusätzliche Negativmerkmale k u m u l a t i v h i n z u t r a t e n . Es kam zu e i ­
ner zunehmenden V e r f e s t i g u n g des A r b e i t s l o s e n b e s t a n d e s . 

I n d er a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h e n D i s k u s s i o n g i b t es v e r s c h i e d e n e 
Erklärungskonzepte für d i e s e P r o z e s s e . E i n e T h e o r i e s i e h t den we­
s e n t l i c h e n Verursachungsmechanismus i n umstellungsbezogenen d i ­
r e k t e n R o t a t i o n s v e r f a h r e n : Danach werden Umstellungen m i t der 
Konsequenz veränderter Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n über E n t l a s ­
sung der B e t r o f f e n e n und N e u e i n s t e l l u n g von Arbeitskräften m i t 
den benötigten Q u a l i f i k a t i o n e n v o l l z o g e n . Durch e i n e d e r a r t i g e 
b e t r i e b l i c h e R o t a t i o n s p o l i t i k werden Arbeitskräfte m i t Q u a l i f i k a ­
t i o n e n , d i e durch den w i r t s c h a f t l i c h e n und t e c h n i s c h e n S t r u k t u r ­
wandel e n t w e r t e t wurden, f r e i g e s e t z t , während s o l c h e m i t modernen 
und e n t s p r e c h e n d gesuchten Q u a l i f i k a t i o n e n i n den B e t r i e b g e h o l t 
werden, so daß insgesamt e i n e V e r s c h l e c h t e r u n g der Vermittlungsfähigkeit des E r w e r b s l o s e n b e s t a n d e s zu er w a r t e n i s t . 

D e r a r t i g e n Einschätzungen s c h e i n t i n der A r b e i t s m a r k t p o l i t i k e i n 
immer größeres Gewicht zuzukommen. Di e s l e g t etwa e i n e A n z e i g e n ­
kampagne der B u n d e s a n s t a l t für A r b e i t im Frühjahr 19 81 nahe. Dort 
heißt es (Süddeutsche Z e i t u n g , 29.04.1981, S. 14): 

"Unternehmer: q u a l i f i z i e r e n S i e I h r e M i t a r b e i t e r im B e t r i e b ... 
Um konkurrenzfähig zu b l e i b e n , müssen S i e I h r e n B e t r i e b immer auf 
dem neuesten Stand h a l t e n und f l e x i b e l auf den Markt r e a g i e r e n . 



Ohne gut a u s g e b i l d e t e M i t a r b e i t e r , deren b e r u f l i c h e s Wissen auf 
dem neuesten Stand i s t , geht das n i c h t . Manchmal brauchen S i e 
auch M i t a r b e i t e r m i t ganz änderen b e r u f l i c h e n F e r t i g k e i t e n . S t a t t 
dann zu e n t l a s s e n und neue M i t a r b e i t e r zu suchen, s o l l t e n S i e ge­
e i g n e t e Kräfte im B e t r i e b e i n a r b e i t e n öder, f a l l s das n i c h t aus­
r e i c h t , für e i n e F o r t b i l d u n g öder Umschulung i n t e r e s s i e r e n . " 

I n s o l c h e a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h äußerst r e l e v a n t e n Einschätzungen 
über Verursachungsmechanismen d e r V e r s c h l e c h t e r u n g des Arbeitslosenbestandes gehen zwei Annahmen e i n . 

- E i n m a l geht man davon a u s, daß im Zuge von Umstellungen entwer­
t e t e oder unzulänglich gewordene Q u a l i f i k a t i o n e n , a l s o qualifikatorische P r o f i l d i s k r e p a n z e n , den Anlaß dafür b i l d e n * A r b e i t s ­
kräfte aus dem B e t r i e b zu drängen und somit Austauschprozesse 
m i t dem überbetrieblichen A r b e i t s m a r k t eihzüleitehw 

- Zum anderen nimmt man an, daß d i e s e r A u s t a u s c h über s p e z i f i s c h e 
p e r s o n a l p o l i t i s c h e V e r f a h r e n abläuft. Arbeitskräfte m i t unzu­
länglichen oder e n t w e r t e t e n Q u a l i f i k a t i o n e n werden g l e i c h s a m 
d i r e k t gegen e x t e r n e Kräfte a u s g e t a u s c h t . 

Unsere These i s t dagegen, daß d e r e i g e n t l i c h e Grund für Austauschprozesse auf dem A r b e i t s m a r k t ( mit der Konsequenz e i n e r 
V e r s c h l e c h t e r u n g des A r b e i t s l o s e n b e s t a n d e s ) n i c h t überall und 
n i c h t i n e r s t e r L i n i e unzulängliche oder e n t w e r t e t e Q u a l i f i k a t i o ­
nen s i n d j sondern i n der vermuteten Q u a l i f i z i e r b a r k e i t , I n t e -
g r i e r b a r k e i t , Leistungsfähigkeit und L e i s t u n g s b e r e i t s c h a f t d er 
Arbeitskräfte l i e g t . Das V e r f a h r e n i s t n i c h t das e i n e r d i r e k t e n 
R o t a t i o n im oben g e k e n n z e i c h n e t e n S i n n e : Die A u s g l i e d e r u n g e r ­
f o l g t n i c h t unverzüglich und u n m i t t e l b a r , sondern eher s c h r i t t ­
weise und i n mehreren Etappen; ebenso v o l l z i e h t s i c h d i e I n t e g r a ­
t i o n neu r e k r u t i e r t e r Arbeitskräfte i n den b e t r i e b s i n t e r n e n Markt 
i n e i n z e l n e n S t u f e n . Aus d i e s e n Gründen kann man von einem i n d i ­
r e k t e n R o t a t i o n s v e r f a h r e n sprechen. 

Zu u n t e r s c h e i d e n i s t demnach zwischen d i r e k t e m , umstellungsbezogenem R o t a t i o n s v e r f a h r e n und s c h r i t t w e i s e n Ausgliederungsprozessen ( i n d i r e k t e R o t a t i o n ) . Im e r s t e r e n V e r f a h r e n werden b e t r i e b ­
l i c h n i c h t mehr gewünschte Beschäftigte u n m i t t e l b a r und ohne Zwi-



s c h e n s c h r i t t e gegen e x t e r n e Kräfte a u s g e t a u s c h t . Im l e t z t e r e n 
V e r f a h r e n d u r c h l a u f e n ungewünschte Beschäftigte e i n e n Prozeß der 
b e t r i e b s i n t e r n e n Verdrängung und Abg r u p p i e r u n g bzw. der Festlegung auf R a n d p o s i t i o n e n der b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s p l a t z h i e r a r c h i e , 
der d i e B e t r o f f e n e n s c h r i t t w e i s e stärkeren Beschäftigungsrisiken 
a u s s e t z t . 

Im f o l g e n d e n s e t z e n w i r uns zunächst mit dem V e r f a h r e n d e r d i r e k ­
t e n R o t a t i o n b e i Umstellungen a u s e i n a n d e r . Im Anschluß daran be­
schäftigen w i r uns m i t i n d i r e k t e n R o t a t i o n s v e r f a h r e n , der Bedeu­
tung b e t r i e b l i c h e r S e l e k t i o n s p o l i t i k für den Austauschprozeß auf 
dem A r b e i t s m a r k t und dem Einfluß des Sonderprogramms. 

Unsere b i s h e r i g e n Untersuchungen b e l e g e n , daß d i r e k t e p e r s o n a l p o ­
l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n a l s Anpassungsinstrumente b e i be­
t r i e b l i c h e n Umstellungen eher d i e Ausnahme a l s den R e g e l f a l l b i l ­
den. Daher konnte auch das P r o g r a m m z i e l , d i e Einschränkung d e r a r ­
t i g e r P e r s o n a l p o l i t i k e n , nur t e i l w e i s e e r r e i c h t werden. 

Schranken für d i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e i Umstellungen ergeben 
s i c h aus d r e i Zusammenhängen: 

o E i n d e r a r t i g e r A u s t a u s c h i s t an e i n e n s p e z i f i s c h e n Typ von Um­
s t e l l u n g e n gebunden, der nur e i n e n b e g r e n z t e n T e i l des w i r t ­
s c h a f t l i c h e n und t e c h n i s c h e n S t r u k t u r w a n d e l s abdeckt. Dies 
z e i g t s i c h etwa d a r a n , daß nur b e i e i n e r M i n d e r h e i t d e r durch 
das Sonderprogramm geförderten Qualifizierungsmaßnahmen d i e 
Voraussetzungen für umstellungsbezogene d i r e k t e R o t a t i o n s v e r ­
f a h r e n gegeben waren. 

o D o r t , wo d i e entsprechenden Voraussetzungen v o r l a g e n , haben d i e 
B e t r i e b e im R e g e l f a l l - b e d i n g t d u r c h g e s e t z l i c h e und t a r i f v e r ­
t r a g l i c h e S c h u t z r e g e l u n g e n , I n t e r e s s e n an der w e i t e r e n Nutzung 
q u a l i f i k a t o r i s c h e r Ressourcen langjähriger B e l e g s c h a f t s m i t g l i e ­
d e r , sowie O r i e n t i e r u n g d e r Beschäftigten an l a n g f r i s t i g e n Be­
schäftigungsperspektiven - " i n t e r n e " Lösungen von Anpassungsproblemen gegenüber " e x t e r n e n " f a v o r i s i e r t . 



o Umstellungsbezogene d i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n waren auch des­
h a l b u n w a h r s c h e i n l i c h , w e i l nur i n Ausnahmefällen das Arbeitskräfteangebot a u f dem A r b e i t s m a r k t e i n e n A u s t a u s c h von Be­
triebsangehörigen m i t e n t w e r t e t e n oder unzulänglichen Q u a l i f i ­
k a t i o n e n gegen Arbeitskräfte vom überbetrieblichen A r b e i t s m a r k t 
m i t "modernen" Q u a l i f i k a t i o n e n ermöglicht hätte. 

D i e s e Zusammenhänge s o l l e n im f o l g e n d e n näher u n t e r s u c h t werden, 

a) B e t r i e b l i c h e P r o b l e m k o n s t e l l a t i o n e n 

M i t dem Z i e l , p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e i b e t r i e b ­
l i c h e n Umstellungen e i n z u g r e n z e n , b e z i e h t man s i c h a uf e i n e n spe­
z i f i s c h e n Typus t e c h n i s c h - o r g a n i s a t o r i s c h e n und ökonomischen 
S t r u k t u r w a n d e l s . Nur b e i " k l a s s i s c h e n " U m s t e l l u n g e n , d i e z u r Entwertung von Q u a l i f i k a t i o n e n und zum W e g f a l l b i s h e r i g e r A r b e i t s ­
plätze führen, g l e i c h z e i t i g aber neue Arbeitsplätze mit q u a l i t a ­
t i v a n d e r s a r t i g e n Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n s c h a f f e n , s i n d d i ­
r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n im b e t r i e b l i c h e n I n t e r e s s e s i n n v o l l und 
p l a u s i b e l . 

Wenn s o l c h e Bedingungen n i c h t oder n i c h t i n d i e s e r Schärfe v o r ­
l i e g e n , i s t zu e r w a r t e n , daß auch dann, wenn k e i n e e n t s c h e i d e n d e n 
Schranken gegen R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e s t e h e n , d i e Kosten von Ent­
l a s s u n g e n und d i e Probleme der Neubeschaffung von P e r s o n a l eher 
zu r Weiterbeschäftigung und Q u a l i f i z i e r u n g der vom Umstellungsprozeß be t r o f f e n e n Arbeitskräfte führen. Wenn s i c h " a l t e " und 
"neue" Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n weitgehend decken, s i n d "ex­
t e r n e " Lösungen von Anpassungsproblemen, a l s o d i r e k t e R o t a t i o n s ­
v e r f a h r e n , u n w a h r s c h e i n l i c h . 

Unsere Untersuchung ergab, daß i n der Me h r h e i t a l l e r Förderfälle 
b e t r i e b l i c h e P r o b l e m k o n s t e l l a t i o n e n v o r l a g e n , d i e auch ohne d i e 
I n t e r v e n t i o n öffentlicher A n r e i z e umstellungsbezogene d i r e k t e 
R o t a t i o n s v e r f a h r e n n i c h t hätten e r w a r t e n l a s s e n : 



(1) E i n e r e l e v a n t e Z a h l der im Rahmen des Sonderprogramms geför­
d e r t e n Qualifizierungsmaßnahmen s t a n d n i c h t im Zusammenhang m i t 
b e t r i e b l i c h e n U mstellungen. V i e l m e h r g i n g es um Arbeitskräftepro­
bleme im Rahmen gegebener t e c h n i s c h - o r g a n i s a t o r i s c h e r S t r u k t u r e n . 
D a . i n d i e s e n Fällen k e i n e Entwertung b i s h e r i g e r Q u a l i f i k a t i o n e n 
e r f o l g t e , waren auch d i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n aus diesem Anlaß 
n i c h t zu e r w a r t e n . 

(2) B e i e i n e r z w e i t e n Gruppe von Maßnahmen s p i e l t e n eher begrenz­
t e , s c h r i t t w e i s e a b l a u f e n d e , o f t nahezu k o n t i n u i e r l i c h e , " s c h l e i ­
chende" U m s t e l l u n g s p r o z e s s e e i n e R o l l e . B i s h e r i g e Q u a l i f i k a t i o n s ­
a nforderungen wurden i n s o l c h e n Zusammenhängen s c h r i t t w e i s e und 
eher k o n t i n u i e r l i c h verändert. Da es häufig n i c h t zu q u a l i t a t i v 
a n d e r s a r t i g e n Anforderungen kam, bewältigten d i e b e t r o f f e n e n A r ­
beitskräfte d i e a u f t r e t e n d e n Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e im R e g e l f a l l 
über naturwüchsige A n l e r n p r o z e s s e . Wenn es zu F r e i s e t z u n g e n kam, 
waren d i e s e - bezogen auf d i e Gesamt b e l e g s c h a f t - eher g e r i n g 
p r o p o r t i o n i e r t und konnten m i t dem e i n g e s p i e l t e n System der 
Steuerung des d i r e k t e n Arbeitskräfteeinsatzes i n der Regel p r o ­
b l e m l o s bewältigt werden. P r o z e s s e d e r natürlichen F l u k t u a t i o n 
ermöglichten es im R e g e l f a l l , d i e f r e i g e s e t z t e n Arbeitskräfte i n 
g l e i c h a r t i g e n oder ähnlichen Tätigkeitsbereichen u n t e r z u b r i n g e n . 

(3) Für e i n e d r i t t e Gruppe von Maßnahmen waren schließlich d i e 
" k l a s s i s c h e n " U m s t e l l u n g s p r o z e s s e m i t w e s e n t l i c h e n Auswirkungen 
auf d i e Tätigkeitsmerkmale d e r B e l e g s c h a f t oder, von T e i l e n der 
B e l e g s c h a f t ausschlaggebend. Aber auch h i e r l a g e n n i c h t g e n e r e l l 
d i e Voraussetzungen für b e t r i e b l i c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n v o r : Auch 
größere Umstellungen führen häufig zu e i n e r Veränderung oder E r ­
w e i t e r u n g , n i c h t j e d o c h z u r Entwertung von b i s h e r g e f o r d e r t e n 
Q u a l i f i k a t i o n e n . Wenn aber " a l t e " Q u a l i f i k a t i o n s p r o f i l e n i c h t 
e n t w e r t e t oder n i c h t i n e n t s c h e i d e n d e r Weise unzulänglich werden, 
sondern s i c h v i e l m e h r k o n s t i t u t i v m i t den A n f o r d e r u n g s p r o f i l e n 
veränderter oder n e u g e s c h a f f e n e r Arbeitsplätze überlappen, s i n d 
R o t a t i o n s v e r f a h r e n eher u n w a h r s c h e i n l i c h . 



E r w e i t e r u n g s i n v e s t i t i o n e n im Zusammenhang m i t der Aufnahme neuer 
Pro d u k t e i n das Produktionsprogramm oder aus anderen. Gründen f a l ­
l e n e b e n f a l l s u n t e r den U m s t e l l u n g s b e g r i f f . H i e r e n t s t e h t im Re­
g e l f a l l e i n zusätzlicher P e r s o n a l b e d a r f . Da j e d o c h k e i n e Q u a l i f i ­
k a t i o n e n e n t w e r t e t und k e i n e Arbeitskräfte f r e i g e s e t z t werden, 
s i n d R o t a t i o n s v e r f a h r e n n i c h t zu e r w a r t e n . E i n e U m s t e l l u n g s s i t u a ­
t i o n b e s t e h t schließlich auch dann, wenn t e c h n i s c h - o r g a n i s a t o r i ­
sche Änderungen oder e i n e Einschränkung des Produktionsprogramms 
e i n e n Personalüberhang nach s i c h z i e h e n . Aber auch h i e r w i r d i n 
der R e g e l n i c h t d i r e k t e R o t a t i o n p r a k t i z i e r t , da k e i n e A r b e i t s ­
plätze neu zu b e s e t z e n s i n d . Nur dann, wenn im Rahmen e i n e r 
" k l a s s i s c h e n " U m s t e l l u n g b i s h e r i g e Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n 
e n t w e r t e t werden und z u g l e i c h e i n Bedarf für q u a l i t a t i v a n d e r s a r ­
t i g e Q u a l i f i k a t i o n e n e n t s t e h t , s i n d s o l c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n -
j e d e n f a l l s m i t dem Z i e l , b e t r i e b l i c h e Arbeitskräfteprobleme abzu­
bauen - p l a u s i b e l . 

I n den von uns u n t e r s u c h t e n B e t r i e b e n t r a t e n v e r s c h i e d e n e P r o ­
b l e m k o n s t e l l a t i o n e n des oben b e s c h r i e b e n e n Typs zum T e i l g l e i c h ­
z e i t i g a u f . D o r t , wo entweder umstellungsunabhängige Gründe oder 
" s c h l e i c h e n d e " U m s t e l l u n g s p r o z e s s e den Anlaß von geförderten Qualifizierungsmaßnahmen b i l d e t e n , d o m i n i e r t e n zwei Typen von A r ­
beitskräfteproblemen : 

I n e i n e r Reihe von Fällen b i l d e t e n Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e beim 
beschäftigten P e r s o n a l den Anlaß für d i e geförderten Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen. Die Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e waren zum e i n e n i n der 
unzulänglichen Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k der B e t r i e b e , zum anderen 
i n k o n t i n u i e r l i c h e n P r o z e s s e n k l e i n e r e r Veränderungen von Q u a l i ­
f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n begründet. 

E i n M a s c h i n e n b a u b e t r i e b p r o d u z i e r t e Kastenwascher für d i e Geträn­
k e i n d u s t r i e und Leima u f t r a g m a s c h i n e n für d i e H o l z i n d u s t r i e . E r 
h a t t e weniger a l s zehn Beschäftigte. Der B e t r i e b h a t t e i n den 
l e t z t e n J a h r e n s u k z e s s i v e größere Anlagen h e r g e s t e l l t , b e i denen 
Schweißen und K o n s t r u k t i o n i n den Vordergrund t r a t e n . Außerdem 
wurde mehr m i t E d e l s t a h l g e a r b e i t e t . Zur Bewältigung von kumula­
t i v wachsenden Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e n wurde d i e Umschulung e i n e s 
Maschinenbauers zum t e c h n i s c h e n Z e i c h n e r ( z w e i J a h r e ) und e i n e 
Z u s a t z a u s b i l d u n g für e i n e n F a c h a r b e i t e r i n Schweißtechnik ohne 
Abschluß (sechs Monate) b e a n t r a g t und durchgeführt. 



E i n M a s c h i n e n b a u b e t r i e b p r o d u z i e r t e Eisenbahnwaggons, Lokomoti­
ven, Grader usw. Es gab v i e l E i n z e l m o n t a g e . Von den c a . 1.8 00 Be­
schäftigten waren 44 % A n g e s t e l l t e , 31 % G e l e r n t e , 22 % A n g e l e r n ­
t e und 3 % U n g e l e r n t e . Der B e t r i e b h a t t e k e i n e größeren technisch-organisatorischen Umstellungen durchgeführt. D i e Einführung 
von NC-Maschinen im Rahmen der l e t z t e n J a h r e h a t t e j e d o c h zu e i ­
n e r Erhöhung von Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n geführt. Z u g l e i c h 
gab es e i n e n F a c h a r b e i t e r m a n g e l a u f g r u n d der wiederum i n den 
l e t z t e n J a h r e n durchgeführten b e t r i e b l i c h e n E x p a n s i o n . Der Be­
t r i e b führte im Rahmen des Sonderprogramms " S o n s t i g e Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen" d u r c h , d i e a l l e s a m t der Z u s a t z q u a l i f i z i e r u n g von 
F a c h a r b e i t e r n d i e n t e n ( M a s c h i n e n s c h l o s s e r , E l e k t r i k e r , D r e h e r ) . 

I n anderen Fällen b i l d e t e eher P e r s o n a l m a n g e l auf den v e r s c h i e d e -
nen Ebenen b e t r i e b l i c h e r S t e l l e n k e g e l den Anlaß für d i e geförder­
t e n Qualifizierungsmaßnahmen. Der Personalmangel war s e i n e r s e i t s 
v o r a l l e m i n F l u k t u a t i o n s p r o z e s s e n , b e t r i e b s i n t e r n e n Mobilitäts­
strömen und k l e i n e r e n Ausweitungen der Gesam t b e l e g s c h a f t begrün­
det . 

E i n B e t r i e b des Bekleidungsgewerbes h a t t e ca. 30 Beschäftigte. 
2 0 % der g e w e r b l i c h e n Arbeitskräfte waren g e l e r n t , 8 0 % u n g e l e r n t 
( f a s t nur junge Frauen, v i e l e Sonderschülerinnen). Hauptprobleme 
waren d i e hohe F l u k t u a t i o n und hohe F e h l z e i t e n b e i den Näherin­
nen. Es mangelte an q u a l i f i z i e r t e n Kräften, d i e dem B e t r i e b auch 
länger e r h a l t e n b l i e b e n . Über das Sonderprogramm wurden Beschäf­
t i g e zu Näherinnen und K e t t l e r i n n e n a n g e l e r n t ( b i s zu einem 
J a h r ) , daneben wurden g l e i c h a r t i g e " E i n a r b e i t u n g e n " Im Schwer­
punkt 2 durchgeführt. 

Auch i n der Gruppe von Maßnahmen, d i e auf " k l a s s i s c h e U m s t e l l u n ­
gen" zurückgehen, l a g e n nur b e i e i n e r M i n d e r h e i t d i e V o r a u s s e t ­
zungen für p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n v o r . I n e i n e r 
Reihe von Förderfällen g i n g es. v o r a l l e m um Veränderung oder E r ­
w e i t e r u n g , n i c h t aber um Entwertung " a l t e r " Q u a l i f i k a t i o n e n an 
neu g e s c h a f f e n e n oder veränderten Arbeitsplätzen. 

E i n e k l e i n e D r u c k e r e i behauptete s i c h gegen d i e Konkurrenz v o r 
a l l e m durch i h r e V i e l s e i t i g k e i t . S i e p r o d u z i e r t e f a k t i s c h a l l e s , 
von V i s i t e n k a r t e n b i s zu e i n e r k l e i n e n Z e i t u n g . Die Firma be­
schäftigte ca. 3 0 Arbeitskräfte. D i e D r u c k e r e i verwendete sowohl 
das t r a d i t i o n e l l e M a s c h i n e n s a t z - / B u c h d r u c k v e r f a h r e n , a l s auch das 
neue F o t o s a t z - / O f f s e t d r u c k v e r f a h r e n . Die Arbeitskräfte mußten 
b e i d e Techniken b e h e r r s c h e n . D i e neuen Qualifizierungsmaßnahmen 
im Rahmen des Sonderprogramms d i e n t e n dazu, M a s c h i n e n s e t z e r n e i n e 
Z u s a t z q u a l i f i k a t i o n für den F o t o s a t z ( e i n J a h r ) und Buchdruckern 
e i n e Z u s a t z q u a l i f i k a t i o n für den O f f s e t d r u c k (sechs Monate) zu 
geben. 



B e i e i n e r Reihe von Förderfällen t r a t P e r sonalmangel au f g r u n d von 
Um s t e l l u n g e n auf. Im Zusammenhang m i t e i n e r E r w e i t e r u n g der P r o ­
d u k t p a l e t t e , aber auch unabhängig davon, wurden I n v e s t i t i o n e n m i t 
der Konsequenz e i n e s zusätzlichen P e r s o n a l b e d a r f s durchgeführt. 
I n d e r R e g e l wurden j e d o c h weder Q u a l i f i k a t i o n e n e n t w e r t e t , noch 
Arbeitskräfte f r e i g e s e t z t . 

E i n B e t r i e b des S t a h l - und L e i c h t m e t a l l b a u s beschäftigte c a . 130 
Arbeitskräfte, d a r u n t e r c a . 15 A n g e s t e l l t e und c a . 5 5 F a c h a r b e i ­
t e r . D i e P r o d u k t i o n wurde auf n e u a r t i g e K u n s t s t o f f e n s t e r ausge­
w e i t e t , dafür waren neue W e r k s t o f f e und neue F e r t i g u n g s v e r f a h r e n 
e r f o r d e r l i c h . Insgesamt s o l l t e n 30 zusätzliche Arbeitsplätze ge­
s c h a f f e n werden. Im Rahmen des Sonderprogramms wurden " S o n s t i g e 
Qualifizierungsmaßnahmen" durchgeführt. S i e d i e n t e n der An l e r n u n g 
für sämtliche O p e r a t i o n e n der g e p l a n t e n Fließfertigung. D i e qua­
l i f i z i e r t e n Arbeitskräfte s o l l t e n später d i e neu e i n z u s t e l l e n d e n 
Beschäftigten zusammen m i t fünf F a c h a r b e i t e r n a n l e r n e n . D i e Maß­
nahme l i e f zwölf Monate l a n g . 

E i n " k l a s s i s c h e r " U m s t e l l u n g s f a l l l a g auch d o r t v o r , wo t e c h ­
n i s c h - o r g a n i s a t o r i s c h e Änderungen oder e i n e Einschränkung des 
Produktionsprogramms zu P e r s o n a l e i n s p a r u n g e n und Personalüberhän­
gen führten. Auch h i e r waren d i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n unwahr­
s c h e i n l i c h , da k e i n e Arbeitsplätze neu zu b e s e t z e n waren. Das 
Sonderprogramm hat i n e i n i g e s o l c h e r P r o b l e m k o n s t e l l a t i o n e n über 
e i n e n I n v e s t i t i o n s a n r e i z m i t der Konsequenz e i n e r S i c h e r u n g von 
Beschäftigungsverhältnissen i n t e r v e n i e r t . 

E i n e Z u l i e f e r f i r m a für den Bergbau beschäftigte c a . 190 A r b e i t s ­
kräfte; von den g e w e r b l i c h e n waren c a . 50 % F a c h a r b e i t e r . D i e 
Firma h a t t e d i e Einführung e i n e r a u t o m a t i s c h e n Schweißanlage ge­
p l a n t , d i e z u r E n t l a s s u n g von c a . 15 Arbeitskräften geführt hät­
t e . U.a. aufg r u n d der f i n a n z i e l l e n Zuschüsse des Sonderprogramms 
für Qualifizierungsmaßnahmen h a t t e man s i c h dafür e n t s c h i e d e n , 
d i e notwendigen Qualitätsverbesserungen vorläufig über e i n e bes­
s e r e Q u a l i f i z i e r u n g des P e r s o n a l s zu e r z i e l e n . Dadurch wurde zu­
nächst e i n Pe r s o n a l a b b a u vermieden. 

E i n B e t r i e b der B e k l e i d u n g s i n d u s t r i e s t e l l t e vorwiegend Anzüge 
und Sakkos h e r . E r beschäftigte c a . 400 Arbeitskräfte. 80 % der 
Ge w e r b l i c h e n waren u n g e l e r n t , 2 0 % g e l e r n t . 85 % der Beschäftig­
t e n waren Frauen. Im Rahmen der R e z e s s i o n gab es e i n e n Umsatz-
rückgang. 
Man hätte Arbeitskräfte e n t l a s s e n müssen. Das Sonderprogramm gab 
e i n e n A n r e i z dazu, das Produktionsprogramm auf F r e i z e i t m o d e und 
Herrenmäntel auszudehnen und auf d i e s e Weise d i e Beschäftigung 



zu s i c h e r n . Im Rahmen des Sonderprogramms wurden " S o n s t i g e Qualifizierungsmaßnahmen" zu r E i n a r b e i t u n g für d i e neuen Produkte 
durchgeführt. 

Voraussetzungen für umstellungsbezogene R o t a t i o n s v e r f a h r e n waren 
nur dann gegeben, wenn im Zusammenhang e i n e r " k l a s s i s c h e n " Um­
s t e l l u n g b i s h e r i g e Q u a l i f i k a t i o n e n unzulänglich oder e n t w e r t e t 
wurden und z u g l e i c h e i n N e u q u a l i f i z i e r u n g s b e d a r f a u f t r a t . Nur b e i 
e i n e r M i n d e r h e i t der von uns u n t e r s u c h t e n Qualifizierungsmaßnah­
men b i l d e t e n s o l c h e P r o b l e m k o n s t e l l a t i o n e n den H i n t e r g r u n d . 

E i n B e t r i e b m i t über 5.000 Beschäftigten s t e l l t e vorwiegend Büro­
maschinen h e r . I n den l e t z t e n J a h r e n wurde auf e i n neues Produk­
tionsprogramm u m g e s t e l l t : Von e i n e r überwiegend f e i n m e c h a n i s c h e n 
F e r t i g u n g g i n g man a u f überwiegend e l e k t r o n i s c h e B a u t e i l e über. 
F r e i g e s e t z t wurden v o r a l l e m F a c h a r b e i t e r im B e r e i c h der mechani­
schen F e r t i g u n g und A n g e l e r n t e aus der P r o d u k t i o n . Z u g l e i c h e n t ­
s t a n d e i n Neubedarf an Arbeitskräften für d i e neuen F e r t i g u n g s ­
v e r f a h r e n : F a c h a r b e i t e r m i t E l e k t r o n i k k e n n t n i s s e n und A n g e l e r n t e 
für d i e Montage des neuen P r o d u k t s . Insgesamt schrumpfte der Be­
t r i e b . Über das Sonderprogramm wurden Umschulungen von "mechani­
schen" F a c h a r b e i t e r n (Werkzeugmacher, M e c h a n i k e r , S c h l o s s e r , Dre­
h e r , Fräser) zu Elektrogerätemechanikern, F o r t b i l d u n g im B e r e i c h 
E l e k t r i k / E l e k t r o n i k und " S o n s t i g e Q u a l i f i z i e r u n g " von A n g e l e r n t e n 
für d i e neuen Montagetätigkeiten gefördert. 

E i n B e t r i e b des Bekleidungsgewerbes m i t c a . 4 00 Beschäftigten 
s t e l l t e e i n e b r e i t e P a l e t t e an T e x t i l p r o d u k t e n h e r . Der Konkur­
r e n z d r u c k (Importe aus Billiglohnländern) machte e i n e "Total-Modernisierung" d er P r o d u k t i o n e r f o r d e r l i c h . Nur noch über sehr 
k u r z e M o d e l l z y k l e n , e i n e sehr f l e x i b l e P r o d u k t i o n , d i e K o n z e n t r a ­
t i o n auf h o c h w e r t i g e Produkte und d i e s c h n e l l e Anpassung an Kon­
sumentenbedürfnisse konnte s i c h der B e t r i e b im Konkurrenzkampf 
h a l t e n . Die U m s t e l l u n g erfaßte a l l e d er Näherei v o r g e l a g e r t e n 
F e r t i g u n g s p r o z e s s e . Während früher manuelle Tätigkeiten d o m i n i e r ­
t e n , überwogen nun Tätigkeiten am B i l d s c h i r m und Überwachungstä­
t i g k e i t e n . E i n T e i l d er Arbeitskräfte, d i e i n den t r a d i t i o n e l l e n 
V e r f a h r e n g e a r b e i t e t h a t t e n , wurden j e w e i l s für d i e neuen Tätig­
k e i t e n q u a l i f i z i e r t . D i e r e s t l i c h e n , im Zuge der U m s t e l l u n g f r e i ­
g e s e t z t e n Arbeitskräfte wurden auf E i n g a n g s p o s i t i o n e n der be­
t r i e b l i c h e n A r b e i t s p l a t z h i e r a r c h i e zurückgestuft. 

E i n großes Stahlunternehmen h a t t e im Zuge e i n e s l a n g f r i s t i g ange­
l e g t e n S a n i e r u n g s p l a n e s e i n z e l n e B e t r i e b s t e i l e m i t über 500 A r ­
beitsplätzen s t i l l e g e n müssen. Durch natürliche F l u k t u a t i o n und 
V o r z e i t p e n s i o n i e r u n g e n war a l l e r d i n g s I n anderen B e t r i e b s b e r e i ­
chen e i n R e s e r v o i r an vakanten S t e l l e n g e s c h a f f e n worden, auf das 
d i e f r e i g e s e t z t e n Arbeitskräfte umgesetzt wurden. Im Zuge der Umsetzungsaktionen mußten e r h e b l i c h e Q u a l i f i z i e r u n g s a n s t r e n g u n g e n 
unternommen werden, da d i e Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n der A r -



b e i t s p l a t z s t r u k t u r e n i n den s t i l l g e l e g t e n W erksbereichen s i c h 
häufig n i c h t m i t den Anforderungen der aufnehmenden Werksbereiche 
d e c k t e n . Im Rahmen des Sonderprogramms wurden Umschulungen und 
" S o n s t i g e Qualifizierungsmaßnahmen" gefördert. Auch h i e r hätten -
von den Voraussetzungen h e r gesehen - p e r s o n a l p o l i t i s c h e Rotationsverfahren angewandt werden können. Massive Entwertungen b i s ­
h e r i g e r Q u a l i f i k a t i o n e n d urch d i e B e t r i e b s s t i l l e g u n g e n g ingen 
e i n h e r m i t einem N e u q u a l i f i z i e r u n g s b e d a r f für Arbeitsplätze i n 
anderen W e r k s b e r e i c h e n . 

M i t Ausnahme von Fällen wie den z u l e t z t b e s c h r i e b e n e n machte d i e 
überwiegende Mehrzahl der den von uns u n t e r s u c h t e n geförderten 
Qualifizierungsmaßnahmen z u g r u n d e l i e g e n d e n P r o b l e m k o n s t e l l a t i o n e n 
umstellungsbezogene d i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n (unabhängig von 
S t r u k t u r e n b e t r i e b l i c h e r Beschäftigungspolitik und unabhängig von 
der j e w e i l i g e n A r b e i t s m a r k t s i t u a t i o n ) eher u n w a h r s c h e i n l i c h . 

Die B r e i t e n e r h e b u n g zum Schwerpunkt 1 e r l a u b t zu d i e s e n Fragen 
e i n i g e q u a n t i f i z i e r e n d e Aussagen für d i e Gesamtheit der geförder­
t e n Qualifizierungsmaßnahmen. 

(1) V i e r P r o z e n t der im Rahmen des Schwerpunkts 1 geförderten Be­
t r i e b e ( mit 13 % a l l e r T e i lnehmer an geförderten Q u a l i f i z i e r u n g s ­
maßnahmen) haben a n z e i g e p f l i c h t i g e b e t r i e b l i c h e Veränderungen ge­
genüber dem A r b e i t s a m t nach dem 1.1.19 78 angemeldet ( I n f r a t e s t 
1980, Bd. HA, S. 23). Sechs P r o z e n t d e r geförderten B e t r i e b e ( mit 
9 % a l l e r T eilnehmer an geförderten Qualifizierungsmaßnahmen) ha­
ben a n z e i g e p f l i c h t i g e b e t r i e b l i c h e E n t l a s s u n g e n im s e l b e n Z e i t ­
raum angemeldet. Zu vermuten i s t , daß im oben ausgeführten Sinne 
b e i d i e s e n B e t r i e b e n " k l a s s i s c h e " U mstellungen m i t e r h e b l i c h e n 
Auswirkungen auf d i e Tätigkeitsmerkmale der B e l e g s c h a f t oder von 
T e i l e n d e r B e l e g s c h a f t s t a t t f a n d e n . Die Anmeldung von b e t r i e b l i ­
chen Veränderungen oder b e t r i e b l i e h e n E n t l a s s u n g e n i s t j e d o c h e i n 
sehr ungenauer I n d i k a t o r für B e t r i e b e und P r o b l e m k o n s t e l l a t i o n e n 
m i t Voraussetzungen für d i r e k t e p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r ­
f a h r e n . Zu e r w a r t e n i s t , daß gerade b e i b e t r i e b l i c h e n U m s t e l l u n ­
gen d i e zu b r e i t e n Veränderungen von A r b e i t s b e d i n g u n g e n und zu 
Änderungskündigungen, n i c h t aber zu Massenentlassungen führen, d i e 
M e l d e p f l i c h t gegenüber dem A r b e i t s a m t r e l a t i v l a s c h gehandhabt 
w i r d . Zu erwarten i s t daher, daß der A n t e i l der B e t r i e b e m i t grö­
ßeren b e t r i e b l i c h e n U m stellungen und e r h e b l i c h e n Konsequenzen für 
d i e Tätigkeitsmerkmale d e r B e l e g s c h a f t e r h e b l i c h größer ausfällt, 
a l s d i e s i n dem angegebenen P r o z e n t s a t z ausgewiesen w i r d . 

A n d e r e r s e i t s l i e g e n b e i a n z e i g e p f l i c h t i g e n b e t r i e b l i c h e n Verände­
rungen oder Massenentlassungen n i c h t notwendigerweise d i e Voraus­
setzungen für umstellungsbezogene d i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n v o r . 
D o r t , wo Umstellungen v o r a l l e m e i n e n Personalüberhang nach s i c h 
z i e h e n , ohne daß N e u q u a l i f i z i e r u n g s b e d a r f e n t s t e h t , kann das Pe r ­
s o n a l von den Voraussetzungen h e r n i c h t " r o t i e r t " werden. 
Schließlich i s t d a r a u f h i n z u w e i s e n , daß d i e geförderten Q u a l i f i -



zierungsmaßnahmen i n den b e t r o f f e n e n B e t r i e b e n n i c h t notwendiger­
weise m i t der a n g e z e i g t e n " b e t r i e b l i c h e n Veränderung" oder "Mas­
s e n e n t l a s s u n g " i n Zusammenhang stehen müssen. 

(2) D i e B r e i t e n e r h e b u n g e r g a b , daß i n etwas mehr a l s der Hälfte 
der geförderten Qualifizierungsmaßnahmen (56 %) d i e Einführung 
neuer Produkte oder L e i s t u n g e n den Anlaß b i l d e t e . D i es g i l t i n 
verstärktem Maße für geförderte Qualifizierungsmaßnahmen von Un­
g e l e r n t e n (ebd., S. 15). Auch h i e r s i n d k e i n e d i r e k t e n Rück­
schlüsse auf d i e den Qualifizierungsmaßnahmen zu g r u n d e l i e g e n d e n 
P r o b l e m k o n s t e l l a t i o n e n möglich. Da d i e Einführung neuer Produkte 
oder L e i s t u n g e n j a r e c h t häufig im Zusammenhang m i t " s c h l e i c h e n ­
den" U m s t e l l u n g s p r o z e s s e n zu sehen i s t und außerdem häufig a l t e 
Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n n i c h t e n t w e r t e t , sondern eher m o d i f i ­
z i e r t oder e r w e i t e r t werden, i s t d i e Frage nach dem Anlaß d e r 
Maßnahme n i c h t notwendigerweise i n d i k a t i v für P r o b l e m k o n s t e l l a ­
t i o n e n , d i e b e t r i e b l i c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n e r w a r t e n l a s s e n . 

Nur b e i einem g e r i n g e n P r o z e n t s a t z der Qualifizierungsmaßnahmen, 
deren Anlaß d i e Einführung neuer Produkte oder L e i s t u n g e n b i l d e ­
t e , dürften tatsächlich a l t e Q u a l i f i k a t i o n e n s y s t e m a t i s c h entwer­
t e t worden und e i n N e u q u a l i f i z i e r u n g s b e d a r f e n t s t a n d e n s e i n . Die 
Gruppe s o l c h e r Maßnahmen w i r d a l l e r d i n g s auf der anderen S e i t e 
größer a u s f a l l e n , da j a n i c h t nur Veränderungen i n der Produktpa­
l e t t e , sondern auch davon unabhängige t e c h n i s c h - o r g a n i s a t o r i s c h e 
Veränderungen R o t a t i o n s v o r a u s s e t z u n g e n h e r v o r r u f e n können. 

(3) Voraussetzung für umstellungsbezogene R o t a t i o n s v e r f a h r e n s i n d 
e r h e b l i c h e q u a l i f i k a t o r i s c h e D i s k r e p a n z e n zwischen " a l t e n " und 
"neuen" Anforderungen. D i e Frage nach dem Wechsel des A r b e i t s ­
p l a t z e s und nach Höhergruppierungen g i b t gewisse A n h a l t s p u n k t e 
für d i e s e n Zusammenhang. Für etwa d i e Hälfte d e r Förderfälle 
g i l t , daß d i e Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen n i c h t m i t e i ­
nem Wechsel des A r b e i t s p l a t z e s verbunden i s t (ebd., S. 17). Zu 
vermuten i s t , daß es s i c h b e i d i e s e r Gruppe von Q u a l i f i z i e r u n g s ­
maßnahmen eher um e i n e Ergänzung, E r w e i t e r u n g und V e r t i e f u n g b i s ­
h e r i g e r Q u a l i f i k a t i o n e n , a l s um den Zusammenhang von Entwertung 
und N e u q u a l i f i z i e r u n g h a n d e l t . Auch b e i Höhergruppierungen i s t i n 
der M e h r h e i t der Fälle zu e r w a r t e n , daß eher e i n e Zusatzqualifizierung a l s e i n e " A n d e r s q u a l i f i z i e r u n g " durchgeführt wurde. Die 
B r e i t e n e r h e b u n g ergab, daß d i e e r f o l g r e i c h e Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen i n etwa der Hälfte der Förderfälle zu e i n e r Hö­
h e r g r u p p i e r u n g führte. 

Förderfälle, d i e n i c h t zu einem Wechsel des A r b e i t s p l a t z e s führ­
t e n , und Förderfälle, d i e e i n e Höhergruppierung des B e t r o f f e n e n 
nach s i c h zogen, müssen s i c h n i c h t decken. I n b e i d e n T e i l g r u p p e n 
g i n g es aber v o r a l l e m um Z u s a t z q u a l i f i z i e r u n g . Zu e r w a r t e n i s t 
daher, daß d i e Gesamtgruppe an geförderten Qualifizierungsmaßnah­
men, d i e eher e i n e Z u s a t z q u a l i f i z i e r u n g a l s e i n e Andersqualifizierung b e i n h a l t e t , nennenswert mehr a l s 50 % ausmacht. Voraus­
setzungen für R o t a t i o n s v e r f a h r e n l i e g e n aber v o r a l l e m i n der 
Restgruppe v o r . 



D i e s e Zusammenhänge dürften auch über unsere U n t e r s u c h u n g s b e t r i e ­
be und d i e Maßnahmebetriebe insgesamt h i n a u s von Relevanz s e i n . 
I n anderen B e r e i c h e n durchgeführte e m p i r i s c h e und k o n z e p t u e l l e 
Untersuchungen b e l e g e n , daß d i e von uns erfaßten b e t r i e b l i c h e n 
P r o b l e m k o n s t e l l a t i o n e n keineswegs u n t y p i s c h s i n d . S i e z e i g e n , daß 
U m s t e l l u n g s - und Anpassungsprozesse, b e i denen i n s i g n i f i k a n t e m 
Umfang b i s h e r i g e Arbeitsplätze e n t f a l l e n und neue Arbeitsplätze 
mit anderen Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n e n t s t e h e n , nur e i n e n be­
g r e n z t e n T e i l des S t r u k t u r w a n d e l s abdecken. 

b) V e r s c h i e d e n e Dimensionen b e t r i e b l i c h e r I n t e r e s s e n 

B e i d er Masse der von uns u n t e r s u c h t e n B e t r i e b e l a s s e n s i c h I n ­
t e r e s s e n i n d r e i Dimensionen i d e n t i f i z i e r e n , d i e unabhängig von 
A n r e i z e n öffentlicher Förderung im R e g e l f a l l z u r F a v o r i s i e r u n g 
von " i n t e r n e n " Lösungen b e i Um s t e l l u n g e n , d.h. z u r Bewältigung 
von Q u a l i f i k a t i o n s p r o b l e m e n über d i e Q u a l i f i z i e r u n g von B e l e g ­
schaftsangehörigen a n s t e l l e von E n t l a s s u n g e n und N e u e i n s t e l l u n ­
gen, führen: 

o I n e i n e r k o n f l i k t p o l i t i s c h e n Dimension müssen B e t r i e b e g e s e t z ­
l i c h e n und t a r i f v e r t r a g l i c h e n Regelungen und g e w e r k s c h a f t l i c h e n 
Aktivitäten von B e l e g s c h a f t e n und I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g s o r g a n e n 
Rechnung t r a g e n , d i e auf d i e S i c h e r u n g von Beschäftigungsver­
hältnissen b e i Umst e l l u n g e n a b z i e l e n . 

o Q u a l i f i k a t i o n s p o l i t i s c h f a v o r i s i e r e n d i e B e t r i e b e häufig B e l e g ­
schaftsangehörige auch dann gegenüber e x t e r n e n Kräften, wenn 
durch U m s t e l l u n g s p r o z e s s e u n m i t t e l b a r a r b e i t s p l a t z b e z o g e n e 
K e n n t n i s s e e n t w e r t e t werden. Grund dafür s i n d d i e nur über e i n e 
längere Betriebszugehörigkeit zu erwerbenden, über d i e A n f o r d e ­
rungen e i n z e l n e r Arbeitsplätze hinausgehenden b e t r i e b s s p e z i f i ­
schen. K e n n t n i s s e , Fähigkeiten und F e r t i g k e i t e n . 

o Auch Aspekte b e t r i e b l i c h e r S o z i a l p o l i t i k machen im R e g e l f a l l 
d i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e i b e t r i e b l i c h e n Umstellungen un­
w a h r s c h e i n l i c h . Aus Gründen der Attraktivität für leistungsfä-



h i g e und q u a l i f i z i e r t e Arbeitskräfte ( A r b e i t s m a r k t i m a g e ) , der 
B e t r i e b s b i n d u n g von langjährig q u a l i f i z i e r t e n und kaum k u r z f r i ­
s t i g e r s e t z b a r e n B e l e g s c h a f t s m i t g l i e d e r n , sowie der Aufrechterhaltung e i n e r hohen L e i s t u n g s b e r e i t s c h a f t der Arbeitskräfte 
s i n d B e t r i e b e im a l l g e m e i n e n daran i n t e r e s s i e r t , l a n g f r i s t i g e 
und von b e t r i e b l i c h e n Anpassungsprozessen unabhängige Beschäf­
t i g u n g s p e r s p e k t i v e n zu. gewährleisten. 

Während i n der k o n f l i k t p o l i t i s c h e n Dimension dem E i n z e l b e t r i e b 
k o l l e k t i v r e c h t l i c h e Regelungen und d i e P o l i t i k d er I n t e r e s s e n v e r ­
t r e t u n g g l e i c h s a m von außen e n t g e g e n t r e t e n , v e r w e i s e n d i e q u a l i -
f i k a t o r i s c h e und s o z i a l p o l i t i s c h e Dimension d a r a u f , daß auch ge­
n u i n b e t r i e b l i c h e I n t e r e s s e n an i n t e r n e n Lösungen von Anpassungs­
und F r e i s e t z u n g s p r o b l e m e n b e s t e h e n . Unsere These i s t , daß von j e ­
der d i e s e r d r e i Dimensionen e i n g e w i c h t i g e r Druck zugunsten i n ­
t e r n e r Lösungen ausgeht. 

K o n f l i k t p o l i t i k 

K o l l e k t i v r e c h t l i c h von Relevanz s i n d g e s e t z l i c h e Bestimmungen wie 
das Kündigungsschutzgesetz, das B e t r i e b s v e r f a s s u n g s g e s e t z und das 
Arbeitsförderungsgesetz, t a r i f v e r t r a g l i c h e Regelungen zum Be­
s t a n d s s c h u t z und schließlich B e t r i e b s v e r e i n b a r u n g e n zwischen be­
t r i e b l i c h e m Management und Betriebsräten. Die entsprechenden Nor­
men bauen i n v i e r e r l e i Weise B a r r i e r e n gegen p e r s o n a l p o l i t i s c h e 
R o t a t i o n s v e r f a h r e n : 

o S i e d e f i n i e r e n und präzisieren e i n m a l l e g i t i m e Gründe, d i e zur 
Kündigung e i n e s A r b e i t n e h m e r s b e r e c h t i g e n . Kündigungen s i n d nur 
b e i s p e z i f i z i e r t e n Anlässen n o r m a t i v a b g e s i c h e r t . Schon a l l e i n 
damit w i r d d i e b e t r i e b l i c h e H a n d l u n g s f r e i h e i t für R o t a t i o n s v e r ­
f a h r e n e i n g e g r e n z t . 

o E i n z e l n e Arbeitnehmergruppen u n t e r l i e g e n einem besonderen ( d i f -
f e r e n t i e l l e n ) Kündigungsschutz. Arbeitskräfte m i t den e n t s p r e ­
chenden Merkmalen s i n d im R e g e l f a l l a u f g r u n d e n t w e r t e t e r oder 
unzulänglicher Q u a l i f i k a t i o n im Zusammenhang mit b e t r i e b l i c h e n 



Umstellungen n i c h t kündbar. Auch h i e r d u r c h w i r d der S p i e l r a u m 
für p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n eingeschränkt. 

o E i n d r i t t e r R e gelungstyp b e z i e h t s i c h auf Weiterbeschäftigungsverpflichtungen. Solange d i e Möglichkeit b e s t e h t , f r e i g e s e t z t e 
Arbeitskräfte - b e i j e s p e z i f i s c h e n Einschränkungen - w e i t e r z u -
beschäftigen, i s t das Recht z u r Kündigung beschränkt. Da d i r e k ­
t e umstellungsbezogene R o t a t i o n s v e r f a h r e n e i n e s p e z i f i s c h e be­
t r i e b l i e h e P r o b l e m k o n s t e l l a t i o n (Entwertung oder Unzulänglich­
k e i t b i s h e r i g e r Q u a l i f i k a t i o n e n , N e u q u a l i f i z i e r u n g s b e d a r f ) v o r ­
a u s s e t z e n , g r e i f e n V e r p f l i c h t u n g e n z u r Weiterbeschäftigung un­
m i t t e l b a r e i n . 

o Der v i e r t e Typ k o l l e k t i v r e c h t l i c h e r Normen b e z i e h t s i c h 
schließlich auf d i e P e r s o n a l a u s w a h l b e i b e t r i e b l i c h e n Kündigun­
gen. S i e schränken d i e F r e i h e i t d er B e t r i e b e e i n , s p e z i f i s c h e 
Arbeitskräfte mit s p e z i f i s c h e n Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e n f r e i z u ­
s e t z e n und v e r l a n g e n - s o w e i t es e i n e n l e g i t i m e n Anlaß g i b t -
d i e E i n b e z i e h u n g s o z i a l e r K r i t e r i e n i n d i e E n t s c h e i d u n g d a r ­
über, wer gekündigt w i r d . D i e s kann d i e E n t l a s s u n g von A r b e i t s ­
kräften m i t e n t w e r t e t e n oder unzulänglichen Q u a l i f i k a t i o n e n e r ­
schweren, da s i c h "soziale K r i t e r i e n der P e r s o n a l a u s w a h l n i c h t 
m i t q u a l i f i k a t o r i s c h e n K r i t e r i e n decken müssen. 

E i n e Auswertung der h i e r u n m i t t e l b a r r e l e v a n t e n g e s e t z l i c h e n und 
t a r i f v e r t r a g l i c h e n Bestimmungen z e i g t , daß i n den oben benannten 
Dimensionen e r h e b l i c h e n o r m a t i v e Einschränkungen der Möglichkei­
t e n umstellungsbezogenen d i r e k t e n R o t a t i o n s v e r f a h r e n bestehen. 

(1) Im Kündigungsschutzgesetz werden Bedingungen d e f i n i e r t , u n t e r 
denen e i n e Kündigung l e g i t i m e r w e i s e durchgeführt werden kann 
( p e r s o n e n b e d i n g t e , v e r h a l t e n s b e d i n g t e , b e t r i e b s b e d i n g t e Kündigun­
gen) . B e i a n d e r w e i t i g e n Beschäftigungsmöglichkeiten w i r d e i n e 
V e r p f l i c h t u n g z u r Weiterbeschäftigung f r e i g e s e t z t e r Arbeitnehmer 
f e s t g e s c h r i e b e n . B e i E n t l a s s u n g e n aus b e t r i e b l i c h e n Gründen muß 
u n t e r a u s r e i c h e n d e r Beachtung s o z i a l e r G e s i c h t s p u n k t e aus den i n 
Frage kommenden Arbe i t n e h m e r n ausgewählt werden. Diese Bestimmun­
gen wurden für Massenentlassungen verschärft. Schließlich s c h r e i ­
ben das Kündigungsschutzgesetz und verwandte g e s e t z l i c h e B e s t i m ­
mungen e i n e n besonderen Kündigungsschutz für A u s z u b i l d e n d e , wer­
dende Mütter, S c h w e r b e h i n d e r t e , B e t r i e b s r a t s m i t g l i e d e r und andere 
Gruppen f e s t . 



\ (2) Die Normen des Kündigungsschutzgesetzes werden im B e t r i e b s -
\ Verfassungsgesetz s u b s t a n t i e l l und p r o z e d u r a l verstärkt.,erweitert 
\ und präzisiert. B e i Betriebsveränderungen i s t das Ob, Wie und 
IWann der g e p l a n t e n Maßnahmen Gegenstand von Mitbestimmungsrechten; b e i F r e i s e t z u n g e n w i r d das Recht a u f a l t e r n a t i v e Beschäftigungsmöglichkeiten im B e t r i e b und im Unternehmen gegenüber dem 
Kündigungsschutzgesetz ausgebaut;. d i e s g i l t auch für d i e Bedeutung s o z i a l e r K r i t e r i e n b e i der P e r s o n a l a u s w a h l . 

;(3) T a r i f v e r t r a g l i c h e Regelungen ( R a t i o n a l i s i e r u n g s s c h u t z a b k o m m e n 
j u n d . d i e neuen B e s t a n d s s c h u t z r e g e l u n g e n ) verstärken den d i f f e r e n -
t i e l l e n Kündigungsschutz und d i e Weiterbeschäftigungsverpflichtung der g e s e t z l i c h e n Bestimmungen: Bestimmte Arbeitnehmergruppen 

/ werden von o r d e n t l i c h e n Kündigungen ausgenommen. S i e können - u n ­
abhängig davon, ob i h r e Q u a l i f i k a t i o n durch b e t r i e b l i c h e Umstellungen entw e r t e t wurde - n i c h t e n t l a s s e n und durch andere A r ­
beitskräfte e r s e t z t werden. 

Die Weiterbeschäftigungsverpflichtung b e i a n d e r w e i t i g e n E i n s a t z ­
möglichkeiten e r s t r e c k t s i c h unabhängig von besonderen Merkmalen 
auf a l l e Arbeitskräftegruppen. Da d i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n im­
mer e i n e F r e i s e t z u n g und d i e Neubesetzung e i n e s A r b e i t s p l a t z e s 
b e i n h a l t e n , b e s t e h t zumindest t h e o r e t i s c h e i n e a n d e r w e i t i g e Beschäftigungsmöglichkeit und damit e i n e Weiterbeschäftigungsverpflichtung. S o f e r n b e i von Ums t e l l u n g e n b e t r o f f e n e n Arbeitskräf­
t e n n i c h t ganz e r h e b l i c h e Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e a u f t r e t e n , dürf­
t e n Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen zumutbar s e i n . 

Auch Bestimmungen zum l e g i t i m e n Anlaß von Kündigungen und z u r 
P e r s o n a l a u s w a h l s i n d von Bedeutung. Das Kündigungsschutzgesetz, 
aber auch das B e t r i e b s v e r f a s s u n g s g e s e t z grenzen, den S p i e l r a u m für 
o r d e n t l i c h e Kündigungen e i n . Im Zuge von Umste l l u n g e n unzuläng­
l i c h gewordene Q u a l i f i k a t i o n e n s i n d nur b e i Abwägung von w i r t ­
s c h a f t l i c h e n und s o z i a l e n G e s i c h t s p u n k t e n e i n Kündigungsgrund. 
Gl e i c h s a m umweghafte E n t l a s s u n g e n über n i c h t b e t r i e b s b e d i n g t e 
Gründe werden über genaue D e f i n i t i o n e n von personen- und v e r h a l ­
t e n s b e d i n g t e n K r i t e r i e n eingeschränkt. Damit werden Möglichkeiten 
der g e z i e l t e n Kündigung von Arbeitskräften m i t e n t w e r t e t e n oder 
unzulänglichen Q u a l i f i k a t i o n e n b e i b e t r i e b l i c h e n U m stellungen 
eingeschränkt. D i e E i n b e z i e h u n g s o z i a l e r K r i t e r i e n kann v i e l m e h r 
dazu führen, daß gerade s o l c h e Arbeitskräfte zu e n t l a s s e n s i n d , 
d i e der B e t r i e b unbedingt h a l t e n w i l l . 

K e i n e r der von uns u n t e r s u c h t e n 31 B e t r i e b e beschäftigte weniger 
a l s fünf Ar b e i t n e h m e r . Damit g a l t uneingeschränkt das Kündigungs­
s c h u t z g e s e t z . B e i 25 ( c a . 80 %) der von uns u n t e r s u c h t e n B e t r i e b e 
b e s t a n d e i n B e t r i e b s r a t , d er d i e Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes nu t z e n konnte. Unsere U n t e r s u c h u n g s b e t r i e b e ge­
hörten den W i r t s c h a f t s z w e i g e n Bergbau, Chemie, M e t a l l , B e k l e i ­
dung, Nahrungs- und Genußmittel sowie Bau, S t e i n e , Erden an. A l l e 
B e t r i e b e l a g e n somit im G e l t u n g s b e r e i c h von Tarifverträgen, d i e 



mehr oder weniger ausgeprägt R a t i o n a l i s i e r u n g s s c h u t z b e s t i m m u n g e n 
und "neue" B e s t a n d s s c h u t z r e g e l u n g e n e n t h i e l t e n . 

B e i d er Gesamtheit a l l e r geförderten B e t r i e b e , d i e über das Son­
derprogramm B e i h i l f e n für Qualifizierungsmaßnahmen i n Anspruch 
genommen haben, e r g i b t s i c h e i n ähnliches B i l d . 

Nur 16 % der B e t r i e b e , m i t 2 % der geförderten Qualifizierungsmaß­
nahmen h a t t e n weniger a l s zehn Beschäftigte. B e t r i e b e m it weniger 
a l s fünf Beschäftigten machten nur e i n e k l e i n e M i n d e r h e i t aus. 
Von. e i n i g e n Ausnahmen abgesehen, f i e l e n damit d i e Maßnahmebetrie­
be des Schwerpunkts 1 i n den G e l t u n g s b e r e i c h des Kündigungs­
schützgesetzes. 

K l e i n e r e B e t r i e b e m i t u n t e r 100 Beschäftigten waren i n der Ge­
s a m t h e i t a l l e r im Schwerpunkt 1 geförderten B e t r i e b e s t a r k v e r ­
t r e t e n . D i e s schlägt s i c h d a r i n n i e d e r , daß i n 46 % der Maßnahme­
b e t r i e b e k e i n B e t r i e b s r a t e x i s t i e r t e ( I n f r a t e s t 1980 ,Bd.2,S.8). I n 
den B e t r i e b e n ohne B e t r i e b s r a t wurden a l l e r d i n g s nur 13 % der im 
Rahmen des Sonderprogramms geförderten Qualifizierungsmaßnahmen 
durchgeführt. 

R a t i o n a l i s i e r u n g s s c h u t z a b k o m m e n und "neue" B e s t a n d s s c h u t z r e g e l u n ­
gen g a l t e n im J a h r 1977 für 4 8 % bzw. 50 % a l l e r A r b e i t n e h m e r 
( C l a s e n 1978, S. 68). Zwar waren K l e i n b e t r i e b e s t a r k i n der Ge­
s a m t h e i t der im Schwerpunkt 1 geförderten Maßnahmebetriebe v e r ­
t r e t e n , gemessen an der Gesamtzahl der Beschäftigten waren s i e 
jed o c h unterrepräsentiert. K l e i n b e t r i e b e der I n d u s t r i e und des 
D i e n s t l e i s t u n g s s e k t o r s , s i n d aber i n gerin g e r e m Ausmaß von tarifvertraglichen Schu t z r e g e l u n g e n erfaßt. I n s o f e r n i s t anzunehmen, 
daß i n der Gesamtzahl der Maßnahmebetriebe e i n größerer P r o z e n t ­
s a t z an abhängig Beschäftigten dem Schutz t a r i f l i c h e r Regelungen 
u n t e r l a g , a l s d i e s für d i e Gesamtzahl der Arbeitnehmer der Bun­
d e s r e p u b l i k z u t r i f f t . Zu vermuten i s t , daß e r h e b l i c h mehr a l s d i e 
Hälfte der Arbeitnehmer der Gesamtheit der im Rahmen des Schwer­
punkts 1 geförderten B e t r i e b e d u r c h besondere t a r i f v e r t r a g l i c h e 
Regelungen geschützt waren. 

Präzise Angaben für d i e Gesamtzahl der B e t r i e b e und Beschäftigten 
i n der B u n d e s r e p u b l i k im H i n b l i c k auf d i e h i e r i n t e r e s s i e r e n d e 
F r a g e s t e l l u n g s i n d nur schwer zu machen. Auch h i e r g i l t j e d o c h , 
daß das Kündigungsschutzgesetz nur e i n e k l e i n e Gruppe a l l e r Be­
schäftigten ( i n B e t r i e b e n m i t weniger a l s fünf Beschäftigten) 
ausschließt. 

Die Gesamtzahl der B e t r i e b e ohne B e t r i e b s r a t i n der Bundesrepu­
b l i k D e u t s c h l a n d l i e g t a l l e r d i n g s noch e r h e b l i c h höher, a l s der 



A n t e i l der B e t r i e b e ohne B e t r i e b s r a t an d e r Gesamtzahl der im 
Rahmen des Schwerpunkts 1 geförderten B e t r i e b e : I n nur 20 % der 
B e t r i e b e m i t mehr a l s fünf Beschäftigten b e s t a n d e i n B e t r i e b s r a t 
( F a l k e u.a. 19 81, S. 2 ) . D i e Häufigkeit der E x i s t e n z von Betriebsräten nimmt a l l e r d i n g s m i t der Betriebsgröße l i n e a r zu. Ab 
e i n e r Belegschaftsgröße von 600 Beschäftigten g i b t es k e i n e be­
t r i e b s r a t s l o s e n B e t r i e b e mehr (ebd., S. 2 ) . Bezogen auf a l l e ab­
hängig Beschäftigten dürfte nur e i n e M i n d e r h e i t der Arbeitnehmer 
n i c h t durch B e t r i e b s - oder Personalräte geschützt s e i n . . D e r über­
wiegende A n t e i l a l l e r abhängig Beschäftigten gerät damit i n den 
G e l t u n g s b e r e i c h des B e t r i e b s v e r f a s s u n g s g e s e t z e s . 

Nur e i n e k l e i n e M i n d e r h e i t von Arbe i t n e h m e r n ( i n B e t r i e b e n m it 
weniger a l s fünf Beschäftigten) i s t f o r m e l l vom Schutz gegen p e r ­
s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n durch g e s e t z l i c h e und/oder t a ­
r i f v e r t r a g l i c h e Regelungen a u s g e s c h l o s s e n . Die Extensität und I n ­
tensität d i e s e s Schutzes i s t j e d o c h vom Grad der Durchsetzung 
d i e s e r Normen In der P r a x i s abhängig. Die Aktivitäten e i n z e l n e r 
Arbeitnehmer von B e l e g s c h a f t s g r u p p e n , B e l e g s c h a f t e n insgesamt und 
von Betriebsräten und Gewerkschaften e n t s c h e i d e n darüber, i n w i e ­
w e i t n o r m a t i v e B a r r i e r e n gegen p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r ­
f a h r e n auch tatsächlich w i r k e n . 

V e r s c h i e d e n e Untersuchungen z u r Durchsetzung n o r m a t i v e r B e s t i m ­
mungen i n der b e t r i e b l i c h e n P r a x i s ( F a l k e u.a. 1981; S c h u l t z - W i l d 
197 8) z e i g e n , daß g e s e t z l i c h e Regelungen zum Kündigungsschutz 
sehr weitgehend u n t e r l a u f e n werden. So b e l e g t etwa d i e i n z w i s c h e n 
veröffentlichte S t u d i e von F a l k e u.a. (ebd., S. 5 ) , daß nur b e i 
71 von 10.000 Kündigungsfällen e i n e Weiterbeschäftigung des Be­
t r o f f e n e n nach Abschluß des R e c h t s s t r e i t s d u r c h g e s e t z t werden 
konnte. 

A l l g e m e i n e Untersuchungen zum Pe r s o n a l a b b a u und z u r Kündigungs­
p r a x i s s i n d a l l e r d i n g s für d i e h i e r i n t e r e s s i e r e n d e Thematik nur 
be g r e n z t aussagekräftig. Aus d r e i Gründen war i n d i e s e n Zusammen­
hängen e i n b e s s e r e r Schutz gegen Kündigung gegeben: 



o Zum e i n e n h a n d e l t e es s i c h b e i dem b e t r o f f e n e n P e r s o n e n k r e i s 
vorwiegend um Arbeitskräfte, d i e q u a l i f i z i e r t e A n g e l e r n t e n ­
bzw. F a c h a r b e i t e r p o s i t i o n e n i n der b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s p l a t z ­
h i e r a r c h i e einnahmen. V e r s c h i e d e n e Untersuchungen z e i g e n ( v g l . 
etwa S c h u l t z - W i l d 1978), daß eher n i e d r i g q u a l i f i z i e r t e A r b e i t s ­
kräfte (sog. R a n d b e l e g s c h a f t e n ) , d i e über e i n e schwache I n t e r ­
e s s e n v e r t r e t u n g verfügen, besonders s t a r k e n Beschäftigungsrisi­
ken a u s g e s e t z t s i n d . 

o Zum anderen g e l t e n dann, wenn o f f e n s i c h t l i c h Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten bestehen ( d i e s e i n e V o r a u s s e t z u n g für Rota­
t i o n s v e r f a h r e n ) , e r w e i t e r t e Rechte; d i e K o n f l i k t b e r e i t s c h a f t 
von B e t r o f f e n e n und I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g s o r g a n e n i s t größer; 
d i e Normen werden eher i n d i e P r a x i s umgesetzt. 

o Schließlich g e l t e n i n der Re g e l b e i Umstellungen e r w e i t e r t e 
Schutzbestimmungen ( R a t i o n a l i s i e r u n g s s c h u t z a b k o m m e n ) . , Z u g l e i c h 
s i n d b e i diesem Typ technisch-ökonomischen S t r u k t u r w a n d e l s 
n i c h t e i n z e l n e Beschäftigte, sondern Gruppen von Arbeitskräften 
b e t r o f f e n . Damit v e r b e s s e r n s i c h d i e Chancen dafür, daß d i e e r ­
w e i t e r t e n Schutzbestimmungen auch tatsächlich g e n u t z t werden. 

Im D u r c h s e t z u n g s g r a d der h i e r d i s k u t i e r t e n Schutzbestimmungen un­
t e r s c h e i d e n s i c h d i e von uns u n t e r s u c h t e n B e t r i e b e ganz e r h e b l i c h . 
Die wohl stärkste R e a l i s i e r u n g e n t s p r e c h e n d e r Regelungen f i n d e t 
s i c h i n d e r mitbestimmten M o n t a n i n d u s t r i e . 

I n d i e s e n B e r e i c h gehören v i e r der 31 von uns u n t e r s u c h t e n Be­
t r i e b e . H i e r und i n den anderen der insgesamt e l f B e t r i e b e m i t 
1.000 und mehr Beschäftigten waren Betriebsräte a k t i v , d i e b e s t e ­
hende g e s e t z l i c h e und t a r i f v e r t r a g l i c h e Regelungen s o w e i t wie 
möglich ausschöpften und damit p e r s o n a l p o l i t i s c h e Spielräume der 
B e t r i e b e b e i ' Umstellungen e r h e b l i c h b e g r e n z t e n . 

D i e s t a r k ausgeprägte Zyklizität der P r o d u k t i o n i n der S t a h l i n d u ­
s t r i e und d i e großen Beschäftigungskrisen haben dazu geführt, der 
Sicherung, von Beschäftigungsverhältnissen e i n e n hohen S t e l l e n w e r t 
i n der I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g einzuräumen. Entsprechende gewerk­
s c h a f t s p o l i t i s c h e Z i e l s e t z u n g e n und d i e d a h i n t e r s t e h e n d e Durch­
s e t z u n g s b e r e i t s c h a f t haben s i c h i n der Beschäftigungskrise d e r 



l e t z t e n J a h r e d e u t l i c h g e z e i g t . I n B e t r i e b s v e r e i n b a r u n g e n und So­
zialplänen wurden im R e g e l f a l l Bestimmungen zum besonderen Kündi­
gungsschutz älterer A r b e i t n e h m e r , z u r Weiterbeschäftigungsverpflichtung (auch b e i U m s c h u l u n g s e r f o r d e r n i s s e n ) und z u r P e r s o n a l ­
auswahl v e r e i n b a r t , d i e w e i t über d i e g e s e t z l i c h e n und tarifvertraglichen Regelungen hinausgehen 

D o r t , wo b e t r i e b s b e d i n g t e E n t l a s s u n g e n durchgeführt wurden, domi­
n i e r t e n s o z i a l e K r i t e r i e n d i e P e r s o n a l a u s w a h l . Im R e g e l f a l l war 
je d o c h d i e a r b e i t g e b e r s e i t i g e Kündigung grundsätzlich ausge­
s c h l o s s e n . Die b e t r i e b s v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e V e r p f l i c h t u n g des 
B e t r i e b e s z u r Weiterbeschäftigung f r e i g e s e t z t e r Arbeitskräfte b e i 
a n d e r w e i t i g e n Beschäftigungsmöglichkeiten wurde a u s g e w e i t e t . Im 
R e g e l f a l l konnten zusätzliche und weitergehende Umschulungsver­
p f l i c h t u n g e n i n B e t r i e b s v e r e i n b a r u n g e n f e s t g e h a l t e n werden. A l l e 
d i e s e Regelungen s c h l o s s e n d i r e k t e p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s ­
v e r f a h r e n aus. 

I n den von uns u n t e r s u c h t e n Großbetrieben außerhalb.der Montanin­
d u s t r i e fanden s i c h im R e g e l f a l l weniger s t a r k e Regelungen der 
Beschäftigungssicherung. Einschränkungen p e r s o n a l p o l i t i s c h e r Ro-
t a t i o n s v e r f a h r e n ergaben s i c h h i e r im w e s e n t l i c h e n aus den ge­
s e t z l i c h e n und t a r i f v e r t r a g l i c h e n Bestimmungen a l l e i n . I n a l l e n 
d i e s e n B e t r i e b e n bestanden Betriebsräte. Weiterbeschäftigungsverpflichtungen b e i F r e i s e t z u n g e n b i l d e t e n e i n e n beständigen Konfliktstoff: E i n Großteil d e r A r b e i t s z e i t von Betriebsräten war 
o f t dadurch b l o c k i e r t , daß s i e a n d e r w e i t i g e Beschäftigungsmög­
l i c h k e i t e n a u s f i n d i g machten. I n s o l c h e n B e t r i e b e n wurden d i e be­
stehenden g e s e t z l i c h e n und t a r i f v e r t r a g l i c h e n Regelungen w e i t g e ­
hend ausgeschöpft. Es bestanden kaum Spielräume für p e r s o n a l p o l i ­
t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n . 

E i n B e t r i e b m i t über 5.000 Beschäftigten s t e l l t e vorwiegend Büro­
maschinen h e r . I n den l e t z t e n J a h r e n wurde auf e i n neues Produk­
tionsprogramm u m g e s t e l l t . E i n e r h e b l i c h e r T e i l der Beschäftigten 
war von der U m s t e l l u n g d i r e k t und i n d i r e k t b e t r o f f e n . Insgesamt 

1) Z u g l e i c h wurden j e d o c h Instrumente des Personalabbaus wie Aufhebungsverträge im a l l g e m e i n e n und V o r z e i t p e n s i o n i e r u n g e n im 
besonderen e n t w i c k e l t , d i e es e r l a u b t e n , d i e s e S c h u t z r e g e l u n ­
gen p a r t i e l l zu umgehen ( v g l . S c h u l t z - W i l d 1978). 



gesehen mußte der B e t r i e b schrumpfen. Die Betriebsräte des U n t e r ­
nehmens waren an den Umstellungsmaßnahmen a k t i v b e t e i l i g t . Be­
r e i t s v o r der Inanspruchnahme des Sonderprogramms durch den Be­
t r i e b wurden d i e bestehenden g e s e t z l i c h e n und t a r i f v e r t r a g l i c h e n 
Regelungen e x t e n s i v g e n u t z t , um f r e i g e s e t z t e n Arbeitskräften an­
dere Arbeitsplätze im s e l b e n Unternehmen a n z u b i e t e n . 

B e i k l e i n e r e n Und mittelgroßen B e t r i e b e n i n ländlichen Regionen 
z e i g t e s i c h häufig e i n völlig anderes B i l d , s e l b s t dann, wenn 
(wie i n 14 der 2 0 von uns u n t e r s u c h t e n Unternehmen d i e s e r Größen­
ordnung) e i n B e t r i e b s r a t b e s t a n d . I n den s e l t e n s t e n Fällen konn­
t e n d i e B e l e g s c h a f t e n auf e i n e T r a d i t i o n von Arbeitskämpfen zu­
rückblicken. Häufig befanden s i c h d i e B e t r i e b e i n e r h e b l i c h e n 
w i r t s c h a f t l i c h e n S c h w i e r i g k e i t e n , so daß e i n e a k t i v e I n t e r e s s e n ­
v e r t r e t u n g schon von daher auf enge Grenzen stieß. Die Möglich­
k e i t zum A u s t r a g e n von K o n f l i k t e n war auch d e s h a l b beschränkt, 
w e i l i n v i e l e n Fällen d i e ländlichen Arbeitsmärkte k e i n e a l t e r n a ­
t i v e n Beschäftigungsmöglichkeiten b o t e n , so daß Arbeitskräfte 
s t a r k an e i n e n B e t r i e b gebunden b l i e b e n . 

D i e s e und andere Zusammenhänge führten dazu, daß d i e e i n z e l n e n 
Beschäftigten, d i e B e l e g s c h a f t e n insgesamt und i h r e I n t e r e s s e n ­
v e r t r e t u n g s o r g a n e häufig d i e vorhandenen g e s e t z l i c h e n und t a r i f ­
v e r t r a g l i c h e n Rechte n i c h t ausschöpften. Zwar gehörte auch h i e r 
d i e Beschäftigungssicherung zu den primären Z i e l e n der b e t r i e b l i ­
chen und überbetrieblichen I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g ; d i e Möglichkei­
t e n , s o l c h e Z i e l e d u r c h z u s e t z e n , waren j e d o c h beschränkt. Sobald 
n i c h t F a c h a r b e i t e r m i t i h r e r s t a r k e n g e w e r k s c h a f t l i c h e n I n t e r e s ­
s e n v e r t r e t u n g s p o l i t i k d i e Beschäftigtenstruktur bestimmten, be­
standen w e s e n t l i c h größere Spielräume, p e r s o n a l p o l i t i s c h e Rotationsverfahren b e i b e t r i e b l i c h e n U m s t e l l u n g e n durchzuführen, a l s 
etwa i n der S t a h l i n d u s t r i e . 

E i n Z w e i g b e t r i e b e i n e s großen Unternehmens des Bekleidungsgewer­
bes bewegte s i c h schon s e i t J a h r e n h a r t an der Grenze der Rentabilität. Es war g e p l a n t , im Rahmen des bestehenden F e r t i g u n g s s y ­
stems k l e i n e r e U m s t e l l u n g e n vorzunehmen, d i e z u r F r e i s e t z u n g von 
e i n e r Reihe von Arbeitskräften geführt hätten. Zwar gab es Mög­
l i c h k e i t e n , d i e s e Arbeitskräfte auf anderen Arbeitsplätzen des­
s e l b e n B e t r i e b e s u n t e r z u b r i n g e n , es wären je d o c h l a n g f r i s t i g e 
Maßnahmen der A n l e r n q u a l i f i z i e r u n g e r f o r d e r l i c h gewesen. Z u g l e i c h 
gab es genügend einschlägig q u a l i f i z i e r t e Kräfte (mehrere Konkur­
se von Firmen des Bekleidungsgewerbes a u f dem r e g i o n a l e n A r b e i t s -



m a r k t ) , d i e neu hätten e i n g e s t e l l t werden können. Der B e t r i e b s r a t 
v e r m u t e t e , daß u n t e r d i e s e n Voraussetzungen E n t l a s s u n g e n hätten 
a k z e p t i e r t werden müssen. Har t e t a r i f v e r t r a g l i c h e Regelungen oder 
B e t r i e b s v e r e i n b a r u n g e n z u r Weiterbeschäftigungsverpflichtung des 
Unternehmens b e i F r e i s e t z u n g e n gab es n i c h t . O f f e n s i c h t l i c h g i n g 
der B e t r i e b s r a t davon aus, daß entweder d i e g e s e t z l i c h e n Regelun­
gen b e i der z u r D i s k u s s i o n stehenden U m s t e l l u n g n i c h t g r e i f e n 
würden, oder a b e r , daß d i e w i r t s c h a f t l i c h e S i t u a t i o n des U n t e r ­
nehmens e i n e Ausschöpfung der g e s e t z l i c h e n Möglichkeiten n i c h t 
zuließ. 

Das Gefälle zu k a m p f s t a r k e n Unternehmen der M o n t a n i n d u s t r i e w i r d 
noch größer und d e u t l i c h e r , wenn man d i e sechs von uns erfaßten 
B e t r i e b e ohne e i n e n gewählten B e t r i e b s r a t u n t e r s u c h t . Normative 
Schranken gegen p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n ergaben 
s i c h h i e r - s o f e r n k e i n e t a r i f v e r t r a g l i c h e n Bestimmungen v o r l a g e n 
- v o r a l l e m aus den Regelungen des Kündigungsschutzgesetzes. S i e 
kamen aber nur dann gegen U n t e r l a u f u n g s s t r a t e g i e n des Managements 
z u r G e l t u n g , wenn gekündigte Arb e i t n e h m e r a u f E i g e n i n i t i a t i v e h i n 
gegen d i e Kündigung Klage erhoben. D i e s aber war - gerade i n Be­
t r i e b e n und Regionen ohne g e w e r k s c h a f t l i c h e T r a d i t i o n - n u r b e i 
einem g e r i n g e n P r o z e n t s a t z a l l e r Kündigungen der F a l l ( v g l . F a l k e 
u.a. 1981, S. 2 ) . 

In einem Betonwerk m i t ca. 12 0 Beschäftigten wurden Produkte für 
den T i e f b a u h e r g e s t e l l t . Der r e g i o n a l e A r b e i t s m a r k t war w e i t g e ­
hend " l e e r g e f e g t " . Zum e i n e n gab es s t a r k e Konkurrenz durch o r t s ­
ansässige Firmen, zum anderen r a g t e das E i n z u g s g e b i e t e i n e r Groß­
s t a d t m i t s t a r k e n I n d u s t r i e a n s i e d l u n g e n b i s i n den r e g i o n a l e n Arbeitsmarkt h i n e i n . Das Betonwerk mußte jeden I n t e r e s s e n t e n e i n ­
s t e l l e n , um d i e P r o d u k t i o n a u f r e c h t e r h a l t e n zu können. Dement­
sprechend hoch war d i e F l u k t u a t i o n . Auf 10 0 g e w e r b l i c h e A r b e i t s ­
kräfte mußten pro J a h r 50 N e u e i n s t e l l u n g e n vorgenommen werden. 
E i n Großteil d i e s e r F l u k t u a t i o n g i n g auf a r b e i t g e b e r s e i t i g e p e r ­
sonen- und v e r h a l t e n s b e d i n g t e Kündigungen zurück. Der zuständige 
B e t r i e b s l e i t e r stimmte n i c h t m i t d e r häufig v e r b r e i t e t e n A u f f a s ­
sung überein, daß he u t z u t a g e o r d e n t l i c h n i c h t mehr gekündigt wer­
den könne. Sei n e E r f a h r u n g z e i g e , daß e r e r h e b l i c h e Spielräume 
habe und daß das Kündigungsschutzgesetz i h n n i c h t e n t s c h e i d e n d 
daran h i n d e r e , unzuverlässige, l e i s t u n g s s c h w a c h e . u n d unzulänglich 
q u a l i f i z i e r t e Arbeitskräfte zu e n t l a s s e n . Im B e t r i e b b e s t a n d k e i n 
B e t r i e b s r a t . 

Zu u n t e r s c h e i d e n von s o l c h e n B e t r i e b e n waren K l e i n - und M i t t e l b e ­
t r i e b e , i n denen überwiegend Fachkräfte beschäftigt werden. Dies 
waren etwa D r u c k e r e i b e t r i e b e und B e t r i e b e des Maschinenbaus. H i e r 
fand s i c h häufig e i n e lange T r a d i t i o n a k t i v e r P o l i t i k von B e l e g -



Schäften und I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g s o r g a n e n z u r S i c h e r u n g von Beschäftigungsverhältnissen. I n s o l c h e n B e t r i e b e n wurden d i e Bestehenden g e s e t z l i c h e n und t a r i f v e r t r a g l i c h e n Bestimmungen im R e g e l ­
f a l l i n der P r a x i s d u r c h g e s e t z t und zum T e i l d urch weitergehende 
b e t r i e b l i c h e V e r e i n b a r u n g e n ergänzt. Der S p i e l r a u m für d i r e k t e 
p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e i Umst e l l u n g e n war erheb­
l i c h eingeschränkt. 

E i n k l e i n e r D r u c k e r e i b e t r i e b m i t ca. 3 0 Beschäftigten konnte d i e 
notwendigen Fachkräfte p r a k t i s c h nur noch durch Abwerbung aus an­
deren Firmen bekommen. Der Lohnanreizmechanismus f u n k t i o n i e r t e 
v o l l : Q u a l i f i z i e r t e Fachkräfte konnten nur über hohe Löhne an den 
B e t r i e b gebunden werden. D i e s e A r b e i t s m a r k t s i t u a t i o n s c h l u g s i c h 
u n m i t t e l b a r i n dem V e r h a l t e n der Arbeitskräfte gegenüber der Ge­
schäftsleitung n i e d e r ; Spielräume für das U n t e r l a u f e n g e s e t z l i ­
c h e r oder t a r i f v e r t r a g l i c h e r Regelungen bestanden kaum oder gar 
n i c h t . 

Das G e s a m t b i l d der U n t e r s u c h u n g s b e t r i e b e und der u n t e r s u c h t e n 
Maßnahmen wurde e i n d e u t i g von no r m a t i v e n und f a k t i s c h e n B a r r i e r e n 
gegen p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e h e r r s c h t . Auch i n 
B e t r i e b e n m it g e w e r k s c h a f t s p o l i t i s c h schwachen Betriebsräten und 
ohne B e t r i e b s r a t waren d i e vorhandenen n o r m a t i v e n R e s t r i k t i o n e n 
n i c h t ohne Bedeutung. Z u g l e i c h z e i c h n e t e n s i c h d i e s e B e t r i e b e im 
R e g e l f a l l durch e i n e g e r i n g e Z a h l von Beschäftigten aus. 

Mehr a l s 90 % der Beschäftigten i n den U n t e r s u c h u n g s b e t r i e b e n war 
dem B e r e i c h zuzurechnen, i n dem d i e vorhandenen g e s e t z l i c h e n und 
t a r i f v e r t r a g l i c h e n Regelungen weitgehend ausgeschöpft wurden. 
D i e s e V e r t e i l u n g dürfte s i c h auch b e i der Gesamtzahl a l l e r geför­
d e r t e n B e t r i e b e annähernd w i e d e r h o l e n . Zu vermuten i s t a l l e r - . 
d i n g s , daß der A n t e i l an B e t r i e b e n m i t einem r e l a t i v schwachen 
D u r c h s e t z u n g s g r a d der n o r m a t i v e n B a r r i e r e n gegen p e r s o n a l p o l i t i ­
sche R o t a t i o n s v e r f a h r e n stärker ausfällt, a l s d i e s b e i unseren 
U n t e r s u c h u n g s b e t r i e b e n der F a l l war. 

Gemessen an der Gesamtzahl a l l e r geförderten B e t r i e b e war der An­
t e i l von Unternehmen der M o n t a n i n d u s t r i e r e l a t i v k l e i n . Gemessen 
an der A n z a h l a l l e r Beschäftigten i n geförderten B e t r i e b e n machte 
d i e s e I n d u s t r i e a l l e r d i n g s e i n e n e r h e b l i c h e n P r o z e n t s a t z aus. 
Fa s t a l l e großen Bergbau- und Stahlunternehmen, d i e i n den geför­
d e r t e n A r b e i t s a m t s b e z i r k e n o p e r i e r e n , haben s i c h am Programm be­
t e i l i g t . 



C i r c a 10 % der B e t r i e b e beschäftigten j e w e i l s 1.000 und mehr A r ­
beitnehmer ( I n f r a t e s t 1980, Bd. 2, S. 3 ) . I n d i e s e n B e t r i e b e n 
konnte man im R e g e l f a l l e r w a r t e n , daß nor m a t i v e B a r r i e r e n gegen 
p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n weitgehend durch d i e Be­
triebsräte und Beschäftigten ausgeschöpft wurden. Aus d i e s e n 10 % 
der geförderten B e t r i e b e kamen insgesamt 11.62 8 Teilnehmer an 
Qualifizierungsmaßnahmen - das s i n d 55.%. Auch der A n t e i l d er i n 
s o l c h e n B e t r i e b e n Beschäftigten an der Gesamtzahl von Beschäftig­
t e n i n B e t r i e b e n m i t geförderten Qualifizierungsmaßnahmen war e r ­
h e b l i c h : e r l a g b e i 83 %. Maßnahmebetriebe m i t u n t e r 1.000 A r ­
beitnehmern beschäftigten nur etwa 17 % a l l e r i n geförderten Be­
t r i e b e n Beschäftigten ( I n f r a t e s t 1980, Bd. 4, S. 13). 

I n c a . 39 % a l l e r i n der B e t r i e b s e r h e b u n g erfaßten B e t r i e b e g a l t 
E i n z e l f e r t i g u n g a l s e i n b e t r i e b s t y p i s c h e s F e r t i g u n g s v e r f a h r e n . 
Nimmt man - natürlich m i t e r h e b l i c h e n Einschränkungen - d i e E i n ­
z e l f e r t i g u n g a l s I n d i k a t o r für e i n e n hohen F a c h a r b e i t e r a n t e i l , so 
z e i g t s i c h , daß r e l a t i v v i e l e Maßnahmebetriebe f a c h a r b e i t e r i n t e n ­
s i v p r o d u z i e r t e n und somit B e s t a n d t e i l f a c h l i c h e r Teilarbeitsmärkte waren. I n s o l c h e n B e t r i e b e n war im R e g e l f a l l e i n e a k t i v e 
I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g i n der T r a d i t i o n f a c h l i c h - o r i e n t i e r t e r Gewerkschaftspolitik zu e r w a r t e n . Da b e i der Frage nach b e t r i e b s t y ­
p i s c h e n F e r t i g u n g s v e r f a h r e n Mehrfachnennungen möglich waren, w i r d 
der P r o z e n t s a t z an B e t r i e b e n m it E i n z e l f e r t i g u n g a l s d o m i n i e r e n ­
dem F e r t i g u n g s v e r f a h r e n e r h e b l i c h u n t e r den benannten 39 % l i e ­
gen. G l e i c h w o h l dürfte b e i e i n e r r e l e v a n t e n M i n d e r h e i t von Be­
t r i e b e n im Zusammenhang m i t f a c h a r b e i t e r i n t e n s i v e n P r o d u k t i o n s ­
p r o z e s s e n e i n e P o l i t i k d er a k t i v e n I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g d u r c h Be­
l e g s c h a f t e n und I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g s o r g a n e zu e r w a r t e n s e i n . 

Nimmt man d i e Betriebsgröße a l s groben I n d i k a t o r für d i e Stärke 
der Durchsetzung n o r m a t i v e r B a r r i e r e n gegen p e r s o n a l p o l i t i s c h e 
R o t a t i o n s v e r f a h r e n , so z e i g t s i c h , daß 16 % a l l e r B e t r i e b e m i t 
geförderten Qualifizierungsmaßnahmen weniger a l s zehn A r b e i t n e h ­
mer und 4 5 % a l l e r geförderten B e t r i e b e zehn b i s u n t e r 100 A r ­
beitnehmer beschäftigten ( I n f r a t e s t 1980, Bd. 4, S. 13). E i n 
Großteil d i e s e r B e t r i e b e dürfte entweder weniger a l s fünf Be­
schäftigte gehabt haben und damit n i c h t i n den G e l t u n g s b e r e i c h 
des Kündigungsschutzgesetzes f a l l e n , oder k e i n e n bzw. nur e i n e n 
schwachen B e t r i e b s r a t , der aufg r u n d der s t r u k t u r e l l e n Rahmenbe­
dingungen nur e i n e eher p a s s i v e P o l i t i k d er I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g 
b e t r i e b . 

B e t r a c h t e t man d i e Gesamtzahl der B e t r i e b e i n den geförderten 
Programmregionen, so erhöht s i c h der A n t e i l an B e t r i e b e n m i t r e ­
l a t i v schwachem D u r c h s e t z u n g s g r a d der h i e r r e l e v a n t e n Normen. Der 
A n t e i l von B e t r i e b e n der Betriebsgrößenklasse m i t u n t e r 100 Be­
schäftigten an den Beschäftigten der geförderten B e t r i e b e i n s g e ­
samt b e t r u g 3 %, der A n t e i l d i e s e r Betriebsgrößenklasse an der 
Erwerbsbevölkerung i n der Programmregion dagegen 41 % ( I n f r a t e s t 
1980, Bd. 4, S. 13). 



I n e i n e r M i n d e r h e i t u n s e r e r 31 U n t e r s u c h u n g s b e t r i e b e m i t e i n e r 
M i n d e r h e i t der Beschäftigten, wie auch i n e i n e r größeren Gruppe 
der geförderten B e t r i e b e insgesamt, d i e a l l e r d i n g s auch e i n e Min 
d e r h e i t der Arbeitskräfte beschäftigte, konnten d i e normativen 
B a r r i e r e n gegen p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n nur unzu­
länglich g e n u t z t werden. D i e s e Gruppe von B e t r i e b e n und Beschäf­
t i g t e n i s t w e s e n t l i c h größer, wenn man d i e gesamte Erwerbsbevöl­
kerung i n den Programmregionen oder i n der B u n d e s r e p u b l i k i n s g e ­
samt b e t r a c h t e t . 

Für d i e M e h r h e i t der Beschäftigten g i l t , daß g e s e t z l i c h e und t a ­
r i f v e r t r a g l i c h e Bestimmungen vom e i n z e l n e n A r b e i t n e h m e r , von Be­
l e g s c h a f t e n insgesamt.und von den b e t r i e b l i c h e n und überbetrieb­
l i c h e n I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g s o r g a n e n i n d i e P r a x i s umgesetzt wur­
den. Die nor m a t i v e n B a r r i e r e n gegen p e r s o n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s 
v e r f a h r e n konnten nur m i t hohen K o n f l i k t k o s t e n ( A u s e i n a n d e r s e t ­
zungen über A r b e i t s g e r i c h t e usw.) durchbrochen werden. 

Q u a l i f i k a t i o n s p o l i t i k 

I n der v o r s t e h e n d " k o n f l i k t p o l i t i s c h " genannten Dimension t r e t e n 
dem E i n z e l b e t r i e b k o l l e k t i v r e c h t l i c h e Regelungen und d i e P o l i t i k 
der I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g s o r g a n e g l e i c h s a m von außen entgegen. I n 
der q u a l i f i k a t i o n s p o l i t i s c h e n und s o z i a l p o l i t i s c h e n Dimension da 
gegen l a s s e n s i c h genuin b e t r i e b l i c h e I n t e r e s s e n an i n t e r n e n Lö­
sungen von Anpassungs- und F r e i s e t z u n g s p r o b l e m e n i d e n t i f i z i e r e n . 

Q u a l i f i k a t i o n s p o l i t i s c h s i n d im R e g e l f a l l langjährige Belegschaftsangehörige e x t e r n r e k r u t i e r t e n Kräften auch dann überle­
gen, wenn dur c h U m s t e l l u n g s p r o z e s s e u n m i t t e l b a r arbeitsplatzbezogene Ke n n t n i s s e e n t w e r t e t werden: 

o Hauptgrund dafür s i n d d i e nur über e i n e längere Betriebszugehörigkeitsdauer zu erwerbenden b e t r i e b s s p e z i f i s c h e n Qualifikationen. Di e s e r B e g r i f f b e s c h r e i b t K e n n t n i s s e , F e r t i g k e i t e n und 
V e r h a l t e n s w e i s e n , d i e v o r a l l e m i n b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s b i o g r a -



p h i e n zu erwerben s i n d und im R e g e l f a l l n i c h t auf dem e x t e r n e n 
A r b e i t s m a r k t e i n g e k a u f t werden können. 

o Auch n i c h t b e t r i e b s s p e z i f i s c h e , aber aus anderen Gründen knappe 
Q u a l i f i k a t i o n e n s i n d e i n w e i t e r e r w i c h t i g e r Grund dafür, daß 
B e t r i e b e i n der Re g e l s t a r k e s I n t e r e s s e daran haben, d i e q u a l i -
f i k a t o r i s c h e n Ressourcen f r e i g e s e t z t e r Belegschaftsangehöriger 
w e i t e r zu n u t z e n . Dabei geht es um f a c h l i c h e S p e z i a l q u a l i f i k a -
t i o n e n ; d i e s e können zum T e i l e b e n f a l l s a u f langjährige be­
t r i e b l i c h e B i l d u n g s p r o z e s s e zurückgehen, ohne j e d o c h aus­
schließlich auf d i e Bedürfnisse e i n e s e i n z i g e n B e t r i e b e s zuge­
s c h n i t t e n zu s e i n . Auch b e i s o l c h e n a l l g e m e i n e n Q u a l i f i k a t i o n e n 
ergeben s i c h häufig e r h e b l i c h e R e k r u t i e r u n g s p r o b l e m e . 

Je nach b e t r i e b l i c h e r Problemlage kommen d a b e i v e r s c h i e d e n e Qua­
l i f i k a t i o n s m o m e n t e u n t e r s c h i e d l i c h zum Zug. Die Anforderungen an 
Arbeitskräfte l a s s e n s i c h - a n a l y t i s c h - i n u n m i t t e l b a r tätigkeitsbezogene und tätigkeitsübergreifende Momente t r e n n e n . E i n e r ­
s e i t s h a n d e l t es s i c h um f a c h l i c h e K e n n t n i s s e und F e r t i g k e i t e n , 
d i e s t a r k a u f d i e t e c h n i s c h e n E r f o r d e r n i s s e e i n e s bestimmten A r ­
b e i t s p r o z e s s e s a u s g e r i c h t e t s i n d . Davon l a s s e n s i c h a n d e r e r s e i t s 
a l l g e m e i n e r e f a c h l i c h - k o g n i t i v e Q u a l i f i k a t i o n e n (wie t e c h n i s c h e 
I n t e l l i g e n z , P e r f e k t i o n s g r a d , t e c h n i s c h e Sensibilität, K e n n t n i s s e 
über Methoden der A r b e i t s b e s c h l e u n i g u n g und A r b e i t s e r l e i c h t e ­
rung) , aber auch grundlegende b e t r i e b s b e z o g e n e K e n n t n i s s e (etwa 
des a l l g e m e i n e n P r o d u k t i o n s a b l a u f s , e i n e r V i e l z a h l von im B e t r i e b 
e i n g e s e t z t e n A n l a g e n , der t o p o g r a p h i s c h e n S t r u k t u r des Werkes, 
der Magazine oder a l l g e m e i n e r Störungssituationen) ebenso abheben 
wie bestimmte V e r h a l t e n s w e i s e n ( i n s b e s o n d e r e V e r b i n d l i c h k e i t i n 
der Arbeitsausführung, Pünktlichkeit, Verantwortungsbewußtsein, 
K o o p e r a t i o n m i t K o l l e g e n und d i e Einordnung i n d i e b e t r i e b l i c h e 
H e r r s c h a f t s s t r u k t u r ) . 

D e r a r t i g e Q u a l i f i k a t i o n s m o m e n t e s i n d s i c h e r l i c h , b e i Belegschaftsangehörigen j e nach dem S t a n d o r t i n der b e t r i e b l i c h e n Arbeitsplatzhierarchie, nach A l t e r , aber auch nach i n d i v i d u e l l e n D i s p o ­
s i t i o n e n u n t e r s c h i e d l i c h s t a r k ausgeprägt. E n t s c h e i d e n d i s t an 
d i e s e r S t e l l e n u r , daß langjährige Belegschaftsangehörige i n der 



R e g e l über tätigkeitsbezogene und tätigkeitsübergreifende Q u a l i ­
f i k a t i o n e n verfügen, d i e i n der Masse der Fälle n i c h t auf dem ex­
t e r n e n A r b e i t s m a r k t e i n g e k a u f t werden können. 

Wenn nun b e t r i e b l i c h e U m stellungen dazu führen, daß Q u a l i f i k a t i o ­
nen unzulänglich oder e n t w e r t e t werden und g l e i c h z e i t i g e i n Neu-
q u a l i f i z i e r u n g s b e d a r f anfällt, können d i e Q u a l i f i k a t i o n s r e s e r ­
v o i r e der F r e i g e s e t z t e n a uf u n t e r s c h i e d l i c h e Weise g e n u t z t wer­
den . 

o Haben Arbeitskräfte im Rahmen b e t r i e b l i c h e r A r b e i t s b i o g r a p h i e n 
K e n n t n i s s e über mehrere e i n z e l n e Arbeitsplätze oder - e v e n t u e l l 
- ganze A r b e i t s p l a t z k e t t e n erworben, so l a s s e n s i c h im F a l l e 
der F r e i s e t z u n g i h r e a r b e i t s p l a t z s p e z i f i s c h e n K e n n t n i s s e und 
F e r t i g k e i t e n a u f z w e i e r l e i Weise im B e t r i e b w e i t e r v e r w e r t e n . 
Zum e i n e n b e s t e h t e i n e gewisse W a h r s c h e i n l i c h k e i t , daß e i n e 
S t e l l e oder mehrere Arbeitsplätze zu b e s e t z e n s i n d , für d i e d i e 
f r e i g e s e t z t e A r b e i t s k r a f t s p e z i f i s c h e Befähigungen a u f w e i s t . 
Zum anderen s i n d M e h r f a c h q u a l i f i k a t i o n e n f r e i g e s e t z t e r A r b e i t s ­
kräfte a l s permanente Q u a l i f i k a t i o n s r e s e r v e bedeutsam: S i e kön­
nen dazu d i e n e n , Anforderungen an d i e Flexibilität im P e r s o n a l ­
e i n s a t z ( p e r s o n e n b e d i n g t e und p r o d u k t i o n s b e d i n g t e Schwankungen 
im P e r s o n a l b e d a r f ) durch k u r z f r i s t i g e V e r l e i h u n g e n und Umset­
zungen nachzukommen. 

o A l l g e m e i n e r e f a c h l i c h e Q u a l i f i k a t i o n e n wie t e c h n i s c h e I n t e l l i ­
genz, t e c h n i s c h e Sensibilität usw. a u f der e i n e n S e i t e und be­
t r i e b s b e z o g e n e K e n n t n i s s e des s p e z i f i s c h e n P r o d u k t i o n s a b l a u f s , 
der t o p o g r a p h i s c h e n S t r u k t u r des B e t r i e b e s usw. auf der anderen 
S e i t e , l a s s e n s i c h b e i Umstellungen n u t z e n , s o f e r n d i e neu zu 
besetzenden Arbeitsplätze s i c h von den w e g g e f a l l e n e n k a t e g o r i a l 
n i c h t t o t a l u n t e r s c h e i d e n , an völlig neuen S t a n d o r t e n a n g e s i e ­
d e l t s i n d o.ä.m. 

o M o t i v a t i o n a l e und n o r m a t i v e Q u a l i f i k a t i o n s a n t e i l e schließlich 
haben g e n e r e l l hohe Bedeutung i n s b e s o n d e r e für v e r a n t w o r t u n g s ­
v o l l e Tätigkeiten, b e i denen F e h l l e i s t u n g e n zu hohen F o l g e k o ­
s t e n führen. 



I n unseren e m p i r i s c h e n Untersuchungen wurden w i r m i t e i n e r V i e l ­
z a h l von Aussagen b e t r i e b l i c h e r V o r g e s e t z t e r k o n f r o n t i e r t , d i e 
d i e Bedeutung b e t r i e b s s p e z i f i s c h e r oder aus anderen Gründen knap­
per Q u a l i f i k a t i o n e n m i t i h r e n v e r s c h i e d e n e n A n t e i l e n b e l e g e n . Die 
b e i b e t r i e b l i c h e n U m stellungen e i n s e t z e n d e n S e l e k t i o n s p r o z e s s e 
z u r Besetzung v a k a n t e r Arbeitsplätze r i c h t e n s i c h auf d i e oben 
benannten Q u a l i f i k a t i o n s a n t e i l e . Dabei s i n d i n e r s t e r L i n i e d i ­
r e k t tätigkeitsbezogene Befähigungen f r e i g e s e t z t e r Beschäftigter 
von Bedeutung. 

E i n A n g e s t e l l t e r e i n e s Stahlunternehmens h a t t e a l s L e i t e r der Ab­
t e i l u n g " F r e i g a b e und Produktionsprüfung" i n der P r o d u k t i o n gear­
b e i t e t . E r wurde im Zuge großer Umsetzungsaktionen aus der Pro ­
d u k t i o n herausgenommen und i n d i e " Z e n t r a l e Auftragsdatenklärung" 
v e r s e t z t . Aufgabe d i e s e r A b t e i l u n g war e s , hereinkommende Aufträ­
ge so zu verschlüsseln, daß s i e i n den Computer für d i e Produk­
t i o n s s t e u e r u n g eingegeben werden konnten. Z u g l e i c h e r f o l g t e e i n e 
gewisse Prüfung der Aufträge im H i n b l i c k auf i h r e K o n s i s t e n z m it 
den Kundenwünschen. Der A n g e s t e l l t e mußte für s e i n e neue P o s i t i o n 
E r h e b l i c h e s d a z u l e r n e n . Z u g l e i c h verfügte e r j e d o c h über i n der 
Qualitätskontrolle des s t i l l g e l e g t e n W e r ksbereiches erworbene 
s p e z i f i s c h e K e n n t n i s s e über Stähle und deren Qualität. Di e s e Vor­
e r f a h r u n g e n b i l d e t e n e i n e n ganz w e s e n t l i c h e n Grundstock für den 
Einarbeitungsprozeß auf dem neuen A r b e i t s p l a t z . 

U n m i t t e l b a r tätigkeitsbezogene Befähigungen s i n d auch dann w i c h ­
t i g für d i e B e t r i e b e , wenn s i e n i c h t d i r e k t , für e i n e n s p e z i f i ­
schen A r b e i t s p l a t z n u t z b a r s i n d , a ber e i n Q u a l i f i k a t i o n s r e s e r v o i r 
b i l d e n , auf das b e i Beda r f zurückgegriffen werden kann. 

E i n k l e i n e r e s Unternehmen m i t weniger a l s 10 0 Beschäftigten 
s t e l l t e i n d u s t r i e - e l e k t r o n i s c h e E r z e u g n i s s e wie Sensoren, T r i e b ­
raum-Überwachungsgeräte, e l e k t r o n i s c h e B a u t e i l e usw. h e r . E i n 
großer A u f t r a g für e i n e neue T e c h n o l o g i e machte Q u a l i f i z i e r u n g s ­
anstrengungen des B e t r i e b e s unabdingbar. B e r e i t s beschäftigte 
M i t a r b e i t e r wurden für d i e neuen Aufgaben g e s c h u l t . Durch d i e 
neuen Tätigkeiten wurden j e d o c h a l t e Q u a l i f i k a t i o n e n nur b e g r e n z t 
e n t w e r t e t . Der B e t r i e b p r o d u z i e r t e b e i e i n e r großen T y p e n v i e l f a l t 
( c a . 100 E i n z e l t y p e n ) n ur k l e i n e Stückzahlen. Di e s b r a c h t e es m i t 
s i c h , daß j e d e r M i t a r b e i t e r d i e Anforderungen von fünf b i s sechs 
Arbeitsplätzen p r o b l e m l o s bewältigen können mußte. Die b i s h e r e r ­
worbenen Q u a l i f i k a t i o n s r e s e r v e n für e i n e Reihe s p e z i f i s c h e r An­
f o r d e r u n g e n auf s p e z i f i s c h e n Arbeitsplätzen b l i e b e n auch dann 
n u t z b a r , wenn d i e Arbeitskräfte z e i t w e i l i g vorwiegend für d i e 
neue Technik e i n g e s e t z t wurden. 



E i n k l e i n e r D r u c k e r e i b e t r i e b m i t u n t e r 50 Beschäftigten konnte 
s i c h gegen d i e s t a r k e Konkurrenz nur über e i n e große V i e l s e i t i g ­
k e i t im Produktangebot und i n den P r o d u k t i o n s v e r f a h r e n d u r c h s e t ­
zen. F o t o s a t z und O f f s e t d r u c k wurden im Rahmen der l e t z t e n J a h r e 
neu i n den B e t r i e b eingeführt. Zur E i n a r b e i t u n g von Beschäftigten 
waren e r h e b l i c h e Q u a l i f i z i e r u n g s a u f w e n d u n g e n e r f o r d e r l i c h . B e i 
der V i e l f a l t der Produkte und V e r f a h r e n und der g e r i n g e n Be­
triebsgröße mußten a l l e Arbeitskräfte mehrere Aufgaben b e h e r r ­
schen und dazu i n der Lage s e i n , zwischen v e r s c h i e d e n e n A r b e i t s ­
plätzen h i n - und h e r z u s p r i n g e n . Die i n längerer Betriebszugehö­
r i g k e i t erworbenen Q u a l i f i k a t i o n e n für v e r s c h i e d e n e Arbeitsplätze 
.und Druckaufgaben waren auch und.gerade dann für d i e A u f r e c h t e r ­
h a l t u n g des B e t r i e b s a b l a u f e s unabdingbar, wenn e i n z e l n e Beschäf­
t i g t e vorübergehend für d i e neuen V e r f a h r e n e i n g e s e t z t wurden. 

Auch dann, wenn u n m i t t e l b a r tätigkeitsbezogene K e n n t n i s s e und 
Fähigkeiten durch Umstellungen e n t w e r t e t werden, b l e i b e n im Re­
g e l f a l l für den B e t r i e b w e r t v o l l e g e n e r e l l e Q u a l i f i k a t i o n e n be­
s t e h e n , d i e a u f dem A r b e i t s m a r k t n i c h t e i n g e k a u f t werden können 
( a l l g e m e i n e s Grundwissen, t e c h n i s c h e Sensibilität, K e n n t n i s s e der 
B e t r i e b s o r g a n i s a t i o n , des P r o d u k t i o n s a b l a u f s , von Störungssitua­
t i o n e n e t c . ) . Q u a l i f i k a t i o n e n d i e s e s Typs s i n d b e i F a c h a r b e i t e r ­
tätigkeiten von großer Bedeutung. Fachkräfte verfügen über b r e i t e 
G r u n d q u a l i f i k a t i o n e n , d i e für e i n e große Z a h l v e r s c h i e d e n e r spe­
z i f i s c h e r Tätigkeiten g e n u t z t werden können. 

E i n B e t r i e b m i t etwas weniger a l s 1.500 Beschäftigten s t e l l t e 
H o l z - und Betonmasten., Großrohre und andere Produkte h e r . Im 
H o l z b e t r i e b wurden lange Z e i t u.a. M a t e r i a l i e n für den Eise n b a h n ­
bau h e r g e s t e l l t . Der Absatzmarkt i n diesem B e r e i c h war s t a r k 
rückläufig (zunehmende U m s t e l l u n g auf B e t o n p r o d u k t e ) . Der B e t r i e b 
s t e l l t e s i e h daher auf d i e H e r s t e l l u n g von H o l z p r o d u k t e n für 
F r e i z e i t und.. G a r t e n um. Die aufg r u n d der Einschränkung des a l t e n 
Produktionsprogrammes. f r e i g e s e t z t e n Zimmerleute wurden b e i der 
H e r s t e l l u n g der neuen P r o d u k t p a l e t t e e i n g e s e t z t . Zwar waren i h r e 
auf den b i s h e r i g e n Produktionsprozeß bezogenen s p e z i f i s c h - f a c h l i ­
chen. K e n n t n i s s e e n t w e r t e t . w o r d e n , e i n , b r e i t e r Grundstock an 
K e n n t n i s s e n über H o l z v e r a r b e i t u n g ermöglichte es a l l e r d i n g s , daß 
i n r e l a t i v k u r z e r Z e i t d i e neue F e r t i g u n g l i e f . Die U m q u a l i f i z i e -
r ung bestand im w e s e n t l i c h e n d a r i n , den f r e i g e s e t z t e n A r b e i t s ­
kräften d i e w i c h t i g s t e n K e n n t n i s s e über d i e F u n k t i o n s w e i s e der im 
neuen Produktionsprogramm e i n g e s e t z t e n Maschinen zu v e r m i t t e l n . 

E i n B e t r i e b des S t a h l - und L e i c h t m e t a l l b a u s m i t über 300 Beschäf­
t i g t e n führte d i e I n s t a l l a t i o n von H e i z u n g s - , Lüftungs- und S a n i ­
täranlagen s e l b e r durch. Im Zusammenhang m i t der immer größeren 
Nachfrage nach e n e r g i e s p a r e n d e r T e c h n i k wurden auch neue Wärmeag­
gr e g a t e i n s t a l l i e r t . Deren Montage e r f o r d e r t e gegenüber den b i s ­
h e r i g e n Montagetätigkeiten a n d e r s a r t i g e , neue und zusätzliche 



Q u a l i f i k a t i o n e n . Auch h i e r f a n d für d i e e i n g e s e t z t e n Monteure e i ­
ne Entwertung i h r e r b i s h e r i g e n u n m i t t e l b a r tätigkeitsbezogenen 
Befähigungen s t a t t , g l e i c h z e i t i g verfügten s i e je d o c h durch i h r e 
A u s b i l d u n g und i h r e b i s h e r i g e Montagetätigkeit über G r u n d q u a l i f i ­
k a t i o n e n , d i e b e i d e r neuen Tätigkeit i n e r h e b l i c h e m Umfang ge­
n u t z t werden konnten. 

Schließlich waren m o t i v a t i o n a l e oder n o r m a t i v e Q u a l i f i k a t i o n e n , 
d i e auf langjährige b e t r i e b l i c h e S o z i a l i s a t i o n s p r o z e s s e zurückge­
hen, von großer R e l e v a n z . V i e l e V o r g e s e t z t e b e t r a c h t e n das A r ­
b e i t s v e r h a l t e n a l s das e n t s c h e i d e n d e B e w e r t u n g s k r i t e r i u m für e i n e 
A r b e i t s k r a f t . Belegschaftsangehörige m i t guten Bewertungen durch 
V o r g e s e t z t e werden daher häufig auch dann e x t e r n r e k r u t i e r t e n Be­
schäftigten vorgezogen, wenn im Zuge von Umstellungen b i s h e r i g e 
Q u a l i f i k a t i o n e n e n t w e r t e t wurden. 

Im Zuge von U m s t e l l u n g s a k t i o n e n e i n e s S t a h l w e r k s wurde e i n B e l e g ­
schaftsangehöriger, der b i s h e r a l s K r a n f a h r e r tätig war, i n e i n e 
A b t e i l u n g der E n e r g i e b e t r i e b e aufgenommen. E n t s c h e i d e n d dafür 
war, daß der Beschäftigte b e r e i t s im Rahmen s e i n e r Kranfahrertä­
t i g k e i t e i n e F u n k t i o n ausgeübt h a t t e , d i e hohe Anforderungen an 
m o t i v a t i o n a l e Q u a l i f i k a t i o n s a n t e i l e (Aufmerksamkeit, Zuverlässig­
k e i t , Verantwortungsbewußtsein usw.) s t e l l t e . D i e V o r g e s e t z t e n 
h a t t e n s i c h b e i den früheren V o r g e s e t z t e n und b e i der Lohnbuch­
h a l t u n g genaue I n f o r m a t i o n e n über den B e t r o f f e n e n v e r s c h a f f t . Be­
t r i e b s l e i t u n g und M e i s t e r d i e s e r A b t e i l u n g zogen g e n e r e l l U n t e r ­
nehmensangehörige neu e i n g e s t e l l t e n Beschäftigten v o r , da s i e zum 
e i n e n b e r e i t s über K e n n t n i s s e d e r P r o d u k t i o n s a n l a g e n , verfügten, 
d i e von den E n e r g i e b e t r i e b e n zu v e r s o r g e n waren, zum anderen a u f ­
grund langjähriger b e t r i e b l i c h e r S o z i a l i s a t i o n s p r o z e s s e im a l l g e ­
meinen zuverlässiger a l s e x t e r n e Arbeitskräfte waren. 

Die oben angeführten Argumente und B e i s p i e l e b e l e g e n , daß auch 
dann, wenn a r b e i t s p l a t z s p e z i f i s c h e Q u a l i f i k a t i o n e n e n t w e r t e t wur­
den, d i e b e t r o f f e n e n Arbeitskräfte andere Fähigkeiten und Kennt­
n i s s e besaßen, an deren Nutzung der B e t r i e b im R e g e l f a l l e i n ho­
hes I n t e r e s s e h a t t e . D i e entsprechenden Q u a l i f i k a t i o n e n g i n g e n 
zum T e i l a uf s p e z i f i s c h e b e t r i e b l i c h e Bedingungen zurück oder wa­
r e n aus anderen Gründen knapp und konnten daher i n der Re g e l auch 
b e i günstiger A r b e i t s m a r k t l a g e n i c h t e x t e r n e i n g e k a u f t werden. 



B e t r i e b l i c h e S o z i a l p o l i t i k 

Auch E r f o r d e r n i s s e b e t r i e b l i c h e r S o z i a l p o l i t i k w i r k t e n im R e g e l ­
f a l l p e r s o n a l p o l i t i s c h e n R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e i b e t r i e b l i c h e n Um­
s t e l l u n g e n entgegen. Z e n t r a l e Instrumente b e t r i e b l i c h e r S o z i a l p o ­
l i t i k s i n d S o z i a l l e i s t u n g e n (häufig an d i e Dauer der B e t r i e b s z u ­
gehörigkeit gebunden) und das Angebot l a n g f r i s t i g e r Beschäfti­
g u n g s p e r s p e k t i v e n m i t der Möglichkeit des i n d i v i d u e l l e n A u f s t i e g s 
und m i t Sicherungen b e i a l t e r s b e d i n g t e r L e i s t u n g s m i n d e r u n g . Zweck 
b e t r i e b l i c h e r S o z i a l p o l i t i k i s t d er Aufbau und d i e A u f r e c h t e r h a l ­
t u n g e i n e r s t a r k e n P o s i t i o n auf dem A r b e i t s m a r k t ( A r b e i t s m a r k t ­
image) z u r R e k r u t i e r u n g leistungsfähiger und q u a l i f i z i e r t e r A r ­
beitskräfte, d i e B e t r i e b s b i n d u n g von langjährig q u a l i f i z i e r t e n 
und kaum k u r z f r i s t i g e r s e t z b a r e n B e l e g s c h a f t s m i t g l i e d e r n sowie 
die A u f r e c h t e r h a l t u n g e i n e r hohen L e i s t u n g s b e r e i t s c h a f t der Be­
schäftigten. 

D i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n w i d e r s p r e c h e n den Erwartungen an l a n g ­
f r i s t i g e und von k u r z f r i s t i g e n T u r b u l e n z e n unabhängige Beschäfti­
g u n g s p e r s p e k t i v e n . Wenn s i c h b e i Beschäftigten s t a b i l e O r i e n t i e ­
rungen a u f l a n g f r i s t i g e Beschäftigungsperspektiven h e r a u s g e b i l d e t 
haben,, könnten entsprechende P e r s o n a l p o l i t i k e n d i e R e k r u t i e r u n g s ­
probleme der j e w e i l s b e t r o f f e n e n B e t r i e b e verschärfen, z u r Abwan­
derung q u a l i f i z i e r t e r Arbeitskräfte führen und. v e r r i n g e r t e L e i ­
s t u n g s b e r e i t s c h a f t der Beschäftigten nach s i c h z i e h e n . 

Die benannten E r f o r d e r n i s s e b e t r i e b l i c h e r S o z i a l p o l i t i k t r u g e n 
z u r Dominanz i n t e r n e r Lösungen b e i Umstellungen b e i . Auch dann, 
wenn i n R a t i o n a l i s i e r u n g s p r o z e s s e n a l t e Q u a l i f i k a t i o n e n e n t w e r t e t 
wurden, b l i e b e n i n der Re g e l über längere Betriebszugehörigkeit 
erworbene Beschäftigungsansprüche bestehen. D e r a r t i g e b e t r i e b l i ­
che P o l i t i k e n und d i e entsprechenden B e l e g s c h a f t s o r i e n t i e r u n g e n 
waren i n Prozeßindustrien (z.B. S t a h l , Chemie, P a p i e r ) besonders 
ausgeprägt. 1 

I . . . 
I I n Stahlunternehmen i s t v o r a l l e m i n den P r o d u k t i o n s b e t r i e b e n der 
1 E i s e n - und S t a h l e r z e u g u n g , aber auch i n anderen W e r k s b e r e i c h e n , 
\ Aufstiegmobilität r e l a t i v s t r i k t an d i e Dauer der Betriebszugehörigkeit gebunden. Die Beschäftigten - h i e r wiederum in s b e s o n d e r e 

\ 



d i e an Hochöfen und K o n v e r t e r n - haben im R e g e l f a l l l a n g f r i s t i g e 
"Karrierepläne" e n t w i c k e l t , d i e i h r e r s e i t s auf i n f o r m e l l e n S e n i o -
ritätsregeln für d i e A r b e i t s p l a t z a l l o k a t i o n b a s i e r e n . D i e s e i n ­
f o r m e l l e n Senioritätsregeln s i n d heute immer noch so s t a r k i n der 
b e t r i e b l i c h e n P r a x i s v e r a n k e r t , daß b e i sonst g l e i c h e n V o r a u s s e t ­
zungen e i n i g e Wochen U n t e r s c h i e d i n der Dauer der Betriebszugehö­
r i g k e i t z ur D i s k r i m i n i e r u n g von Arbeitskräften b e i Beförderungen 
oder Herabgruppierungen führen können.D 

Befragungen von Arbeitskräften im L e i t s t a n d e i n e s Hochofenbetriebes wiesen d a r a u f h i n , daß nach wie v o r Senioritätsregeln r e l a t i v 
s t r i k t d i e Arbeitskräfteallokation bestimmen. E i n . Mann im L e i t ­
s t a n d h a t t e insgesamt 14 J a h r e g e b r a u c h t , um s i c h zu d i e s e r P o s i ­
t i o n h e r a u f z u d i e n e n . Durch d i e S t i l l e g u n g e i n z e l n e r Hochöfen 
schrumpfte d i e Z a h l der Beschäftigten i n d i e s e n B e t r i e b s b e r e i c h e n 
d r a s t i s c h . Unser Gesprächspartner wurde nach, s e h r s t r i k t ausge­
l e g t e n Senioritätsregeln (es g i n g manchmal um e i n i g e Wochen) im­
mer wieder auf n i e d r i g q u a l i f i z i e r t e Tätigkeiten im Hochofenbe­
r e i c h (z.B. S c h l a c k e f a h r e n ) zurückgestuft, obwohl e r b e r e i t s e i n e 
Hüttenfacharbeiter-Ausbildung d u r c h l a u f e n h a t t e . 

S o l c h e b e t r i e b l i c h e n P o l i t i k e n und B e l e g s c h a f t s e r w a r t u n g e n fanden 
s i c h mehr oder weniger s t a r k ausgeprägt i n a l l e n Branchen und Betriebsgrößenklassen. 

E i n B e t r i e b m i t c a . 3 00 Beschäftigten p r o d u z i e r t e und m o n t i e r t e 
A pparate und Behälter, R o h r l e i t u n g e n , Kalköfen und Maschinen. Der 
B e t r i e b k o n k u r r i e r t e m i t anderen, größeren, kapitalstärkeren F i r ­
men auf dem r e g i o n a l e n A r b e i t s m a r k t . Es bestand e i n m a s s i v e r 
F a c h a r b e i t e r m a n g e l . Q u a l i f i z i e r t e Kräfte konnten kaum auf dem A r ­
b e i t s m a r k t r e k r u t i e r t werden, a u s g e b i l d e t e Arbeitskräfte, v e r l i e ­
ßen den B e t r i e b . Z u g l e i c h s t i e g e n d i e Anforderungen an Qualität 
und S i c h e r h e i t der P r o d u k t e . Das Unternehmen e x i s t i e r t e schon 
länger a l s 20 J a h r e . D i e e i n z i g e Chance, s i c h über Wasser zu h a l ­
t e n , bestand d a r i n , neben guten Löhnen und S o z i a l l e i s t u n g e n l a n g ­
f r i s t i g e Beschäftigungsverhältnisse zu g a r a n t i e r e n . Nur über d i e ­
sen Zusammenhang war der B e t r i e b auf dem r e g i o n a l e n A r b e i t s m a r k t 
m i t den d o r t ansässigen größeren Firmen konkurrenzfähig. 

1) Wie s t a r k s o l c h e b e t r i e b l i c h e n P r a k t i k e n s i n d , z e i g t s i c h auch 
daran , daß d i e Einführung des Hüttenfacharbeiters a l s Produk­
t i o n s b e r u f auf e r h e b l i c h e n W i d e r s t a n d von B e l e g s c h a f t e n g e s t o ­
ßen i s t . Der. W i d e r s t a n d entzündete s i c h d a r a n , daß e i n z e l n e 
Arbeitskräfte a u f g r u n d e i n e r A u s b i l d u n g anderen Arbeitskräften 
gegenüber p r i v i l e g i e r t und damit Senioritätsregeln außer K r a f t 
g e s e t z t wurden. Die K o n f l i k t e b e i der Einführung des neuen Be­
r u f e s führten zu e r h e b l i c h e n Verzögerungen und i n e i n i g e n Fäl­
l e n z u r E i n s t e l l u n g d er J u g e n d l i c h e n a u s b i l d u n g . D e r a r t i g e Phä­
nomene konnten von uns i n den u n t e r s u c h t e n Stahlunternehmen 
beobachtet werden. S i e wurden i n den l e t z t e n J a h r e n im Rahmen 
e i n e r S t u d i e z u r Ablösung von Anlern u n g durch A u s b i l d u n g i n 
Großbetrieben von S t a h l und Chemie von D r e x e l und Nuber s y s t e ­
m a t i s c h u n t e r s u c h t ( D r e x e l 1980a, S. 259 f . ; D r e x e l 1980b; 
D r e x e l , Nuber 1979; D r e x e l 1982). 



Auch i n von uns u n t e r s u c h t e n Firmen der E l e k t r o - und E l e k t r o n i k ­
i n d u s t r i e , des Maschinenbaus, des S t a h l - und L e i c h t m e t a l l b a u s und 
des Druckereigewerbes fanden s i c h i n f o r m e l l e Senioritätsnormen, 
d i e d i e Arbeitskräfteallokation an d i e Dauer der Betriebszugehö­
r i g k e i t b i n d e n . 

Die oben angeführten Argumente und B e i s p i e l e b e l e g e n , daß p e r s o ­
n a l p o l i t i s c h e R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e i Umstellungen den Erwartungen 
von Beschäftigten an l a n g f r i s t i g e Beschäftigungsperspektiven w i ­
de r s p r e c h e n . Werden s o l c h e Erwartungen f r u s t r i e r t , dürften s i c h 
i n der Re g e l R e k r u t i e r u n g s - , F l u k t u a t i o n s - und L e i s t u n g s p r o b l e m e 
verschärfen. Für d i e Masse der B e t r i e b e und Beschäftigten g i l t , 
daß i n der Dimension s o z i a l p o l i t i s c h e r I n t e r e s s e n im R e g e l f a l l 
e i n Druck a u f i n t e r n e Lösungen von Anpassungsproblemen b e s t e h t . 

c) Problemlagen auf dem A r b e i t s m a r k t 

Der vorangegangene A b s c h n i t t konnte i n k o n f l i k t p o l i t i s c h e r , qua­
l i f i k a t i o n s p o l i t i s c h e r und s o z i a l p o l i t i s c h e r H i n s i c h t b e t r i e b l i ­
che I n t e r e s s e n a n . e i n e r Weiterbeschäftigung von B e l e g s c h a f t s a n g e ­
hörigen auch b e i u m s t e l l u n g s b e d i n g t e n t w e r t e t e n oder unzulänglich 
gewordenen Q u a l i f i k a t i o n e n nachweisen. D i e s e I n t e r e s s e n s t r u k t u r e n 
bestanden unabhängig von k u r z - und m i t t e l f r i s t i g schwankenden Arbeitsmarktlagen. 

D i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e i U m s t e l l u n g e n waren aber auch a u f ­
grund der A r b e i t s m a r k t s i t u a t i o n der l e t z t e n J a h r e e r h e b l i c h e i n ­
geschränkt. D i e E n t l a s s u n g von im Rahmen b e t r i e b l i c h e r U m s t e l l u n ­
gen f r e i g e s e t z t e r Beschäftigter und d i e N e u e i n s t e l l u n g e x t e r n e r 
Arbeitskräfte war nur dann s i n n v o l l , wenn l e t z t e r e den e r s t e r e n 
gegenüber im H i n b l i c k a u f d i e q u a l i f i k a t o r i s c h e n P o t e n t i a l e über­
l e g e n waren: D i e neu zu r e k r u t i e r e n d e n Kräfte mußten s p e z i f i s c h e 
und o f t "moderne" Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n nach der U m s t e l l u n g 
bewältigen können. T r o t z der b e r e i t s 1979 hohen A r b e i t s l o s i g k e i t 
i n den Programmregionen konnten s o l c h e Q u a l i f i k a t i o n e n i n der Re­
g e l n i c h t auf dem e x t e r n e n Markt e i n g e k a u f t werden. 



Unsere Erhebungen wurden i n den J a h r e n 19 7 9/80/81 durchgeführt. 
S e i t diesem Z e i t r a u m h at d i e A r b e i t s l o s i g k e i t massiv zugenommen, 
auch der A n t e i l a r b e i t s l o s e r Fachkräfte i s t g e s t i e g e n . G l e i c h w o h l 
vermuten w i r , daß d i e Be s c h a f f u n g s p e z i f i s c h q u a l i f i z i e r t e r A r ­
beitskräfte nach wie v o r i n manchen F a c h r i c h t u n g e n und B e r e i c h e n 
S c h w i e r i g k e i t e n b e r e i t e t . 

Im Z e i t r a u m u n s e r e r Untersuchungen wurden Nachfrage- und Ange­
botsbedingungen der von uns besuchten Maßnahmebetriebe von Be­
t r i e b s l e i t u n g e n und A r b e i t s a m t s e x p e r t e n unabhängig von Regionen, 
Betriebsgröße, Branche usw. e r s t a u n l i c h e i n h e i t l i c h eingeschätzt. 
Danach s e t z t e s i c h das Angebot an Arbeitskräften auf dem A r b e i t s ­
markt im w e s e n t l i c h e n aus d r e i Gruppen zusammen: 

o Die e r s t e Gruppe g a l t a l s d e r "Bodensatz des A r b e i t s m a r k t e s " . 
Die Arbeitskräfte waren p s y c h i s c h und/oder p h y s i s c h l e i s t u n g s ­
gemindert und g a l t e n a l s n i c h t q u a l i f i z i e r b a r . Zu d i e s e r Gruppe 
gehörten Arbeitskräfte m i t den Merkmalen "hohes" A l t e r , p h y s i ­
sche L e i s t u n g s m i n d e r u n g , häufiger B e t r i e b s w e c h s e l , w i e d e r h o l t e 
A r b e i t s l o s i g k e i t usw. 

o Die z w e i t e Gruppe s e t z t e s i c h aus den Arbeitskräften zusammen, 
d i e über n i c h t n a c h g e f r a g t e S p e z i a l q u a l i f i k a t i o n e n verfügten 
und d i e n i c h t ohne w e i t e r e s dazu b e r e i t waren, von i n früheren 
Beschäftigungsverhältnissen erworbenen Anspruchniveaus abzuge­
hen. Zu d i e s e r Gruppe gehörten e i n m a l Arbeitskräfte m i t s t a r k 
b e t r i e b s s p e z i f i s c h e n Q u a l i f i k a t i o n e n , d i e im Rahmen von Umstel­
l u n g s p r o z e s s e n e n t w e r t e t wurden und aufgrund i h r e r Spezifität 
n i c h t auf e i n e entsprechende Nachfrage t r a f e n . Zum anderen g i n g 
es um S p e z i a l q u a l i f i k a t i o n e n ( v o r a l l e m b e r u f s f a c h l i c h e r A r t ) , 
d i e n i c h t auf dem j e w e i l i g e n A r b e i t s m a r k t v e r w e r t e t werden 
konnten. Die W i e d e r e i n s t e l l u n g von A r b e i t s l o s e n d i e s e s Typs 
s c h e i t e r t im R e g e l f a l l zunächst e i n m a l d a r a n , daß n a c h g e f r a g t e 
und angebotene Q u a l i f i k a t i o n e n n i c h t übereinstimmten. 

o B e i der d r i t t e n Gruppe h a n d e l t e es s i c h um g e l e r n t e und ange­
l e r n t e Arbeitskräfte, d i e von s i c h aus e i n e andere A r b e i t such­
t e n oder deren Q u a l i f i k a t i o n e n n a c h g e f r a g t waren. I n v i e l e n 



Fällen h a t t e n s i e s e l b e r i h r v o r h e r i g e s BeschäftigungsVerhält­
n i s gekündigt m i t der A b s i c h t , s i c h zu v e r b e s s e r n . Oder s i e wa­
r e n durch B e t r i e b s s t i l l e g u n g e n und Pe r s o n a l a b b a u a r b e i t s l o s ge­
worden . Von d i e s e r Gruppe wurden im R e g e l f a l l tatsächlich nach­
g e f r a g t e Q u a l i f i k a t i o n e n angeboten. 

Auch d i e Nachfragebedingungen der Beschäftiger wurden von unseren 
Gesprächspartnern r e l a t i v e i n h e i t l i c h eingeschätzt. Unabhängig 
von R e g i o n , Branchen und Betriebsgröße bestand noch 1979 und 1980 
e i n e s t a r k e Nachfrage nach q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften für Un-
und A n g e l e r n t e n p o s i t i o n e n . Der Bedarf konnte - so d i e Auskünfte -
n i c h t gedeckt werden, da d i e Arbeitskräftegruppe 3 zu k l e i n war. 
Arbeitskräfte der Gruppen 1 und 2, d i e häufig über das A r b e i t s a m t 
v e r m i t t e l t wurden, g a l t e n entweder a l s aus p s y c h i s c h e n oder phy­
s i s c h e n .Gründen n i c h t oder kaum q u a l i f i z i e r b a r bzw. arbeitsfähig 
oder a l s aufg r u n d von i n früheren Beschäftigungsverhältnissen e r ­
worbenen An s p r u c h s n i v e a u s nur m i t großen S c h w i e r i g k e i t e n i n un-

. . . 1) 
t e r g e o r d n e t e P o s i t i o n e n i n t e g r i e r b a r . Konsequenz aus E r f a h r u n ­
gen m i t Arbeitskräften d i e s e r Gruppen, a l s o m i t überwiegend vom 
A r b e i t s a m t v e r m i t t e l t e n A r b e i t s l o s e n , war häufig der V e r z i c h t auf 
d i e Suche nach P e r s o n a l über das A r b e i t s a m t . 

E i n B e t r i e b i n N o r d r h e i n - W e s t f a l e n beschäftigte c a . 7.000 A r ­
beitskräfte, es wurde vorwiegend m i t V e r f a h r e n der Prozeßferti­
gung p r o d u z i e r t . Im Rahmen des Sonderprogramms wurden u.a. Q u a l i ­
fizierungsmaßnahmen für q u a l i f i z i e r t e r e A n g e l e r n t e n p o s i t i o n e n 
( V o r a r b e i t e r , Qualitätskontrolle, G a b e l s t a p l e r f a h r e r usw.) durch­
geführt. Die Qualifizierungsmaßnahmen waren aufgrund der A r b e i t s ­
m a r k t s i t u a t i o n e r f o r d e r l i c h geworden. I n der Vergangenheit konnte 
man auch q u a l i f i z i e r t e Arbeitsplätze häufig über N e u e i n s t e l l u n g e n 
b e s e t z e n . Dies wurde zunehmend, s c h w i e r i g e r , da der A r b e i t s m a r k t 
für s o l c h e Arbeitsplätze n i c h t s mehr hergab. Unser Gesprächspart­
ner v e r w i e s uns auf d i e S t r u k t u r der A r b e i t s l o s e n im i n t e r e s s i e ­
renden E i n z u g s g e b i e t : Zu f i n d e n waren v o r a l l e m Frauen, A n g e s t e l l ­
t e und v i e l e Erwerbsgeminderte (nach den I n f o r m a t i o n e n vom A r ­
b e i t s a m t ca. 50 % der A r b e i t s l o s e n ) . 

Auch e i n großes Stahlunternehmen i n N o r d r h e i n - W e s t f a l e n h a t t e i n 
der Vergangenheit e r h e b l i c h e Probleme b e i der R e k r u t i e r u n g von 
Arbeitskräften für An- und U n g e l e r n t e n p o s i t i o n e n . Man m e i n t e , daß 

1) Andere Untersuchungen z e i g e n , daß d e r a r t i g e Einschätzungen 
s t a r k überzogen s i n d . V g l . dazu v. R o s e n b l a d t , Büchtemann 1980. 



d i e R e k r u t i e r u n g von Arbeitskräften vom e x t e r n e n A r b e i t s m a r k t im 
a l l g e m e i n e n zu e r h e b l i c h e n Problemen im B e t r i e b s a b l a u f führe. 
Grund dafür war vor a l l e m d i e A r b e i t s m o t i v a t i o n von Arbeitskräften, d i e für An- und U n g e l e r n t e n p o s i t i o n e n im Unternehmen i n F r a ­
ge kamen. B e i q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften s c h e i t e r t e d i e Ver­
m i t t l u n g im R e g e l f a l l an der Inkongruenz von Zumutbarkeitsvorstellungen und An s p r u c h s n i v e a u s der Arbeitskräfte m i t den für An-
und U n g e l e r n t e n p o s i t i o n e n angebotenen A r b e i t s b e d i n g u n g e n und Qualifikationsanforderungen. E i n großes Problem war, daß überwiegend 
im Rahmen v e r s c h i e d e n e r M e h r s c h i c h t s y s t e m e p r o d u z i e r t wurde. 

Noch schärfer ausgeprägt war nach A u s k u n f t u n s e r e r Gesprächspart­
ner d i e Nachfrage nach Arbeitskräften auf dem F a c h a r b e i t e r n i v e a u . 
Dabei war der Bedarf b e i K l e i n - und M i t t e l b e t r i e b e n noch wesent­
l i c h d r i n g l i c h e r a l s b e i Großbetrieben. Auch h i e r i n t e r e s s i e r t e n 
s i c h d i e Beschäftiger v o r a l l e m für d i e Gruppe 3; s i e war jedoch 
- unseren Gesprächspartnern z u f o l g e - zu k l e i n , um den Bedarf zu 
decken. I n t e r e s s a n t waren auch Arbeitskräfte m i t Spezialqualifikationen aus der Gruppe 2, d i e aufgrund von k o n j u n k t u r e l l und 
s t r u k t u r e l l b e d i n g t e n F r e i s e t z u n g s p r o z e s s e n a r b e i t s l o s geworden 
waren. Die V e r m i t t l u n g von Angebot und Nachfrage s c h e i t e r t e auch 
h i e r w i e d e r an der Inkongruenz von angebotenen und n a c h g e f r a g t e n 
Q u a l i f i k a t i o n e n . 

E i n B e t r i e b des Maschinenbaus im n i e d e r b a y e r i s c h e n Raum m i t über­
wiegend E i n z e l f e r t i g u n g beschäftigte c a . 300 Arbeitskräfte. 
Hauptproblem war der F a c h a r b e i t e r m a n g e l . Arbeitskräfte m i t den 
gewünschten Q u a l i f i k a t i o n e n mußten auf dem r e g i o n a l e n A r b e i t s ­
markt "wie e i n e S t e c k n a d e l im Heuhaufen" gesucht werden. D i e Pro­
bleme h a t t e n s i c h für den B e t r i e b noch dadurch verschärft, daß i n 
früheren Ja h r e n a u f g r u n d von L o h n d i f f e r e n z e n e i n e Reihe, von im 
Unternehmen a u s g e b i l d e t e n Fachkräften abgewandert waren. Zusätz­
l i c h e n tstanden mehrere größere, k a p i t a l s t a r k e ' B e t r i e b e , d i e dazu 
i n der Lage waren, über v e r s c h i e d e n e A n r e i z e Arbeitskräfte zu 
werben. Die entsprechenden B e t r i e b e b r a u c h t e n Fachkräfte v o r a l ­
lem für d i e I n s t a n d h a l t u n g , s i e b i l d e t e n s e l b e r n i c h t aus. Unter 
der "Ausblutung" h a t t e das u n t e r s u c h t e Unternehmen noch immer zu 
l e i d e n . E i n e Entschärfung der b e s c h r i e b e n e n Probleme e r h o f f t e man 
s i c h über e i n 1978 en t s t a n d e n e s überbetriebliches A u s b i l d u n g s z e n ­
trum, das auf I n i t i a t i v e des u n t e r s u c h t e n Unternehmens e r r i c h t e t 
worden war. 

Extremer Fachkräftemangel h e r r s c h t e auch b e i Baufirmen i n v e r ­
s c h i e d e n e n von uns u n t e r s u c h t e n A r b e i t s a m t s b e z i r k e n . E i n größeres 
Bauunternehmen, das Im Hoch- und T i e f b a u tätig war, h a t t e erheb­
l i c h e Probleme b e i der R e k r u t i e r u n g q u a l i f i z i e r b a r e r Arbeitskräf­
t e . Der B e t r i e b befand s i c h auf dem örtlichen A r b e i t s m a r k t i n e i ­
ner r e l a t i v schwachen P o s i t i o n . Die A r b e i t s b e d i n g u n g e n der Bau-



branche insgesamt s i n d - r e c h t u n a t t r a k t i v (Witterungseinflüsse, 
A r b e i t während.der S c h u l f e r i e n z e i t , Lohneinbußen im W i n t e r e t c . ) . 
D i e s e Bedingungen und d i e A u s s i c h t , für e i n e n b e g r e n z t e n Z e i t r a u m 
"stempeln" zu müssen, ließen Tätigkeit auf dem Bau a l s wenig e r ­
s t r e b e n s w e r t e r s c h e i n e n . Andere F a k t o r e n , wie h a r t e körperliche 
A r b e i t , Probleme älterer Arbeitskräfte im Baugewerbe, s t a r k e s a i ­
s o n a l e und k o n j u n k t u r e l l e Schwankungen usw., w i r k t e n i n d i e s e l b e 
R i c h t u n g . 

Z u g l e i c h bot der r e g i o n a l e A r b e i t s m a r k t A l t e r n a t i v e n m i t a t t r a k ­
t i v e r e n Beschäftigungsverhältnissen an. V i e l e Arbeitnehmer waren 
b e r e i t , große P e n d l e r e n t f e r n u n g e n i n Kauf zu nehmen. Konkurrenten 
der u n t e r s u c h t e n Firma waren z.B. R a f f i n e r i e b e t r i e b e und B e t r i e b e 
der A u t o m o b i l i n d u s t r i e . Die A r b e i t s b e d i n g u n g e n i n d i e s e n Branchen 
waren w e s e n t l i c h b e s s e r , d i e Löhne i n etwa v e r g l e i c h b a r . Die Kon­
k u r r e n z b e t r i e b e suchten nach Un- und Angelerntenkräften. A l l d i e ­
se Umstände führten dazu, daß für B a u t r i e b e kaum a u s g e b i l d e t e 
Fachkräfte z u r Verfügung standen. 

I n den R e k r u t i e r u n g s b e d i n g u n g e n von K l e i n - , M i t t e l - und Großbe­
t r i e b e n s i n d a l l e r d i n g s e r h e b l i c h e U n t e r s c h i e d e auszumachen. 
K l e i n - und M i t t e l b e t r i e b e ( b e i l e t z t e r e n k a p i t a l s t a r k e S p e z i a l b e ­
t r i e b e a u s g e s c h l o s s e n ) h a t t e n sowohl im H i n b l i c k auf d i e N a c h f r a ­
ge nach Arbeitskräften für An- und U n g e l e r n t e n p o s i t i o n e n , a l s 
auch im H i n b l i c k a u f d i e Nachfrage nach S p e z i a l q u a l i f i k a t i o n e n 
auf dem F a c h a r b e i t e r n i v e a u e r h e b l i c h schärfer ausgeprägte P r o b l e ­
me a l s Großbetriebe. 

Die K l a g e n u n s e r e r Gesprächspartner über a l l g e m e i n e Rekrutierungsprobleme, Fachkräfteknappheit, mangelnde A r b e i t s b e r e i t s c h a f t 
der A r b e i t s l o s e n usw. waren s i c h e r l i c h überzogen. K o n t r o l l f r a g e n , 
I n f o r m a t i o n e n von v e r s c h i e d e n e n b e t r i e b l i c h e n I n s t a n z e n , Gesprä­
che m i t Betriebsräten und A r b e i t s a m t s e x p e r t e n z e i g e n , daß d i e Be­
schäftiger o f t dazu n e i g t e n , Arbeitskräfteprobleme i n der Öffent­
l i c h k e i t v e r z e r r t d a r z u s t e l l e n . Unsere Untersuchungen bestätigen 
je d o c h z u g l e i c h , daß e i n e große Z a h l von B e t r i e b e n noch 19 7 9 und 
19 80 d e u t l i c h e Probleme b e i der Deckung des Arbeitskräftebedarfs 
h a t t e . 

3 0 der 31 von uns u n t e r s u c h t e n B e t r i e b e b e r i c h t e t e n von Schwie­
r i g k e i t e n b e i der Bes c h a f f u n g g e e i g n e t e r Arbeitskräfte. Ihnen 
g i n g es n i c h t nur um q u a l i f i z i e r t e A n g e l e r n t e und F a c h a r b e i t e r , 
sondern auch um u n g e l e r n t e Arbeitskräfte, d i e a l s q u a l i f i z i e r b a r 
und i n den B e t r i e b s a b l a u f i n t e g r i e r b a r angesehen werden konnten. 



Nur einem B e t r i e b g e l a n g e s , b e i Beda r f ohne Probleme auf q u a l i -
f i k a t o r i s c h e Reserven auf den A r b e i t s m a r k t zurückzugreifen: I n 
den l e t z t e n J a h r e n mußten mehrere Firmen d e r s e l b e n Branche Kon­
k u r s anmelden. Der r e g i o n a l e A r b e i t s m a r k t wurde z e i t w e i s e m i t 
Fachkräften, q u a l i f i z i e r t e n A n g e l e r n t e n und Arbeitskräften a l l e r 
für das Unternehmen i n t e r e s s a n t e n Tätigkeitsbereiche über­
schwemmt . 

E i n ähnliches B i l d ergab s i c h für d i e Maßnahmebetriebe insgesamt (I n f r a t e s t 1980, Bd. 4, S. 29 f f . ) . Zwei D r i t t e l (65 %) der V 

im Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms geförderten B e t r i e b e gaben 
an, s i e hätten 19 7 9 S c h w i e r i g k e i t e n b e i der Deckung i h r e s Personalbedarfs gehabt. Besonders häufig waren s o l c h e S c h w i e r i g k e i t e n / 
im Baugewerbe (80 %) sowie im E n e r g i e - / B e r g b a u - S e k t o r (86 % ) . 
F a c h a r b e i t e r und a n g e l e r n t e A r b e i t e r waren besonders s t a r k nach­
g e f r a g t . Grund für d i e S c h w i e r i g k e i t e n b e i der Deckung des Per­
s o n a l b e d a r f s waren nach Angaben der B e t r i e b e i n e r s t e r L i n i e Be­
werbermangel und fehlende/abweichende Q u a l i f i k a t i o n e n der Bewer­
ber . 

Zur A r b e i t s m a r k t s i t u a t i o n für d i e im Rahmen des Schwerpunkts 1 
des Sonderprogramms geförderten B e t r i e b e heißt es i n der Be­
t r i e b s a u s w e r t u n g durch I n f r a t e s t (ebd., S. 29): 

" E i n g r a v i e r e n d e r P e rsonalmangel b e s t a n d d a b e i - l a u t Angaben 
der B e t r i e b e - am häufigsten b e i F a c h a r b e i t e r n (87 % der B e t r i e ­
be m i t S c h w i e r i g k e i t e n b e i Deckung des P e r s o n a l b e d a r f s ) und an­
g e l e r n t e n A r b e i t e r n (24 % der B e t r i e b e m i t S c h w i e r i g k e i t e n b e i 
Deckung des P e r s o n a l b e d a r f s ) . Damit geben 95 % der B e t r i e b e , d i e 
überhaupt F a c h a r b e i t e r beschäftigen und S c h w i e r i g k e i t e n b e i der 
Deckung des P e r s o n a l b e d a r f s h a t t e n , e i n e n besonders g r a v i e r e n d e n 
Personalmangel b e i d i e s e r Beschäftigungsgruppe an; b e i den Be­
t r i e b e n m i t a n g e l e r n t e n A r b e i t e r n l i e g t der entsprechende Wert 
b e i 30 % und b e i den B e t r i e b e n m i t t e c h n i s c h e n A n g e s t e l l t e n b e i 
27 %. Der Personalmangel b e z i e h t s i c h i n f o l g e d e s s e n schwerpunkt­
mäßig auf q u a l i f i z i e r t e Arbeitskräfte und davon wiederum primär auf 
q u a l i f i z i e r t e Arbeitskräfte im g e w e r b l i c h e n B e r e i c h . S e l b s t im 
Handels- und D i e n s t l e i s t u n g s b e r e i c h l i e g t d e r A n t e i l von B e t r i e ­
ben m i t F a c h a r b e i t e r m a n g e l (66 %) annähernd d r e i m a l so hoch wie 
der entsprechende A n t e i l m i t gra v i e r e n d e m Personalmangel b e i 
t e c h n i s c h e n (20 %) und kaufmännischen A n g e s t e l l t e n (25 % ) . " 

D i e s e E r g e b n i s s e der B r e i t e n e r h e b u n g b e l e g e n d i e Aussagen von 
Beschäftigern und A r b e i t s m a r k t f o r s c h e r n , d i e t r o t z der hohen A r ­
b e i t s l o s i g k e i t für bestimmte A r t e n von Arbeitskräften und Q u a l i ­
f i k a t i o n e n R e k r u t i e r u n g s p r o b l e m e k o n s t a t i e r t e n . Z u g l e i c h z e i g t 
s i c h , daß v o r a l l e m b e i n i e d r i g q u a l i f i z i e r t e n Tätigkeiten Po-



t e n t i a l e für A u s t a u s c h p r o z e s s e bestehen. So h a t t e n etwa 70 % a l ­
l e r Förderbetriebe, d i e A n g e l e r n t e beschäftigen, k e i n e n g r a v i e ­
renden Personalmangel und damit auch k e i n e g r a v i e r e n d e n R e k r u t i e ­
rungsprobleme für A n g e l e r n t e n p o s i t i o n e n . Für U n g e l e r n t e l i e g t der 
entsprechende P r o z e n t s a t z b e i 8 2 %. 

P o t e n t i a l e für A u s t a u s c h p r o z e s s e s i n d a l l e r d i n g s n i c h t m i t Poten­
t i a l e n für d i r e k t e R o t a t i o n b e i Umstellungen g l e i c h z u s e t z e n . Wie 
sowohl unsere q u a l i t a t i v e n Untersuchungen a l s auch Daten der 
B r e i t e n e r h e b u n g n a h e l e g e n , war d i e s e s p e r s o n a l p o l i t i s c h e V e r f a h ­
r e n b e i der damaligen A r b e i t s m a r k t l a g e eher u n w a h r s c h e i n l i c h . 

I n der B e t r i e b s e r h e b u n g wurde g e f r a g t , b e i w e l c h e r Beschäftigten­
gruppe e i n g r a v i e r e n d e r Personalmangel bestehe. Die Angaben der 
B e t r i e b e bezogen s i c h nur auf s o l c h e Arbeitsplätze, für d i e im 
R e g e l f a l l e x t e r n e Arbeitskräfte e i n g e s t e l l t wurden. Dies waren 
t y p i s c h e r w e i s e E i n g a n g s p o s i t i o n e n , von denen aus d i e Arbeitskräf­
t e i n n e r b e t r i e b l i c h a u f s t e i g e n konnten. D i r e k t e Rotationsverfahren b e i Umstellungen b e i n h a l t e n a b e r , daß i n n e r h a l b des b e t r i e b ­
l i c h e n S t e l l e n k e g e l s s p e z i f i s c h e Q u a l i f i k a t i o n e n e n t w e r t e t wer­
den, so daß e i n j e w e i l s s p e z i f i s c h e r N e u q u a l i f i z i e r u n g s b e d a r f e n t ­
s t e h t , der dann u n m i t t e l b a r von außen gedeckt w i r d . Anzunehmen 
i s t , daß w e s e n t l i c h mehr a l s 65 % der b e f r a g t e n B e t r i e b e s o l c h e 
Q u a l i f i k a t i o n e n n i c h t a u f dem A r b e i t s m a r k t e i n k a u f e n konnten. Im 
R e g e l f a l l werden s p e z i f i s c h e Q u a l i f i k a t i o n e n über b e t r i e b s i n t e r n e 
Laufbahnen g e n e r i e r t , während e x t e r n e Kräfte für E i n g a n g s p o s i t i o ­
nen m i t weniger s p e z i f i s c h e n Q u a l i f i k a t i o n s a n f o r d e r u n g e n e i n g e ­
s t e l l t werden. 

Zwei D r i t t e l der im Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms geförderten 
B e t r i e b e h a t t e 1979 S c h w i e r i g k e i t e n b e i der Deckung des P e r s o n a l ­
b e d a r f s im Rahmen der t r a d i t i o n e l l e n R e k r u t i e r u n g s p o l i t i k . S p e z i ­
f i s c h e r B e d a r f , wie e r im Zusammenhang m i t b e t r i e b l i c h e n U m s t e l ­
lungen e n t s t e h t , a l s o etwa d i e Nachfrage nach "modernen" Q u a l i f i ­
k a t i o n e n für neue T e c h n o l o g i e n . konnte v e r m u t l i c h b e i einem noch 
v i e l größeren P r o z e n t s a t z der B e t r i e b e n i c h t über den e x t e r n e n 
A r b e i t s m a r k t gedeckt werden. Damit w i r d d e u t l i c h , daß neben v e r ­
f e s t i g t e n S t r u k t u r e n der P e r s o n a l - und Beschäftigungspolitik, d i e 
eher i n t e r n e Lösungen von b e t r i e b l i c h e n Anpassungsproblemen nahe­
l e g e n , auch d i e damalige A r b e i t s m a r k t s i t u a t i o n p e r s o n a l p o l i t i s c h e 
R o t a t i o n s v e r f a h r e n b e i Umstellungen e r h e b l i c h e r s c h w e r t e . 



Die A r b e i t s l o s i g k e i t insgesamt wie auch d i e Z a h l der a r b e i t s l o ­
sen Fachkräfte haben s i c h s e i t 1979 massiv erhöht. Wir vermuten 
a b e r , daß d i e B e s c h a f f u n g von s p e z i f i s c h e q u a l i f i z i e r t e n Kräften, 
d i e umstellungsbezogene Anforderungen abdecken können, nach wie 
vo r i n manchen B e r e i c h e n und F a c h r i c h t u n g e n S c h w i e r i g k e i t e n be­
r e i t e t . 



2. B e t r i e b l i c h e P e r s o n a l a u s w a h l p o l i t i k - Vora u s s e t z u n g für und 
Fo l g e von Qualifizierungsmaßnahmen 

Ausgangsprämisse des f o l g e n d e n K a p i t e l a b s c h n i t t s i s t , daß der Arbeitskräfteumschlag n i c h t i n e r s t e r L i n i e durch q u a l i f i k a t o r i s c h e 
P r o f i l a b w e i c h u n g e n ausgelöst w i r d , sondern durch e i n e b e t r i e b l i ­
che P e r s o n a l a u s l e s e p o l i t i k , d i e e i n e s t r u k t u r e l l e Verbesserung 
der B e l e g s c h a f t e n zum Z i e l h a t , d i e aber i n dem Maße, i n dem s i e 
v e r b r e i t e t und e r f o l g r e i c h i s t , z u g l e i c h d i e Qualität und damit 
auf Dauer auch d i e Vermittlungsfähigkeit der A r b e i t s l o s e n a l s Arbeitskraftreserve n e g a t i v beeinträchtigen muß. N i c h t d i e A r t der 
Q u a l i f i k a t i o n , sondern d i e mutmaßliche Q u a l i f i z i e r b a r k e i t , Integrierbarkeit, Leistungsfähigkeit und der L e i s t u n g s w i l l e s i n d d i e 
w e s e n t l i c h e n b e t r i e b l i c h e n K r i t e r i e n für d i e Steuerung des Austauschprozesses; " s c h l e c h t e " Kräfte werden gegen "gute" e i n g e ­
t a u s c h t . 

Der Austauschprozeß verläuft d a b e i n i c h t i n d i r e k t e r Weise, son­
dern gemäß den S t r u k t u r p r i n z i p i e n i n n e r b e t r i e b l i c h e r Arbeitsmärk­
t e eher i n d i r e k t , d.h. über mehrere Mobilitätsstufen und z e i t l i c h 
g e s t r e c k t . Ebenso wie s i c h d i e Verdrängung von Arbeitnehmern aus 
dem B e t r i e b v i e l f a c h über mehrere Etappen und n i c h t unverzüglich 
v o l l z i e h t , e r f o l g t auch d i e I n t e g r a t i o n neu r e k r u t i e r t e r A r b e i t s ­
kräfte i n den b e t r i e b s i n t e r n e n Markt s c h r i t t w e i s e , so daß man von 
einem " i n d i r e k t e n " R o t a t i o n s v e r f a h r e n sprechen kann. 

I n diesem K a p i t e l w i r d zunächst e i n m a l der Zusammenhang von be­
t r i e b l i c h e r S e l e k t i o n s p o l i t i k und der S t r u k t u r a l i s i e r u n g der A r ­
b e i t s l o s i g k e i t a l s a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h e s Problem aufgewiesen 
und anschließend der F u n k t i o n und Bedeutung nachgegangen, d i e den 
Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen des Sonderprogramms für d i e s e 
A u s w a h l p o l i t i k zukommen. E i n w e s e n t l i c h e s E r g e b n i s d i e s e r A n a l y s e 
i s t , daß zwar nur i n wenigen Fällen d i e Fördermaßnahmen des 
Schwerpunkts 1 i n einem d i r e k t e n Zusammenhang m i t der A u s g l i e d e ­
rung von P e r s o n a l aus dem B e t r i e b s t a n d e n , daß jedoc h d i e öffent­
l i c h geförderte Q u a l i f i z i e r u n g a l s e i n bedeutsames Instrument der 
C h a n c e n z u t e i l u n g auf dem b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s m a r k t anzusehen 
i s t , und daß d i e N i c h t b e t e i l i g u n g e i n e s Beschäftigten an Maßnah-



men e i n e r e l a t i v e V e r s c h l e c h t e r u n g s e i n e r P o s i t i o n i n der be­
t r i e b l i c h e n Arbeitskräfteschlange bedeuten kann und besonders b e i 
rückläufigem P e r s o n a l b e d a r f p r a k t i s c h dem e r s t e n S c h r i t t zum A r ­
b e i t s p l a t z v e r l u s t gleichkommt. 

Z u g l e i c h i s t j e d o c h f e s t z u s t e l l e n , daß i n v i e l e n Fällen m i t H i l f e 
der geförderten Qualifizierungsmaßnahmen in s b e s o n d e r e für d i e Be­
schäftigtengruppen u n t e r h a l b der F a c h a r b e i t e r e b e n e neue K o r r i d o r e 
für b e r u f l i c h e W e i t e r b i l d u n g und b e r u f l i c h e n A u f s t i e g im B e t r i e b 
g e s c h a f f e n wurden. B e i den B e t r o f f e n e n h a n d e l t e es s i c h a l l e r ­
d i n g s i n a l l e r R e g e l um d i e Qualifizierungsfähigsten und L e i ­
stungsstärksten i n n e r h a l b d i e s e r Gruppen: es w i r d e i n e s e l e k t i v e 
P o l i t i k der b e t r i e b l i c h e n Personalförderung und - e n t w i c k l u n g 
d e u t l i c h . U n t e r anderem wurden häufig Männer Frauen vorgezogen, 
da b e i l e t z t e r e n d er E r t r a g von F o r t b i l d u n g s i n v e s t i t i o n e n durch 
A r b e i t s p l a t z a u f g a b e oder T e i l z e i t a r b e i t s w u n s c h eher gefährdet e r ­
s c h e i n t a l s b e i j e n e n . 

a) Auswirkungen auf den g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n Arbeitsmarktprozeß 

Wie d i e E r f a h r u n g e n der vergangenen J a h r e n z e i g e n , t r i t t e i n e 
g r a v i e r e n d e V e r s c h l e c h t e r u n g d er Funktionstüchtigkeit überbe­
t r i e b l i c h e r Arbeitsmärkte dann e i n , wenn über längere Z e i t und 
einigermaßen konsequent von den Beschäftigern " s c h l e c h t e " gegen 
"gute" Arbeitskräfte a u s g e t a u s c h t werden. Wenn Arbeitskräfte m i t 
bestimmten äußeren Merkmalen (wie "hohes A l t e r " , " g e s u n d h e i t l i c h e 
Einschränkungen", "ohne B e r u f s a u s b i l d u n g " , "hohe F e h l z e i t q u o t e " 
e t c . ) , d i e vom B e t r i e b a l s I n d i k a t o r e n von minderer Leistungsfä­
h i g k e i t oder s c h l e c h t e r e m A r b e i t s v e r h a l t e n gewertet werden, aus­
g e s i e b t und dafür "höherwertige" hereingenommen werden, w i r d der 
A r b e i t s l o s e n b e s t a n d der Tendenz nach " s t r u k t u r a l i s i e r t " : 

Es häufen s i c h d i e schwachen Gruppen und/oder es k u m u l i e r e n A r ­
beitskräfte m i t mehrfachen, n e g a t i v b e w e r t e t e n Merkmalen u n t e r 
den A r b e i t s l o s e n , so daß d i e s o z i a l s t a t i s t i s c h e S t r u k t u r des A r ­
b e i t s l o s e n b e s t a n d e s immer mehr abweicht von der s o z i a l e n Zusam­
mensetzung der beschäftigten Ar b e i t n e h m e r und e i n w e s e n t l i c h e s 



Hemmnis für d i e Vermittlungsfähigkeit der E r w e r b s l o s e n b i l d e t . 
D i e s e r S t r u k t u r t a t b e s t a n d kann, wenn n i c h t zu verstärkten, so 
doch zumindest zu verhärteten A r b e i t s m a r k t u n g l e i c h g e w i c h t e n und 
zum Nebeneinander der von Über- und Unterbeschäftigung führen. 

E i n e aus r e i n e i n z e l w i r t s c h a f t l i c h e m Kalkül " o p t i m a l e " L e i s t u n g s ­
ausschöpfung des Arbeitskräftepotentials durch b e t r i e b l i c h e Aus­
w a h l p o l i t i k i s t entgegen der g e l e g e n t l i c h v e r t r e t e n e n A u f f a s s u n g 
n i c h t z u g l e i c h g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h o p t i m a l , wie d i e eben erläu­
t e r t e n E f f e k t e a u f z e i g e n , öffentliche A r b e i t s m a r k t p o l i t i k muß 
d a r a u f a b z i e l e n , daß es zu einem A u s g l e i c h zwischen b e t r i e b l i c h e n 
und g e s a m t g e s e l l s c h a f t l i c h e n S e l e k t i o n s i n t e r e s s e n kommt. Ge­
s c h i e h t d i e s n i c h t , werden über k u r z oder l a n g auch b e t r i e b l i c h e 
I n t e r e s s e n v e r l e t z t , so etwa das I n t e r e s s e der Beschäftiger an 
der Verfügbarkeit von q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften. 

Die R o l l e von a n h a l t e n d e r und s y s t e m a t i s c h e r arbeitskräftegrup-
penbezogener Selektivität i n der b e t r i e b l i c h e n P e r s o n a l p o l i t i k 
für d i e Genese s t r u k t u r i e r t e r A r b e i t s l o s i g k e i t und - a l s deren 
F o l g e w i r k u n g - d i e u n t e r s c h i e d l i c h e n Zu- und A b g a n g s r i s i k e n d i e ­
s e r Gruppen b e i der A r b e i t s l o s i g k e i t s i n d von der A r b e i t s m a r k t ­
f o r s c h u n g i n den vergangenen J a h r e n v e r d e u t l i c h t worden ( B r i n k ­
mann u.a. 1979; Sengenberger 1978a; K a r r 1979; Schmid 1980; v.Ro-
s e n b l a d t , Büchtemann 19 80). 

Von der Beschäftigerseite aus gesehen, s i n d d i e Möglichkeiten und 
P o t e n t i a l e für e i n e n A u s t a u s c h von " s c h l e c h t e n " gegen "gute" A r ­
beitskräfte i n der e i g e n e n B e l e g s c h a f t natürlich zunächst e i n m a l 
abhängig von der g l o b a l e n bzw. r e g i o n a l e n Beschäftigungslage und 
dem von i h r bestimmten Ausmaß der A r b e i t s k r a f t r e s e r v e . Aber d i e 
r e i n q u a n t i t a t i v e n R e l a t i o n e n auf dem A r b e i t s m a r k t s i n d n i c h t a l ­
l e i n maßgebend für den Austauschprozeß. H i n z u kommt d i e q u a l i t a ­
t i v e Zusammensetzung des verfügbaren tauschfähigen A r b e i t s p o t e n ­
t i a l s . Der b e t r i e b l i c h e A n r e i z für d i e s t r u k t u r e l l e Verbesserung 
der B e l e g s c h a f t nach dem i n d i v i d u e l l e n Arbeitsvermögen i s t um so 
größer, j e mehr aus der S i c h t der Beschäftiger das v o l k s w i r t ­
s c h a f t l i c h e Arbeitskräftepotential nach Q u a l i f i z i e r u n g s - und L e i -



stungsmerkmalen d i f f e r e n z i e r t i s t ; j e größer.in anderen Worten 
d i e S p a n n b r e i t e z w i s c h e n a t t r a k t i v e n und u n a t t r a k t i v e n A r b e i t s ­
kräften i s t . 

W e i t e r s e t z t der Austauschprozeß v o r a u s , daß über den Arbeitsmarkt " b e s s e r e " a l s d i e gegenwärtig beschäftigten Arbeitnehmer zu 
bekommen s i n d , s e i es aus dem A r b e i t s l o s e n b e s t a n d oder durch Abwerbung oder Z u l a u f von Beschäftigten aus anderen B e t r i e b e n . Der 
A n r e i z für den A u s t a u s c h würde i n dem Maße e n t f a l l e n , wie zum 
B e i s p i e l d i e A r b e i t s l o s e n s i c h ausschließlich aus Personen zusam­
mensetzen, d i e wegen mangelnder Leistungsfähigkeit von den Be­
t r i e b e n b e r e i t s ausgekämmt worden s i n d . E i n e sehr hohe V e r d i c h ­
tung oder K o n z e n t r a t i o n von für d i e B e t r i e b e u n a t t r a k t i v e n A r ­
beitskräften i n der A r b e i t s m a r k t r e s e r v e a l s E r g e b n i s e i n e r Aussortierung w i r d i n e i n e r dynamischen W i r t s c h a f t j e d o c h s e l t e n zu 
er w a r t e n s e i n , da im Zuge des S t r u k t u r w a n d e l s und k o n j u n k t u r e l l e r 
Bewegungen f a s t immer auch begehrte Arbeitskräfte auf dem Arbeitsmarkt a u f t r e t e n , s e i es durch f r e i w i l l i g e n A r b e i t s p l a t z w e c h ­
s e l oder erzwungenen Wechsel i n f o l g e von Betriebsschließungen 
usw. So dürfte zum B e i s p i e l e i n e hohe Rate von Unternehmenszusam­
menbrüchen, wie s i e d e r z e i t zu beobachten i s t , der A r b e i t s m a r k t ­
r e s e r v e auch e i n e n e r h e b l i c h e n A n t e i l von Arbeitskräften zufüh­
r e n , d i e den B e t r i e b e n G e l e g e n h e i t z u r S t r u k t u r v e r b e s s e r u n g i h r e r 
B e l e g s c h a f t geben. Das V e r b e s s e r u n g s p o t e n t i a l hängt a l s o immer 
auch von der Umschlagsmenge und g e s c h w i n d i g k e i t von Arbeitskräf­
t e n e i n e s bestimmten Attraktivitätsgrades auf dem A r b e i t s m a r k t 
ab. 

Im A r b e i t s m a r k t der B u n d e s r e p u b l i k bewegte s i c h 1979 der Um­
schlagprozeß i n e i n e r jährlichen Größenordnung von d r e i Mio. Zu­
gängen i n d i e A r b e i t s l o s i g k e i t und etwa ebenso v i e l e n Fällen von 
Abgängen aus dem A r b e i t s l o s e n s t a t u s ; d i e s b e d e u t e t , daß der Be­
s t a n d an A r b e i t s l o s e n im Laufe des J a h r e s d r e i - b i s v i e r m a l "um­
g e s c h l a g e n " wurde. Der r a s c h e Wechsel i n der p e r s o n e l l e n Zusam­
mensetzung v e r w e i s t auf e i n großes A u s l e s e p o t e n t i a l für d i e Be­
t r i e b e . Daß auch tatsächlich nach Personenmerkmalen ausgekämmt 
w i r d , kann s t a t i s t i s c h damit nachgewiesen werden, daß A r b e i t s l o s e 
m i t Merkmalen, d i e a l s chancenmindernd g e l t e n , zunehmend länger 
a r b e i t s l o s b l e i b e n . D i e (abgeschlossene.) Dauer der A r b e i t s l o s i g ­
k e i t von wied e r e i n g e g l i e d e r t e n A r b e i t s l o s e n i s t nur etwa h a l b so 
hoch wie d i e ( b i s h e r i g e ) Dauer der A r b e i t s l o s i g k e i t d e r e r , d i e 
noch im Bestand v e r b l i e b e n s i n d ( o b g l e i c h daraus gemessene A r -



b e i t s l o s i g k e i t nur e i n e n T e i l der gesamten A r b e i t s l o s i g k e i t s z e i t 
erfaßt) ( E g l e , L e u p o l d t 1980b, S. 2 ) . 

Die genannten Parameter, d i e den b e t r i e b l i c h e n A n r e i z für e i n e n 
Arbeitskräfteaustausch zwischen innerem und äußerem A r b e i t s m a r k t 
bestimmen, s i n d i n der A b b i l d u n g 1 noch e i n m a l hervorgehoben; 
d i e s s i n d : 

o der Umfang der Arbeitskräftereserve, gemessen am A n t e i l d er A r ­
b e i t s l o s e n am v o l k s w i r t s c h a f t l i c h e n Arbeitskräftepotential; 

o d i e D i f f e r e n z i e r t h e i t der Arbeitskräfte nach i h r e r B e g e h r t h e i t 
für d i e Beschäftiger, gemessen an der Spanne zwischen den be­
g e h r t e s t e n und am w e n i g s t e n b e g e h r t e n Arbeitskräften; 

o d i e S t r u k t u r a l i s i e r u n g der A r b e i t s l o s i g k e i t , gemessen an d e r 
V e r t e i l u n g der A r b e i t s l o s e n nach ihrem B e g e h r t h e i t s g r a d bzw. 
der D i c h t e von Personen m i t chancenmindernden Merkmalen. 

Der V e r d e u t l i c h u n g h a l b e r werden i n der A b b i l d u n g 2 S i t u a t i o n e n 
u n t e r s c h i e d e n , i n denen j e w e i l s e i n hoher und e i n g e r i n g e r A n r e i z 
für d i e B e t r i e b e zum Arbeitskräfteaustausch b e s t e h t . I n der S i ­
t u a t i o n a) i s t der A n r e i z groß, w e i l d i e Arbeitskräftedifferenzierung und der A n t e i l d e r A r b e i t s l o s e n r e l a t i v hoch s i n d und der 
A r b e i t s l o s e n b e s t a n d der Attraktivität nach etwa g l e i c h dem der 
Beschäftigten i s t . I n der S i t u a t i o n b) i s t der A n r e i z für den Arbeitskräfteaustausch g e r i n g , da d i e A r b e i t s k r a f t r e s e r v e und d i e 
q u a l i t a t i v e Arbeitskräftedifferenzierung r e l a t i v g e r i n g s i n d und 
darüber hi n a u s d i e A r b e i t s l o s e n d i e am wenigsten b e g e h r t e n A r ­
beitskräfte des gesamten A r b e i t s p o t e n t i a l s ausmachen, a l s o e i n e 
n e g a t i v e A u s l e s e d a r s t e l l e n . 

Nach dem b i s h e r Gesagten kann davon ausgegangen werden, daß 1979, 
a l s das Sonderprogramm a u f g e l e g t wurde, e i n gewisses P o t e n t i a l 
für den Arbeitskräfteaustausch z u r s t r u k t u r e l l e n A u f b e s s e r u n g der 
B e l e g s c h a f t e n gegeben war. Zwar h a t t e s e i t der R e z e s s i o n 1974 d i e 
K o n z e n t r a t i o n von Problemgruppen u n t e r den A r b e i t s l o s e n zugenom­
men (Schmid 1980, S. 45 f f . ) , es waren a l s o r e l a t i v mehr M i t g l i e -





der von wettbewerbsschwachen, m i t chancenmindernden Merkmalen be­
h a f t e t e n Gruppen aus der Beschäftigung hinausgedrängt und j e t z t 
i n der Arbeitskräftereserve v e r t r e t e n . Dabei kam es insbesondere 
im J a h r 1978 zu e i n e r r e l a t i v e n V e r d i c h t u n g von älteren A r b e i t ­
nehmern u n t e r den A r b e i t s l o s e n , d i e auch b e i günstiger k o n j u n k t u ­
r e l l e r E n t w i c k l u n g nur s c h w e r l i c h w i e d e r e i n z u g l i e d e r n waren 
( K a r r 1979, S. 152 f f . ) . A n d e r e r s e i t s war aber der A n t e i l der 
Problemgruppen u n t e r den A r b e i t s l o s e n auch wiederum n i c h t so 
hoch, daß d i e B e t r i e b e k e i n I n t e r e s s e am A u s t a u s c h gehabt haben 
könnten. 

Daraus kann man entnehmen, daß e i n e r h e b l i c h e r A n t e i l von P e r s o ­
nen im A r b e i t s l o s e n s t a n d war, der k e i n e chancenmindernden Merkma­
l e a u f w e i s t . Auf der anderen S e i t e i s t aber zu beobachten, daß 
i n n e r h a l b der "Problemgruppenmasse" s i c h b i s 19 7 9 der A n t e i l der 
Personen m i t mehreren chanceneinschränkenden E i g e n s c h a f t e n d r a ­
s t i s c h von 21,6 % (1975) auf 34,8 % (1979) erhöht h a t . V e r v i e r ­
f a c h t h at s i c h i n dem Z e i t r a u m d i e Z a h l der A r b e i t s l o s e n , d i e 
a l l e v i e r der genannten Merkmale a u f w e i s e n . Der Kern der A r ­
b e i t s l o s e n m it V e r m i t t l u n g s s c h w i e r i g k e i t e n h a t s i c h a l s o , so 
kann man schließen, verhärtet ( E g l e , L e u p o l d t 1980b, S. 3 f f . ) . 
E i n w e i t e r e s w i c h t i g e s Merkmal i s t das G e s c h l e c h t . Frauen werden 
nach wie v o r i n v i e l e n Beschäftigungsbereichen, insbe s o n d e r e i n 
B e r e i c h e n s t a b i l e r und a t t r a k t i v e r Arbeitsplätze, aufgrund i h r e r 
f a m i l i a l e n Bindungen beschäftigungspolitisch d i s k r i m i n i e r t . E i n 
f o r t s c h r e i t e n d e r b e t r i e b l i c h e r Personalausleseprozeß e n t l a n g 
d i e s e r s t i g m a t i s i e r e n d e n Merkmale würde d i e S t r u k t u r a l i s i e r u n g 
w e i t e r begünstigen. 



Im übrigen i s t das A u s t a u s c h p o t e n i a l n i c h t auf d i e A r b e i t s l o s e n 
beschränkt, sondern umfaßt darüber hin a u s beschäftigte A r b e i t s ­
kräfte, d i e b e i anderen A r b e i t g e b e r n Verbesserungschancen für s i c h 
sehen, zum B e t r i e b s w e c h s e l b e r e i t s i n d und d i e s e n auch v o l l z i e ­
hen, ohne daß s i e auch nur k u r z z e i t i g a r b e i t s l o s werden. Wie be­
r e i t s d a r g e l e g t , b e t r i f f t e i n e r h e b l i c h e r T e i l d i e s e s Umschlags 
Fachkräfte, d i e von k l e i n e r e n i n größere B e t r i e b e umsteigen, w e i l 
s i e d o r t b e s s e r e V e r d i e n s t a u s s i c h t e n und Aufstiegsmöglichkeiten 
haben; und zwar häufig auch dann, wenn s i e beim neuen A r b e i t g e b e r 
(zunächst ei n m a l ) im A n g e l e r n t e n s t a t u s tätig s i n d . 

Die h i e r k o n s t a t i e r t e n A u s t a u s c h p r o z e s s e w i d e r s p r e c h e n k e i n e s ­
f a l l s dem a l l g e m e i n b e k l a g t e n und auch i n der B e t r i e b s e r h e b u n g 
zum Sonderprogramm wiederum bestätigten Arbeitskräftemangel auf 
dem A r b e i t s m a r k t ; im G e g e n t e i l , s i e bedingen e i n a n d e r und s i n d um 
so mehr zu e r w a r t e n , j e größer das Gefälle i n der Attraktivität 
der Beschäftiger i s t . Für gesuchte Arbeitnehmer aus den weniger 
a t t r a k t i v e n B e t r i e b e n b e s t e h t dann e i n hoher A n r e i z zum Wechsel, 
der dem A u s t a u s c h i n t e r e s s e der B e t r i e b e entgegenkommt. 

Für unseren Zusammenhang i s t nun w i c h t i g , welchen Einfluß öffent­
l i c h geförderte i n n e r b e t r i e b l i c h e Qualifizierungsmaßnahmen auf 
d i e b e t r i e b l i c h e S e l e k t i o n s p o l i t i k ausüben und welche Wirkungen 
daraus für A r b e i t s m a r k t s t r u k t u r und A r b e i t s m a r k t p r o z e s s e e n t s t e ­
hen. Dabei gehen w i r von der Prämisse aus, daß d i e b e t r i e b l i c h e 
S e l e k t i o n s p o l i t i k a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h n i c h t minder bedeutsam 
i s t a l s d i e Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k im engeren Sinne und f e r n e r , 
daß zwischen der b e t r i e b l i c h e n P o l i t i k der Q u a l i f i z i e r u n g und der 
der S e l e k t i o n enge Beziehungen b e s t e h e n , nämlich S u b s t i t u t i o n s -
wie auch Komplementärbeziehungen. 

Zwei übergeordnete F o r s c h u n g s f r a g e s t e l l u n g e n im H i n b l i c k auf d i e 
b e t r i e b l i c h e P e r s o n a l a u s w a h l p o l i t i k u n t e r dem Einfluß Öffentli­
cher Fördermaßnahmen des Schwerpunkts 1 s o l l e n h i e r aufgeworfen 
werden: 

(1) I n welc h e r Weise w i r d durch d i e Z i e l g r u p p e n a u s w a h l für d i e 
Fördermaßnahmen Einfluß auf d i e D i f f e r e n z i e r u n g der B e l e g s c h a f t e n 
nach dem Grad der Q u a l i f i k a t i o n genommen? G r e i f e n d i e Maßnahmen 
überhaupt i n das bestehende Q u a l i f i k a t i o n s g e f a l l e e i n ? Wenn j a , 



w i r d wie b i s l a n g v or a l l e m d i e Stammbelegschaft gefördert, d i e 
R a n d b e l e g s c h a f t hingegen a u s g e s p a r t ? G i b t es A n z e i c h e n dafür, daß 
von den b i s h e r i g e n A u s w a h l p r i n z i p i e n der b e t r i e b l i c h e n Q u a l i f i ­
z i e r u n g s p o l i t i k zugunsten der schwächeren Arbeitskräftegruppen 
abgewichen w i r d ? 

D i e s e Fragen s i n d besonders d e s h a l b w i c h t i g , w e i l durch d i e b i s ­
h e r i g e n Weiterbildungsaktivitäten, d i e d i e B e t r i e b e i n e i g e n e r 
Regie und a u f eigene Kosten durchführten, überwiegend nur q u a l i ­
f i z i e r t e Arbeitskräfte gefördert wurden und von daher das Qualifikationsgefälle n i c h t abgebaut, sondern eher vergrößert wurde 
( v g l . Sass u.a. 1974). Auch durch d i e b i s h e r i g e AFG-Förderung von 
Qualifizierungsmaßnahmen i s t nur beg r e n z t e i n e K o r r e k t u r der be­
stehenden Q u a l i f i k a t i o n s v e r t e i l u n g e r z i e l t worden. 

Wenn es das Z i e l öffentlicher Förderungspolitik i s t , d i e Funk­
t i o n s p r o b l e m e abzubauen, d i e aus einem hohen Qualifikationsgefälle r e s u l t i e r e n , so müßten g e z i e l t d i e am wenigsten q u a l i f i z i e r t e n 
Arbeitskräfte im B e t r i e b von den Maßnahmen e r r e i c h t werden. Dar­
über h i n a u s müßte v e r h i n d e r t werden, daß durch den Abbau der 
schwachen, r e l a t i v schwer v e r m i t t e l b a r e n A rbeitnehmer der A r ­
b e i t s l o s e n b e s t a n d w e i t e r v e r s c h l e c h t e r t w i r d . 

(2) Welche Auswirkungen haben d i e Fördermaßnahmen auf d i e be­
t r i e b l i c h e P o l i t i k der Lösung von Q u a l i f i z i e r u n g s p r o b l e m e n . Wer­
den Qualifikationsengpässe durch b e t r i e b s e i g e n e Q u a l i f i z i e r u n g s ­
l e i s t u n g e n abgebaut oder durch verschärfte A u s l e s e von A r b e i t s ­
kräften bewältigt? 

Etwas z u g e s p i t z t gesagt: Der B e t r i e b kann d i e mit. Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen verbundenen Möglichkeiten der p e r s o n e l l e n L e i ­
s t ungsauswahl a l s E r s a t z für eigene Q u a l i f i z i e r u n g s l e i s t u n g e n m i t 
dem Z i e l größerer P o l y v a l e n z und b r e i t e r e r E i n s e t z b a r k e i t von A r ­
beitskräften verwenden.; dann nämlich, wenn der B e t r i e b den. (ge­
genwärtigen oder zukünftigen) Qualifikationsengpaß über d i e Se­
l e k t i o n der Besten oder Q u a l i f i z i e r t e s t e n aus seinem eigenen Arbeitskräftereservoir oder aus der e x t e r n e n Arbeitskräftereserve 
bewältigt, s t a t t über d i e Befähigung von mehr oder zusätzlichen 



Arbeitskräften für d i e anstehenden Aufgaben. Qualifizierungsmaßnahmen stehen i n einem unauflösbaren Zusammenhang mit b e t r i e b l i ­
chen Auswahlprozessen und A u s w a h l s t a n d a r d s ; es s t e l l t s i c h d i e 
en t s c h e i d e n d e Frage, ob d i e Qualifizierungsmaßnahmen dazu g e n u t z t 
werden, d i e s e Standards anzuheben und m i t h i n d i e L e i s t u n g s a u s l e s e 
zu verschärfen oder s i e - was a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h wünschenswert 
wäre - zu v e r r i n g e r n und dur c h d i e V e r m i t t l u n g zusätzlicher 
K e n n t n i s s e und Fähigkeiten für d i e weniger q u a l i f i z i e r t e B e l e g ­
s c h a f t d i e P r o d u k t i o n s z i e l e zu e r r e i c h e n . 

N a c h f o l g e n d w i r d zunächst a u f g e w i e s e n , welche Bedeutung und R o l l e 
Qualifizierungsmaßnahmen für d i e b e t r i e b l i c h e S e l e k t i o n s - und Allokationspolitik einnehmen. Anschließend werden e i n i g e K r i t e r i e n 
genannt, nach denen d i e Wirkung öffentlicher Maßnahmen zu beur­
t e i l e n s i n d . Schließlich werden S e l e k t i o n s e f f e k t e im Zusammenhang 
mi t geförderten Qualifizierungsmaßnahmen i n den u n t e r s u c h t e n Be­
t r i e b e n i d e n t i f i z i e r t . 

b) Bedeutung für d i e b e t r i e b l i c h e S e l e k t i o n s p o l i t i k 

Die Bedeutung von Qualifizierungsmaßnahmen im B e t r i e b beschränkt 
s i c h n i c h t a u f d i e Anpassung d e r B e l e g s c h a f t an veränderte Qualifizierungsanforderungen. I n der R e g e l t r e t e n z u r Anpassungsfunk­
t i o n von Q u a l i f i z i e r u n g andere F u n k t i o n e n h i n z u , d i e häufig v e r ­
d e c k t s i n d oder e r s t i n längeren Zeiträumen wirksam werden und 
t e i l s nachgeordnete Bedeutung haben, manchmal aber auch für be­
t r i e b l i c h e I n t e r e s s e n e i n e e r s t r a n g i g e R o l l e s p i e l e n . 

E i n e d i e s e r F u n k t i o n e n von Qualifizierungsmaßnahmen i s t d i e der 
P e r s o n a l a u s w a h l im Rahmen b e t r i e b l i c h e r Arbeitskräfteallokation. 
Der B e t r i e b kann d i e E r g e b n i s s e von Qualifizierungsmaßnahmen s e i ­
n e r Arbeitskräfte i n e i n e r Weise e i n s e t z e n , d i e ihm d i e Auswahl 
für Beförderung und A u f s t i e g , Umsetzungen auf andere Tätigkeiten, 
aber auch für Abgruppierungen und A b s t i e g und schließlich für 
E n t l a s s u n g e n oder a n d e r w e i t i g e A u s g l i e d e r u n g e r l e i c h t e r t , s i e e f ­
f i z i e n t e r g e s t a l t e n oder b e s s e r begründen und l e g i t i m i e r e n läßt. 
Un t e r Umständen e r l a n g t d i e Qualifizierungsmaßnahme für d i e A r -



beltskräfteselektion sogar primäre Bedeutung, so daß Q u a l i f i z i e ­
r u n g s e f f e k t e und Pro d u k t i o n s a n p a s s u n g e n mehr oder weniger i n den 
H i n t e r g r u n d t r e t e n . Anders g e s a g t ; Q u a l i f i z i e r u n g i s t dann n i c h t 
so sehr Z i e l , a l s v i e l m e h r Instrument b e t r i e b l i c h e r P e r s o n a l p o l i ­
t i k . 

P r o z e s s e der Arbeitskräfteauswahl s i n d von h e r v o r r a g e n d e r Bedeu­
tung auf b e t r i e b s i n t e r n e n Arbeitsmärkten. Denn h i e r i s t der ge­
s t a l t e n d e Einfluß a u f Arbeitsmarktvorgänge, der. von e x t e r n e n 
Marktbedingungen a u s g e h t , r e l a t i v schwach und f o l g l i c h der i n t e r ­
ne G e s t a l t u n g s b e d a r f - und demnach auch d e r L e g i t i m a t i o n s b e d a r f -
en t s p r e c h e n d hoch. I n anderen Worten: i n t e r n e A r b e i t s m a r k t p r o z e s ­
se s i n d i n starkem Maße Gegenstand b e t r i e b l i c h e r P o l i t i k . 

E i n e s der h e r v o r s t e c h e n d e n Merkmale i n t e r n e r Arbeitsmärkte i s t 
d i e Bindung des P e r s o n a l s an den B e t r i e b . S i e i s t b e d i n g t durch 
b e t r i e b l i c h e I n t e r e s s e n an langjähriger Nutzung s p e z i f i s c h e r Qua­
l i f i k a t i o n e n oder durch S c h w i e r i g k e i t e n der P e r s o n a l v e r s o r g u n g 
über den e x t e r n e n A r b e i t s m a r k t , f e r n e r durch A r b e i t n e h m e r i n t e r ­
essen an s t a b i l e r Beschäftigung und A r b e i t s p l a t z s i c h e r h e i t oder 
durch b e i d e s . P e r s o n a l s t a b i l i s i e r u n g g e n e r i e r t aber auch N a c h t e i ­
l e und R i s i k e n - für den B e t r i e b , wie für d i e Arbeitskräfte. Für 
den B e t r i e b kann d i e Arbeitskräftebindung d i e Flexibilität zum 
e x t e r n e n A r b e i t s m a r k t h i n einengen; für d i e Arbeitskräfte kann 
s i e O r i e n t i e r u n g s p r o b l e m e und Q u a l i f i k a t i o n s - und Lohneinbußen 
b e i E n t l a s s u n g bedeuten. Aus der E r k e n n t n i s d i e s e r R i s i k e n e r ­
wachsen i n d e r Regel neue Impulse und Anstrengungen für d i e Ver­
besserung der A r b e i t s p l a t z s i c h e r u n g und des Kündigungsschutzes, 
e i n W i d e r s t a n d s p o t e n t i a l , m i t dem das b e t r i e b l i c h e Management 
rechnen muß. 

Das b e t r i e b l i c h e Management v e r s u c h t , d i e K o s t e n , R i s i k e n und Inflexibilitäten der P e r s o n a l s t a b i l i s i e r u n g so g e r i n g wie möglich 
zu h a l t e n . Neben e i n e r f l e x i b e l e i n s e t z b a r e n R a n d b e l e g s c h a f t w i r d 
der B e t r i e b v o r a l l e m bemüht s e i n , s i c h e i n e sorgfältig ausge­
wählte Stammbelegschaft aufzubauen. E r wird, bemüht s e i n , d i e Rationalität s e i n e r P e r s o n a l p o l i t i k durch sorgfältige Auswahlent­
scheidungen b e i E i n s t e l l u n g e n , E n t l a s s u n g e n , Beförderungen, Um-



Setzungen e t c . zu erhöhen. Wenn e r m i t dem vorhandenen P e r s o n a l ­
stamm über lange Zeiträume hinweg w i r t s c h a f t e n muß, auf i h n ange­
wiesen i s t , so s o l l e n so wenig " F e h l e n t s c h e i d u n g e n " wie möglich 
p a s s i e r e n . D i e s heißt aus Managementsicht i n a l l e r R e g e l , Allokationsentscheidungen so gut wie möglich an der Leistungsfähigkeit, 
M o t i v a t i o n , Lernfähigkeit, g e n e r e l l a l s o an Anpassungsvermögen 
und A n p a s s u n g s b e r e i t s c h a f t der Arbeitskräfte a u s z u r i c h t e n , um das 
j e w e i l s " B e s t e " aus den q u a s i f i x e n P e r s o n a l r e s s o u r c e n zu machen. 
Der p e r s o n a l p o l i t i s c h e Grundsatz "Der r i c h t i g e Mann am r i c h t i g e n 
P l a t z " u m s c h r e i b t e i n e n T e i l d i e s e s S e l e k t i o n s i n t e r e s s e s und i s t 
i n größeren B e t r i e b e n R i c h t s c h n u r für b e t r i e b l i c h e P e r s o n a l e i n ­
s a t z - und P e r s o n a l e n t w i c k l u n g s p l a n u n g . 

E i n e " r a t i o n a l e " P e r s o n a l w i r t s c h a f t , wie eben s k i z z i e r t , i s t a l s o 
um so bedeutsamer für den B e t r i e b , j e stärker e r s e i n e n b e t r i e b ­
l i c h e n A r b e i t s m a r k t i n t e r n a l i s i e r t und damit vom äußeren Markt 
abgekoppelt h a t . Anders a l s b e i Arbeitsmärkten des b e r u f s f a c h l i ­
chen Typs, wo s t a n d a r d i s i e r t e Bedingungen von außen i n d i e be­
t r i e b l i c h e n Q u a l i f i k a t i o n s s t r u k t u r e n , d i e A r b e i t s p l a t z g e s t a l t u n g 
und d i e i n n e r b e t r i e b l i c h e A r b e i t s p l a t z z u w e i s u n g h i n e i n r e i c h e n und 
s t a n d a r d i s i e r t e A u s b i l d u n g dem i n d i v i d u e l l e n Leistungsgefälle 
Grenzen s e t z t , erwächst b e i i n n e r b e t r i e b l i c h e n Arbeitsmärkten, 
b e i denen Arbeitsplätze und Arbeitskräfte i n keinem f e s t e n Bezug 
zu überbetrieblichen B e r u f s k a t e g o r i e n s t e h e n , e i n großer autono­
mer Regelungs-, S t e u e r u n g s - , I n f o r m a t i o n s - , S e l e k t i o n s - und Legitimationsbedarf. 

V i e l e B e t r i e b e i n d e r B u n d e s r e p u b l i k haben m i t t l e r w e i l e e i n an­
s e h n l i c h e s B e s t e c k an H i l f s m i t t e l n und V e r f a h r e n für e i n e auf den 
genannten Bedarf h i n z u g e s c h n i t t e n e r a t i o n a l e i n t e r n e P e r s o n a l p o ­
l i t i k e n t w i c k e l t , so etwa Methoden z u r A r b e i t s p l a t z b e s c h r e i b u n g 
und -bewertung, der P e r s o n a l b e u r t e i l u n g , der N a c h f o l g e - und Kar­
r i e r e p l a n u n g , P e r s o n a l i n f o r m a t i o n s s y s t e m e usw.; a l l e s a m t I n s t r u ­
mente, d i e der I n f o r m a t i o n , A l l o k a t i o n und L e g i t i m a t i o n d i e n e n 
( L u t z u.a. 1979). Dazu kamen w e i t e r e I n s t r u m e n t e , wie etwa d i e 
P e r s o n a l a u s w a h l r i c h t l i n i e n , d i e vom B e t r i e b s v e r f a s s u n g s g e s e t z 
eingeführt oder s a n k t i o n i e r t wurden. 



Das b e t r i e b l i c h e Management s t e h t * was den E i n s a t z s o l c h e r I n ­
strumente angeht, a l l e r d i n g s auch v o r dem. Dilemma, daß d i e s e 
n i c h t a l l e i n der größeren.. Rationalität. der P e r s o n a l w i r t s c h a f t im 
Sinne von Managementinteressen d i e n e n , sondern auch von d e r Arbeitnehmerseite a l s Grundlage für d i e Bemessung und F i x i e r u n g von 
Ansprüchen und Besitzständen herangezogen werden können. I h r e Regelungsinhalte wie auch V e r b i n d l i c h k e i t s i n d a l s o , p o t e n t i e l l e 
oder tatsächliche Konfliktgegenstände im B e t r i e b . 

Aber n i c h t nur für d e n . . . i n n e r b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s m a r k t , sondern 
auch für den A u s t a u s c h von Arbeitskräften zwischen i n t e r n e m und 
externem A r b e i t s m a r k t s i n d S e l e k t i o n s p r o z e s s e bedeutsam. So hat 
im V e r g l e i c h z u r Vollbeschäftigungsperiode d i e A u s g l i e d e r u n g von 
Arbeitskräften aus dem B e t r i e b im Zuge von Pe r s o n a l a b b a u während 
der 7 0er J a h r e s t a r k zugenommen. Der weit, g e r i n g e r e Auslastunggrad des g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n Arbeitskräftepotentials h a t zudem 
für d i e B e t r i e b e d i e Möglichkeit e r w e i t e r t . , über E n t l a s s u n g e n und 
E i n s t e l l u n g e n d i e S t r u k t u r i h r e r B e l e g s c h a f t e n nach A l t e r , Qualifikation, Gesundheit und anderen L e i s t u n g s k r i t e r i e n zu v e r b e s ­
s e r n . So i s t zum B e i s p i e l nachgewiesen, daß der Personalabbau, i n 
I n d u s t r i e b e t r i e b e n während der 70er J a h r e zu L a s t e n von Un- und 
A n g e l e r n t e n g i n g ( B i e h l e r , Brandes 1981). 

D i e s e n P e r s o n a l a u s t a u s c h o r g a n i s i e r t e n d i e Beschäftiger häufig 
auf der Grundlage von s y s t e m a t i s c h e r . S e l e k t i o n e n t l a n g s o z i a l s t a -
t i s t i s c h e n Merkmalen von Arbeitskräften, wobei n i c h t a l l e i n Qualifikationsmerkmale herangezogen wurden. Die A l l o k a t i o n s p r i n z i -
p i e n i n t e r n e r Arbeitsmärkte sowie e i n e Reihe von Schutzbestimmungen s t e h e n d a b e i o f t , wie oben im e i n z e l n e n d a r g e l e g t , einem un­
m i t t e l b a r e n und unverzüglichen A u s t a u s c h v e r f a h r e n entgegen. V i e l ­
mehr v o l l z i e h t s i c h der A u s t a u s c h i n mehreren S t u f e n und z e i t l i c h 
g e s t r e c k t , weshalb auch von, einem i n d i r e k t e n oder v e r d e c k t e n Rotationsmechanismus gesprochen wurde. A l s i n d i r e k t kann das Rota­
t i o n s v e r f a h r e n f e r n e r i n dem Sinne b e z e i c h n e t werden, daß d i e Se­
l e k t i o n d er Arbeitskräfte ab g e k o p p e l t i s t von der S e l e k t i o n der 
Arbeitsplätze b e i Betriebsänderungen; es i s t a l s o n i c h t unbedingt 
d e r j e n i g e , dessen A r b e i t s p l a t z s t i l l g e l e g t oder verändert w i r d , 
z u g l e i c h d e r j e n i g e , der e n t l a s s e n , , v e r s e t z t , höhergruppiert oder 



'abgruppiert w i r d . Dafür sorgen i n t e r n e A l l o k a t i o n s r e g e l n , d i e 
t e i l s a u f b e t r i e b l i c h e I n t e r e s s e n , t e i l s a u f S c h u t z r e g e l u n g e n für 
d i e Arbeitnehmer zurückgehen. Da auch i n e i n e r größeren Z a h l von 
B e t r i e b e n , d i e am Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms b e t e i l i g t wa­
r e n , der P e r s o n a l b e s t a n d rückläufig war und i n e t l i c h e n Fällen 
größere P e r s o n a l a b b a u a k t i o n e n im Gange oder g e p l a n t waren, d a r f 
angenommen werden, daß d o r t S e l e k t i o n s p r o z e s s e für Aussonderungen 
n i c h t ohne Relevanz waren. 

Gleichgültig, ob d i e b e t r i e b l i c h e n Auswahlentscheidungen E n t l a s ­
sungen, Umsetzungen oder Beförderungen b e t r e f f e n , müssen s i e von 
der B e l e g s c h a f t a l s einigermaßen g e r e c h t empfunden und a k z e p t i e r t 
werden. A n d e r n f a l l s drohen K o n f l i k t e zwischen A r b e i t n e h m e r n bzw. 
i h r e n V e r t r e t u n g e n und der Geschäftsleitung. Die P e r s o n a l e n t ­
scheidungen dürfen n i c h t i n den Geruch des Willkürlichen, Zufäl­
l i g e n , S u b j e k t i v e n g e l a n g e n , sondern müssen " o b j e k t i v " w i r k e n , 
n a c h v o l l z i e h b a r , r e g e l h a f t ; k u r z , s i e müssen l e g i t i m e r s c h e i n e n 
und l e g i t i m i e r b a r s e i n . 

Sowohl für den I n f o r m a t i o n s g e w i n n über E n t w i c k l u n g s p o t e n t i a l und 
o p t i m a l e Nutzung von Arbeitskräften a l s auch für.die L e g i t i m a t i o n 
von P e r s o n a l e n t s c h e i d u n g e n können b e t r i e b l i c h e Q u a l i f i z i e r u n g s -
maßnahmen a l s w e r t v o l l e s H i l f s i n s t r u m e n t d i e n e n . Das Durchstehen 
von und das Abschneiden b e i d e r a r t i g e n Maßnahmen können aus Managementsicht den d e r z e i t i g e n oder zukünftigen "Wert" des A r b e i t ­
nehmers für den B e t r i e b s i g n a l i s i e r e n . Dem kommt z u s t a t t e n , daß 
d i e Teilnahme und der E r f o l g b e i Qualifizierungsmaßnahmen auch 
für d i e Arbeitnehmer s e l b e r e i n w e i t h i n a k z e p t i e r t e s , q u a s i ob­
j e k t i v e s , a l s " g e r e c h t " empfundenes K r i t e r i u m der S e l e k t i o n g i l t . 
Der Bezug a u f Q u a l i f i z i e r u n g i n d i z i e r t , daß* P e r s o n a l e n t s c h e i d u n ­
gen an der i n d i v i d u e l l e n L e i s t u n g oder dem Leistungsvermögen oder 
Können o r i e n t i e r t s i n d und l e i s t u n g s k o n f r o m v o l l z o g e n werden, da­
he r s i n d s i e i n a l l e r Reigel. wenig konfliktträchtig. 



c) Konsequenzen der 6fféhtliehen Förderung 

Di e L e g i t i m a t i o n s k r a f t b e t r i e b l i c h a u f 
der B a s i s von Q u a l i f i z i e r u n g k a n n , g e s t e i g e r t werden, wenn es 
s i c h ; wie im F a l l e d er Maßnahmen des Schwerpunkts 1 des Sonder­
programms, um Öffentliche g e f o r d e r t e Maßnahmen h a n d e l t , d i e auch 
von der b e t r i e b l i c h e n A r b e i t n e h m e r v e r t r e t u n g befürwortet werden, 
j a von i h r zum T e i l s o g a r g e f o r d e r t oder gar i n i t i i e r t wurden. 
Beweisen doch d i e s t a a t l i c h e Förderung und das P l a z e t des Betriebsrates, daß d i e Maßnahmen auch.ubergeordneten bzw. a r b e i t ­
nehmerbezogenen I n t e r e s s e n d i e n e n . 

Es s o l l h i e r n i c h t grundsätzlich b e s t r i t t e n werden, daß über Qualifizierungsmaßnahmen . . s i n n v o l l e , sowohl dem A r b e i t g e b e r - wie auch 
dem A r b e i t n e h m e r i n t e r e s s e d i e n l i c h e A l l o k a t i o n s e n t s c h e i d u n g e n ge­
t r o f f e n werden können; es i s t l e g i t i m für den B e t r i e b , s e i n e Qua­
l i f i k a t i o n s r e s e r v e n so gut wie möglieh:'zu n u t z e n , s i e zu v e r b e s ­
s e r e n und f a l s c h e Arbeitsplätzzuweisungen zu k o r r i g i e r e n . Ebenso 
l e g i t i m i s t es für d i e A r b e i t n e h m e r , j e w e i l s den A r b e i t s p l a t z an-* 
z u s t r e b e n , der den ei g e n e n Wünschen, Neigungen und Fähigkeiten am 
ehe s t e n g e r e c h t w i r d . Fragwürdig w i r d i n d e s s e n d i e S e l e k t i o n a u f 
der Grundlage von Qualifizierungsmaßnahmen dann, wenn d i e B e t e i ­
l i g u n g bzw. das E r g e b n i s von Maßnahmen a l s ausschließliche K r i t e ­
r i e n für d i e C h a n c e n z u t e i l u n g a u f dem;internen A r b e i t s m a r k t h e r ­
angezogen werden. D i e s wäre u n t e r L e i s t u n g s g e s i c h t s p u n k t e n a l l e n ­
f a l l s dann zu rechtfertigen¿ wenn¿die; Zugangschancen z u r Förde­
rung tatsächlich i n etwa g l e i c h wärenvund wenn Leistungsfähigkeit 
und B i l d u n g s b e t e i l i g u n g bzw. - e r f o l g , i n einem sehr engen Zusam­
menhang stünden. D i e s i s t j e d o c h keineswegs immer d e r F a l l . W ir 
w i s s e n , daß b i l d u n g s f e r n e r e , ältere, s p e z i f i s c h q u a l i f i z i e r t e A r ­
beitskräfte im a l l g e m e i n e n m i t größeren Problemen b e i Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen k o n f r o n t i e r t s i n d , ohne daß d a b e i i h r e P r o d u k t i v i ­
tät oder M o t i v a t i o n n o t w e n d i g e r w e i s e g e r i n g e r s e i n müssen. S e l b s t 
gemessen an e i n z e l b e t r i e b l i c h e r Rationalität s i n d demnach Auswahlentscheidungen, d i e se h r s t a r k an der Qualifizierungsteilnahme an s e t z e n , n i c h t unbedingt o p t i m a l . 



W e i t e r h i n i s t zu bedenken, daß d i e S p a l t u n g s e r s c h e i n u n g e n , d i e 
heute im b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s m a r k t (Stamm- und R a n d b e l e g s c h a f t ) 
oder im Ges a m t a r b e i t s m a r k t ( l e i c h t und schwer v e r m i t t e l b a r e A r ­
b e i t s k r a f t r e s e r v e ) e r k e n nbar werden, n i c h t z u l e t z t d i e Folge v e r ­
b r e i t e t e r und n a c h h a l t i g e r b e t r i e b l i c h e r S e l e k t i o n s p r o z e s s e b e i 
E i n s t e l l u n g e n , Entlassungen,. Beförderungen und Umsetzungen s i n d , 
wobei a l s E n t s c h e i d u n g s k r i t e r i e n n i c h t nur j e w e i l s d i e i n d i v i d u ­
e l l e Leistungsfähigkeit, sondern auch Gruppenmerkmale wie Ge­
s c h l e c h t , A l t e r usw. herangezogen, worden s i n d . 

A nhaltende A u s l e s e p r o z e s s e , d i e segmentbildend w i r k e n - etwa zu 
großen S t r u k t u r d i s k r e p a n z e n zwischen Beschäftigten und A r b e i t s ­
l o s e n führen - haben l a n g f r i s t i g , gesehen n e g a t i v e Auswirkungen 
auf d i e Funktionsfähigkeit, von. Arbeitsmärkten. S i e verhärten 
n i c h t nur U n g l e i c h g e w i c h t s l a g e n , sondern entwerten auch vorhande­
ne Arbeitskräftereserven. S i e v e r l e t z e n :,öffentliche wie auch -
auf l a n g e S i c h t - e i n z e l w i r t s c h a f t l i c h e A r b e i t s m a r k t i n t e r e s s e n , 
indem s i e d i e e x t e r n e n Bedingungen für d i e Versorgung m i t q u a l i ­
f i z i e r t e m P e r s o n a l v e r s c h l e c h t e r n . 

öffentliche Förderung b e t r i e b s i n t e r n e r Q u a l i f i z i e r u n g muß f o l g ­
l i c h auch danach b e u r t e i l t werden, welche Auswirkungen von i h r 
auf d i e P o l i t i k b e t r i e b l i c h e r P e r s o n a l s e l e k t i o n ausgeht. Führt 
s i e z ur Veränderung der b e t r i e b l i c h e n A u s l e s e p o l i t i k ? Öder sank­
t i o n i e r t s i e l e d i g l i c h d i e b i s h e r i g e P o l i t i k ? S c h l i m m s t e n f a l l s 
e r l e i c h t e r t oder b e s c h l e u n i g t s i e A u s l e s e p r o z e s s e , d i e , nach r e i n 
e i n z e l w i r t s c h a f t l i c h e n Rentabilitätskriterien g e s t e u e r t , d i e 
Funktionsfähigkeit des G e s a m t a r b e i t s m a r k t s beeinträchtigen; zum 
B e i s p i e l d a durch, daß über Q u a l i f i z i e r u n g s b e t e i l i g u n g darüber 
e n t s c h i e d e n w i r d , wer a u s g e g l i e d e r t w i r d und wer n i c h t - damit 
w i r d N i c h t b e t e i l i g u n g zum Negativmerkmal. Förderungsmaßnahmen, 
d i e d i e s e n E f f e k t e r z i e l e n oder- ; zumindest, begünstigen, wären im 
Sinne der Z i e l s e t z u n g e n öffentilcher A r b e i t s m a r k t p o l i t i k a l s be­
d e n k l i c h , wenn n i c h t k o n t e r i n t e n t i o n a l e i n z u s t u f e n . Denn. Z i e l s e t ­
zung öffentlicher P o l i t i k i s t es j a , n e g a t i v e , d.h. i n . d i e s e m 
F a l l d i e Arbeitsmarktchancen b e n a c h t e i l i g t e r Gruppen des A r b e i t s -
markts b e l a s t e n d e A l l o k a t i o n s - und V e r t e i l u n g s w i r k u n g e n zu v e r ­
meiden bzw. zu k o r r i g i e r e n . 



Öffentliche A r b e i t s m a r k t p o l i t i k h at b i s l a n g weitgehend da r a u f 
v e r z i c h t e t , i n d i r e k t e r Weise i n b e t r i e b l i c h e A l l o k a t i o n s p o l i t i k 
zu i n t e r v e n i e r e n . Zwar s i n d m it b e r u f l i c h e n Fördermaßnahmen - von 
den Einarbeitungszuschüssen abgesehen - j e w e i l s bestimmte Q u a l i ­
f i z i e r u n g s z i e l e , -formen und - i n h a l t e verbunden, doch s t e h t es im 
B e l i e b e n des e i n z e l n e n B e t r i e b s , ob e r s i c h d i e s e Förderung zu­
nutze macht. Zudem ergeben s i c h aus e i n e r Inanspruchnahme der 
Förderung durch d i e B e t r i e b e k e i n e u n m i t t e l b a r e n oder zwingenden 
Fo l g e n für den Arbeitskräfteeinsatz. Natürlich g i b t es e i n e ganze 
Reihe von g e s e t z l i c h e n bzw. a d m i n i s t r a t i v e n Regelungen, d i e d i e 
b e t r i e b l i c h e Arbeitskräftepolitik zum B e i s p i e l im B e r e i c h des 
Kündigungs- und A r b e i t s s c h u t z e s t a n g i e r e n ; doch zumeist l e g e n 
d i e s e bestimmte Prozeduren f e s t , n i c h t aber i n h a l t l i c h e Vorgaben, 
an denen B e t r i e b e s i c h zu o r i e n t i e r e n hätten. 

Auch im Sonderprogramm wurde davon abgesehen, d i e Förderung von 
i n n e r b e t r i e b l i c h e r Q u a l i f i z i e r u n g m i t irgendwelchen. Bedingungen 
für d i e Arbeitskräftenutzung zu verknüpfen, von denen h e r s i c h 
R i c h t l i n i e n für b e t r i e b l i c h e A u s w a h l p o l i t i k ergeben könnten und 
d i e dann wiederum a l s Bewertungsmaßstab für e i n e B e u r t e i l u n g der 
Förderung herangezogen werden könnten. D i e B e g l e i t f o r s c h u n g i s t 
von daher genötigt, s e l b s t e i n e Reihe von K r i t e r i e n zu benennen 
bzw. zu e n t w i c k e l n , nach denen b e u r t e i l t werden kann, wie s i c h 
d i e Fördermaßnahmen aus dem B l i c k w i n k e l von Arbeitskräfteselek­
t i o n und - a l l o k a t i o n a u s g e w i r k t haben. 

Für e i n e B e u r t e i l u n g der S e l e k t i o n s p r o z e s s e aus a r b e i t s m a r k t p o l i ­
t i s c h e r S i c h t i s t bedeutsam, nach welchen K r i t e r i e n d i e T e i l n e h ­
mer an den Maßnahmen des Sonderprogramms ausgewählt werden und 
wer im e i n z e l n e n d i e Auswahlentscheidungen g e t r o f f e n h a t . F e r n e r : 
Für welchen Zweck und m i t welchem Z i e l wurde ausgewählt? In w i e ­
w e i t wurden zum B e i s p i e l Maßnahmen d i r e k t oder i n d i r e k t z u r Se­
l e k t i o n für Beförderungen oder für e i n e n P e r sonalabbau e i n g e ­
s e t z t ? 

Es i s t unschwer zu erkennen, daß d i e e m p i r i s c h e Untersuchung d i e ­
s e r Fragen auf e i n e Reihe von o b j e k t i v e n S c h w i e r i g k e i t e n stößt; 
v o r a l l e m dann, wenn d i e p e r s o n e l l e n Folgewirkungen häufig v e r -



d e c k t s i n d und i n mehreren S t u f e n v e r l a u f e n und von daher auch 
nur i n längeren Zeiträumen genauer i n E r f a h r u n g zu b r i n g e n s i n d . 
Zudem i s t es n i c h t l e i c h t , im k o n k r e t e n F a l l a u s e i n a n d e r z u h a l t e n , 
i n w i e w e i t d i e Maßnahme Q u a l i f i z i e r u n g s z w e c k e n und i n w i e w e i t s i e 
S e l e k t i o n s z i e l e n g e d i e n t h a t . Diese D i f f e r e n z i s t den Ve r a n t w o r t ­
l i c h e n ( s o w e i t s i e überhaupt für b e i d e E n t s c h e i d u n g s b e r e i c h e zu­
ständig s i n d ) häufig n i c h t oder n i c h t u n m i t t e l b a r bewußt; o f t 
w i r d s i e e r s t im n a c h h i n e i n - etwa b e i bestimmten b e t r i e b l i c h e n 
Veränderungen - d e u t l i c h . 

Auch wenn s i c h d i e e m p i r i s c h e Beantwortung der h i e r g e s t e l l t e n 
Frage a l s s c h w i e r i g e r w e i s t und unzulänglich b l e i b t , so s i n d doch 
Auswahlentscheidungen für den Arbeitsmarktprozeß von so w e i t r e i ­
chender Bedeutung, daß von e i n e r B e l e u c h t u n g d i e s e r P r o b l e m a t i k 
n i c h t abgesehen werden kann. 

d) S e l e k t i o n s e f f e k t e i n Maßnahmebetrieben 

Teilnehmerauswahl 

Zur Beantwortung der Frage, ob und wie d i e Qualifizierungsförde­
rung im Rahmen des Sonderprogramms auf d i e b e t r i e b l i c h e A l l o k a -
t i o n s p o l i t i k e i n g e w i r k t h a t , kann man s i c h zunächst e i n m a l d i e 
Frage v o r l e g e n , wer den gefördert wurde. B e i der Zusammensetzung 
des T e i l n e h m e r k r e i s e s l a s s e n s i c h gegenüber den E r g e b n i s s e n b i s ­
h e r i g e r öffentlicher Förderung von b e r u f l i c h e r Erwachsenenbildung 
wie auch gegenüber den Weiterbildungsmaßnahmen, d i e von den Be­
t r i e b e n i n e i g e n e r Regie und auf eigene Kosten v e r a n s t a l t e t wer­
den, doch e i n i g e bedeutsame Abweichungen f e s t s t e l l e n . 

D ie p o s i t i v e n Abweichungen von der b i s h e r i g e n Förderpraxis b e z i e ­
hen s i c h i n e r s t e r L i n i e auf d i e Un- und A n g e l e r n t e n ; s i e machen 
rund d i e Hälfte a l l e r Geförderten aus und s i n d r e l a t i v zu ihrem 
Beschäftigungsanteil i n den Maßnahmebetrieben sogar überrepräsen­
t i e r t ( I n f r a t e s t 1980, Bd. 4, S. 12 f f . ) . Auch gegenüber den 1979 
i n b e r u f l i c h e Bildungsmaßnahmen nach dem AFG neu e i n g e t r e t e n e n 
T e i l n e h m e r n , von denen 23,3 % ( b e i den Männern) bzw. 35,1 % ( b e i 
den Frauen) k e i n e B e r u f s a u s b i l d u n g h a t t e n , kann s i c h das E r g e b n i s 
des Sonderprogramms sehen l a s s e n , wenn man d i e B e t e i l i g u n g von 
Arbeitnehmern u n t e r h a l b der F a c h a r b e i t e r e b e n e a l s besonders wün-



schenswert a n s i e h t (ANBA 1980). E i n e r e c h t p o s i t i v e B i l a n z im 
Sonderprogramm z e i g t s i c h auch für d i e Ausländer, d i e , gemessen 
an ihrem Beschäftigtenanteil an der Gesamtbeschäftigung wie auch 
i n den Maßnahmebetrieben, l e i c h t überrepräsentiert s i n d . Auch im 
V e r g l e i c h z ur B e t e i l i g u n g der Ausländer an der AFG-Förderung kann 
man von einem E r f o l g sprechen. 

Um d i e p o s i t i v e n D i f f e r e n z e n zwischen Sonderprogramm und den b i s ­
h e r i g e n Weiterbildungsaktivitäten der B e t r i e b e im H i n b l i c k auf 
d i e genannten Z i e l g r u p p e n zu v e r d e u t l i c h e n , s e i e n noch einm a l E r ­
g e b n i s s e aus entsprechenden Untersuchungen r e f e r i e r t . D i e T a b e l ­
l e n 1 und 2 z e i g e n , j e w e i l s nach Beschäftigtengruppen g e g l i e d e r t , 
d i e B e t e i l i g u n g an b e t r i e b l i c h e r W e i t e r b i l d u n g . 

T a b e l l e 1: Z i e l g r u p p e n b e t r i e b l i c h e r Weiterbildungsförderung 19 75 

Teilnehmergruppen Häufigkeit der Nennungen 
i n % 

A T - A n g e s t e l l t e 55 
T e c h n i s c h e A n g e s t e l l t e 66 
Kaufmännische A n g e s t e l l t e 75 
F a c h a r b e i t e r 49 
A n g e l e r n t e 18 
U n g e l e r n t e 11 

n = 734 

Q u e l l e : I S F - B e t r i e b s e r h e b u n g 1975 
1) Mehrfachnennungen 

T a b e l l e 1 z e i g t d i e V e r t e i l u n g b e t r i e b l i c h e r Weiterbildungsförderung nach Beschäftigten- bzw. Q u a l i f i k a t i o n s g r u p p e n für e i n e r e ­
präsentative Auswahl der deutschen W i r t s c h a f t , ausgenommen d i e 
L a n d w i r t s c h a f t und d e r öffentliche S e k t o r ( v g l . Maase u.a. 1978, 
S. 171). 
Un- und A n g e l e r n t e , d i e s kann man der Übersicht entnehmen, s i n d 
s t a r k b e n a c h t e i l i g t ; wobei das U n g l e i c h g e w i c h t s i c h e r noch stär­
k e r a u s g e f a l l e n wäre, wenn man den Umfang und d i e Qualität der 
j e w e i l i g e n Maßnahmen für d i e e i n z e l n e n Gruppen berücksichtigt 
hätte. 



T a b e l l e 2 z e i g t für e i n e Auswahl von 21 Unternehmen der deutschen 
S t a h l i n d u s t r i e den A n t e i l der Beschäftigtengruppen an W e i t e r b i l ­
dungsmaßnahmen ( K o h l 1978). 
H i e r s i n d t e i l w e i s e d i e U n t e r s c h i e d e noch größer a l s b e i der Ta­
b e l l e 1. 

T a b e l l e 2: A n t e i l der Beschäftigtengruppen an 
nahmen 

Weiterbildungsmaß-

( i n % der i n der j e w e i l i g e n Gruppe 
a r b e i t e r ) 

beschäftigten M i t -

M i t a r b e i t e r g r u p p e A n t e i l an Weiterbildungsmaßnahmen 

U n g e l e r n t e 7,0 
A n g e l e r n t e 7,4 
F a c h a r b e i t e r 19,6 

A r b e i t e r insgesamt 11,8 

Kaufmännische T a r i f a n g e s t e l l t e 17,5 
T e chnische T a r i f a n g e s t e l l t e 57,1 
Kaufmännische A T - A n g e s t e l l t e 55,6 
T e c h n i s c h e A T - A n g e s t e l l t e 78,2 

A n g e s t e l l t e insgesamt 41,4 

Q u e l l e : K o h l 1978. 

Gemessen an d i e s e n V e r t e i l u n g e n s i n d d i e E r g e b n i s s e des Sonder­
programms w e i t b e f r i e d i g e n d e r , da d i e b i s h e r wenig geförderten 
Q u a l i f i k a t i o n s g r u p p e n stärker zum Zuge kamen. 

Anders hingegen s i e h t es aus, wenn man d i e B e t e i l i g u n g am Schwer­
punkt 1 nach G e s c h l e c h t und A l t e r b e t r a c h t e t . 

Frauen waren, bezogen auf i h r e n A n t e i l an der Gesamtbeschäftigung 
und i h r e n A n t e i l In den geförderten B e t r i e b e n , am Sonderprogramm 
u n t e r p r o p o r t i o n a l b e t e i l i g t . Auch d i e A l t e r s v e r t e i l u n g der Geför­
d e r t e n war e i n s e i t i g : zugunsten der Jüngeren und. zu L a s t e n der 



Älteren, wobei, wie d i e Teilnehmererhebung h e r a u s s t e l l t , i n s b e ­
sondere d i e A l t e r s g r u p p e der über 55-jährigen zu kur z kam, e i n e 
Gruppe a l s o , d i e besonders hohen D e q u a l i f i z i e r u n g s - und Wieder­
e i n g l i e d e r u n g s r i s i k e n a u s g e s e t z t i s t . Unterrepräsentiert waren 
darüber hi n a u s d i e Schwerbehinderten. 

W e i t e r d e u t e t der Befund aus der T e i l n e h m e r s t a t i s t i k d a r a u f h i n , 
daß rund zwei D r i t t e l ( i n Großbetrieben sogar d r e i V i e r t e l ) der 
Teilnehmer an den Qualifizierungsmaßnahmen mehr a l s fünf J a h r e im 
s e l b e n B e t r i e b beschäftigt waren, und daß eher M i t g l i e d e r der 
Stammbelegschaft a l s M i t g l i e d e r d er b e i Abbaumaßnahmen besonders 
bedrohten R a n d b e l e g s c h a f t e n gefördert wurden ( I n f r a t e s t 1980, Bd. 
4, S. 12) . 

Unter den Geförderten nach Schwerpunkt 1 waren jedo c h a n t e i l i g 
mehr ältere Arbeitnehmer a l s b e i s p i e l s w e i s e u n t e r den Teilnehmern 
nach der AFG-Förderung ( I n f r a t e s t 1980, Bd. 4, S. 9; ANBA 1980, 
Tab. 13, S. 18). D i e s könnte zum e i n e n damit erklärt werden, daß 
d i e Geförderten, wie eben ver m u t e t , m e h r h e i t l i c h zu den Stammbe­
l e g s c h a f t e n der B e t r i e b e zählen; es kann aber auch bedeuten, daß 
ältere Arbeitskräfte eher zu b e t r i e b s i n t e r n e n Qualifizierungsmaß­
nahmen b e i einem F o r t b e s t a n d des Beschäftigungsverhältnisses be­
r e i t s i n d , hingegen weniger zu außerbetrieblichen Maßnahmen u n t e r 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses, einem für ältere Arbeitnehmer 
besonders r i s k a n t e n U n t e r f a n g e n . 

Für e i n e Verbesserung der Beschäftigungschancen von b e n a c h t e i l i g ­
t e n Arbeitskräftegruppen i s t d i e B e t e i l i g u n g an Q u a l i f i z i e r u n g s ­
maßnahmen a l s s o l c h e noch k e i n e h i n r e i c h e n d e Bedingung. Denn w i r 
w i s s e n noch n i c h t , welches das e i g e n t l i c h e Z i e l der B e t e i l i g u n g 
war. Die Maßnahme kann sowohl auf Verbesserung der i n t e r n e n An­
p a s s u n g s k r a f t g e r i c h t e t gewesen s e i n , wie auch auf d i e bloße Vor­
s e l e k t i o n i n Zusammenhang m i t zukünftig e i n t r e t e n d e n Anpassungserfordernissen. Das b e t r i e b l i c h e I n t e r e s s e an der Maßnahme hätte 
im l e t z t e r e n F a l l n i c h t d a r i n bestanden, e i n e a k t u e l l e Q u a l i f i k a ­
tionslücke zu schließen, sondern d a r i n , g l e i c h s a m e i n e Rangord­
nung der vorhandenen Arbeitskräfte nach ihrem mutmaßlichen Anpas­
s u n g s p o t e n t i a l , d.h. e i n e Arbeitskräfteschlange zu bestimmen, m i t 
deren H i l f e dann P e r s o n a l e n t s c h e i d u n g e n b e i zukünftigen Anpas­
s u n g s s i t u a t i o n e n g e t r o f f e n werden können. Im E x t r e m f a l l könnte 
über d i e B e t e i l i g u n g e n t s c h i e d e n oder v o r e n t s c h i e d e n werden, wer 
i n e i n e A b t e i l u n g oder im B e t r i e b v e r b l e i b t und wer v e r s e t z t oder 
e n t l a s s e n w i r d . 

Die Nutzung b e t r i e b l i c h e r Qualifizierungsmaßnahmen für S e l e k ­
t i o n s z w e c k e im Rahmen des Förderungsprogramms war natürlich nur 



d o r t möglich, wo n i c h t g l e i c h s a m m i t der p e r s o n e l l e n B e t r o f f e n ­
h e i t von t e c h n i s c h - o r g a n i s a t o r i s c h e n Umstellungen d i e Auswahl der 
Q u a l i f i z i e r u n g s t e i l n e h m e r b e r e i t s mehr oder weniger f e s t g e l e g t 
oder weitgehend vorgegeben war. Da d i e s j e d o c h häufig n i c h t der 
F a l l war, gab es v i e l f a c h e r h e b l i c h e Dispositionsspielräume für 
e i n e b e t r i e b l i c h e A u s w a h l p o l i t i k , d i e auch en t s p r e c h e n d g e n u t z t 
wurden. 

I n den u n t e r s u c h t e n B e t r i e b e n l a s s e n s i c h zwei F u n k t i o n e n von 
Auswahlentscheidungen a u s e i n a n d e r h a l t e n , d i e s e l e k t i o n s p o l i t i s c h 
bedeutsam s i n d : 

o Zum e i n e n gab es d i e S i t u a t i o n , b e i der aus e i n e r größeren Z a h l 
von B e l e g s c h a f t s m i t g l i e d e r n d i e j e n i g e n für d i e Teilnahme an den 
Fördermaßnahmen herausgezogen wurden, d i e nach Einschätzung des 
Managements - zum T e i l auch nach A n s i c h t der A r b e i t n e h m e r v e r ­
t r e t u n g - mit größter W a h r s c h e i n l i c h k e i t neu entstehende Aufga­
ben am ehesten m e i s t e r n würden. Es waren häufig d i e j e n i g e n , d i e 
s i c h b i s l a n g schon bewährt h a t t e n oder auch b e i früheren Qualifizierungsmaßnahmen s i c h a u s g e z e i c h n e t h a t t e n . In diesem F a l l 
kann man von e i n e r Auswahl für d i e Maßnahme sp r e c h e n , wobei d i e 
E n t s c h e i d u n g s g r u n d l a g e zumeist im b i s h e r i g e n A r b e i t s - und L e i ­
s t u n g s v e r h a l t e n des Arbei t n e h m e r s l i e g t . 

o E i n e n z w e i t e n Typ von Auswahlentscheidungen oder Entscheidungen 
mit möglichen S e l e k t i o n s f o l g e n kann man a l s Auswahl nach dem 
E r f o l g der Teilnahme an der Maßnahme b e z e i c h n e n . Es w i r d vom 
Durchstehen der Qualifizierungsmaßnahme, vom Bestehen e i n e r 
Prüfung oder von e i n e r i n t e r n e n Bewertung des L e r n e r f o l g s ab­
hängig gemacht, wie es um d i e Beschäftigungsaussichten auf dem 
b e t r i e b s i n t e r n e n A r b e i t s m a r k t für d i e B e t r o f f e n e n s t e h t bzw. 
für welche Arbeitsplätze s i e i n Frage kommen. Der Q u a l i f i z i e ­
r u n g s e r f o l g w i r d a l s o h i e r i n s t r u m e n t e n , n i c h t so sehr f i n a l 
für S e l e k t i o n s z w e c k e e i n g e s e t z t . Es geht primär darum zu e r f a h ­
r e n , wie s i c h v e r m u t l i c h der Teil n e h m e r i n zukünftigen S i t u a ­
t i o n e n m it A n p a s s u n g s e r f o r d e r n i s s e n bewähren w i r d oder auch 
darum zu d e m o n s t r i e r e n , daß b e i der Auswahl i n r a t i o n a l e r , 
überprüfbarer Weise vorgegangen w i r d . 



Der Zusammenhang zwisc h e n der B e t e i l i g u n g an Qualifizierungsmaß­
nahmen und d e r z e i t i g e n oder zukünftigen A u s w a h l e r f o r d e r n i s s e n i s t 
u n t e r s c h i e d l i c h d i r e k t und für d i e B e t e i l i g t e n u n t e r s c h i e d l i c h 
erkennbar. Häufig w i r d g l e i c h s a m nur v o r s o r g l i c h m i t H i l f e von 
Maßnahmen u n t e r den Tei l n e h m e r n d i f f e r e n z i e r t , e i n e P r a x i s , d i e 
b e i der b e t r i e b l i c h e n Nachfolgeplanung., i n s b e s o n d e r e b e i Ange­
s t e l l t e n und Führungskräften, i n größeren B e t r i e b e n s e i t J a h r e n 
üblich i s t . G e l e g e n t l i c h i s t es aber auch o f f e n s i c h t l i c h und den 
B e t e i l i g t e n bewußt, daß m i t der Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen mehr oder weniger über i h r zukünftiges Beschäftigungs­
s c h i c k s a l im B e t r i e b e n t s c h i e d e n w i r d . I n e i n e r größeren Z a h l von 
Förderungsfällen In unseren U n t e r s u c h u n g s b e t r i e b e n war d i e Ver­
s e t z u n g auf e i n e n b e g e h r t e n A r b e i t s p l a t z oder der b e r u f l i c h e Auf­
s t i e g , etwa i n e i n e V o r g e s e t z t e n p o s i t i o n , u n m i t t e l b a r an d i e e r ­
f o l g r e i c h e Beendigung e i n e r F o r t b i l d u n g oder s o n s t i g e n Qualifizierungsmaßnahme geknüpft. Auch b e i n e g a t i v e n Personalmaßnahmen -
b e i P ersonalabbau oder A b g r u p p i e r u n g - wurde der I n s t r u m e n t c h a ­
r a k t e r der Q u a l i f i z i e r u n g s b e t e i l i g u n g den B e t r o f f e n e n d e u t l i c h . 

Die b e t r o f f e n e n A r b e i t n e h m e r r e a g i e r t e n , s o w e i t i h n e n der S e l e k ­
t i o n s c h a r a k t e r der Maßnahme bewußt war, häufig i n zwiespältiger 
Weise: E i n e r s e i t s sahen s i e , wie s i e durch Q u a l i f i z i e r u n g mögli­
ch e r w e i s e den Bedrohungen aus dem Weg gehen konnten, d i e a l s F o l ­
ge von Betriebsänderungen zu erwarten s i n d ; a n d e r e r s e i t s fürchte­
t e n s i e , daß b e i ungenügendem Q u a l i f i z i e r u n g s e r f o l g d e r Beweis 
für i h r e "Unfähigkeit" zu b e r u f l i c h e r Anpassung e r b r a c h t s e i und 
s i c h damit i h r e zukünftige Beschäftigungslage m i t e i n i g e r S i c h e r ­
h e i t v e r s c h l e c h t e r n würde. 

In einem B e t r i e b , i n dem e i n e umfassende U m s t e l l u n g auf e i n neu­
e s , t e c h n i s c h w e i t f o r t g e s c h r i t t e n e s Produkt v o l l z o g e n wurde, 
h a t t e s i c h s c h n e l l herumgesprochen, daß d i e j e n i g e n i h r e n Job v e r ­
l i e r e n würden, d i e s i c h n i c h t an den Qualifizierungsmaßnahmen be­
t e i l i g t e n . D a r a u f h i n s e t z t e e i n großer Andrang auf d i e Teilnahme 
e i n ; d a r u n t e r auch b e i den m e i s t e n Ausländern, d i e befürchteten, 
ohne Umschulung n i c h t nur i h r e n A r b e i t s p l a t z b e i der Firma zu 
v e r l i e r e n , sondern auch i n d i e Heimatländer zurückgeschickt zu 
werden. 



j Q u a l i f i z i e r u n g s z w e c k und p e r s o n e l l e Folgewirkungen 

Wie g e s a g t , aus der B e t e i l i g u n g an Fördermaßnahmen der Q u a l i f i ­
z i e r u n g an s i c h läßt s i c h noch n i c h t d e f i n i t i v schließen, welche 
Konsequenzen d i e Maßnahmen für den b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s m a r k t , 
für d i e Q u a l i f i z i e r u n g s s t r u k t u r oder für d i e Teilnehmer haben. 
Die B e t e i l i g u n g von chancengeminderten Arbeitskräften bzw. M i t ­
g l i e d e r n von a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h e n Z i e l g r u p p e n i s t a l s s o l c h e 
noch k e i n h i n r e i c h e n d e r B e l e g für e i n e Maßnahme m i t p e r s o n a l -
bzw. a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h p o s i t i v e m E f f e k t . Man muß im e i n z e l n e n 
danach f o r s c h e n , wozu d i e Maßnahme d i e n t e und welche p e r s o n e l l e n 
Wirkungen damit verbunden waren. 

I n e i n e r e r h e b l i c h e n Z a h l von Fällen waren d i e Maßnahmen m i t ak­
t u e l l e n oder g e p l a n t e n Beförderungen bzw. b e r u f l i c h e m A u f s t i e g im 
B e t r i e b verbunden. Aus d e r Teilnehmererhebung w i s s e n w i r , daß das 
Management i n rund der Hälfte a l l e r Förderfälle, vorwiegend b e i 
langdauernden Maßnahmen und s o l c h e n , d i e m i t e i n e r Z e r t i f i z i e r u n g 
e ndeten, mit e i n e r Höhergruppierung der Teilnehmer r e c h n e t e . Re­
l a t i v häufig wurden d i e T e i l n e h m e r nach A b s o l v i e r u n g der Maßnahme 
V o r a r b e i t e r oder W e r k s p o l i e r e oder a n d e r w e i t i g e V o r g e s e t z t e oder 
erwarben zumindest e i n e A n w a r t s c h a f t für s o l c h e P o s i t i o n e n . I n 
e i n i g e n Fällen wurde n i c h t nur e i n Anspruch auf A u f s t i e g e r t e i l t 
oder erweckt, sondern über das E r f o l g s e r g e b n i s auch d i e Reihen­
f o l g e für den A u f s t i e g i n V o r g e s e t z t e n p o s i t i o n e n f e s t g e l e g t . 

I n einem e l e k t r o t e c h n i s c h e n Gerätewerk wurde m i t H i l f e d er Lohn­
kostenzuschüsse für " S o n s t i g e Qualifizierungsmaßnahmen" e i n e grö­
ßere Z a h l von a n g e l e r n t e n P r o d u k t i o n s a r b e i t e r i n n e n i n einem a c h t ­
monatigen Kurs zu E i n r i c h t e r i n n e n q u a l i f i z i e r t . Da d i e E i n r i c h t e ­
r i n n e n i n dem B e t r i e b z u g l e i c h m i t dem P e r s o n a l e i n s a t z , d e r Pro­
d u k t i o n s k o n t r o l l e , der Regelung der M a t e r i a l z u f u h r und k l e i n e n 
R e p a r a t u r e n i n i h r e n A b t e i l u n g e n b e t r a u t s i n d , s i n d s i e der un­
t e r s t e n Führungsschicht - d e r j e n i g e n u n t e r h a l b der M e i s t e r - zu­
zurechnen. D i e s e P o s i t i o n e n wurden vordem m e h r h e i t l i c h von männ­
l i c h e n F a c h a r b e i t e r n ausgefüllt. Für d i e Qualifizierungsmaßnahme 
h a t t e n s i c h d o p p e l t s o v i e l e Frauen beworben, wie Teilnehmerplätze 
b e r e i t g e s t e l l t wurden. Die S e l e k t i o n e r f o l g t e über e i n e n psycho­
l o g i s c h e n E i g n u n g s t e s t , aus dem d i e "Besten" für den Kurs genom­
men wurden. Die M e i s t e r hingegen waren an der Auswahl n i c h t be­
t e i l i g t , da s i e nur m i t W i d e r w i l l e n b e r e i t waren, gute Kräfte aus 
i h r e n A b t e i l u n g e n für d i e Fördermaßnahmen und für den e v e n t u e l l e n 
späteren E i n s a t z i n anderen A r b e i t s b e r e i c h e n abzugeben. 



Für d i e T e i l n e h m e r i n n e n bedeutete e i n e e r f o l g r e i c h e A b s o l v i e r u n g 
der Maßnahme i n p r a k t i s c h a l l e n Fällen b e r u f l i c h e n A u f s t i e g . 
S e l b s t d i e j e n i g e n , d i e n i c h t s o f o r t nach dem Kurs auf e i n e n E i n ­
r i c h t e r p l a t z kamen, s i n d auf ähnlieh a n s p r u c h s v o l l e und e n t l o h n t e 
P o s i t i o n e n g e s e t z t worden (z.B. auf Arbeitsplätze im Prüffeld), 
m i t der Z u s i c h e r u n g , daß s i e Vorrang b e i der Besetzung später 
f r e i werdender Einrichterplätze hätten.. Im übrigen e r h i e l t e n s i e 
e i n vom Präsidenten des L a n d e s a r b e i t s a m t s u n t e r z e i c h n e t e s Z e r t i ­
f i k a t , das auch für entsprechende A r b e i t s g e l e g e n h e i t e n außerhalb 
des Werks verwendbar i s t . Im g l e i c h e n Werk wurden auch Maßnahmen 
des Schwerpunkts 1 für d i e A u s b i l d u n g zum I n d u s t r i e m e i s t e r , F e r ­
t i g u n g s p l a n e r und T e c h n i k e r durchgeführt, a l s o durchweg Maßnah­
men, d i e e i n e n b e r u f l i c h e n A u f s t i e g zum Z i e l h a t t e n . 

I n e i n e r Reihe von B e t r i e b e n wurden (ausschließlich " S o n s t i g e " ) 
Qualifizierungsmaßnahmen a l s V o r q u a l i f i z i e r u n g bzw. T e s t q u a l i f i ­
z i e r u n g für später anschließende b e r u f l i c h e Bildungsgänge her a n ­
gezogen, etwa zu e i n e r F a c h a r b e i t e r - A u s b i l d u n g . Es g i n g darum, 
aus d i e s e r Teilnahme Rückschlüsse d a r a u f zu gewinnen, wer u n t e r 
den Teilnehmern m i t w e l c h e r W a h r s c h e i n l i c h k e i t d i e spätere an­
s p r u c h s v o l l e r e Bildungsmaßnahmen bewältigen würde. 

So s e t z t e e i n C h e m i e b e t r i e b , der a k t u e l l e n und auch für d i e w e i ­
t e r e Zukunft hohen F a c h a r b e i t e r b e d a r f r e g i s t r i e r t e , " S o n s t i g e 
Maßnahmen" g e z i e l t dafür e i n , u n t e r den A n g e l e r n t e n möglichst sy­
s t e m a t i s c h das R e s e r v o i r an "facharbeiterfähigen" B e l e g s c h a f t s ­
m i t g l i e d e r n a u s z u l o t e n und h e r a u s z u f i l t e r n . Die Teilnehmer wurden 
im Rahmen der Maßnahmen b e r e i t s m i t t h e o r e t i s c h e m Grundlagenwis­
sen i n Chemie k o n f r o n t i e r t , um zu.sehen, w i e w e i t s i e e i n e r späte­
r e n t h e o r i e i n t e n s i v e n V o l l a u s b i l d u n g z u r F a c h k r a f t genügen könn­
t e n . 

Zum T e i l muß man d i e geförderten Qualifizierungsmaßnahmen auch 
a l s A b s c h n i t t bzw. S t u f e von m e h r s t u f i g e n Q u a l i f i z i e r u n g s p r o g r a m ­
men oder -Sequenzen sehen, wobei s i e dann entweder d i e Eingangs­
s t u f e oder auch e i n e d e r Z w i s c h e n s t u f e n i n einem s e i t längerem 
p r a k t i z i e r t e n Q u a l i f i z i e r u n g s g a n g b i l d e t e n , etwa b e i f o r m a l i s i e r ­
t e n A n l e r n q u a l i f i z i e r u n g e n . 

So wurde i n einem Unternehmen der E i s e n - und S t a h l i n d u s t r i e be­
r e i t s s e i t längerem v e r s u c h t , d i e b i s l a n g naturwüchsige Anlernung 
für Produktionstätigkeiten zu s y s t e m a t i s i e r e n . W e s e n t l i c h war da­
b e i z w e i e r l e i : E r s t e n s e x i s t i e r t e für e i n z e l n e Arbeitsplätze e i n 
Minimum an v o r s t r u k t u r i e r t e n , o r g a n i s i e r t e n Voraussetzungen 
( s c h r i f t l i c h e U n t e r l a g e n , benanntes ausgewähltes Betr e u u n g s p e r s o ­
n a l ) . Zweitens bestanden v e r b i n d l i c h e V o r s t e l l u n g e n über d i e 
s i n n v o l l e A b f o l g e v e r s c h i e d e n e r Tatigkeiten/Arbeitsplätze, auf 
d i e i n b e s a g t e r Form v o r b e r e i t e t wurde, s e i es z u r h o r i z o n t a l e n 



A n r e i c h e r u n g , s e i es z u r v e r t i k a l e n b e r u f l i c h e n E n t w i c k l u n g . E i ­
n i g e der Programm-Maßnahmen des Unternehmens bezogen s i c h nun auf 
d i e s e b e r e i t s a n g e l e g t e n Muster t e i l w e i s e " b e s o n d e r t e r " Q u a l i f i ­
z i e r u n g s p r o z e s s e . 

E i n w e i t e r e r T e i l d e r Maßnahmen s o l l t e zum Erwerb von S p e z i a l q u a -
l i f i k a t i o n e n führen, d i e zu e i n e r von der früheren Tätigkeit ab­
gehobenen oder zu e i n e r g l e i c h a r t i g e n , j e d o c h höherwertigen bzw. 
höher e i n g e s t u f t e n Tätigkeit hinführten. Für d i e s e Maßnahmen wur­
de i n den me i s t e n Fällen auf der Grundlage b i s h e r i g e r Q u a l i f i k a ­
t i o n und M o t i v a t i o n u n t e r B e l e g s c h a f t s m i t g l i e d e r n ausgewählt, i n 
e i n i g e n Fällen wurden auch E i g n u n g s t e s t s angewendet. T y p i s c h e 
B e i s p i e l e dafür s i n d K u r s e , d i e zum Spezialschweißer führen. 
Hierfür wurden i n der Regel d i e j e n i g e n herausgezogen, d i e j e w e i l s 
nach A n s i c h t der V o r g e s e t z t e n (zum T e i l auch des B e t r i e b s r a t s ) 
m i t größter W a h r s c h e i n l i c h k e i t den Kurs e r f o l g r e i c h a b s o l v i e r e n 
würden oder s i c h b e r e i t s a l s Spitzenkräfte h e r v o r g e t a n h a t t e n . 

I n mehreren u n s e r e r U n t e r s u c h u n g s b e t r i e b e mußten F a c h a r b e i t e r 
oder F a c h a r b e i t e r n g l e i c h g e s t e l l t e Kräfte für höhere f a c h l i c h e 
Anforderungen a u s g e b i l d e t werden. I n wachsendem Umfang s t e l l t e n 
A u f t r a g g e b e r wie d i e Deutsche Bundesbahn oder der S t e i n k o h l e n ­
bergbau an d i e auftragnehmenden Firmen höchste Qualitätsansprüche 
b e i den auszuführenden A r b e i t e n . T y p i s c h dafür waren etwa A r b e i ­
t e n von B l e c h - und Rohrschweißern für U n t e r t a g e - T r a n s p o r t s y s t e m e , 
für d i e d i e g e s e t z l i c h e n S i c h e r h e i t s b e s t i m m u n g e n verschärft wor­
den waren. 

Umsetzungen von P e r s o n a l i n n e r h a l b oder zwischen A b t e i l u n g e n , zum 
T e i l auch zwischen B e t r i e b e n i n Unternehmen m i t mehreren A r b e i t s ­
stätten, waren das p e r s o n a l p o l i t i s c h e Z i e l v o r a l l e m d o r t , wo A r ­
beitskräfte durch t e c h n i s c h - o r g a n i s a t o r i s c h e Veränderungen f r e i ­
g e s e t z t wurden. I n v i e l e n Fällen, i n denen d i e s e A u s g a n g s s i t u a ­
t i o n gegeben war, wurden tatsächlich d i e j e n i g e n B e l e g s c h a f t s m i t ­
g l i e d e r i n d i e Q u a l i f i z i e r u n g e i n b e z o g e n , d i e von der U m s t e l l u n g 
erfaßt wurden; e i n E r g e b n i s , wie es den Programmintentionen e n t ­
s p r i c h t . 

Die S e l e k t i o n s f r e i h e i t des B e t r i e b s war h i e r b e i durch den Förde­
rungsanlaß eingeschränkt. E i n Auswählen aus dem F r e i g e s e t z t e n p o o l 
für Qualifizierungsmaßnahmen war nur d o r t möglich, wo n i c h t a l l e 



der B e t r o f f e n e n an der Q u a l i f i z i e r u n g b e t e i l i g t wurden bzw. wer­
den konnten. 

I n e i n i g e n der von uns u n t e r s u c h t e n Fälle wurde d e u t l i c h , daß das 
Management, hätte es völlig f r e i e Hand für d i e Bestimmung der Umzusetzenden gehabt, n i c h t i n jedem F a l l e d i e von Anpassungsvor­
gängen b e t r o f f e n e n A r b e i t n e h m e r für d i e R e q u a l i f i z i e r u n g ausge­
wählt hätte, sondern andere Personen, d i e für d i e neuen A r b e i t s ­
plätze g e e i g n e t e r e r s c h i e n e n . 

I n e i n i g e n wenigen Fällen war d i e Qualifizierungsmaßnahme mit 
Versetzungen auf andere Arbeitsplätze verbunden, d i e n i e d r i g e r 
bewertet waren oder-das R i s i k o von Lohneinbußen m i t s i c h b r a c h ­
t e n . 

Zum T e i l waren d i e s e p e r s o n e l l e n Folgewirkungen unverzüglich nach 
Beendigung der Maßnahme g e p l a n t , zum T e i l aber e r s t für e i n e n 
späteren, n i c h t genau absehbaren Z e i t p u n k t vorgesehen. B e i den 
B e t r o f f e n e n h a n d e l t e es s i c h eher um e i n e N e g a t i v a u s l e s e , da d i e 
Wettbewerbsstarken Arbeitskräfte den drohenden Statusminderungen 
durch Abwanderung zuvorkamen. 

I n einem Unternehmen der m e t a l l v e r a r b e i t e n d e n I n d u s t r i e wurde der 
Maschinenbau e i n g e s t e l l t , wodurch d i e d o r t beschäftigten Fachar­
b e i t e r (hauptsächlich Werkzeugmacher und M a s c h i n e n s c h l o s s e r ) 
f r e i g e s e t z t wurden. Da längerfristig d i e Weichen auf P e r s o n a l a b ­
bau g e s t e l l t waren und wenig a k t u e l l e r P e r s o n a l b e d a r f b e s t a n d , 
waren für d i e F r e i g e s e t z t e n wenig g l e i c h w e r t i g e Beschäftigungsge­
l e g e n h e i t e n im B e t r i e b vorhanden. E i n größerer T e i l i n s b e s o n d e r e 
der jüngeren F a c h a r b e i t e r entschloß s i c h d a r a u f h i n , zu kündigen 
und i n e i n e andere Region m i t r e l a t i v guten Beschäftigungsaus­
s i c h t e n für Q u a l i f i z i e r t e abzuwandern - wodurch d i e ohnehin schon 
a l t e r s l a s t l g e Beschäftigungsstruktur w e i t e r v e r s c h l e c h t e r t wurde. 

Die v e r b l e i b e n d e n f r e i g e s e t z t e n F a c h a r b e i t e r wurden nach e i n e r 
B e t e i l i g u n g an mehrwöchigen " S o n s t i g e n Qualifizierungsmaßnahmen" 
auf Angelerntenarbeitsplätze i n der P r o d u k t i o n v e r s e t z t , a l s o 
p r a k t i s c h zu P r o d u k t i o n s a r b e i t e r n a b " q u a l i f i z i e r t " . Wie w e i t g e ­
hend für d i e B e t r o f f e n e n aufgrund der V e r s e t z u n g nach A b l a u f der 
einjährigen L o h n a u s g l e i c h s g a r a n t i e d i e Lohneinbuße s e i n würde, 
konnte noch n i c h t genau vorhergesehen werden, da der neue Ver­
d i e n s t davon abhängig gemacht wurde, wie hoch der Akkord a u s f i e l . 
Das Management r e c h n e t e zumindest für e i n e n T e i l d er B e t r o f f e n e n 
m i t Verdienstkürzungen. D i e Auswahl für d i e Maßnahme kam f a s t 



zwangsläufig a l s E r g e b n i s des Abwanderungsprozesses zustande: 
Einbezogen i n d i e Maßnahme wurden d i e j e n i g e n , d i e im B e t r i e b v e r ­
b l i e b e n waren. 

I n diesem F a l l war d i e Qualifizierungsmaßnahme mit e i n e r Ver­
s c h l e c h t e r u n g der b e t r i e b l i c h e n Q u a l i f i k a t i o n s s t r u k t u r und wahr­
s c h e i n l i c h auch mit Lohneinbußen und Abgruppierungen verbunden. 
Es i s t - vom Vorzug e i n e r guten E i n a r b e i t u n g für den neuen A r ­
b e i t s p l a t z e i n m a l abgesehen - schwer zu erkennen, w o r i n u n t e r a r ­
b e i t s m a r k t p o l i t i s c h e n G e s i c h t s p u n k t e n der Wert d i e s e r Maßnahme 
l i e g e n könnte, da d i e E r h a l t u n g der Beschäftigung n i c h t i n Frage 
g e s t e l l t war. 

In e i n e r Reihe von Fällen standen d i e Förderungsmaßnahmen i n Zu­
sammenhang m i t laufendem oder geplantem P e r s o n a l a b b a u und der 
A u s g l i e d e r u n g von T e i l e n der B e l e g s c h a f t . 

Die R o l l e d er Qualifizierungsmaßnahmen im H i n b l i c k auf d i e S e l e k ­
t i o n von Arbeitskräften für den Per s o n a l a b b a u war h i e r b e i u n t e r ­
s c h i e d l i c h , i h r Einfluß auf d i e Auswahlentscheidung mehr oder we­
n i g e r s t a r k ausgeprägt. T e i l w e i s e waren d i e j e n i g e n für den Ver­
b l e i b im B e t r i e b vorgesehen, d i e g e z i e l t für d i e Fördermaßnahmen 
ausgesucht wurden oder s i c h s e l b s t f r e i w i l l i g gemeldet h a t t e n , 
während d i e N i c h t - T e i l n e h m e r e n t l a s s e n wurden oder m i t e i n e r spä­
t e r e n E n t l a s s u n g rechnen mußten, nachdem s i e s i c h von den nunmehr 
Q u a l i f i z i e r t e n n e g a t i v abhoben. 

I n einem großen B e t r i e b d er M e t a l l v e r a r b e i t u n g , i n dem im Zuge 
der U m s t e l l u n g auf e i n neues Produkt e i n beträchtlicher T e i l der 
Arbeitsplätze abgebaut wurde, v e r l i e f d i e Auswahl der umzusetzen­
den Arbeitskräfte über zwei S e l e k t i o n s s t u f e n . Der e r s t e S c h r i t t 
b e s t a n d d a r i n , Arbeitskräfte für d i e F e r t i g u n g des neuen Produkts 
auszuwählen, der z w e i t e S c h r i t t d a r i n , u n t e r den Arbeitskräften 
für d i e neue P r o d u k t i o n d i e j e n i g e n auszuwählen, d i e an den Qualifizierungsmaßnahmen b e t e i l i g t werden s o l l t e n . 

Für d i e e r s t e A u s w a h l s t u f e wurden neben der Qualifizierungsfähig­
k e i t hauptsächlich L e i s t u n g s - und V e r h a l t e n s k r i t e r i e n herangezo­
gen. Für d i e z w e i t e A u s w a h l s t u f e dagegen s p i e l t e n zusätzlich Eingruppierungsüberlegungen e i n e R o l l e . Da d i e neuen Arbeitsplätze 
n i e d r i g e r bewertet waren und da für a l l e d er von der Umstel l u n g 
B e t r o f f e n e n m it e i n e r A b g r u p p i e r u n g nach Aufnahme der späteren 
Tätigkeit gerechnet wurde, war dem Management daran g e l e g e n , von 
den u n t e r s c h i e d l i c h e i n g r u p p i e r t e n Arbeitskräften d i e j e n i g e n mit 



der b i s h e r n i e d r i g s t e n Lohngruppe i n d i e Qualifizierungsmaßnahmen 
e i n z u b e z i e h e n . Man h o f f t e damit, r e c h t l i c h e H i n d e r n i s s e bzw. Wi­
d e r s t a n d des B e t r i e b s r a t s b e i d e r Abg r u p p i e r u n g am ehesten v e r ­
meiden zu können. 

Während für d i e j e n i g e n , d i e p a r t i e l l m i t H i l f e der Qualifizierungsmaßnahmen i n d i e neue F e r t i g u n g v e r s e t z t wurden, d i e neuen 
Arbeitsplätze a l s sehr s i c h e r b e t r a c h t e t wurden, mußten d i e j e n i ­
gen, d i e n i c h t umgesetzt wurden, m i t Beschäftigungsverlust r e c h ­
nen i Die P e r s o n a l e n t s c h e i d u n g über V e r b l e i b oder A u s s c h e i d e n war 
zwar n i c h t ausschließlich, aber zumindest p a r t i e l l durch d i e 
Teilnahme an den Fördermaßnahmen geprägt, wobei hierfür wiederum 
L e i s t u n g s g e s i c h t s p u n k t e maßgebend waren. 

Im Gegensatz zum eben g e s c h i l d e r t e n F a l l , i n dem a l l e Geförderten 
mit e i n e r s i c h e r e n Weiterbeschäftigung nach der b e t r i e b l i c h e n Um­
s t e l l u n g rechnen d u r f t e n , war i n anderen Fällen absehbar, daß 
n i c h t a l l e T eilnehmer später im B e t r i e b b e h a l t e n werden konnten, 
daß a l s o auch e i n T e i l d er Geförderten vom Personalabbau erfaßt 
würde. I n diesem F a l l kann man, vom E f f e k t der Maßnahme h e r gese­
hen, von e i n e r " Q u a l i f i z i e r u n g für den überbetrieblichen Arbeitsmarkt" sprechen; zumindest i n s o w e i t , a l s durch d i e Maßnahme den 
Ausscheidenden arbeitsmarktgängige, gesuchte Q u a l i f i k a t i o n e n v e r ­
m i t t e l t wurden. Es läßt s i c h a r g u m e n t i e r e n , daß über d i e Förder­
maßnahmen e i n e q u a l i t a t i v v e r b e s s e r t e Zufuhr von Arbeitskräften 
i n d i e A r b e i t s m a r k t r e s e r v e e r f o l g t e und demnach auch e i n e Verbes­
serung der Vermittlungsfähigkeit der A r b e i t s s u c h e n d e n e r w a r t e t 
werden d u r f t e . 

B e i einem s t a r k von Sanierungen b e t r o f f e n e n Großunternehmen der 
E i s e n - und S t a h l i n d u s t r i e wurde e i n T e i l der Qualifizierungsmaß­
nahmen im Rahmen des Schwerpunkts 1 auch a l s V o r b e r e i t u n g für Tä­
t i g k e i t e n außerhalb des B e t r i e b e s v e r s t a n d e n . Zwar b l i e b noch o f ­
f e n , wer im e i n z e l n e n nach der U m s t r u k t u r i e r u n g im Werk am O r t 
v e r b l e i b e n , u n t e r n e h m e n s i n t e r n umgesetzt oder dem A r b e i t s m a r k t 
a n h e i m g e s t e l l t werden würde; doch war es A u f f a s s u n g e i n e s T e i l s 
der für d i e Programmentwicklung V e r a n t w o r t l i c h e n , daß d i e noch 
Beschäftigten auch für den b e r u f l i c h e n Weg nach der Trennung vom 
b i s h e r i g e n B e t r i e b gerüstet s e i n s o l l t e n . Deshalb f o r c i e r t e n Aus­
b i l d u n g s a b t e i l u n g und B e t r i e b s r a t s o l c h e Qualifizierungsmaßnah­
men, d i e zu einem arbeitsmarktgängigen Z e r t i f i k a t , i n s b e s o n d e r e 
dem F a c h a r b e i t e r b r i e f führen. 

Auch i n einem w e i t e r e n von uns u n t e r s u c h t e n Hüttenwerk, das m i t 
öffentlichen M i t t e l n u n t e r anderem Umschulungen zum Betriebsschlosser b e t r i e b , war abzusehen, daß i n näherer Zukunft n i c h t 
a l l e Umgeschulten im Unternehmen e i n e n entsprechenden A r b e i t s -



p l a t z f i n d e n würden. Die A u s b i l d u n g s a b t e i l u n g g i n g davon aus, daß 
man b e i d i e s e r Maßnahme t e i l w e i s e für den A r b e i t s m a r k t q u a l i f i ­
z i e r e . "Für den F a l l der Fälle" s e i das Unternehmen b e r e i t , s e i ­
nen langjährig Beschäftigten weni g s t e n s e i n e gute Q u a l i f i k a t i o n 
mitzugeben. 

Die " Q u a l i f i z i e r u n g für den A r b e i t s m a r k t " dürfte, soweit s i e zum 
B e i s p i e l durch B e t r i e b e der S t a h l i n d u s t r i e e r f o l g t e , p o s i t i v e 
Auswirkungen a u f d i e Qualität der A r b e i t s m a r k t r e s e r v e haben. Die 
von uns u n t e r s u c h t e n S t a h l b e t r i e b e gehörten j e d e n f a l l s im B e r e i c h 
von F o r t b i l d u n g und Umschulung zu den größten und auch aus der 
S i c h t der Arbeitsämter b e s t e n A u s b i l d e r n auf dem l o k a l e n A r b e i t s ­
markt . 

E i n e g e z i e l t e Inanspruchnahme der Fördermittel für Q u a l i f i z i e r u n g 
von Problemfällen begegnete uns nur i n wenigen B e t r i e b e n . 

E i n k l e i n e r B e t r i e b des Bekleid u n g s g e w e r b e s , der f a s t ausnahmslos 
jüngere Frauen i n der F e r t i g u n g beschäftigte, h a t t e i n f o l g e hoher 
F e h l z e i t e n q u o t e n und F l u k t u a t i o n u n t e r einem permanenten P e r s o ­
n a l u m s c h l a g b e i einem großen T e i l s e i n e r B e l e g s c h a f t zu l e i d e n . 
Die F l u k t u a t i o n k o n z e n t r i e r t e s i c h auf junge Frauen zwischen 18 
und 21 J a h r e n , von denen d i e m e i s t e n e i n e n Sonderschulabschluß 
h a t t e n . Da der B e t r i e b darum zu kämpfen h a t t e , w i r t s c h a f t l i c h e i ­
nigermaßen f e s t e n Boden u n t e r d i e Füße zu bekommen und es nur 
allmählich und m i t v i e l Mühe g e l a n g , q u a l i f i z i e r t e s P e r s o n a l h e r ­
a n z u z i e h e n , b l i e b auch d i e E i n a r b e i t u n g der neu e i n g e s t e l l t e n 
M i t a r b e i t e r i n n e n für d i e F e r t i g u n g h i n t e r den Ansprüchen zurück, 
d i e das Management h i n s i c h t l i c h d er Qualität der Anler n u n g a u f ­
s t e l l t e . Das hohe Maß an Absentismus und F l u k t u a t i o n wurde von 
der Betriebsführung w e s e n t l i c h auf d i e s e s D e f i z i t zurückgeführt. 
Das Sonderprogramm bot diesem B e r e i c h d i e f i n a n z i e l l e n V o r a u s s e t ­
zungen für e i n e A b h i l f e , d i e man wohl s e i t e i n i g e r Z e i t i n s Auge 
gefaßt h a t t e , j e d o c h n i c h t f i n a n z i e r e n konnte. M i t H i l f e von E i n ­
arbeitungszuschüssen und Maßnahmen der " S o n s t i g e n Q u a l i f i z i e r u n g " 
war es möglich, e i n e b e s s e r e A n l e r n u n g neugewonnener Arbeitskräf­
t e zu o r g a n i s i e r e n m it dem E r g e b n i s , daß s i c h b e i Absentismus und 
F l u k t u a t i o n e i n e rückläufige Tendenz e i n s t e l l t e . Die S t a b i l i s i e ­
r u ng der B e l e g s c h a f t e r l a u b t e es dann überdies, e i n i g e Frauen 
temporär von P r o d u k t i o n s a u f g a b e n zu b e f r e i e n und für anspruchs­
v o l l e r e Näherinnentätigkeiten zu q u a l i f i z i e r e n . 

O b g l e i c h i n diesem F a l l e k e i n A n p a s s u n g s f a l l und somit dem P r o ­
grammbuchstaben nach auch k e i n Förderungsanlaß v o r l a g , wurden d i e 
h i e r durchgeführten Maßnahmen doch i n mehrfacher H i n s i c h t dem 
" G e i s t " des Programmschwerpunkts 1 g e r e c h t : Ohne öffentliche Un­
terstützung wären d i e Maßnahmen für den B e t r i e b kaum f i n a n z i e r b a r 



gewesen; gefördert wurden Wettbewerbsschwache Ar b e i t n e h m e r m i t 
dem Z i e l der b e s s e r e n I n t e g r a t i o n i n den B e t r i e b und der S t a b i l i ­
s i e r u n g des Arbeitsverhältnisses; d i e Q u a l i f i z i e r u n g von Näherin­
nen 'war i n dem Sinne e i n e Präventivmaßnahme, a l s s i e d i e g e p l a n ­
ten (Spezialisierungsmaßnahmen des B e t r i e b s a u f höherwertige, d i e 
W e t t b e w e r b s p o s i t i o n stärkende E r z e u g n i s s e e r l e i c h t e r t e . 

E i n g e z i e l t e s Heranführen von Problemfällen e r f u h r e n w i r noch i n 
einem z w e i t e n B e t r i e b , i n dem L e h r a b b r e c h e r u n t e r persönlicher 
A n l e i t u n g d urch den F i r m e n i n h a b e r i n e i n neues Fertigungsprogramm 
eingeführt wurden m i t dem Z i e l , nach Beendigung d e r Maßnahme dann 
s e l b s t genügend q u a l i f i z i e r t zu s e i n , um d i e A n l e r n u n g w e i t e r e r 
Arbeitskräfte übernehmen zu können. 

Überblickt man d i e genannten Typen und B e i s p i e l e von Maßnahmen 
h i n s i c h t l i c h i h r e r Z i e l s e t z u n g und i h r e p e r s o n e l l e n F o l g e w i r k u n ­
gen für d i e Beschäftigten, so erhält man e i n r e c h t vielfältiges 
E r s c h e i n u n g s b i l d . V i e l e d er Maßnahmen waren n i c h t ursächlich, 
aber i n s t r u m e n t e i l m i t b e r u f l i c h e m A u f s t i e g oder m i t der En t ­
s c h e i d u n g über V e r b l e i b im bzw. A u s g l i e d e r u n g aus dem B e t r i e b 
verbunden, i n s b e s o n d e r e d o r t , wo Personaleinschränkungen a n s t a n ­
den. Durch d i e Auswahl e i n e s M i t a r b e i t e r s für d i e Teilnahme an 
e i n e r Q u a l i f i z i e r u n g konnte der Beschätigungsstatus v e r b e s s e r t 
oder g e s i c h e r t werden. Umgekehrt konnte i n s b e s o n d e r e dann, wenn 
i n einem B e t r i e b a u f g r u n d von q u a n t i t a t i v e n oder q u a l i t a t i v e n 
Einschränkungen des A r b e i t s p l a t z a n g e b o t s s t a r k e Verdrängungskon­
k u r r e n z v o r h e r r s c h t e , d i e bloße N i c h t t e i l n a h m e b e r e i t s e i n e r r e ­
l a t i v e n V e r s c h l e c h t e r u n g von Beschäftigungsstatus und - S i c h e r h e i t 
gleichkommen; s i e konnte b e r e i t s den e r s t e n S c h r i t t h i n zu einem 
b e t r i e b l i c h e n R andstatus und schließlich z u r A u s g l i e d e r u n g bedeu­
t e n . 

Der e r s t e a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h s i n n v o l l e und wünschenswerte E f ­
f e k t des Sonderprogramms s o l l t e der e i n e r Chancenumverteilung a u f 
dem b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s m a r k t s e i n . Das heißt, daß n i c h t i n se­
l e k t i v e r Weise immer nur d i e Besten und Leistungsfähigsten im be­
t r i e b l i c h e n Markt gefördert werden und d a r i n v e r b l e i b e n , während 
d i e aus der S i c h t d er Beschäftiger Schwächsten ohne Förderungschance b l e i b e n und am ehest e n abgebaut werden. E i n e d e r a r t i g e Um­
s c h i c h t u n g von Chancen zugunsten der Schwächeren, weniger a t t r a k -



t i v e n Arbeitskräfte i s t im Rahmen des Schwerpunkts 1 nur i n e i n e r 
b e g r e n z t e n Z a h l von Fällen s i c h t b a r geworden, d.h. das Programm 
h a t t e b e g r e n z t e n Einfluß auf d i e S e l e k t i o n s p r i n z i p i e n . Der E f f e k t 
hätte aber w e i t a u s größer a u s f a l l e n können, hätte man im Schwer­
punkt 1 n i c h t auf entsprechende e x p l i z i t e Förderkriterien zugun­
s t e n der Z i e l g r u p p e n v e r z i c h t e t . 

P o s i t i v e r läßt s i c h d i e Frage b e s c h e i d e n , ob durch den Schwer­
punkt 1 mit seinem i n n o v a t i v e n Akzent der i n n e r b e t r i e b l i c h e n För­
derung andere Beschäftigte a l s sonst an Qualifizierungsmaßnahmen 
herangeführt wurden, ob a l s o bestimmte Personen oder Personen­
gruppen vom B e t r i e b ohne den f i n a n z i e l l e n A n r e i z n i c h t an d e r a r ­
t i g e n Maßnahmen b e t e i l i g t worden wären. Die W a h r s c h e i n l i c h k e i t 
dafür muß man i n e i n e r ganzen Reihe von Fällen bejahen. Vor a l l e m 
wurden Arbeitskräftegruppen u n t e r h a l b der Fachkräfteebene im nennenswerten Maße i n Qualifizierungsmaßnahmen ei n b e z o g e n , aber auch 
Fachkräfte gefördert, für d i e e i n e e x t e r n e Q u a l i f i z i e r u n g aus 
v e r s c h i e d e n e n Gründen n i c h t i n Frage gekommen oder unwahrschein­
l i c h gewesen wäre. 

Wenn über das Sonderprogramm B e l e g s c h a f t s g r u p p e n an Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen herangeführt wurden, d i e ohne d i e Förderung n i c h t 
oder n i c h t i n g l e i c h e m Umfang zum Zuge gekommen wären, so muß man 
z u g l e i c h darauf h i n w e i s e n , daß i n n e r h a l b d i e s e r Gruppen i n a l l e r 
R e g e l e i n e s c h a r f e A u s l e s e nach Q u a l i f i z i e r b a r k e i t und Leistungsvermögen s t a t t f a n d . I n anderen Worten, das Programm h a t t e i n der 
Tendenz d i e Wirkung, aus den sonst n i c h t f o r m a l q u a l i f i z i e r t e n 
B e l e g s c h a f t s g r u p p e n ohne B e r u f s a u s b i l d u n g d i e Lernfähigsten und 
M o t i v i e r t e s t e n für den V e r b l e i b im B e t r i e b oder auch für an­
s p r u c h s v o l l e Aufgaben h e r a u s z u f i l t e r n . Nur v e r e i n z e l t wurden aus 
d i e s e n Gruppen d i e j e n i g e n i n d i e Maßnahmen e i n b e z o g e n , d i e i r ­
gendwelche Handicaps a u f w e i s e n und aus der S i c h t der B e t r i e b e 
n i c h t e i n e r o p t i m a l e n A u s l e s e e n t s p r a c h e n . 

M i t d i e s e r verstärkten S e l e k t i o n u n t e r den M i t g l i e d e r n der weni­
ger q u a l i f i z i e r t e n B e l e g s c h a f t s t e i l e m i t H i l f e des Sonderpro­
gramms w i r d e i n g e w i c h t i g e r U n t e r s c h i e d d i e s e s Programms zu der 
AFG-Förderung der b e r u f l i c h e n B i l d u n g erkennbar. Die AFG-Förde-



r u n g , b e i der zahlenmäßig immer d i e F o r t b i l d u n g m i t dem Z i e l e i ­
nes b e r u f l i c h e n A u f s t i e g s d o m i n i e r t e , e r r e i c h t überwiegend q u a l i ­
f i z i e r t e Kräfte. Der mit d i e s e n Maßnahmen verbundene A u s l e s e - und 
Differenzierungsprozeß b e t r i f f t d i e Ebene, der Fachkräfte. Di e s 
g i l t i n einem nennenswerten T e i l der Fälle auch für das Sonder­
programm, etwa d o r t , wo F a c h a r b e i t e r nach den Maßnahmen Spezialaufgaben übernahmen oder V o r g e s e t z t e n p o s i t i o n e n b e k l e i d e t e n . 
Ebenso q u a n t i t a t i v bedeutsam aber s i n d für das Sonderprogramm be­
t r i e b l i c h e Mobilitätsvorgänge, d i e s i c h u n t e r h a l b d e r F a c h a r b e i ­
t e r e b e n e v o l l z i e h e n . 

ü b e r d i e Programmkategorie d e r " S o n s t i g e n Qualifizierungsmaßnah­
m e n " wurde e i n Ausleseprozeß v o r a l l e m u n t e r den N i c h t f a c h a r b e i -
t e r n v o l l z o g e n , der es g e s t a t t e t e , im Zuge von q u a l i t a t i v e n oder 
häufig auch q u a n t i t a t i v e n Veränderungen am A r b e i t s p l a t z b e s t a n d 
e i n e L e i s t u n g s a u s w a h l für d i e i n t e r n e Arbeitskräfteallokation zu 
t r e f f e n . Selbstverständlich e r f o l g t e n d i e s e Auswahlvorgänge u n t e r 
den Un- und A n g e l e r n t e n auch früher, s i e waren aber n i c h t i n dem 
Maße über a l s s o l c h e g e k e n n z e i c h n e t e Qualifizierungsmaßnahmen 
v e r m i t t e l t und i n f o l g e d e s s e n weniger " s y s t e m a t i s c h " und "metho­
d i s c h " . 

D i e W Neuerung läßt s i c h a l s e i n e Ausdehnung der I n s t i t u t i o n a l i ­
s i e r u n g b e t r i e b l i c h e r Arbeitsmärkte i n t e r p r e t i e r e n . Das aus der 
p a r t i k u l a r e n I n t e r e s s e n l a g e der B e t r i e b e heraus verständliche 
Vorgehen b e i d e r e r w e i t e r t e n L e i s t u n g s a u s w a h l i s t aus der Gesamt­
p e r s p e k t i v e des A r b e i t s m a r k t e s n i c h t u n p r o b l e m a t i s c h : Es kann be­
deute n , daß d i e j e n i g e n , d i e . b e i dem Ausleseprozeß übrig b l e i b e n , 
d i e s y s t e m a t i s c h und methodisch "Ausgemusterten", d i e A r b e i t s ­
kräftereserve nach i h r e r w a h r s c h e i n l i c h gewordenen A u s g l i e d e r u n g 
b e l a s t e n . D i e s e r fragwürdige P a r t i a l e f f e k t des Programms muß ne­
ben d i e p o s i t i v e n Fälle i n dem Programm g e s t e l l t werden, b e i de­
n e n m i t H i l f e von Qualifizierungsmaßnahmen B e t r i e b e im Zuge von 
Per s o n a l a b b a u für den A r b e i t s m a r k t q u a l i f i z i e r t e n , d.h. dem äuße­
r e n A r b e i t s m a r k t für d i e W i e d e r e i n g l i e d e r u n g q u a l i f i k a t o r i s c h 
b e s s e r v o r b e r e i t e t e Arbeitskräfte zuführten. 



K o n f l i k t p u n k t e b e i der Teilnehmerauswahl 

Weder z u r Auswahl der Teil n e h m e r noch zu den K r i t e r i e n der S e l e k ­
t i o n gab es i n den von uns u n t e r s u c h t e n B e t r i e b e n A u s e i n a n d e r s e t ­
zungen von bedeutsamen Ausmaßen. I n den m e i s t e n Fällen, i n denen 
es galt., u n t e r e i n e r d i e Maßnahmenzahl übersteigenden A n z a h l von 
Ka n d i d a t e n auszuwählen, nahmen i n e r s t e r L i n i e d i e j e w e i l i g e n 
V o r g e s e t z t e n d i e S e l e k t i o n s a u f g a b e wahr; b e i den V o r g e s e t z t e n 
h a n d e l t e es s i c h j e nach B e t r i e b s a r t und -große um M e i s t e r , Abteilungsleiter, B e t r i e b s l e i t e r oder auch den Geschäftsführer oder 
F i r m e n i n h a b e r . I n e i n i g e n Fällen war es umgekehrt so, daß d i e 
Z a h l der Bewerber h i n t e r d er a n g e s t r e b t e n Z a h l von Maßnahmen zu­
rückblieb und das b e t r i e b l i c h e Management bemüht war, Leute für 
d i e Teilnahme zu gewinnen, um auf d i e b e a n t r a g t e Z a h l zu kommen. 
I n wieder anderen Fällen ergab s i c h e i n e f i x i e r t e T e i l n e h m e r z a h l 
von v o r n h e r e i n durch d i e D e f i n i t i o n des Maßnahmeanlasses, wie zum 
B e i s p i e l d i e Auflösung e i n e r bestimmten A b t e i l u n g , aus der a l l e 
F r e i g e s e t z t e n a u t o m a t i s c h an Maßnahmen b e t e i l i g t , wurden. Schließ­
l i c h ergab s i c h d i e Teilnehmerauswahl a l s R e s u l t a t e i n e s Abwande­
r u n g s p r o z e s s e s i n f o l g e e i n e r d i e Beschäftigungslage v e r s c h l e c h ­
t e r n d e n b e t r i e b l i c h e n U m s t e l l u n g , wobei d i e V e r b l i e b e n e n das Qualifizierungsreservoir s t e l l t e n . 

Soweit e i n B e t r i e b s r a t vorhanden war (d.h. i n 25 der 31 von uns 
u n t e r s u c h t e n B e t r i e b e ) , h a t d i e s e r zumeist k e i n e Einwände vorge­
b r a c h t . Nahezu ausnahmslos waren es Großbetriebe - und h i e r b e i 
wiederum s o l c h e der S t a h l i n d u s t r i e -, b e i denen der B e t r i e b s r a t 
a k t i v i n den Auswahlprozeß e i n g e s c h a l t e t war und auch i n e r h e b l i ­
chem Umfang s e i n e V o r s t e l l u n g e n g e l t e n d machen konnte. 

Wie im v o r i g e n A b s c h n i t t im e i n z e l n e n d a r g e l e g t , e r f o l g t e n d i e 
Auswahlentscheidungen i n den m e i s t e n Fällen aufgrund von K r i t e r i ­
en wie des b i s h e r i g e n E r f o l g s b e i b e r u f l i c h e n Qualifizierungsmaß­
nahmen, der vermuteten Q u a l i f i z i e r b a r k e i t oder a n d e r e r K r i t e r i e n 
der Leistungsfähigkeit bzw. des L e i s t u n g s w i l l e n s , was t e i l w e i s e 
u n t e r Rückgriff a u f entsprechende T e s t v e r f a h r e n f e s t g e s t e l l t wur­
de. D i e s e Entscheidungsmaßstäbe wurden i n der Regel vom B e t r i e b s ­
r a t g e t e i l t . 



Uns i s t nur e i n e i n z i g e r F a l l begegnet, b e i dem es über d i e Auswahlkriterien zu einem r e l a t i v h e f t i g e n K o n f l i k t zwischen Manage­
ment und B e t r i e b s r a t sowie i n n e r h a l b des B e t r i e b s r a t s gekommen 
war." Die A u s e i n a n d e r s e t z u n g entzündete s i c h b e r e i t s b e i früheren, 
ähnlichen Qualifizierungsmaßnahmen, s t r a h l t e j e d o c h dann auch auf 
d i e Auswahlvorgänge für d i e Teilnahme an den Maßnahmen des Son­
derprogramms aus. 

K o n t r o v e r s war zum e i n e n d i e Frage, ob für d i e T e i l n e h m e r s e l e k ­
t i o n e i n e P e r s o n a l b e u r t e i l u n g herangezogen werden s o l l t e oder 
n i c h t ; zum anderen war s t r i t t i g , wie v e r s c h i e d e n e F a k t o r e n b e i 
e i n e r s o l c h e n B e u r t e i l u n g zu gewichten s e i e n . Während das Manage­
ment sowie e i n T e i l des B e t r i e b s r a t s dem F a k t o r " A r b e i t s v e r h a l ­
t e n " - der K r i t e r i e n wie Zuverlässigkeit, Konzentrationsvermögen, 
Sicherheitsbewußtsein, Teamfähigkeit und A r b e i t s m o t i v a t i o n e i n ­
schließt -, e i n e n ebenso hohen oder noch höheren Rang zuweisen 
w o l l t e n a l s dem K r i t e r i u m F a c h l i c h e Q u a l i f i k a t i o n , w o l l t e d i e J u ­
g e n d v e r t r e t u n g im B e t r i e b s r a t den F a k t o r A r b e i t s v e r h a l t e n abwer­
t e n oder ganz verschwinden l a s s e n . 

Die B e u r t e i l u n g s k r i t e r i e n waren auch zum Gegenstand von D i f f e r e n ­
zen über d i e s e n B e t r i e b h i n a u s zwischen Gewerkschaft und A r b e i t ­
geberverband geworden, nachdem d i e Gewerkschaft g e f o r d e r t h a t t e , 
das j e t z i g e B e u r t e i l u n g s s y s t e m durch e i n e " A u s b i l d u n g s s t a n d k o n ­
t r o l l e " zu e r s e t z e n und d i e Q u a l i f i z i e r u n g s p l a n u n g ausschließlich 
nach f a c h l i c h - t e c h n i s c h e n Q u a l i f i k a t i o n s g e s i c h t s p u n k t e n zu ge­
s t a l t e n . Nach Meinung des Managements würde d i e s bedeuten, daß 
n i c h t mehr d i e Qualität i n der Ausführung von A r b e i t s a u f g a b e n ge­
prüft w i r d , sondern nur noch, ob d i e j e w e i l i g e Tätigkeit b i s h e r 
von dem B e t r e f f e n d e n v e r r i c h t e t wurde oder n i c h t . 

I n e i n i g e n wenigen B e t r i e b e n war e i n e l a t e n t e K o n f l i k t s i t u a t i o n 
e r k e n n b a r , und es wäre u n t e r Umständen zu e i n e r o f f e n e n A u s e i n a n ­
d e r s e t z u n g gekommen, wenn n i c h t das Management den p o t e n t i e l l e n 
S t r e i t b e r e i t s im V o r f e l d abgefangen hätte. 

I n einem Unternehmen des Druckgewerbes, das vom k l a s s i s c h e n B l e i ­
s a t z zum L i c h t s a t z u m s t e l l t e , h a t t e man z u r Vermeidung von Kon­
f l i k t e n d i e Nominierungen von der e r s t später akut werdenden Aus­
wahl der Mannschaft für d i e neuen Geräte a b g e k o p p e l t . H i n t e r g r u n d 
hierfür waren e r s t e n s b e t r i e b s v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e Probleme, 
welche zum Z e i t p u n k t der Beantragung d e r Programmaßnahmen und der 
Nennung i h r e r T e i l n e h m e r n i c h t so s c h n e l l hätten gelöst werden 
können (schließlich h a n d e l t es s i c h b e i Umsetzungen um m i t b e s t i m ­
m u n g s p f l i c h t i g e Tatbestände) . Zweitens v e r s u c h t e der B e t r i e b , 
s i c h n i c h t V o r z e i t i g s e i n e s p e r s o n a l p o l i t i s c h e n S p i e l r a u m s zu be­
geben, d.h. d i e k o n k r e t e Umsetzung n i c h t b e r e i t s m it der Nominie­
rung für d i e Programmaßnahmen zu präjudizieren. D r i t t e n s s o l l t e n 
d u rch e i n e f a k t i s c h e S p a l t u n g der B e l e g s c h a f t weder Abwanderungs-



bewegungen b e i den später n i c h t Umgesetzten, noch zusätzliche 
Einkommensforderungen b e i den auserwählten Arbeitskräften provo­
z i e r t werden. 

I n einem B e t r i e b der B e k l e i d u n g s i n d u s t r i e wurde durch, d i e P e r s o ­
n a l a b t e i l u n g , d i e F e r t i g u n g s l e i t u n g und d i e u n m i t t e l b a r e n Fach­
v o r g e s e t z t e n e i n e Auswahl der Teilnehmer g e t r o f f e n , d i e dann mit 
dem B e t r i e b s r a t abgestimmt wurde; dann e r s t wurden d i e Kandidaten 
i n f o r m i e r t . H a u p t k r i t e r i e n der Auswahl waren - i n völliger Über­
einstimmung m i t dem B e t r i e b s r a t - b i s h e r i g e L e i s t u n g und Qualifikation. Es gab im B e t r i e b schon länger e i n e i n f o r m e l l e W a r t e l i s t e 
von guten Leuten für künftige Q u a l i f i z i e r u n g e n , d i e auf d i e s e 
Weise mit abgebaut wurde. 

Man h a t t e b e i der I n f o r m a t i o n der Arbeitskräfte - e b e n f a l l s i n 
Übereinstimmung m i t der b e t r i e b l i c h e n A r b e i t n e h m e r v e r t r e t u n g -
bewußt ve r s c h w i e g e n , daß es b e i der Q u a l i f i z i e r u n g um e i n e öf­
f e n t l i c h e Programmförderung g i n g . Der Grund war, daß man b e i der 
S e l e k t i o n K o n f l i k t e u n t e r den Bewerbern vermeiden und g l e i c h z e i ­
t i g möglichen Lohnansprüchen der Teilnehmer vorbeugen w o l l t e . Da­
mit meinte man, zwei F l i e g e n m i t e i n e r Klappe s c h l a g e n zu können: 
Einma l konnte d i e S e l e k t i o n s e l b s t v o l l nach L e i s t u n g s a s p e k t e n 
vorgenommen werden - damit v e r h i n d e r t e man Ansprüche auf Q u a l i f i ­
z i e r u n g b e i der Gesamtheit der U m s t e l l u n g s b e t r o f f e n e n . Zum ande­
r e n h a t t e d i e Qualifizierungsmaßnahme s e l b s t den A n s c h e i n e i n e r 
b e t r i e b l i c h e n G r a t i f i k a t i o n , aus der k e i n e w e i t e r e n Ansprüche ab­
g e l e i t e t werden s o l l t e n . 

Wenn man der Frage nachgehen w i l l , warum insgesamt gesehen der 
Auswahlprozeß für d i e Maßnahmen so g l a t t und p r o b l e m l o s über d i e 
Bühne g i n g und K o n f l i k t e nur am Rande s i c h t b a r wurden, so muß 
man sehr v e r s c h i e d e n a r t i g e Gründe berücksichtigen. 

(1) Zunächst e i n m a l g i b t es Gründe, d i e m i t der A r t und Durchfüh­
rung des Sonderprogramms zusammenhängen. Wie an anderer S t e l l e 
ausführlicher d a r g e s t e l l t , d a r f man davon ausgehen, daß das Pro­
gramm mit s e i n e r beschäftigungspolitischen A k z e n t s e t z u n g , wenn 
auch v i e l l e i c h t n i c h t i n a l l e n E i n z e l h e i t e n , 5 0 doch insgesamt von 
den Arbeitskräften sowie i h r e n I n t e r e s s e n v e r t r e t e r n i n s den För­
d e r r e g i o n e n a l s notwendig und r i c h t i g e r a c h t e t und begrüßt wurde. 
Diese a l l g e m e i n p o s i t i v e Einschätzung dürfte m i t dazu b e i g e t r a g e n 
haben, daß d i e Neigung i n s b e s o n d e r e der Betriebsräte, d i e q u a n t i ­
t a t i v e W i r k s a m k e i t des Programms durch z e l t r a u b e n d e i n n e r b e t r i e b ­
l i c h e A u s e i n a n d e r s e t z u n g e n einzuschränken, ausgesprochen g e r i n g 
war. I n a l l e r R egel waren d i e Betriebsräte s i c h m i t den B e t r i e b s ­
l e i t u n g e n d a r i n e i n i g , daß es darum gehe, den B e t r i e b an den v e r ­
fügbaren M i t t e l n angemessen zu b e t e i l i g e n . 



(2) E i n w e i t e r e r w e s e n t l i c h e r Grund für den Mangel an K o n f l i k t e n 
i s t im Windhundverfahren b e i der M i t t e l v e r g a b e zu sehen, das 
v i e l f a c h weder dem Management noch den Betriebsräten jene Zeitvorgaben einräumte, d i e e r f o r d e r l i c h gewesen wären, um d i e Aus­
wahl der Teilnehmer für den Schwerpunkt 1 sorgfältig v o r z u b e r e i ­
t e n . Nachdem der B e t r i e b s r a t zumeist u n t e r hohem Z e i t d r u c k s e i n e 
g e n e r e l l e Zustimmung zu dem A n t r a g e r t e i l t h a t t e , war n i c h t damit 
zu rechnen, daß nachher noch größere U n s t i m m i g k e i t e n b e i der 
p r a k t i s c h e n Durchführung a u f t a u c h t e n . Im übrigen i s t b e i der Untersuchung n i c h t erkennbar geworden, daß gegen bestehende P e r s o ­
n a l a u s w a h l r i c h t l i n i e n oder von Management und A r b e i t n e h m e r v e r t r e ­
tung gemeinsam b e s c h l o s s e n e Weiterbildungspläne verstoßen worden 
wäre. D e r a r t i g e s c h r i f t l i c h f i x i e r t e V ereinbarungen waren ohnehin 

n i c h t sehr häufig a n z u t r e f f e n ; s i e waren auf Großbetriebe und 
1) 

h i e r wiederum besonders auf d i e S t a h l i n d u s t r i e b e g r e n z t 

(3) A u c h von den P r o g r a m m r i c h t l i n i e n und -durchführungsbestimmun­
gen h e r gesehen gab es j a nur wenige Förderkriterien und -Vor­
s c h r i f t e n , an denen s i c h im B e t r i e b K o n f l i k t e über d i e E i n h a l t u n g 
von B e f o l g u n g d i e s e r Maßgaben hätten entzünden können. Insbeson­
dere b e i den " S o n s t i g e n Qualifizierungsmaßnahmen" bestand f a k ­
t i s c h e i n weitgehendes Regelungsvakuum, so daß den B e t r i e b e n g r o ­
ße Spielräume für d i e A u s g e s t a l t u n g der Maßnahmen überlassen wur­
den. 

(4) A l l e r d i n g s wäre auch ohne d i e aufgeführten p r o g r a m m s p e z i f i ­
schen B e s o n d e r h e i t e n a u f g r u n d füherer P r a x i s b e i b e r u f l i c h e n Qualifizierungsmaßnahmen im B e t r i e b n i c h t damit zu rechnen gewesen, 
daß es im größeren Umfang zu i n n e r - oder überbetrieblichen S t r e i ­
t i g k e i t e n zwischen A r b e i t g e b e r n Und A r b e i t n e h m e r v e r t r e t u n g über 
d i e Maßnahmen g e n e r e l l und über d i e Teilnehmerauswahl im besonde­
r e n gekommen wäre. I n den m e i s t e n W i r t s c h a f t s b e r e i c h e n , von der 
krisengeschüttelten M o n t a n i n d u s t r i e e i n m a l abgesehen, w i r d d i e 
i n n e r b e t r i e b l i c h e F o r t - und W e i t e r b i l d u n g - im U n t e r s c h i e d etwa 

1) I n e i n e r Befragung von 3 0 Unternehmen der E i s e n - und S t a h l i n ­
d u s t r i e im J a h r 197 8 gaben 21 an, daß b e i ihnen s c h r i f t l i c h 

f i x i e r t e Weiterbildungspläne e x i s t i e r t e n ( A r b e i t s g e m e i n s c h a f t 
"Engere M i t a r b e i t e r der A r b e i t s d i r e k t o r e n E i s e n und S t a h l " i n 
der Hans-Böckler-Stifung 1979, S. 67 f f . ) . 





v e r f a h r e n a u f g r u n d von u m s t e l l u n g s b e d i n g t e n q u a l i f i k a t o r i s c h e n 
P r o f i l a b w e i c h u n g e n der Arbeitskräfte i s t . E r geht v i e l m e h r auf 
e i n e b e t r i e b l i c h e P e r s o n a l a u s l e s e p o l i t i k zurück, d i e e i n e s t r u k ­
t u r e l l e Verbesserung der B e l e g s c h a f t e n zum Z i e l h a t . N i c h t d i e 
A r t der Q u a l i f i k a t i o n , sondern d i e mutmaßliche Qualifizierbarkeit, I n t e g r i e r b a r k e i t , Leistungsfähigkeit und L e i s t u n g s b e r e i t ­
s c h a f t s i n d d i e w e s e n t l i c h e n b e t r i e b l i c h e n K r i t e r i e n für d i e 
Steuerung d i e s e s A u s t a u s c h p r o z e s s e s ; " s c h l e c h t e " Kräfte werden 
gegen "gute" e i n g e t a u s c h t . ' Der Ausgliederungsprozeß verläuft 
n i c h t d i r e k t , sondern gemäß den S t r u k t u r p r i n z i p i e n i n n e r b e t r i e b ­
l i c h e r Arbeitsmärkte eher i n d i r e k t , d.h. über mehrere Mobilitätsstufen und z e i t l i c h g e s t r e c k t . 

Ebenso wie s i c h d i e Verdrängung von Arbeitnehmern aus dem B e t r i e b 
v i e l f a c h über mehrere Etappen und n i c h t unverzüglich v o l l z i e h t , 
e r f o l g t auch d i e I n t e g r a t i o n neu r e k r u t i e r t e r Arbeitskräfte i n 
den b e t r i e b s i n t e r n e n Markt s c h r i t t w e i s e , so daß von einem i n d i ­
r e k t e n R o t a t i o n s v e r f a h r e n zu sprechen i s t . 

Das i n d i r e k t e R o t a t i o n s v e r f a h r e n läßt s i c h nur m i t H i l f e des Kon­
z e p t s b e t r i e b s i n t e r n e r Arbeitsmärkte verständlich und erklärbar 
machen: Auf b e t r i e b s i n t e r n e n Arbeitsmärkten werden Arbeitskräfte 
n i c h t nur für e i n e n bestimmten A r b e i t s p l a t z oder e i n e bestimmte 
A r b e i t s p l a t z k a t e g o r i e q u a l i f i z i e r t , sondern für mehrere A r b e i t s ­
plätze oder A r b e i t s p l a t z k e t t e n m i t h i e r a r c h i s c h g e s t a f f e l t e n Qualifikationsanforderungen, durch d i e dann ent s p r e c h e n d g e r i c h t e t e 
i n n e r b e t r i e b l i c h e Mobilitätsverläufe und längere Beschäftigungsperioden f e s t g e l e g t s i n d . Zusammen m i t den Kündigungsschutzbe­
stimmungen, d i e e i n e n u n m i t t e l b a r e n Arbeitskräfteaustausch e r ­
schweren, erklären d i e s e i n t e r n e n Mobilitätsvorgänge, warum i n s ­
besondere der Arbeitskräfteauswahl für d i e Eingangsarbeitsplätze 
zu den Mobilitätsketten e i n e so große p e r s o n a l w i r t s c h a f t l i c h e Be­
deutung zukommt. 

Die Qualifizierungsmaßnahmen des Sonderprogramms s p i e l t e n e i n e 
d o p p e l t e R o l l e im Rahmen der b e t r i e b s i n t e r n e n Arbeitskräfteallokation: Zum e i n e n s i n d d i e j e w e i l s am b e s t e n g e e i g n e t e n A r b e i t s ­
kräfte für d i e m i t i n t e r n e m A r b e i t s p l a t z w e c h s e l verbundenen Qua-



lifizierungsmaßnahmen ausgewählt worden. Zum anderen gab der E r ­
f o l g , m i t dem e i n M i t a r b e i t e r e i n e Qualifizierungsmaßnahme a b s o l ­
v i e r t e , wiederum Aufschluß über s e i n e Fähigkeiten und Verwen­
dungsmöglichkeiten im b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s m a r k t und bestimmte 
damit s e i n e zukünftigen Beschäftigungschancen. 

Beide F u n k t i o n e n von i n t e r n e r Q u a l i f i z i e r u n g waren im Rahmen des 
Sonderprogramms w i c h t i g und wirksam. E i n e r h e b l i c h e r T e i l der 
Maßnahmen wurde d i r e k t oder i n d i r e k t a l s Instrument der Chancen­
z u t e i l u n g auf dem b e t r i e b l i c h e n A r b e i t s m a r k t benützt, d.h. d i e 
Rangfolge i n n e r h a l b der B e l e g s c h a f t wurde nach dem a k t u e l l e n Beschäftigungswert ggf. u m g e s t e l l t . Damit konnte gewährleistet wer­
den, daß d i e aus der S i c h t der B e t r i e b e " b e s t e n " Arbeitnehmer im 
B e t r i e b v e r b l i e b e n und befördert wurden, während d i e " s c h l e c h t e ­
r e n " a u s s c h i e d e n oder i n i h r e r b e r u f l i c h e n E n t w i c k l u n g s t a g n i e r ­
t e n . Zu einem P e r s o n a l a u s t a u s c h zwischen i n n e r - und überbetrieb­
l i c h e m A r b e i t s m a r k t kam es dann, wenn e x t e r n Arbeitskräfte z u r 
Verfügung standen, d i e vom B e t r i e b a l s " b e s s e r " eingeschätzt wur­
den a l s d i e M i t g l i e d e r der eigenen B e l e g s c h a f t . 

Die m i t der i n n e r b e t r i e b l i c h e n Arbeitskräfteallokation verbunde­
nen P r i n z i p i e n der P e r s o n a l a u s w a h l wurden durch das Sonderpro­
gramm, n i c h t e n t s c h e i d e n d abgeändert. Zwar wurden mit H i l f e des 
Programms w e i t mehr Un- und A n g e l e r n t e a l s b i s h e r üblich i n be­
t r i e b l i c h e Qualifizierungsmaßnahmen einbezogen; es wurde i n n e r ­
h a l b d i e s e r Gruppe aber auch m e t h o d i s c h e r s e l e k t i e r t . Je mehr d i e 
i n t e r n e Chancenzuweisung über d i e B e t e i l i g u n g an Qualifizierungsmaßnahmen g e r e g e l t w i r d und j e mehr T e i l e d er B e l e g s c h a f t von 
s o l c h e n Maßnahmen erfaßt werden, j e t i e f e r d i e s e Maßnahmen a l s o 
i n der Q u a l i f i k a t i o n s h i e r a r c h i e h e r u n t e r r e i c h e n , desto prekärer 
w i r d z u g l e i c h der Beschäftigungsstatus d e r e r , d i e n i c h t i n s o l c h e 
Maßnahmen einbezogen werden. S i e werden z u r d e s i g n i e r t e n Personalabbaumasse für den F a l l , daß der P e r s o n a l b e s t a n d über E n t l a s ­
sungen r e d u z i e r t werden muß. Zwar gab es auch Maßnahmen, d i e b e i 
anstehendem P e r s o n a l a b b a u e i n e Q u a l i f i z i e r u n g der B e t r o f f e n e n für 
den A r b e i t s m a r k t b e d e u t e t e n , doch war deren A n t e i l am gesamten 
Fördervolumen g e r i n g . Weit häufiger war es so, daß d i e b e t r i e b l i ­
che Abbaureserve n i c h t an den Maßnahmen b e t e i l i g t wurde. 



Die i n n e r b e t r i e b l i c h e P e r s o n a l a u s l e s e für d i e Maßnahmen hätte 
s i c h m i t e i n i g e r S i c h e r h e i t im Sinne öffentlicher I n t e r e s s e n v e r ­
ändern l a s s e n , wenn i n stärkerem Maße Förderkriterien d e f i n i e r t 
worden wären, d i e e i n e Berücksichtigung der schwächsten G l i e d e r 
i n der b e t r i e b l i c h e n Arbeitskräfteschlange erzwungen hätten. 

Auch d i e b e t r i e b l i c h e n A r b e i t n e h m e r v e r t r e t u n g e n haben i n der g r o ­
ßen M e h r z a h l der Fälle n i c h t i n den Aussiebungsprozeß e i n g e g r i f ­
f e n . Für e i n e s o l c h e I n t e r v e n t i o n waren d i e Vergabebedingungen 
des Sonderprogramms besonders ungünstig, aber auch das ambibalente Verhältnis der Betriebsräte zu den F u n k t i o n s p r i n z i p i e n i n t e r ­
n e r Arbeitsmärkte e r s c h w e r t e e i n e K o r r e k t u r der S e l e k t i o n s p r i n z i ­
p i e n im Sinne a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h wünschenswerter E r g e b n i s s e . 

T r o t z des b e g r e n z t e n E i n f l u s s e s des Programms auf d i e b e t r i e b l i ­
chen P r i n z i p i e n der P e r s o n a l s e l e k t i o n l a s s e n s i c h aber aus e i n e r 
Reihe von B e t r i e b e n und Förderfällen p o s i t i v zu bewertende Ansät­
ze f e s t h a l t e n : 

o U m s t e l l u n g s b e d i n g t e F r e i s e t z u n g e n s i n d häufig mit e i n e r be­
s c h l e u n i g t e n Abdrängung von Arbeitskräften mit L e i s t u n g s m i n d e ­
rungen, Problemen der I n t e g r i e r b a r k e i t , der L e i s t u n g s b e r e i t ­
s c h a f t usw. a u f b e t r i e b l i c h e R a n d p o s i t i o n e n verbunden. Es g i b t 
H inweise d a r a u f , daß das Sonderprogramm i n e i n z e l n e n Fällen 
d e r a r t i g e Verdrängungs- und - l e t z t e n Endes - A u s g l i e d e r u n g s -
p r o z e s s e über d i e E i n b e z i e h u n g i n Qualifizierungsmaßnahmen e i n ­
geschränkt h a t . 

o Die sog. a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h e n Problemgruppen s i n d i n der Re­
g e l auf n i e d r i g q u a l i f i z i e r t e B e r e i c h e der b e t r i e b l i c h e n A r ­
b e i t s p l a t z h i e r a r c h i e n f e s t g e l e g t und besonders s t a r k , i n Aus­
t a u s c h p r o z e s s e zwischen "guten" und " s c h l e c h t e n " Arbeitskräften 
einbezogen. D i e s e Problemgruppen wurden i n großem Umfang vom 
Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms e r r e i c h t . D i e se Tatsache be­
sagt zunächst n u r , daß p o l i t i s c h e Eingriffsmöglichkeiten neu 
eröffnet wurden, da d i e Qualifizierungsmaßnahmen für Problem­
gruppen häufig i n n e r h a l b der für s i e b e g r e n z t e n Tätigkeitsbe­
r e i c h e v e r b l i e b e n . 



o Es g i b t e i n e Reihe von Fällen, i n denen im Zusammenhang mit dem 
Sonderprogramm d e r a r t i g e n Arbeitskräften neue und w e i t e r r e i ­
chende Mobilitätschancen geboten wurden. D i e s war vor a l l e m 
d o r t möglich, wo Q u a l i f i z i e r u n g s p r o z e s s e von den Zwängen der 
u n m i t t e l b a r e n L e i s t u n g s e r b r i n g u n g b e f r e i t und aus der Produk­
t i o n a u s g e g l i e d e r t wurden. H i e r g e l a n g es häufig, auch überbe­
t r i e b l i c h v e r w e r t b a r e Q u a l i f i k a t i o n e n zu v e r m i t t e l n . 

Die Fälle z e i g e n , daß es i n n e r h a l b g e w i s s e r Grenzen Möglichkeiten 
g i b t , über Qualifizierungsförderung auch auf d i e b e t r i e b l i c h e 
P e r s o n a l a u s w a h l p o l i t i k i n a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h wünschenswerter 
Weise Einfluß zu nehmen. 





I I I . Einbeziehung von Frauen - Benachteiligung oder geringe Betroffenheit? 

Zu den Zielsetzungen des Sonderprogramms gehörten auch "Hilfen 
für die benachteiligten Gruppen (Bundesminister für Arbeit und So­
zialordnung 1979, S. 14). In den entsprechenden Formulierungen 
wurde insbesondere auf Arbeitslose abgehoben. Dennoch befaßt sich 
auch der vorliegende Bericht über die Qualifizierung von Betriebs­
angehörigen ausführlich mit betrieblichen Personalauswahlpolitiken 
und den Mechanismen, die für die Einbeziehung bzw. Ausklammerung 
sogenannter arbeitmarktpolitischer Problemgruppen bei den Maßnah­
men des Schwerpunkts 1 maßgeblich waren (vgl. dazu T e i l B, Kap. 
II.,3.). 

1. Zur Wirkung der Programmvorgaben 

Unter den Arbeitskräften, die man üblicherweise als Problemgrup­
pen des Arbeitsmarkts bezeichnet, sind im Rahmen des Sonderpro­
gramms die Frauen als einzige verschiedentlich zusätzlich erwähnt. 
Für das Programm insgesamt wird formuliert: "Die Leistungen s o l ­
len insbesondere auch Frauen zugute kommen" (ebd.,S. 33). Sp e z i e l l 
bezogen auf den Schwerpunkt 1 heißt es, daß Qualifizierungsan­
strengungen "über das bisherige Maß auch dann hinaus" gehen (die­
se Zusätzlichkeit i s t eine Voraussetzung für die Förderungswür­
digkeit) , wenn "Frauen für Tätigkeiten q u a l i f i z i e r t werden, die 
üblicherweise von Männern ausgeführt werden" (ebd. ,S. 37). 

Obwohl diese Vorgaben e x i s t i e r t e n , lag im Schwerpunkt 1 der An­
t e i l der Frauen an den Geförderten im Juni 19 80 bei ca. 13 % ge­
genüber 34 % i n der Grundgesamtheit der Erwerbsbevölkerung der 
einbezogenen Regionen. Dies spricht sicher nicht für die Annahme, 
daß eine spezifische Berücksichtigung von Frauen stattgefunden 
hat. Allerdings scheint es zweifelhaft, ob von den angesprochenen 
programmatischen Formulierungen tatsächlich eine Wirkung in die­
ser Richtung zu erwarten war, wie s i e von den Programminitiatoren 
durchaus intendiert gewesen sein dürfte. 



Die Formulierung, daß die Leistung "insbesondere auch (Hervorhebung ISF) Frauen" zugute kommen soll,besagt keineswegs eindeutig, 
daß diese Gruppe s p e z i e l l oder gar überproportional zu berücksich­
tigen wäre. Einigermaßen z w e i f e l s f r e i wäre die Intention bei der 
Formulierung "insbesondere Frauen" gewesen. Durch das eingescho­
bene "auch" konnten (eine v i e l l e i c h t tendenziöse, aber keineswegs 
auszuschließende Interpretation) die R i c h t l i n i e n auch dann für 
eingehalten angesehen werden, wenn "auch" Frauen (u.U. aber weit 
unterproportional) einbezogen wurden; und "auch" erfaßt sind Frau­
en i h der Tat im Schwerpunkt 1. Daß bei der betrieblichen Q u a l i f i ­
zierung das "Zusätzlichkeitskriterium" durch die Qualifizierung 
von Frauen für Männertätigkeiten s u b s t i t u i e r t werden konnte, war 
faktisch ohne nennenswerte Bedeutung, da bei der Mittelvergabe 
kaum geprüft wurde, was als "zusätzlich" anzusehen war, bzw. weil 
sehr weite Definitionen zur Anwendung kamen (vgl. dazu auch T e i l B, 
Kap. VI. ,1.) . Anders ausgedrückt: Die Bewilligung von Maßnahmen 
scheiterte unserer Kenntnis nach kaum daran, daß ihre Zusätzlich­
ke i t i n Zweifel gezogen wurde, so daß von daher faktisch kein be­
sonderer Anreiz für die Qualifizierung von Frauen für "Männertä­
ti g k e i t e n " bestand. 

Während also die programmatischen Aussagen i n der Broschüre des 
Arbeitsministeriums und die normale Praxis der Bearbeitung der An­
träge kaum Wirkungen auf eine besondere Beteiligung von w e i b l i ­
chen Arbeitskräften im Schwerpunkt 1 gehabt haben dürften, erwies 
sich im Sinne der Steigerung des Frauenanteils dann offenbar die 
Aktion vom Juni 19 80 durchaus als e f f i z i e n t , i n der die Möglichkeit eröffnet wurde, weitere M i t t e l für Maßnahmen im Schwer­
punkt 1 zu erhalten, soweit damit "vorrangig" Frauen q u a l i f i z i e r t 
wurden. In der Folge jedenfalls s t i e g der Frauenanteil von ca. 

13 % im Juni auf gut 18 % Ende 1980 (vgl. dazu Scharpf u.a. 1982, 
1) 

S. 131) . 

Gegenüber dem Frauenanteil von 34 % bei den Beschäftigten i n den 
Problemregionen insgesamt (Scharpf u.a. 1982, S. 130), ergibt sich 
also zweifellos eine erhebliche Unterrepräsentation von Frauen. 
Dabei scheint es durchaus s i n n v o l l , den ursprünglichen 13 %-An t e i l 
zum Maßstab zu nehmen, weil die Steigerung auf 18 % j a erst auf­
grund einer "kompensatorischen" Intervention zustande kam. Daraus 
i s t nun folgendes geschlossen worden: "Statt also g e z i e l t die Qua-

1) Dies läßt sich durchaus als Indiz dafür ansehen, daß durch i n ­
tensive Vorgaben eine Steuerung des Mit t e l f l u s s e s z.B. zugun­
sten von Frauen möglich i s t . 



l i f i k a t i o n von Frauen zu verbessern, wirkte der Schwerpunkt 1 ne­
gativ selektiv in bezug auf Frauen: Frauen wurden durch den Schwer­
punkt eindeutig d i s k r i m i n i e r t " (Peters; Schmid 1981, S. 184).Im 
Sinne eines s t a t i s t i s c h e n Diskriminierungsbegriffs i s t diese Aus­
sage z w e i f e l s f r e i zutreffend. Gleichwohl b l e i b t die Frage von ho­
hem Interesse, wieweit die Diskriminierung w i r k l i c h programmindu­
z i e r t i s t oder wieweit sie auf andere Ursachen zurückgeht. Eine 
d e f i n i t i v e Antwort setzt eine eingehende Auseinandersetzung mit den 
verfügbaren Breitendaten voraus,die zwar wünschenswert und möglich 
wäre, aber im Rahmen unserer Fragestellung nicht zu l e i s t e n i s t . Ausgehend von unseren Erfahrungen i n Fallstudienbetrieben wollen wir 
aber exemplarisch auf einige Sachverhalte verweisen, die sich 
auch mit dem Breitenmaterial auf der uns zugänglichen Stufe der 
Desaggregation gut i l l u s t r i e r e n lassen. Sie können als Indikator 
dafür angesehen werden, daß die angeführten Zahlen wahrschein­
l i c h bezogen auf die Frauenbeteiligung eine erheblich höhere Ne­
gativselektivität (mindestens im Sinne einer betrieblichen Po­
l i t i k im Zusammenhang mit der Nutzung des Schwerpunkts 1) sugge­
ri e r e n , als sie wi r k l i c h vorgelegen hat. 

Schon die Berücksichtigung des Sachverhalts, daß der Frauenan­
t e i l i n den geförderten Betrieben deutlich niedriger l i e g t als bei 
den Beschäftigten i n den Problemregionen insgesamt (26 % gegen­
über 34 %, vgl. Infratest 19 80, Bd. 4, S. 14), r e l a t i v i e r t die 
Aussagen von Scharpf u.a. zumindest teilweise. Es verbleibt aber 
eine unterproportionale Beteiligung von Frauen von 2 6 % Belegschaftsanteil gegenüber 13 % Maßnahmenanteil (bzw. 18 % nach der 
intervenierenden "Sonderaktion"), die zweifellos einer Erklärung 
bedarf. 

Aus diesen Zahlen unmittelbar auf eine gegenüber Frauen diskrimi­
nierende S e l e k t i o n s p o l i t i k bei den Qualifizierungsmaßnahmen zu 
schließen, wäre nur dann gerechtfertigt, wenn entweder der Frauen­
a n t e i l i n jedem Betrieb (bzw. i n den innerhalb der Betriebe an 
Maßnahmen b e t e i l i g t e n Bereichen) genau dem Durchschnitt entsprä­
che, und/oder der A n t e i l der Teilnehmer an der Gesamtbeschäftigten-
zahl i n al l e n Betrieben gleich hoch wäre. Beides i s t offensicht-



l i e h nicht der F a l l . Um zu dem bei "Gleichbehandlung" zu erwar­
tenden Frauenanteil zu kommen, müßte man demnach für jeden t e i l ­
nehmenden Betrieb die prospektive Frauenanzahl in den Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen errechnen (Belegschaft : Teilnehmerzahl x Frauen­
a n t e i l ) . Eine Gegenüberstellung mit der Zahl der tatsächlich ein­
bezogenen Frauen würde dann zeigen, ob und i n welcher Richtung 
sich der Betrieb "diskriminierend" verhält. Der Vergleich der 
aufgrund dieser gewichteten Zahlen insgesamt zu erwartenden mit 
der tatsächlich vorgefundenen Frauenquote könnte dann Auskunft 
über die Gesamtwirkung des Schwerpunkts 1 unter dem Aspekt Frauen­
beteiligung geben. 

Derartig umfassende Rechnungen können wir h i e r natürlich nicht 
anstellen, wir wollen aber auf einige Faktoren hinweisen, die 
u.E. dafür sprechen, daß die ungewichteten Zahlen das Problem 
deutlich überschätzen. Exemplarisch dafür scheint uns die Betei­
ligung des Bereichs Eisen-Stahlerzeugung am Schwerpunkt 1. Be­
triebe aus dieser Branche führten 42 % (vgl. Infratest 1980, 
Bd. 3, S. 12) der Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen des Schwer­
punkts 1 durch, obwohl i h r A n t e i l an den Beschäftigtenzahlen der 
Programmregionen deutlich unter 10 % gelegen haben muß. (Bundes­
weit gibt es i n dieser Branche nur ca. 340 000 Beschäftigte ge­
genüber insgesamt ca. 3 Mio. Beschäftigten i n den Programmregionen.) Der Frauenanteil bei der Eisen- und Stahlerzeugung l i e g t 
unter 10 %. Ohne daß h i e r eine Quantifizierung im Det a i l möglich 
wäre, läßt sich schon aus dieser Zahl schließen, daß selbst eine 
ihrem A n t e i l an den Belegschaften entsprechende Beteiligung von 
Frauen an Qualifizierungsmaßnahmen i n dieser Branche einiges 
zu der geringeren Gesamtquote beigetragen haben dürfte. 

Ein besonders krasses Beispiel l i e f e r t das Saarland: Hier wurden 
a l l e i n i n der Stahlindustrie 2 700 Qualifizierungsmaßnahmen bean­
tragt (fast 1/10 der insgesamt geförderten Maßnahmen), was bei 
ca. 30 000 Beschäftigten im Landesarbeitsamtsbereich Rheinland-
Pfalz und Saarland i n dieser Branche eine Teilnahmequote von fast 
9 % a l l e r Beschäftigten bedeutet, gegenüber ca. 1 % in den Pro­
grammregionen insgesamt. Der Frauenanteil i n der Eisen- und Stahl­
erzeugung i n Rheinland-Pfalz und Saarland beträgt übrigens sogar 



nur ca. 5 %. Umgekehrt haben "frauenintensive Bereiche" mit insge­
samt hoher Beschäftigtenzahl wie Leder, Schuhe, Textilverarbei-
tung und Bekleidungsgewerbe (Frauenanteil 67 % ) , der Handel (54 %) 
sowie K r e d i t i n s t i t u t e und Versicherungsgewerbe (51 %) (Berechnun­
gen nach ANBA 1981, S. 360ff.) o f f e n s i c h t l i c h i n weit geringe­
rem Umfang Maßnahmen im Schwerpunkt 1 durchgeführt, als es ih r e r 
Gesamtbedeutung entspricht (vgl. Infratest 19 80, Bd 3). Im Handel 
werden z.B. 54,6 % der sozialversicherungspflichtig Beschäftig­
ten, aber nur 7 % der Teilnehmer an Maßnahmen im Schwerpunkt 1 
angetroffen (ebd.,S. 12). 

2. Frauenbeteiligung i n den Fallstudienbetrieben 

Mit den angeführten Überlegungen s o l l t e nur eine Relativierung 
der These von der eindeutigen Benachteiligung von Frauen durch 
betriebliche Auswahlpolitiken bei der Nutzung des Schwerpunkts 1 
nahegelegt werden. Was im folgenden auf der Grundlage unserer 
(für diesen Aspekt natürlich keineswegs repräsentativen) F a l l ­
studien ansatzweise verdeutlicht werden s o l l , sind einige t y p i ­
sche betriebliche Strukturen und Po l i t i k e n i n Maßnahmebetrieben, 
aus denen sich Wirkungen für den Grad der Beteiligung von Frauen 
am Schwerpunkt 1 ergeben haben. 

Vorauszuschicken i s t , daß bei unserem Material (wie i n der Grund­
gesamtheit) ein hoher A n t e i l der Teilnehmer aus Betrieben mit 
stark unterdurchschnittlicher Frauenbeschäftigung kommt und die 
Teilnehmer aus Bereichen mit hoher Frauenquote, gemessen an de­
ren Bedeutung für die Gesamtbeschäftigung, r e l a t i v schwach ver­
treten sind. Insofern ergibt sich also eine gewisse Entsprechung 
zur Struktur von Betrieben bzw. Teilnehmern am Schwerpunkt 1 ins­
gesamt. Wie es zu dieser sehr unterschiedlichen Inanspruchnahme 
der Förderung des Schwerpunkts 1 durch "männerintensive" Branchen 
auf der einen und solche mit hohem Frauenanteil auf der anderen 
Seite kam, kann im Rahmen unserer Fragestellung nicht untersucht 
werden, wäre aber zweifellos von einigem Interesse. Die Vermutung 
l i e g t nahe, daß sich die Programmvorgaben und insbesondere die 



Implementation s e l e k t i v auf die Beteiligung bestimmter Branchen 
bzw. Betriebstypen ausgewirkt haben, 

a) Betriebe mit sehr geringem Frauenanteil 

Betrachtet man die von uns untersuchten Betriebe, so zeigt s i c h , 
daß darunter etwa 1/3 "Männerbetriebe" waren (hierzu rechnen wir 
Unternehmen mit einem Frauenanteil um 10 %),und zwar i n den 
Branchen Eisen- und Stahlerzeugung, Bergbau, Bauhaupt- und-neben-
gewerbe sowie Stahl- und Maschinenbau. Innerhalb der drei von 
uns untersuchten eisen- und stahlerzeugenden Unternehmen (sie 
wickelten einen erheblichen T e i l der von uns erfaßten Q u a l i f i z i e -
rungsmaßnahmen ab) fand der weit überwiegende T e i l der Maßnahmen 
im gewerblichen Bereich s t a t t (Frauenanteil h i e r um 1 % ) . Es gab 
also faktisch kaum Frauen, die für entsprechende Maßnahmen i n Be­
tracht gekommen wären. 

Eine Qualifizierung von bislang anderweitig eingesetzten Frauen 
für solche Tätigkeiten, die ( a l l e i n schon unter Belastungsaspek­
ten) i n vielen Fällen als sehr problematisch anzusehen wäre (Warm­
betriebe), kam aber wegen gesetzlicher Bestimmungen (Mehrschicht­
betrieb/Nachtarbeitsverbot) , wegen weitergehender frauenspezifischer 
Beschäftigungseinschränkungen und Verbote (nach § 16 A r b e i t s z e i t ­
ordnung bzw. der entsprechenden Ausführungsverordnung /AVAZO) 
nicht i n Frage. Gerade dort, wo die Voraussetzungen einer "betrieb­
lichen Umstellung" im Sinne des § 11 der Durchführungsrichtlinien 
des Programms tatsächlich vorlagen, herrschten i n den von uns un­
tersuchten Stahlbetrieben weitgehend prohibitive Bedingungen für 
die Beteiligung von Frauen. 

In einem der Unternehmen wurde eine Abteilung (mehrere hundert 
Beschäftigte) s t i l l g e l e g t . Weibliche Arbeitskräfte gab es h i e r 
nur i n sehr geringer Zahl im Sekretariat der betrieblichen Vorge­
setzten. Sie konnten ohne weiteres i n andere Bereiche umgesetzt 
werden. Mit Ausnahme der v o r z e i t i g i n den Ruhestand getretenen 
wurden für sämtliche gewerblichen Arbeitnehmer sowie die unteren 
Vorgesetzten Qualifizierungsmaßnahmen (überwiegend "Sonstige Qua­
l i f i z i e r u n g " ,aber auch Umschulung) durchgeführt. Bei den Teilneh­
mern handelte es sich ausschließlich um Männer. 



Daß i n diesem Betrieb keine Maßnahmen für Frauen durchgeführt 
wurden, i s t nicht als Diskriminierung anzusehen, sondern r e s u l ­
t i e r t ausschließlich aus der geringen Betroffenheit. Für die we­
nigen von der Umstellung erfaßten Frauen g a l t , daß sie aufgrund 
i h r e r Qualifikation ohne Probleme anderweitig im Betrieb einsetz­
bar waren. Dies kann als Indiz für die e i g e n t l i c h evidente Tatsache angesehen werden, daß es t r o t z zweifellos bestehender v i e l ­
fältiger Benachteiligungen keineswegs angebracht i s t , Frauen ins­
gesamt als Problemgruppe anzusehen: In Betrieben oder Abteilun­
gen mit sehr niedrigem Frauenanteil, zumal wenn er hauptsächlich 
im Angestelltenbereich konzentriert i s t , gehören Frauen eindeu­
t i g zur Stammbelegschaft. Ihre Arbeitsplatzsicherheit kann durch­
aus höher sein als etwa bei männlichen gewerblichen Arbeitnehmern. 

Daß im Bereich von Eisen und Stahl insgesamt im Schwerpunkt 1 
k e i n e r l e i Umstellungsmaßnahmen für weibliche Arbeitskräfte s t a t t ­
fanden, läßt sich wohl weitgehend damit erklären, daß dort die 
wesentlichen Umstellungen den gewerblichen Bereich betrafen 
und (das g i l t jedenfalls mit Sicherheit für die von uns unter­
suchten Betriebe) ausschließlich für gewerbliche Berufe umge­
schult wurde. Für die Teilnahme rekr u t i e r t wurden ausschließ­
l i c h Arbeitskräfte mit langjähriger Produktionserfahrung, die 
teilweise früher schon andere Berufsausbildungen absolviert hat­
ten. Soweit dagegen im Stahlbereich auch bislang von Frauen be­
setzte Arbeitsplätze durch die Umstellungen erfaßt wurden, wurden 
weibliche Arbeitskräfte i n die Qualifizierungsmaßnahmen miteinbe­
zogen . 

In einem der untersuchten Stahlbetriebe wurde während der Programmlaufzeit die gesamte Buchhaltung und Betriebsabrechnung auf 
EDV umgestellt. Die betroffenen Mitarbeiter (es handelte sich zum 
überwiegenden T e i l um Frauen), die bislang Karteien von Hand ge­
führt hatten, wurden auf die Arbeit mit Datensichtgeräten vorbe­
r e i t e t . Es erfolgte eine proportionale Beteiligung von Frauen. 
I n i t i a t i v e n , den A n t e i l von Frauen zu steigern, gab es allerdings 
nicht. Zwar wäre es sicher denkbar gewesen, Frauen aus anderen 
Teilen der Verwaltung für diese Arbeitsplätze zu q u a l i f i z i e r e n ; 
da die Zahl der Arbeitsplätze im Gefolge der Maßnahmen aber nicht 
s t i e g , sondern um einiges sank, hätte dies wiederum weitere zu­
sätzliche und e i g e n t l i c h nicht erforderliche Umsetzungen (von 
Männern und Frauen) zur Voraussetzung bzw. zur Folge gehabt -
ein aus b e t r i e b l i c h e r Sicht kaum rationales Verfahren. 



Nicht nur die geringe Beteiligung an Maßnahmen insgesamt, sondern 
auch das weitgehende Fehlen von Umschulungsmaßnahmen bzw. von Qua­
l i f i z i e r u n g für "Männertätigkeiten" ini insgesamt maßnahmeintensi­
ven Bereich der Stahlindustrie erklärt si c h u.E. also i n er h e b l i ­
chem Umfang aus "strukturellen Ursachen" und kann nicht pauschal 
als Resultat einer bewußten oder unbewußten Benachteiligung von 
Frauen durch betriebliehe P e r s o n a l p o l i t i k im Zuge der Durchfüh­
rung von Qualifizierungsmaßnahmen i n dieser Branche verstanden 
werden. 

Noch ausgeprägter gelten die angeführten Aspekte für den Bergbau. 
Auch h i e r konzentrierten sich betriebliche Umstellungen und Quali­
f i z i e r u n g s d e f i z i t e stark im Produktionsbereich, d.h. unter Tage, 
wo es aufgrund der Arbeitsbedingungen bzw. der h i e r besonders 
umfassend geltenden Beschäftigungsverbote keine Frauentätigkei­
ten gibt. 

In verschiedener Beziehung ähnliche Konstellationen trafen wir 
außerdem in den von uns untersuchten Betrieben des Bauhaupt- und 
-nebengewerbes an. (Diese Branche war allerdings insgesamt nicht 
so stark überproportional an den Qualifizierungsmaßnahmen des 
Schwerpunkts 1 b e t e i l i g t wie die Eisen- und Stahlerzeugung.) Der 
Männeranteil lag h i e r ebenfalls über 90 %, und die Maßnahmen wur­
den praktisch ausschließlich für den gewerblichen Bereich bzw. 
die ihm unmittelbar zugeordneten Vorgesetztenfunktionen (Vorar­
b e i t e r , Poliere) durchgeführt. Dort tendiert der Frauenanteil 
ebenfalls gegen Nu l l . Eine Nichtberücksichtigung von Frauen kann 
i n diesem F a l l also nicht als Verschlechterung gegenüber dem 
status quo angesehen werden. Im Unterschied zum Bergbau- und 
Stahlbereich gibt es h i e r allerdings weniger umfassende norma­
ti v e Regelungen? die eine Qualifizierung von Frauen für entspre­
chende Tätigkeiten ausschließen würden. Der tatsächliche Einsatz 
weiblicher Arbeitskräfte "vor Ort 1' (d.h. z.B. auf den Baustellen) 
würde dann aber durch einschlägige Regelungen der Ausführungsver­
ordnung zur Arbeitszeitordnung faktisch wieder weitgehend unmög­
li c h e gemacht (vgl. AVAZO Nr. 20, S. 2 ) . 



Auch im B a u b e r e i c h w i r k t e s i c h zum e i n e n aus, daß d i e u n t e r s u c h ­
t e n B e t r i e b e p e r s o n e l l n i c h t e x p a n d i e r t e n , zusätzliche Berücksich­
t i g u n g von Frauen a l s o n ur über d i e Verdrängung von Männern mög­
l i c h gewesen wäre, zum anderen, daß ausschließlich Leute m it e i n ­
schlägigen " A n l e r n " - V o r e r f a h r u n g e n i n d i e Maßnahmen m i t e i n b e z o ­
gen wurden. Es kam a l s o auch h i e r w i e d e r der " B a s i s e f f e k t " zum 
Tragen: Da i n den f r a g l i c h e n B e r e i c h e n v o r h e r k e i n e Frauen e i n g e ­
s e t z t worden waren, konnten s i e auch n i c h t über d i e v o r a u s g e s e t z ­
t e n V o r e r f a h r u n g e n verfügen und e r w i e s e n s i c h daher für d i e mei­
s t e n Qualifizierungsmaßnahmen Männern gegenüber a l s "weniger ge­
e i g n e t " . D i ese vorgängige g e r i n g e Präsenz von Frauen r e s u l t i e r t 
a l l e r d i n g s h i e r , wie im S t a h l - und B e r g b a u b e r e i c h , keineswegs 
ausschließlich aus e i n e r B e n a c h t e i l i g u n g b e i der Besetzung der 
Arbeitsplätze durch d i e P e r s o n a l v e r a n t w o r t l i c h e n . E i n e s e h r e r ­
h e b l i c h e R o l l e s p i e l e n v i e l m e h r d i e v e r s c h i e d e n e n i n s t i t u t i o n e l l 
g e r e g e l t e n Schutzbestimmungen, Beschäftigungseinschränkungen und 
-verböte für w e i b l i c h e Arbeitskräfte. 

Für e i n i g e von uns u n t e r s u c h t e B e t r i e b e des M e t a l l - und Maschinen-
baus waren s e h r ähnliche Ausgangsbedingungen c h a r a k t e r i s t i s c h 
( n i e d r i g e r F r a u e n a n t e i l , Maßnahmen v o r a l l e m b e i den g e w e r b l i ­
chen A r b e i t n e h m e r n , kaum w e i b l i c h e Arbeitskräfte mit einschlägi­
ger V o r e r f a h r u n g ) . A l l e r d i n g s g i b t es h i e r kaum f o r m e l l e H i n d e r ­
n i s s e für e i n e n E i n s a t z von Frauen, so daß für d i e T a t s a c h e , daß 
u n t e r den für Maßnahmen i n Frage kommenden B e l e g s c h a f t s m i t g l i e d e r n 
n u r wenige w e i b l i c h e Arbeitskräfte waren, durchaus v o r g e l a g e r t e 
B e n a c h t e i l i g u n g e n b e i der S t e l l e n b e s e t z u n g ursächlich gewesen s e i n 
können. 

D e r a r t i g e V o r a u s s e t z u n g e n l a g e n i n einem k l e i n e r e n B e t r i e b v o r , 
der Z u l i e f e r t e i l e für d i e B a u i n d u s t r i e f e r t i g t e Frauen waren nur 
i n der Ve r w a l t u n g tätig. M i t d e r Förderung aus dem Schwerpunkt 1 
wurden e i n i g e Männer q u a l i f i z i e r t . D i e s e Maßnahmen waren h i e r a l ­
l e r d i n g s B e s t a n d t e i l e i n e r K o n z e p t i o n , d i e e i n e e r h e b l i c h e Auswei­
tung von P r o d u k t i o n und B e l e g s c h a f t zum Z i e l e h a t t e : Die A b s o l ­
venten der Maßnahmen s o l l t e n b e i der E i n a r b e i t u n g der neu e i n z u ­
s t e l l e n d e n B e l e g s c h a f t s m i t g l i e d e r und an den Schlüsselstellen der 
P r o d u k t i o n e i n g e s e t z t werden. Für d i e neuen Arbeitsplätze war v o r ­
gesehen - e r s t m a l i g i n diesem B e t r i e b - ,Frauen e i n z u s t e l l e n . Die 
Qualifizierungsförderung e r r e i c h t e a l s o auch i n diesem F a l l n i c h t 
d i r e k t F rauen, führte ab e r m i t t e l b a r dazu, daß zusätzliche A r b e i t s ­
plätze für w e i b l i c h e Arbeitskräfte g e s c h a f f e n wurden. 



Faßt man die Erfahrungen aus den bisher angesprochenen Betrieben 
und Branchen zusammen, so wird deutlich, daß die geringe B e t e i l i ­
gung von Frauen an den Maßnahmen des Schwerpunkt 1 mindestens in 
erheblichem Umfang nicht auf diskriminierende betriebliche P o l i t i ­
ken bei der Auswahl für die Maßnahmen, sondern auf bereits vorhan­
dene Strukturen zurückgeht. Diese vorgängigen geschlechtsspezifi­
schen Arbeitsplatzzuweisungen res u l t i e r e n wiederum nicht aus­
schließlich aus betrieblichen Selektionsentscheidungen, sondern 
gehen auch auf normative Regelungen zurück, die meist von der In­
tention her zum besonderen Schutz der Frauen konzipiert wurden. 
Auch bei den Arbeitsplätzen, an denen ein Einsatz von Frauen mög­
l i c h wäre, bauen die Qualifizierungsmaßnahmen i n erheblichem Um­
f a n g auf im Laufe der vorausgegangenen Tätigkeit erworbenen Fer­
ti g k e i t e n und Kenntnissen auf. Soweit unter den "verfügbaren" 
Arbeitskräften sich keine oder kaum Frauen befinden, i s t dies zwar 
u.U. Resultat vorheriger Diskriminierung; wenn dann aber im Zuge 
des Programms vor allem Männer q u a l i f i z i e r t werden, i s t dies dem 
"Basiseffekt" und nicht einer diskriminierenden Wirkung des 
Schwerpunkts 1 selbst zuzuschreiben (vgl. auch Leppe 19 81). 

Umgekehrt wird damit deutlich, daß ein Aufbrechen dieser r e l a t i v 
starren Verteilung von Arbeitskräften nach Geschlecht über Erwachsenenqualifizierung , die j a sinnvollerweise an vorhandene 
Berufserfahrung anknüpft, sehr schwierig i s t . Es i s t aus betrieb­
l i c h e r Sicht eben durchaus r a t i o n a l , die "Bestgeeigneten" für Qua­
lifizierungsmaßnahmen auszuwählen und das sind, solange die Vorqualifikationen k o n s t i t u t i v für die neue Tätigkeit sind (wie i n 
der großen Mehrzahl der untersuchten Fälle), die Inhaber der ent­
sprechenden Arbeitsplätze. Waren dies ausschließlich oder über­
wiegend Männer, so kann es nicht verwundern, wenn sich dieselben 
Verteilungsrelationen auch weitgehend bei den Maßnahmeteilnehmern 
w i e d e r f i n d e n . 

Um diese Schwellen zugunsten von Frauen zu überwinden, sind ver­
schiedene , weibliche Arbeitskräfte stark <privilegierende Maßnah­
mekonditionen (unterschiedliche Fördersätze, u.U. sogar Quotierun­
gen oder eine e x p l i z i t e "Vorrangigkeit" der Frauenförderung, wie 
sie i n der "Nachschlagaktion" p r a k t i z i e r t wurde) notwendig. Die 



angeführten Betrachtungen legen den Schluß nahe, daß bei dem Ver­
such, eine bessere Vertretung von Frauen bei Qualifizierungsmaß­
nahmen zu erreichen, vorab darauf hingewirkt werden müßte, daß 
weiblichen Arbeitskräften Zugangschancen zu a l l e n Arbeitsplätzen 
eröffnet werden. Da zweifellos bei gleicher Q u a l i f i k a t i o n der­
z e i t i n der Regel Männer bei der Stellenbesetzung bevorzugt wer­
den (Ursache sind bekanntlich Vorbehalte der Arbeitgeber bezüg­
l i c h zu erwartender Heiraten und Mutterschaften sowie entspre­
chend dis k o n t i n u i e r l i c h e r Erwerbsbiografien), scheint die Ver­
mittlung ausreichender Ausgangsqualifikationen für Frauen beson­
ders wichtig. Ein Ansetzen bei der Jugendlichenausbildung dürfte 
daher erfolgversprechender sein als bei der Erwachsenenqualifi­
zierung . 

Gegen die Strategie, von der Schule kommende Mädchen für sog. 
Männerberufe zu q u a l i f i z i e r e n , lassen sich kaum mehr als Vorur­
t e i l e oder außerordentlich durchsichtige Argumente (fehlende Sanitärräume, angeblich mangelnde körperliche Eignung u.a.) ins Feld 
führen. So zeichnen sich bei der Öffnung bislang nahezu ausschließ­
l i c h von Männern ausgeführter Berufstätigkeiten für Frauen be­
r e i t s erste Erfolge ab (vgl. BIBB 1982). Bei der Erwachsenenqualifizierung b l e i b t das (Zumindestens für den 
Betrieb, o f t aber auch für die Belegschaft) plausible Argument, 
bereits erworbene Qualifikationen nutzen zu wollen und zu sollen. 
Daraus r e s u l t i e r t dann i n der Tat, solange der Zugang zu entspre­
chenden Arbeitsplätzen nicht gesichert i s t , ein Festschreiben 
bestehender Ungleichverteilung. 

Wie aber stand es um die Beteiligung von Frauen i n Betrieben mit 
höheren Anteilen an weiblichen Beschäftigten? 

b) Betriebe mit durchschnittlichem Frauenanteil 

Mittl e r e Frauenanteile (zwischen 30 und 40 %) gab es bei den von 
uns untersuchten Betrieben i n der Druckereibranche und der Elek­
troin d u s t r i e . 



Im Druckereibereich (der Frauenanteil l i e g t bundesweit bei gut 
30 %) wurden die Frauen i n den von uns untersuchten Betrieben 
(und wohl auch im Programm insgesamt, die Branche wird bei Infra­
test nicht separat ausgewiesen) ebenfalls erheblich weniger an 
Maßnahmen b e t e i l i g t , als es aufgrund i h r e r Zahl zu erwarten ge­
wesen wäre; auch hier dürfte eine Rolle gespielt haben, daß die 
Maßnahmen vor allem im gewerblichen Bereich stattfanden. Dort 
gibt es einen zwar unterproportionalen, aber im Vergleich zur 
Stahlindustrie doch erhebliehen Frauenanteil; formale Beschäfti­
gungseinschränkungen oder Verbote spielen kaum eine Rolle. Für 
die geringe Beteiligung war h i e r aber zweifellos ein weiterer 
Aspekt von erheblicher Bedeutung, den wir i n einem F a l l besonders 
ausgeprägt vorgefunden haben: 

Eine mittelgroße Druckerei s t e l l t e unter Nutzung des Programms 
auf die "neue Technik" und elektronische Datenverarbeitung um. 
Betroffen waren insbesondere Drückereifacharbeiter, aber auch die 
entsprechenden Angestellten i n der Anzeigenabteilung und i n der 
Verwaltung. Für fast a l l e Betroffenen wurden r e l a t i v komplexe, 
umfassende, gut strukturierte und Weitgehend aus dem Produktions­
prozeß ausgegliederte "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" durch­
geführt. Während der Belegschaftsanteil der Frauen i n dem unter­
suchten Betrieb bei über 30 % lag, betrug er bei den Maßnahmen 
nur 20 %. Welche Gründe können vorgelegen haben? Gerade für den 
Einsatz an den modernen Satzcomputern wären möglicherweise auch 
Arbeitskräfte aus dem Büro- und Verwaltungsbereich (und damit 
eher Frauen) i n Frage gekommen.Nach Einschätzung der Firmenlei­
tung hätten allerdings Nicht-Druckfachkräfte den weiterhin beste­
henden Qualifikationsanforderungen i n fachlicher Hinsicht nicht 
genügen können. Die theoretisch durchaus bestehende Möglichkeit 
einer verstärkten Einbeziehung von Frauen kam jedoch überhaupt 
nicht zum Tragen, weil der i n dieser Branche geltende Ta r i f v e r ­
trag die entsprechenden Arbeitsplätze Druckereinfacharbeitern vor­
behält (vgl. dazu u.a. Weber 1982). 

Auch diese Konstellation zeigt, daß wegen der a l l e n f a l l s vernachläßigbar geringen Präsenz von Frauen i n bestimmten Fachkräfte­
gruppen ein T a r i f v e r t r a g , der mit dem Z i e l des Berufsschutzes 
vereinbart wurde, sich als eine Festschreibung des niedrigen 
Frauenanteils bei Qualifizierungsmaßnahmen für Erwachsene auswir­
ken kann, ohne daß es dazu einer besonderen betrieblichen P o l i t i k 



bedarf . Selbst eine g e z i e l t auf stärkere Beteiligung von Frauen 
gerichtete P o l i t i k hätte mit diesen Vorgaben zu rechnen. Auch hier 
dürfte der Ausweg eher i n der verstärkten Einbeziehung von Frauen 
in die berufliche Erstausbildung zu sehen sein. 

c) Betriebe mit hohem Frauenanteil 

Knapp ein D r i t t e l der von uns untersuchten Betriebe hatte einen 
Frauenanteil an der Belegschaft von 50 % oder mehr. Allerdings 
handelte es sich dabei mit zwei Ausnahmen um kleinere und mittle­
re Betriebe. Weibliche Arbeitskräfte i n erheblichem Umfang be­
schäftigten auch zwei von uns untersuchten Betriebe der Elektro­
industrie. Sie unterschieden sich allerdings nicht nur bezüglich 
der Betriebsgröße, sondern auch nach der Art der betrieblichen 
Probleme, die über Qualifizierungsmaßnahmen gelöst werden s o l l t e n . 

In einem Großbetrieb wurde zur Laufzeit des Sonderprogramms gera­
de eine umfassende Umstellung der Modellpalette vorgenommen. Ge­
genüber den bisherigen Modellen sank der A n t e i l von feinmechani­
schen Komponenten ganz erheblich, dafür wurden i n r e l a t i v hohem 
Umfang elektronische Bauteile eingesetzt. Die Fertigungszeit pro 
Einheit des eher höherwertigen neuen Produktes reduzierte sich 
um gut die Hälfte. Die Belegschaft sank i n den letzten Jahren 
s t e t i g (zwischen Mai 1979 und A p r i l 1980 um 7 % ) , weiterer Abbau 
war vorgesehen. Im Rahmen des Schwerpunkts 1 wurden zahlreiche 
Maßnahmen beantragt (für über 4 % der Gesamtbelegschaft, darunter 
15 % Umschulung, 57 % Fortbildung, 28 % "Sonstige Qualifizierungs­
maßnahmen" ). 

In die Umschulung einbezogen wurden Facharbeiter aus den mechani­
schen Berufen, aber auch q u a l i f i z i e r t e Angelernte mit fachfrem­
den Berufsabschlüssen, jderen Arbeitsplätze im Zuge der Umstellung 
en t f i e l e n . Es handelte sich ausschließlich um Männer, was auch 
hier wiederum auf den Basiseffekt zurückzuführen i s t : Unter den 
aufgrund der Umstellung nicht mehr benötigten Metall-Facharbeitern 
befanden sich keine Frauein. Schon aufgrund t a r i f v e r t r a g l i c h e r Re­
gelungen wäre es e r f o r d e r l i c h gewesen, betriebliche Maßnahmen für 
die Umzusetzenden zu t r e f f e n , z.B. auch, um Qualifizierungen vor­
zunehmen (vgl. dazu T e i l B, Kapitel VI, 3.b). Daher lag es nahe, 
die Arbeitskräfte i n Umschulungsmaßnahmen des Sonderprogramms ein-
zubeziehen. Im vorliegenden F a l l kann aber, im Unterschied etwa 

1) Es gibt allerdings auch Interpretationen, die i n der Benach­
te i l i g u n g von Frauen durch t a r i f v e r t r a g l i c h e Regelungen, ins­
besondere durch den sog. RTS-Tarifvertrag, nicht nur mehr oder 
weniger ein Beiprodukt gewerkschaftlicher P o l i t i k , sondern so­
gar eine ausdrückliche Zielsetzung sehen (vgl. Haug 19 8 2a; 
Haug 19 8 2b). 



zum Bergbau, zur Stahlindustrie oder zum Baubereich, u n t e r s t e l l t 
werden, daß es auch Möglichkeiten gegeben hätte, Frauen für die 
benötigten Berufe zu q u a l i f i z i e r e n . Das g i l t um so mehr, als der 
Betrieb bereits Erfahrungen mit der Ausbildung von Mädchen für 
sogenannte Männerberufe besaß. Gegen eine solche P o l i t i k sprachen 
aus b e t r i e b l i c h e r Sicht (zum T e i l wohl un t e r s t e l l t e ) Probleme beim 
Betriebsklima, die aus einer "Bevorzugung" von Frauen erwartet 
wurden, vor allem aber Kostenaspekte: Da weitgehende Lohnsicherungsvereinbarungen auch bei Umsetzungen auf niedriger eingestuf­
t e Arbeitsplätze galten, hätten den bisherigen Facharbeitern auch 
bei künftigem Einsatz als Angelernte längere Zeit weiter ihre ur­
sprünglichen Löhne gezahlt werden müssen. Zusätzlich hätte man die 
bislang als Angelernte tätigen Frauen nach einem Facharbeiter-Ab­
schluß höher eingruppieren müssen. Da es für eine "Privilegierung" 
von Frauen h i e r fakt i s c h weder f i n a n z i e l l e Anreize gab, noch durch 
entsprechende Vorgaben eine gezielte Mittelzuteilung e r f o l g t e , 
kann die tatsächlich betriebene Umschulungspolitik kaum überra­
schen. 

Ganz anders s t e l l t e s i ch die Situation bei den "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" dar. Hier ging es darum, angelernten Arbeits-
kräften aus der mechanischen Fertigung Basiskenntnisse i n der 
Elektronik und Elektrotechnik zu vermitteln und sie für Produk­
tionsarbeitsplätze bei der Herstellung der neuen Modellgeneration 
vorzubereiten. Durchgeführt wurden mehrwöchige Kurse i n eigens da­
für eingerichteten Schulungsräumen. Für diese Maßnahmen kamen Produktionsarbeitskräfte i n Frage, deren Arbeitsplätze im Zuge der 
Umstellung e n t f i e l e n . Die Auswahl erfolgte nach "Eignung", d.h. 
aufgrund von Personaldaten und Einschätzungen der Vorgesetzten. 
Im Effekt s t e l l t e s i ch heraus, daß über die Hälfte der Teilnehmer 
Frauen waren. Da es sich durchweg um Arbeitskräfte handelte, die 
aus nur zwei - r e l a t i v niedrigen - Arbeitswertgruppen kamen, 
standen Eingruppierungsprobleme nicht so sehr im Vordergrund. Für 
den Betrieb gab es keine wichtigen Aspekte, die gegen eine Berück­
sichtigung der Frauen sprachen, da sie i n großem Umfang zu den von 
Umstellung Betroffenen gehörten und als mindestens gleichgeeignet 
eingeschätzt wurden. 

Um teilweise ähnliche Tätigkeiten handelte es sich i n einem ande­
ren Elektrobetrieb mit hohem Frauenanteil (ca. 50 % ) , der a l l e r ­
dings nur etwa 70 Beschäftigte hatte. Auch hier ging es um die 
Einführung neuer Produkte. Das Produktionsprogramm des Unterneh­
mens war sehr vielfältig, die Seriengröße meistens r e l a t i v ge­
ring . Daher hätten die Mitarbeiter e i g e n t l i c h - je nach Bedarf -
jeweils mindestens fünf Arbeitsplätze ausfüllen können müssen. 
Der Betrieb arbeitete mit einem hohen Prozentsatz von Angelernten, 
da es auf dem Arbeitsmarkt keine entsprechenden Fachkräfte gab 
und man aus Kostengründen die eigene Ausbildung einige Jahre zu­
vor aufgegeben hatte. Im Rahmen des Programms wurden "Sonstige 
Qualifizierungsmaßnahmen" durchgeführt • Die Maßnahmen stießen auf 
so hohes Interesse, daß s t a t t der dem Arbeitsamt gemeldeten 13 
Personen faktisch 20 Personen teilnahmen. Darunter waren mehr als 
die Hälfte Frauen. Auch hier erfolgte unter der gegebenen Voraus­
setzung, daß sich Frauen unter den i n Frage kommenden Belegschafts­
mitgliedern befanden, eine gleichgewichtige Beteiligung. 



Sehr hoch war der A n t e i l von weiblichen Beschäftigten i n den un­
tersuchten Betrieben der Bekleidungsbranche (um 90 % ) . Soweit die 
Maßnahmen (durchweg "Sonstige Qualifizierung") sich auf die Pro­
duktionsbelegschaft bezogen, wurden die Frauen ihrem hohen A n t e i l 
entsprechend berücksichtigt. In einem F a l l wurden sogar ausschließ­
l i c h Frauen q u a l i f i z i e r t . Ebenfalls i n etwa proportional war die 
Beteiligung bei den vorgelagerten Tätigkeiten (Produktionsvorbe­
reitung und Planung, Vorarbeiterfunktionen). Allerdings lag in 
diesen Aufgabenbereichen der Frauenanteil insgesamt niedriger, 
entsprechend auch die Zahl der Maßnahmen-Teilnehmerinnen. 

Für a l l e Betriebe, über die bisher berichtet wurde, läßt sich 
f e s t s t e l l e n , daß Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen des Sonderpro­
gramms zwar nichts im Sinne einer höheren Repräsentation von Frau­
en - insbesondere i n q u a l i f i z i e r t e r e n Tätigkeiten - bewirkten, daß 
aber auf der anderen Seite auch keine eindeutigen Indikatoren da­
für vorliegen, daß Qualifizierungsmaßnahmen selektiv diskriminie­
rend zuungunsten weiblicher Arbeitskräfte eingesetzt wurden. An­
sätze zu einer Ausnahme im "positiven" Sinn fanden sich bei unse­
rer Betriebsauswahl nur i n einem F a l l . 

Ein Großbetrieb der Elektrobranche, der vor allem Z u l i e f e r t e i l e 
für i n d u s t r i e l l e Anwendung f e r t i g t e (Frauenanteil ca. 50 % ) , führ­
te im Rahmen des Sonderprogramms Fortbildungs- und "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" durch. Die Fortbildungsmaßnahmen (Indu­
striemeister, Fertigungsplaner, Techniker) setzten bereits ein re­
l a t i v hohes Ausgangsqualifikationsniveau voraus und wurden aus­
schließlich mit Männern beschickt. (Hier wirkte sich wiederum der 
"Basiseffekt" zuungunsten der Frauen aus.) 

Umgekehrt ausschließlich für Frauen aber wurden verhältnismäßig 
anspruchsvolle Maßnahmen der "Sonstigen Qualifizierung" durchge­
führt. Es handelte sich um achtmonatige Kurse mit theoretischen 
und praktischen T e i l e n , bei denen ein von Betrieb und Landesar­
beitsamt bestätigtes Z e r t i f i k a t erreicht werden konnte. Z i e l war 
der Einsatz als E i n r i c h t e r ( i n ) i n der Produktion. Diese Tätigkeit 
schließt im untersuchten Betrieb auch untere hierarchische Funk­
tionen mit ein. Früher wurden diese Arbeitsplätze hauptsächlich 
von männlichen Facharbeitern eingenommen. Die "Umstellung" auf 
den Fraueneinsatz erfolgte nicht aufgrund von Facharbeitermangel 
(darunter l e i d e t dieser Betrieb n i c h t ) , sondern ausschließlich, 
weil man Frauen für besser geeignet h i e l t (es handelte sich um 
Abteilungen, i n denen fast ausschließlich Frauen beschäftigt 
waren).Die Auswahl - es gab etwa doppelt so v i e l e Bewerberinnen 
wie Plätze zur Verfügung g e s t e l l t wurden - erfolgte nicht auf Vor-



schlag von Vorgesetzten, sondern aufgrund psychologischer Eignungstests, was auch vom Betriebsrat und der Belegschaft als "objektiver" akzeptiert wurde. 

3. Drei Ursachen für die niedrige Frauenquote 

In die Maßnahmen des Schwerpunkts 1 wurden Frauen weit weniger 
einbezogen, als es i h r A n t e i l an den Belegschaften hätte erwarten 
lassen (13 % gegenüber 26 % ) . Zwar i s t die Berücksichtigung von 
Frauen in den Programmrichtlinien thematisiert worden, die beson­
dere Beteiligung weiblicher Arbeitskräfte war aber offenbar kein 
Aspekt, der die Bewilligungschancen faktisch erhöht hätte. Daher 
konnte eine überproportionale Beteiligung von Frauen kaum erwar­
te t werden. Eine gewisse Änderung der Situation t r a t erst ein, 
als i n einer Aktion nochmals Maßnahmen des Schwerpunkts 1, und 
zwar "vorrangig" für weibliche Teilnehmer, beantragt werden konn­
ten. Aus dieser gezielten "Privilegierung" r e s u l t i e r t e dann offen­
s i c h t l i c h die merkliche Steigerung des Frauenanteils bei den 
Bewilligungen (auf ca. 18 % ) , ohne daß damit aber auch nur an­
nähernd eine "Gleichbeteiligung" erreicht worden wäre. 

Wir haben zunächst versucht zu i l l u s t r i e r e n , daß die unterpropor­
tionale Beteiligung von Frauen an den Qualifizierungsmaßnahmen 
(gemessen an ihrem A n t e i l an den Beschäftigten i n Problemregionen 
bzw. den Belegschaften der teilnehmenden Betriebe) nicht notwen­
dig und i n vollem Umfang aus einer diskriminierenden Wirkung des 
Schwerpunkts 1 oder aus "frauenfeindlichen" betrieblichen Selek­
tionsinteressen zu erklären i s t . Ohne daß im Rahmen unserer Fra­
gestellung eine d e t a i l l i e r t e Beweisführung möglich wäre, haben 
wir aufgezeigt, daß diese Disproportion wahrscheinlich zu erheb­
lichen Teilen den unterschiedlichen Gewichten zu verdanken sind, 
mit denen Branchen bzw. Betriebe mit unterschiedlich ausgeprägter 
"Frauenintensität" am Programm teilgenommen haben. Die dafür maß­
geblichen strukturellen Ursachen sind nicht Gegenstand unserer 
Teiluntersuchung. 

Mit den angesprochenen Überlegungen können und s o l l e n diskriminie­
rende Effekte keineswegs ausgeschlossen werden. Um sie aber zuver-



lässig einschätzen zu können, wäre eine genaue Analyse der bei 
den gegebenen Beteiligungsstrukturen tatsächlich zu erwartenden 
Einbeziehung von weiblichen Arbeitskräften e r f o r d e r l i c h . 

Bei der Durchsicht unseres empirischen Materials zur Frauenbetei­
ligung am Schwerpunkt 1 wurde deutlich, daß sich bei den vom ISF 
untersuchten Betrieben, ebenso wie i n der Grundgesamtheit bezogen 
auf die Maßnahmen, eine starke Dominanz von Betrieben mit geringem 
A n t e i l an weiblichen Beschäftigten findet. Insofern kann von einer 
Betriebs- oder Branchenselektivität der Programmkonditionen und/ 
oder der Inanspruchnahme gesprochen werden, die sich negativ auf 
die Teilnahme von Frauen ausgewirkt hat. 

In einigen Betrieben, in denen Maßnahmen ausschließlich oder weit 
überwiegend im gewerblichen Bereich durchgeführt wurden, kam eine 
Beteiligung von Frauen für v i e l e Tätigkeiten schon aufgrund dem 
entgegenstehender normativer Regelungen nicht i n Betracht (Ein­
schränkungen der zulässigen A r b e i t s z e i t , Nichtzulassung für be­
stimmte Arbeiten, allgemeine Beschäftigungsverbote usw.). Dieser 
Sachverhalt läßt sich als normative Prohibitivität bezeichnen. 

Selbst dort, wo derartige Hindernisse nicht vorlagen, wurden a l ­
lerdings o f t keine Frauen q u a l i f i z i e r t . Als Hauptursache ließ 
sich h i e r f e s t s t e l l e n , daß die Teilnehmer an den Maßnahmen durch­
weg unter Facharbeitern oder Angelernten mit meist schon länge­
rer Betriebszugehörigkeit und entsprechenden Vorqualifikationen 
ausgewählt wurden. Soweit sich unter diesen Personengruppen keine 
oder nur r e l a t i v wenig Frauen befanden, wurden diese ungünstigen 
Relationen durch die Maßnahmen fortgeschrieben: Die Betriebe be­
zogen die unter ihren Perspektiven Bestgeeigneten ein, da hier 
die Aufwands-/Ertragsrelationen am günstigsten zu sein verspra­
chen. Dieser Basiseffekt geht o f f e n s i c h t l i c h auf eine vorgängige 
Unterrepräsentanz von Frauen bei vielen und insbesondere höher­
q u a l i f i z i e r t e n Tätigkeiten zurück. Maßgeblich hierfür sind zwei­
f e l l o s zunächst einmal g e s e l l s c h a f t l i c h e Rollenzuweisungen und 
daraus resultierende Bildungs- und Ausbildungsniveaus. Dazu kom­
men betriebliche Auswahlmechanismen, die aufgrund der i n der Tat 
oft nach unterschiedlichen Vorqualifikationen, aber auch wegen 



tatsächlicher oder zugeschriebener sonstiger Eigenschaften so­
wie erwarteter Verhaltensmuster (Beruf bei Frauen nur als begrenz­
te Lebensphase im Sinne eines Alternativrollenkonzepts usw.) weib­
l i c h e Arbeitskräfte benachteiligen. Zum T e i l spielen auch durchaus 
entsprechende Vorstellungen bei den Frauen selbst über den S t e l ­
lenwert von Berufsarbeit eine Rolle. 

Eine zusätzliche Einbeziehung von Frauen (sie hätten aus anderen 
Bereichen umgesetzt werden müssen) wäre insbesondere bei betrieb­
lichen Umstellungen aus drei Gründen schwierig gewesen: 

- Fehlende Vorqualifikationen hätten mehr Aufwand erfordert. 

- Wegen b e t r i e b l i c h e r und t a r i f l i c h e r Absicherungsregelungen so­
wie aufgrund verschiedener Bestimmungen des Betriebsverfassungs­
gesetzes wäre die starke Frauenbeteiligung mittelbar kaum durch­
zusetzen gewesen. 

- Zumindest aber wäre sie erheblich teurer gekommen (Lohnsiche­
rungsvereinbarungen) . 

Insoweit läßt sich von einer normativ bedingten Unterrepräsenta­
ti o n sprechen. 

Es zeigt sich weiter, daß i n den Betrieben mit höherem Frauenan­
t e i l die weiblichen Arbeitskräfte durchaus etwa im zu erwartenden 
Umfang an Qualifizierung b e t e i l i g t Würden, soweit s i e von den aus­
lösenden betrieblichen Maßnahmen unmittelbar betroffen waren. So­
bald Maßnahmen überwiegend oder ausschließlich für höherqualifi­
z i e r t e Arbeitskräfte durchgeführt wurden, kam es als Folge der 
geringeren Repräsentanz der weiblichen Arbeitskräfte i n dieser 
Gruppe zu einer, bezogen auf den A n t e i l an der Gesamtbelegschaft, 
geringen Einbeziehung. 

Nur i n einem F a l l wurden Frauen für q u a l i f i z i e r t e r e Tätigkeiten 
weitergebildet und dann entsprechend eingesetzt, die früher über­
wiegend von männlichen Facharbeitern durchgeführt worden waren. 



Insgesamt hat sich gezeigt, daß für die Einbeziehung von Frauen 
der sogenannte Basiseffekt von entscheidender Bedeutung war. Frau­
en wurden in a l l e r Regel nur insoweit (dabei aber wohl i n entspre­
chendem Umfang) an Maßnahmen b e t e i l i g t , wie sie schon i n der zu 
qualifizierenden Arbeitskräftegruppe vertreten waren. Wegen ihrer 
vorgängigen Diskriminierung bei der Besetzung anspruchsvollerer 
Tätigkeiten bedeutet dies, daß die ungleichgewichtige Verteilung 
auch durch die Maßnahmen des Schwerpunkts 1 nicht i n Frage ge­
s t e l l t , sondern fortgeschrieben wurde. Daraus erklärt sich auch, 
daß i n den Betrieben unseres Samples Frauen an Umschulungen 
überhaupt nicht teilnahmen und auch im Rahmen des Gesamtprogramms 
solche Maßnahmen für weibliche Beschäftigte nur in minimalem Um­
fang stattfanden. Ausgewählt für Umschulungen wurden i n den von 
uns untersuchten Betrieben (Umschulungen gab es hi e r nur im ge­
werblichen Bereich) h o c h q u a l i f i z i e r t e langjährige Angelernte oder 
Facharbeiter. In dieser Gruppe waren Frauen nicht vertreten. So 
g r i f f e n selbst Betriebe, die weibliche Jugendliche für sogenannte 
Männerberufe ausgebildet und damit bereits gute Erfahrung gemacht 
hatten, für Umschulungen ausschließlich auf Männer zurück. 

Unseres Erachtens kann man daraus ableiten, daß es zunächst ein­
mal auf die Beseitigung der vorgängigen Diskriminierung ankommt, 
die zu unterproportionaler Vertretung von Frauen vor allem bei 
"höherwertigen" Tätigkeiten führt. Wegen der nach wie vor zwei­
f e l l o s bestehenden Vorbehalte bezüglich der zu erwartenden Konti­
nuität weiblichen Erwerbsverhaltens, die bewirken, daß bei g l e i ­
cher fachlicher Eignung bei der Einstellung meist Männern der 
Vorzug gegeben wird, i s t es um so wichtiger, Frauen das Erlangen 
einer ausreichenden Qualifikationsbasis zu ermöglichen. Daher er­
scheint es erfolgversprechender, Frauen über die Erstausbildung 
einen Zugang zu bislang ausschließlich von Männern besetzten Be­
rufsfeldern zu verschaffen, als dies über das Instrument der Wei­
t e r q u a l i f i z i e r u n g von Erwachsenen zu versuchen. 

Für eine Bevorzugung von männlichen Schulabgängern gibt es kaum 
plausible Argumente (wie das bei der Erwachsenenqualifizierung 
häufig erforderliche berufliche Vorwissen); eine Benachteiligung 
von Frauen kann h i e r eindeutiger als vorurteilsgesteuert i d e n t i -



f i z i e r t und bekämpft werden. Auch hier g i l t offenbar, daß nichts 
e r f o l g r e i c h e r i s t , als der E r f o l g : Wenn es Frauen nämlich erst 
einmal gelungen i s t , i n Arbeitsbereichen Fuß zu fassen, dann 
wächst auch die Chance, daß sie an aufbauenden Qualifizierungsmaßnahmen adäquat b e t e i l i g t werden. Es l i e g t aber auf der Hand, daß 
damit nur eine notwendige, keineswegs eine hinreichende Voraussetzung für eine stärkere Berücksichtigung von Frauen bei qu a l i ­
f i z i e r t e n Tätigkeiten erreicht wäre. 

Noch wichtiger i s t eine entsprechende Nachfrage auf dem Arbeits­
markt. Solange es Massenarbeitslosigkeit und damit Arbeitskräfteüberschüsse bei praktisch a l l e n Tätigkeiten und Qualifikationen 
gi b t , besteht die Gefahr, daß sich die Benachteiligung von Frauen 
sogar noch verschärft. (Parolen vom "Mann als Ernährer", von der 
Problematik der "Doppelverdiener" oder auch ganz direkte Versu­
che, die "Reservearmee" der Frauen zurück zu Heim und Herd zu 
schicken, zeigen bereits entsprechende Wirkungen.) 

Unter den gegebenen Bedingungen i s t das im Rahmen der Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen des Sonderprogramms zu beobachtende, Frauen fak­
t i s c h benachteiligende Vorgehen keineswegs als durch den Schwer­
punkt 1 induziert anzusehen und aus der Sicht der Betriebe durch­
aus r a t i o n a l . Es wird - mindestens unserer Kenntnis nach - auch 
von den betrieblichen Arbeitnehmervertretungen nicht, i n - Frage ge­
s t e l l t . Außer durch "Vorab-Benachteiligungen" wurde eine verstärk­
te Einbeziehung von Frauen auch durch eine Reihe von formellen 
oder informellen Regelungen behindert, die - häufig durchaus zum 
"Schutz" von Frauen konzipiert - faktisch i n einigen Arbeitsbe­
reichen eine p r o h i b i t i v e Wirkung e n t f a l t e t haben. 

Wenn künftig eine bessere Repräsentation von Frauen bei betrieb­
lichen Qualifizierungsmaßnahmen erreicht werden s o l l , so sind ne­
ben einer Beseitigung der vorgängigen Differenzierung und der 
Sicherstellung einer ausreichenden Arbeitskraftnachfrage auch Mög­
l i c h k e i t e n i n die Betrachtung einzubeziehen, wie über Anreize 
(oder unter Umständen auch über Sanktionen) die Einbeziehung weib­
l i c h e r Arbeitskräfte für den Betrieb ökonomisch a t t r a k t i v e r zu 
machen wären. Außerdem s t e l l t sich dann die Frage, ob es nicht er-



f o r d e r l i c h wäre, bestimmte (gesetzliche aber auch t a r i f v e r t r a g l i ­
che) "Schutzbestimmungen", die faktisch den Nebeneffekt haben, 
die Qualifizierungschancen von Frauen bei vielen Tätigkeiten zu 
behindern, entsprechend zu modifizieren. 

Innerhalb von Branchen, i n denen Frauen bereits vertreten sind, 
bzw. i n die sie aufgrund der angesprochenen gezielten Intervention 
gelangen könnten, ließe sich das Instrument der Erwachsenenquali­
fi z i e r u n g zweifellos dazu nutzen, weiblichen Arbeitskräften auch 
den Zugang zu mittleren oder höheren Vorgesetztenfunktionen zu 
eröffnen, die bislang auch i n "Frauenbereichen" weit überwiegend 
von Männern besetzt werden. 

Mit unseren Ausführungen s o l l also keineswegs b e s t r i t t e n werden, 
daß i n der Arbeitswelt insgesamt und hochwahrscheinlich auch im 
Zuge der Durchführung von Maßnahmen des Schwerpunkts 1 des Son­
derprogramms Diskriminierung von Frauen erfolgte und e r f o l g t . 
Wir wollten allerdings deutlich machen, daß sich die quantitativ 
geringe Frauenbeteiligung nicht nur aus gezielten betrieblichen 
Selektionsprozessen erklären läßt. Ein erheblicher T e i l der 
"Varianz" muß auf andere Faktoren, wie Branchen- und Betriebs­
selektivität, normative Diskriminierung und vor allem eine vor­
gängige, Frauen de facto benachteiligende betriebliche Personal­
einsatz- und Ausbildungspolitik zurückgeführt werden. 





IV. Positive und negative Beschäftigungseffekte 

Die Hauptzielsetzung des Sonderprogramms bestand darin, die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt i n den einbezogenen Regionen zu verbessern, 
auf a l l e Fälle aber ein weiteres Abgleiten i n höhere Arbeitslo­
sigkeitszahlen zu verhindern. Ein besonderes und innovatives Charakteristikum des Sonderprogramms war dabei, daß es sich zu einem 
wesentlichen T e i l (nämlich im Schwerpunkt 1, der ja fast die Hälf­
te der aufgewendeten M i t t e l beanspruchte) dabei auf das Instrument 
der Förderung verschiedener vom Betrieb durchgeführter Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen stützte. Zwar erwartete man unmittelbare Beschäftigungswirkungen of f e n s i c h t l i c h i n erster Linie von den Maßnahmen in 
Schwerpunkt 2 (Wiedereingliederung von Arbeitslosen) und Schwer­
punkt 3 (Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zur Verbesserung der sozia­
len Infrastruktur), jedoch wurde auch dem Schwerpunkt 1 i n diesem 

1) 
Zusammenhang eine wichtige Funktion zugemessen . Zum einen s o l l t e 
durch die Förderung b e t r i e b l i c h e r Qualifizierungsmaßnahmen das Po­
t e n t i a l für die Wiedereingliederung dadurch verbessert werden, daß 
durch betrieblichen Aufstieg von übers Programm q u a l i f i z i e r t e n Ar­
beitskräften "Nachrückpositionen" für vormals Arbeitslose f r e i 
werden. Zum anderen s o l l t e "vorbeugend" mit dem Instrument der 
Qualifizierung von Betriebsangehörigen sonst u.U. drohender Perso­
nalabbau oder "Personalrotation" verhindert werden. Bezogen auf 
das Z i e l , Beschäftigungsimpulse auszulösen, kann man also beim 
Schwerpunkt 1 von einem indirekten Ansatz sprechen. 

Die eingehende Untersuchung der Wirkungen des Gesamtprogramms auf 
die Beschäftigungssituation fällt i n den Bereich der "aggregier­
ten Wirkungsanalyse" des IIMV und i s t nicht Gegenstand von Über­
legungen aus dem h i e r zur Debatte stehenden Teilprojekt. Während 
sich die aggregierte Wirkungsanalyse die Aufgabe g e s t e l l t hat, 
quantifizierbare Effekte auf der Ebene des Gesamtarbeitsmarkts 
(Meßeinheit sind Arbeitsamtsbezirke) nachzuweisen, setzen wir 

1) Scharpf rechnet i n einer neueren Veröffentlichung sogar den 
Nettobeschäftigungseffekt des Programms "gerade auch" der För­
derung innerbetrieblicher Qualifizierungsmaßnahmen zu (Scharpf 
1981, S. 42). 



quasi am anderen Extrem, d.h. bei der Entstehung solcher Impulse 
durch einzelne Maßnahmen im Betrieb an. Zwischen einer b e t r i e b l i ­
chen Einzelmaßnahme und einem eventuellen Arbeitsmarkteffekt l i e g t 
ein langer Weg mit zahlreichen Vermittlungsschritten. Diese Stufen 
für die jeweiligen Maßnahmen und Betriebe sämtlich im Detail kon­
kret nachzuzeichnen und dann zahlenmäßig fe s t z u s t e l l e n , wieviel 
von einem einzelnen Impuls ggf. die Ebene "Gesamtarbeitsmarkt" er­
r e i c h t , i s t nicht möglich. Was auf der Basis be t r i e b l i c h e r Analy­
sen und unter Nutzung von Konzepten über die Funktionsweise struk­
t u r i e r t e r Arbeitsmärkte dagegen versucht werden s o l l , i s t die 
knappe Beschreibung beschäftigungsrelevanter innerbetrieblicher 
Konstellationen im Zusammenhang mit Qualifizierungsmaßnahmen und 
die Skizzierung von durch Qualifizierung ausgelösten Wirkungszu­
sammenhängen, die zu Beschäftigungseffekten führen. 

Während also eine "aggregierte Wirkungsanalyse" Daten über die 
i n einer Referenzperiode zu beobachtenden Veränderungen auf dem 
Gesamtarbeitsmarkt l i e f e r t , versuchen wir, Konstellationen zu 
i d e n t i f i z i e r e n , unter denen Qualifizierungsmaßnahmen Beschäfti­
gungsanstöße bewirken. Damit sind aber noch keine definitiven Aus­
sagen darüber gemacht, wie weit und i n welchem Umfang dadurch auf 
der Makroebene tatsächlich Beschäftigungswirkungen ausgelöst wer­
den, da die Impulse u.U. schon im Betrieb, auf der Arbeitsamts-
ebene oder für die Gesamtwirtschaft durch damit zusammenhängende 
Gegentendenzen entweder zum T e i l , zu 100 % oder sogar überkompen­
s i e r t werden können. 

Diese beträchtlichen Einschränkungen s t e l l e n keineswegs den Wert 
von Aussagen zu Beschäftigungswirkungen des Programms insgesamt 
i n Frage, sondern dienen der erforderlichen Relativierung und ma­
chen deutlich, welche ungelösten Aufgaben noch vor der Forschung 
liegen, wenn sie den Komplex der Arbeitsmarktwirkungen betrieb­
l i c h durchgeführter Maßnahmen insgesamt und im Det a i l i n den G r i f f 
bekommen w i l l . Dabei i s t es zweifellos s i n n v o l l , "von beiden Sei­
ten" an diese Aufgabe (die für eine s p e z i e l l e Fragestellung eine 
konkrete Umsetzung des Problems der Verbindung von Mikro- und Ma­
kroebene bedeutet) heranzugehen. Die Resultate der "aggregierten 
Wirkungsanalyse" können ebenso wichtige Hinweise zur Einschätzung 



der tatsächlichen Relevanz mit quali t a t i v e n Methoden ermittelter 
Befunde zu Beschäftigungseffekten l i e f e r n , wie umgekehrt die Ergebnisse unserer Untersuchungen es er l e i c h t e r n könnten, eine Einschätzung von durch die Wirkungsanalyse l e t z t l i c h nicht beantwort­
baren Detailzusammenhängen vorzunehmen. 

An dieser S t e l l e i s t auf einen im Kapitel VI ausführlicher disku­
t i e r t e n Sachverhalt hinzuweisen: Durch die Förderung von Q u a l i f i ­
zierung läßt sich Beschäftigung nur insoweit induzieren, als t a t ­
sächlich zusätzliche Maßnahmen ausgelöst werden. Wurden teilweise 
oder ganz l e d i g l i c h ohnedies geplante Maßnahmen gefördert, d.h. 
hat Mitnahme vorgelegen, kann ein Beschäftigungseffekt durch das 
Programm nicht auftreten. Dagegen i s t damit, daß Fehlverwendung 
s t a t t f i n d e t , d.h. daß erhaltene M i t t e l für andere Zwecke als zur 
Finanzierung von Personalkosten bei zusätzlichen Qualifizierungs­
maßnahmen verwendet werden, keineswegs ausgeschlossen, daß es zu 
Beschäftigungsimpulsen kommt. 

1. Mehr Beschäftigung über Qualifizierungsmaßnahmen? 

Die Rezession ab 1973 brachte für die Bundesrepublik Deutschland 
nicht nur erstmals die Erfahrung von M i l l i o n e n a r b e i t s l o s i g k e i t ; 
i n ihrem Gefolge zeigte s i c h auch, daß selbst ein Wiederanstei­
gen der Wirtschaftstätigkeit wie es 1976 - 1980 zu beobachten war 
(mit Wachstumsraten zwischen knapp 2 % und über 5 % ) , sich nur 
stark unterproportional i n mehr Beschäftigung (d.h. mehr g e l e i ­
steten Arbeitsstunden) und zurückgehenden Arbeitslosenzahlen nie­
derschlug. Auch bei den eher t r a d i t i o n e l l e n Maßnahmen mit be­
schäftigungspolitischer Zielsetzung (wie etwa der Investitionsförderung) blieben die Wirkungen, zumindest bezogen auf die Ar­
beitsmarktsituation, hinter den Erwartungen zurück. Darüber, ob 
man deshalb vom Erreichen der Grenzen der Leistungsfähigkeit nach­
frag e o r i e n t i e r t e r P o l i t i k e n sprechen muß, oder ob die unzulängli­
chen Erfolge eher geringem, vor allem aber zu unstetigem ( t e i l ­
weise durch gegenläufige r e s t r i k t i v e Finanzpolitik konterkarier­
tem) Einsatz keynsianischer Instrumente zuzuschreiben sind,gibt es 



eine ausführliche Kontroverse im pol i t i s c h e n wie wissenschaftlichen Raum . Beiträge zur Erklärung dieses Phänomens (man spricht 
neuerdings gerne von der "Entkoppelung von Wirtschaftsentwick­
lung und Beschäftigung") werden aber nicht zuletzt unter Rück­
g r i f f auf ein Analysekonzept g e l i e f e r t , das diese Entwicklungen 
aus Strukturierungen des Arbeitsmarkts erklärt, die einerseits 
die betriebliche Personal- und Beschäftigungspolitik i n bestimm­
ter Weise beeinflussen, während andererseits wiederum die be­
schäftigungswirksamen Handlungen der Betriebe (und auch der Ar­
beitskräftevertretungen ) Abschottungen im Arbeitsmarkt hervor-

2) 

bringen 

Die verzögerte und weit unterproportionale Ausweitung des einge­
setzten Arbeitsvolumens und (noch ausgeprägter) der beschäftig­
ten Arbeitskräftezahl, die auch nach Abbau eventueller Hortungsreserven anhält , erklärt sich daraus, daß den Betrieben a l t e r ­
native und unter den gegebenen Umständen i n vielen Fällen attrak­
tive r e Lösungswege zu Gebote stehen. 

1) Die Auseinandersetzung zwischen den Protagonisten einer 
keynsianisch o r i e n t i e r t e n und einer auf neoklassisch-monetari-
stischen Überzeugungen basierenden Wir t s c h a f t s p o l i t i k hat t e i l ­
weise schon den Charakter eines Glaubenskrieges angenommen. Es 
verbietet sich an dieser S t e l l e , im einzelnen darauf einzugehen, 
vgl. aber u.a. die letzten Jahresgutachten des Sachverständi­
genrats, die verschiedenen Memoranden der Arbeitsgruppe " A l ­
ternativen der W i r t s c h a f t s p o l i t i k " , Sarazin 1981; Soltwedel 
1977; Riese 1981. 

2) Vgl. dazu u.a. Brinkmann u.a. 1979; Schmid 1980; Lutz, Sengen-
berger 1980; B i e l e r , Brandis 1981. 

3) Die angesprochenen betrieblichen P o l i t i k e n führen auf der an­
deren Seite natürlich auch dazu, daß bei Nachfrageeinbrüchen 
und darauf folgenden Produktionsrückgängen die Beschäftigung 
oft nur verzögert und zum T e i l auch nicht i n vollem Umfang an­
gepaßt, teilweise also Personal "gehortet" wird. So sank der 
Auslastungsgrad des Erwerbspersonenpotentials (Erwerbsperso­
nen/Erwerbstätige) von 1973 auf 1975 um 4,2 %, während der 
Auslastungsgrad des Arbeitsvolumens ( e f f e k t i v e / p o t e n t i e l l e Ar­
beitsstunden) g l e i c h z e i t i g um 5,2 % zurückging (vgl . Autoren­
gemeinschaft 1981). 



Was aber spricht dagegen, steigende Nachfrage über zusätzliches 
Arbeitskraftvolumen abzudecken? Schon die Einstellung zusätzli­
cher Arbeitskräfte i s t mit erheblichen Risiken verbunden und ver­
ursacht direkte und mittelbare Kosten verschiedener Art. Hinzu 
kommen die (bei insgesamt ja nach wie vor unsicheren m i t t e l - und 
längerfristigen Zukunftsaussichten) mit einzukalkulierenden po­
t e n t i e l l e n Kosten eines eventuell später wieder e r f o r d e r l i c h wer­
denden Personalabbaus. Welche Reaktionsmöglichkeiten stehen den 
Betrieben bei ansteigender Produktnachfrage neben oder anstelle 
der Ausdehnung des von ihnen eingesetzten Arbeitsvolumens zu Ge­
bote? Möglich sind zum einen Lösungen, die es erlauben, die zu­
sätzliche Produktion mit unverändertem oder gar reduziertem Ar­
beitsvolumen zu bewältigen. Dabei i s t etwa zu denken an die Ein­
führung arbeitssparender Produktionsverfahren (Rationalisierungs­
investitionen), zum anderen (und r e a l i t e r natürlich o f t damit 
kombiniert) an eine weitere Intensivierung der Arbeit. 

Eine Alternative besteht darin, zwar im Umfang der Produktionssteigerung das Beschäftigungsvolumen auszuweiten, aber nicht et­
wa über die Neueinstellung von zusätzlichen Arbeitskräften, son­
dern über Mehrarbeit der ohnedies vorhandenen Belegschaft, etwa 
i n Form von Überstunden, Sonderschichten usw. (vgl. dazu Mendius 
1978) . 

Die Erfahrungen der letzten Jahre legen es nahe, daß Betriebe 
tatsächlich i n erheblichem Umfang von solchen zur Steigerung der 
Beschäftigtenzahl alternativen Optionen Gebrauch gemacht haben. 
Wenn die Betriebe über attraktivere Lösungen verfügen, dann kön­
nen veränderte, mehr beschäftigungsorientierte betriebliche P o l i ­
tiken durch p o l i t i s c h e Programme nur dann ausgelöst werden, wenn 
es gelingt, die Entscheidungsbedingungen für das betriebliche 
Kalkül zu verändern: entweder durch Unterbindung unerwünschter 
Verhaltensweisen durch Sanktionen oder durch Veränderung der 
re l a t i v e n Kosten der verschiedenen Optionen. Die Förderung von 
Schwerpunkt 1 ließe sich insoweit als Versuch interpretieren, 
über die Verbilligung von Humankapitalkosten beschäftigungsinten­
sivere Lösungen e i n e r s e i t s möglich (über die Auflösung von even-



t u e l l e n Qualifikationsengpässen) und g l e i c h z e i t i g a t t r a k t i v (über 
1) 

die Kostenentlastung) zu machen 

Wenn es Daten über die r e l a t i v e n Kosten der jedem Betrieb jeweils 
zu Gebote stehenden Optionen gäbe, wäre es p r i n z i p i e l l möglich, 
f e s t z u s t e l l e n , wie stark man eine "beschäftigungsintensive Pro­
blemlösung" subventionieren müßte, um den Betrieb dazu zu bringen, 
diesen Weg einzuschlagen. Derartige umfassende, a l l e auch schwer 
einzuschätzenden nicht direkt monetären Aspekte einbeziehende Kostenrechnungen werden aber von den Betrieben kaum durchgeführt -
jedenfalls sind sie weder der Forschung noch den Gestaltern von 
arbeitsmarktpolitischen Programmen zugänglich. 

Wir können daher nur f e s t s t e l l e n , daß für Betriebe, die im Rah­
men des Sonderprogramms Qualifizierungsmaßnahmen mit Beschäfti­
gungswirkungen durchgeführt haben, die Option Beschäftigungsaus­
weitung e x i s t i e r t e . Damit wissen wir aber noch nicht, ob Beschäf­
tigungsausweitung nicht ohnedies die e i n z i g mögliche oder jeden­
f a l l s die a t t r a k t i v s t e Reaktionsmöglichkeit war, die der Betrieb 
im konkreten F a l l hatte ( i n diesem F a l l gibt es zwar Beschäfti­
gungsimpulse von betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen, aber k e i ­
ne w i r k l i c h vom Sonderprogramm induzierten). Für den F a l l , daß 
der Betrieb tatsächlich Alternativen zur Problemlösung über Beschäftigungsausweitung gehabt hätte, b l e i b t offen, ob diese A l ­
ternativen ohne Förderung tatsächlich a t t r a k t i v e r als die Beschäftigungslösung gewesen wären. 

Noch v i e l schwerer f a l l e n Aussagen über das Potential q u a l i f i z i e -
rungsinduzierter Beschäftigungswirkungen i n Betrieben, die nicht 
im Programmgebiet liegen. Einiges spricht allerdings für die An­
nahme, daß das Potential außerhalb der Programmregionen eher höher 

1) Kosten sind h i e r im weitesten Sinne zu verstehen, d.h. sie 
schließen z.B. die Durchsetzung bestimmter Optionen gegenüber 
der Belegschaft oder einer breiteren "politischen" Öffentlich­
k e i t ebenso mit ein, wie den "Preis" bestimmter b e t r i e b l i c h e r 
Zielvorstellungen (wie etwa der, ein Facharbeiterbetrieb b l e i ­
ben zu wollen, eine bestimmte Betriebsgröße nicht zu über­
schreiten, da hieran verschiedene u.U. wieder kostenträchtige 
Regelungen anknüpfen usw.). 



gewesen i s t . Wenn die Programmregionen bzw. die b e t e i l i g t e n Betriebe sich tatsächlich i n einer unterdurchschnittlichen wirt­
schaftlichen Lage mit entsprechend niedriger Auslastung der per­
sonellen und sachlichen Kapazitäten befanden, sind dort sicher 
niedrigere Beschäftigungsimpulse zu erwarten als im übrigen Bun­
desgebiet. Nicht r e a l i s i e r t e Beschäftigung wegen Qualifikations­
engpässen dagegen i s t sicher i n den besser ausgelasteten (Nicht-
programm-)Regionen häufiger zu erwarten. Dafür spricht auch die 
in Gebieten mit geringerer A r b e i t s l o s i g k e i t besonders nachdrück­
l i c h geäußerte Klage über den extremen Facharbeitermangel. 

a) Sogwirkungen versus Erhaltungseffekte 

Das Programm insgesamt - so haben wir gesehen - z i e l t auf die 
Verbesserung der Beschäftigungssituation i n den Problemregionen. 
Dabei s o l l t e n durch den Schwerpunkt 2 (der die Einstellung von 
Arbeitslosen förderte, wenn si c h dadurch der Beschäftigungsstand 
eines Betriebes erhöhte) und den Schwerpunkt 3 (der Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen finanzierte) unmittelbare Beschäftigungswir­
kungen über die Wiedereingliederung von Arbeitslosen erreicht 
werden. Beim Schwerpunkt 1 s t e l l t sich die Frage der Beschäfti­
gungswirkung erheblich komplexer. 

Eine der Erwartungen an den Schwerpunkt 1 war die, daß er dazu 
beitragen würde, Produktionsrestriktionen, soweit sie mit Qualifikationsengpässen zusammenhängen, aufzuheben oder jedenfalls zu 
verringern. Erreicht werden s o l l t e das dadurch, daß Mitglieder 
der vorhandenen Belegschaft mit Engpaß-Qualifikationen ausgestat­
tet wurden, die auf dem Arbeitsmarkt nicht verfügbar waren, und 
dann i n entsprechende Positionen aufrücken s o l l t e n . Die freiwerden­
den Plätze s o l l t e n dann über Außenrekrutierung besetzt werden. 
Neben diesen Sogeffekten könnte auch umgekehrt von der Möglich­
k e i t (über die Wiedereingliederungsförderung des Schwerpunkts 2), 
zu geringen Kosten die Beschäftigtenzahl zu erhöhen, ein Impuls 
zur Q u a l i f i z i e r u n g von vorhandenen Belegschaftsmitgliedern aus­
gehen: Da angenommen werden kann, daß sich über den Arbeitsmarkt 
insgesamt (und s p e z i e l l über die Förderung durch den Schwerpunkt 
2) vor allem un- und angelernte Arbeitskräfte rekrutieren lassen 
und mit der Einstellung solcher Arbeitskräfte i n der Regel auch 
ein höherer Bedarf an q u a l i f i z i e r t e n Mitarbeitern einhergeht, wäre 



es naheliegend, für die anspruchsvolleren Funktionen Mitglieder 
der "Stammbelegschaft" über den Schwerpunkt 1 heranzubilden. 

K u r z f r i s t i g und vorübergehend kann auch ein weiterer Beschäfti­
gungseffekt auftreten, und zwar soweit durch die Durchführung der 
Qualifizierungsmaßnahmen selbst Zeiten, i n denen sonst produktiv 
gearbeitet wurde, ausfallen. Wird dieser A u s f a l l durch E i n s t e l ­
lungen ausgeglichen, ergeben sich ebenfalls Sogwirkungen. Die 
Dauer dieser Anstöße i s t aber p r i n z i p i e l l auf den Zeitraum, den 
die Maßnahme beansprucht, beschränkt, während man sich vom zuerst 
angesprochenen "Sog" dauerhafte Wirkungen erwartet. 

Ehe aber e i n Betrieb aufgrund höheren Ar b e i t s a n f a l l s (durch die 
Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen oder danach möglich 
gewordene Produktionsausweitung) zusätzliche Einstellungen vor­
nimmt, sind oft beträchtliche Hürden zu überwinden. 

o Möglich i s t die Reaktion, im Zusammenhang mit der Q u a l i f i ­
zierung benötigte Arbeitsvolumen an anderer S t e l l e "ersatzlos" 
abzuziehen, was i n der Regel zu entsprechenden Produktions­
bzw. Leistungseinschränkungen führt und mögliche Sogwirkungen 
vollkommen n e u t r a l i s i e r t . 

o Qualifizierung kann aber auch Beschäftigungsimpulse auslösen, 
ohne daß sich , jedenfalls soweit erkennbar, an der Beschäfti­
gungssituation des Betriebs etwas ändert. Dies i s t zum einen 
dann der F a l l , wenn der Betrieb zum Zeitpunkt der Durchführung 
der Maßnahmen personell unterausgelastet i s t (d.h. Personalhor­
tung b e t r e i b t ) , so daß durch die Durchführung der Maßnahmen nur 
sein Auslastungsgrad s t e i g t (bzw. wenn die Vollauslastung durch 
diese Wirkung überschritten wird, sich Beschäftigungseffekte 

1) 
nur entsprechend reduziert auswirken) 

1) Wird durch die Maßnahmen Kurzarbeit reduziert, kommt es zwar 
zu einer Ausweitung des Beschäftigungsvolumens (im Sinne der 
bezahlten Arbeitsstunden), aber nicht der Beschäftigtenzahl. 
Auch diese Wirkung dürfte angesichts der ausgeprägten Nutzung 
des Kurzarbeitergelds gerade i n den Programmregionen eine 
gewisse Rolle gespielt haben. 



o Nicht aktualisieren (im Sinne von Sogeffekten auf dem Ar­
beitsmarkt) können sich die Beschäftigungswirkungen von Quali­
fizierungsmaßnahmen aber auch, soweit es dem Betrieb gelingt, 
die aus der Durchführung sich ergebenden Anforderungen durch die 
Intensivierung der Arbeit bei den Teilnehmern selbst und/oder 
deren Kollegen abzufangen. 

Gerade i n Problemregionen spricht sehr v i e l dafür, daß die Unter­
auslastung des vorhandenen Personals bei sehr vielen vom Programm 
erfaßten Betrieben von großer Bedeutung war und mögliche Sogwir­
kungen auf dem Arbeitsmarkt stark verringerte. Maßnahmen können 
daher nicht nur beschäftigungsrelevant gewesen sein unter dem 
Aspekt, Neueinstellungen zu bewirken; u.U. kam ihnen auch i n er­
heblichem Umfang die Funktion zu, sonst erforderlichen Personal­
abbau zu verhindern oder wenigstens zu verringern. Dieser Erhal­
tungseffekt kann ebenfalls sowohl aufgrund von Entzugswirkungen 
der durchgeführten Maßnahmen, als auch bedingt durch die Auflö­
sung von Qualifikationsengpässen auftreten, nämlich dann, wenn 
es durch die damit einhergehenden Produktionsausweitungen i n be­
stimmten Bereichen möglich wird, Arbeitskräfte aus anderen Abtei­
lungen, die sonst abgebaut werden müßten, innerb e t r i e b l i c h umzu­
setzen . 

Denkbar i s t allerdings auch, daß wegen der durch die Maßnahmen 
bedingten Verfügbarkeit von mehr q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften 
e i g e n t l i c h anstehende, durch Q u a l i f i k a t i o n s d e f i z i t e ausgelöste 
arbeitssparende Rationalisierungsmaßnahmen unterbleiben und auf 
diese Weise Arbeitsplätze erhalten werden. (Die Qualifizierung 
hätte hier also gerade umgekehrt wie im oben behandelten F a l l die 
Funktion einer "Innovationsbremse".) 

Qualifizierungsmaßnahmen können demnach sowohl dazu dienen, die 
Beschäftigung vorhandener Belegschaftsmitglieder abzusichern, als 
auch zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen. Aus der 
Perspektive des Gesamtarbeitsmarkts unterscheiden sich die beiden 
Varianten l e t z t l i c h nicht grundsätzlich. Für den Umfang der Ar­
b e i t s l o s i g k e i t z.B. i s t es gleichgültig, ob Qualifizierungsmaß­
nahmen bewirken, daß ein Arbeitsloser wieder beschäftigt wird, 



oder ob durch sie eine Entlassung verhindert wird. Es gibt aber 
auch wichtige Vorteile der "Beschäftigungserhaltung": Den Betrof­
fenen b l e i b t es so erspart, das Schicksal der A r b e i t s l o s i g k e i t zu 
erfahren. Außerdem werden auf diese Weise die doppelten Selektionsprozesse (bei Entlassung und Wiederbeschäftigung) verhindert, die 
ja maßgeblich zu Strukturproblemen auf dem Arbeitsmarkt beitragen. 

Beschäftigungserhaltende Effekte lassen sich allerdings v i e l 
weniger l e i c h t nachweisen und werden von der Öffentlichkeit kaum 
wahrgenommen. Arbeitslose wieder einzugliedern, i s t zweifellos 
publicityträchtiger als der schwer zu belegende Verweis darauf, 
das Entstehen zusätzlicher A r b e i t s l o s i g k e i t verhindert zu haben. 

Fassen wir nochmals kurz zusammen: Durch Qualifizierungsmaßnah­
men kann 

o das vom Betrieb eingesetzte Arbeitsvolumen besser ausgenutzt 
werden (Abbau von Hortungsreserven, Intensivierung); 

o das eingesetzte Arbeitsvolumen gesteigert werden. Soweit die 
Zusatznachfrage nach Arbeitskraft nicht über Mehrarbeit abge­
deckt wird, kann durch Qualifizierung die Beschäftigtenzahl ent­
sprechend steigen; 

o die Beschäftigtenzahl im Gefolge von Qualifizierungsmaßnahmen 
sich erhöhen, ohne daß das nachgefragte Arbeitsvolumen sich 
ausweiten muß (oder jedenfalls stärker ausweiten, als dem An­
sti e g des Arbeitsvolumens entspricht). Das wird dann der F a l l 
sein, wenn durch Qualifizierung Engpässe bei bestimmten Arbeitskräftegruppen bes e i t i g t werden, die vorher durch Mehrarbeit der vorhandenen Belegschaft abgedeckt wurden . Die bis 
dahin durch Überstunden der raren q u a l i f i z i e r t e n Kräfte erbrach-

1) Daß auch diese Variante durchaus eine Rolle s p i e l t , wird deut­
l i c h , wenn man i n die Betrachtung einbezieht, daß das Arbeits­
platzäquivalent der geleisteten Mehrarbeitsstunden i n den 
letzten Jahren meist höher als die Arbeitslosenzahl war 
•(Mendius 1978), und daß das hohe Überstundenaufkommen vor a l ­
lem auch mit dem Mangel an q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften be­
gründet wurde. 



ten Leistungen könnten dann von den über Maßnahmen des Programms 
weitergebildeten Belegschaftsmitgliedern e r z i e l t werden. Deren 
Platz wiederum könnte von neu Einzustellenden übernommen werden 
bzw. von Belegschaftsmitgliedern, deren Entlassung sonst ange­
standen hätte. 

In den skizzierten Formen kann der Schwerpunkt 1 Anstöße zur Beschäftigungsausweitung l i e f e r n (Neueinstellungen und Vermeidung 
von Personalabbau). Dies kann sowohl durch die Ausweitung des ein­
gesetzten Arbeitsvolumens als auch durch Umverteilung eines unver­
änderten Arbeitsvolumens auf mehr Arbeitskräfte geschehen. Ein 
solcher Anstoß besagt aber noch nicht notwendig, daß auch tatsäch­
l i c h eine (Netto-)Beschäftigungswirkung e i n t r i t t . Wir wollen da­
her im folgenden zunächst immer nur von Beschäftigungsimpulsen 
sprechen. 

N e u t r a l i s i e r t werden können solche Beschäftigungsanstöße u.U. 
schon auf der Ebene des einzelnen Betriebs. Hier i s t es denkbar, 
daß zwar durch die Maßnahmen z.B. i n einer Abteilung die Zahl 
der Beschäftigten s t e i g t bzw. Abbau verhindert wird; g l e i c h z e i ­
t i g aber kann dadurch u.U. i n anderen Bereichen Minderbeschäfti­
gung bewirkt werden: beispielsweise wenn ein Betrieb i n einer 
Fertigungsabteilung eine Umstellung durchgeführt und sich mit 
H i l f e der Maßnahmen die benötigten q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräfte 
verschafft, so daß er die Produktion und damit die ar b e i t s k r a f t ­
nahe Nachfrage für diesen Produktionsbereich ausweitet, 
g l e i c h z e i t i g aber die Fertigung i n anderen Bereichen (gemessen an 
den i n der geförderten Abteilung erreichten Grenzproduktivitäten) 
so unattraktiv wird, daß es dort zu Einschränkungen und Personal­
abbau kommt. 

Aber selbst soweit es eindeutige Beschäftigungswirkungen auf der 
betrieblichen Ebene gibt, werden daraus auf der überbetrieblichen 
Ebene zunächst wiederum l e d i g l i c h Beschäftigungsimpulse. Auf der 
Basis unseres Fallstudienmaterials lassen sich endgültige Aussa­
gen darüber nicht machen, ob durch von uns beobachtete Beschäfti­
gungsimpulse und betriebliche Beschäftigungseffekte auf der über­
betrieblichen Ebene tatsächlich Nettobeschäftigungseffekte e r z i e l t 



worden sind. Selbst eindeutige Beschäftigungswirkungen auf der Ar­
beitsamtsbezirksebene oder i n den Problemregionen insgesamt sa­
gen noch nichts aus über die Beschäftigungswirkungen für den Gesamtarbeitsmarkt der Bundesrepublik: Es i s t z.B. denkbar, daß 
Betriebe i n den geförderten Regionen ihre Beschäftigung ausbauen, 
dies aber - etwa wegen durch die Förderung reduzierter komparativer Kosten - ausschließlich zum Nachteil ihrer nicht ins Programm 
einbezogenen Konkurrenz i n anderen Gebieten geschieht, so daß im 

Extremfall die i n den Problemregionen erreichte Beschäftigung an-
1) 

derswo wieder verlorengeht 

Für eine Einschätzung der gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungswirkungen wäre schließlich auch noch auf die i n der Finanzwissen­
schaft h e f t i g kontrovers diskutierte Frage einzugehen, welche Beschäftigungswirkungen sich aus der Aufbringung der Programmittel 
ergeben;dies war im Rahmen unseres Teilprojekts nicht möglich. 

Was war hier zu leisten? Wir könnten Konstellationen i d e n t i f i z i e ­
ren, bei denen die Voraussetzungen für Beschäftigungsimpulse auf 
der betrieblichen Ebene vorlagen. Wir konnten weiter Fälle heraus­
finden, bei denen auf der betrieblichen Ebene aus den Impulsen 
Beschäftigungswirkungen wurden, und die dafür typischen Bedin­
gungskonstellationen diskutieren, wobei zwischen der Erhaltung 
vorhandener Arbeitsplätze und Beschäftigungsausweitung zu unter­
scheiden war. Aufzugreifen war weiter der Aspekt möglicher nega­
t i v e r Beschäftigungsauswirkungen von Qualifizierungsförderung auf 
der betrieblichen wie überbetrieblichen Ebene. Dabei ging es zu­
nächst um Fälle, i n denen, bezogen auf beide arbeitsmarktpoliti­
schen Ebenen, negative Impulse auftreten können; anschließend war 
sowohl der F a l l der Nutzung von Qualifizierungsmaßnahmen zum be­
t r i e b l i c h e n Personalabbau, aber mit positiven Arbeitsmarktauswir-

1) Dieselbe Argumentation ließe sich dann auch noch auf die i n ­
ternationale Ebene ausdehnen (d.h. im Sinne des Exports von Ar­
b e i t s l o s i g k e i t über Unternehmenssubvention i n Form arbeits­
marktpolitischer Programme). Mit umgekehrten Vorzeichen hat 
diese Ableitungskette durchaus zahlreiche Befürworter: Die Kon­
kurrenz- und damit auch die Arbeitsplatzprobleme der deutschen 
Stahlindustrie z.B. werden von Arbeitgeber- wie Arbeitnehmer­
vertretungen nicht zuletzt mit den (dort beschäftigungssichern-
den) öffentlichen Subventionen an die europäischen Wettbewerber 
begründet. 



kungen ("Qualifizierung für den Arbeitsmarkt") zu behandeln, als 
auch der umgekehrte F a l l , nämlich die Sicherung bestehender be­
t r i e b l i c h e r Beschäftigungsverhältnisse mit nachteiligen Wirkungen 
für die Arbeitsmarktstruktur (Betriebsbindung und u n t e r q u a l i f i ­
z i e r t e r E i nsatz). Abschließend f o l g t eine Zusammenfassung der Er­
gebnisse mit einer Einschätzung des beschäftigungspolitischen 
Potentials der öffentlichen Förderung b e t r i e b l i c h e r Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen . 

b) Ausgangssituationen für Beschäftigungsimpulse 

In diesem Abschnitt wollen wir unter Rückgriff auf die Ergebnisse 
unserer Fallstudien auf die Frage eingehen, unter welchen betrieb­
lichen Bedingungen im Rahmen des Schwerpunkts 1 Qualifizierungsmaßnahmen mit positiven Beschäftigungsimpulsen durchgeführt wur­
den. Dabei wird versucht, die vorgefundenen betrieblichen Kon­
ste l l a t i o n e n d r e i Hauptgruppen zuzurechnen, um eine überschaubare 
Darstellung zu ermöglichen, ohne die selbstverständlich weit grö­
ßere Komplexität der betrieblichen Realität i n unvertretbarer 
Weise zurückzuschneiden. Zugeordnet werden die Fälle nach dem je­
weils dominierenden betrieblichen Motiv für die Durchführung von 
Qualifizierungsmaßnahmen. (Oft spielten mehrere der zu diskutie­
renden Aspekte eine Rolle, i n einigen Fällen - bei Großbetrieben 
mit breitem Maßnahmespektrum etwa - unterschieden sich auch die 
Konstellationen zwischen den Maßnahmegruppen.) Bei den Ausgangs­
situationen, die als Auslöser von Maßnahmen anzusehen sind, un­
terscheiden wir: 

o technisch-organisatorische Innovationen, die zusätzliche Qualifizierungsanstrengungen e r f o r d e r l i c h machen; 

o Verzicht auf sonst anstehende (kostenträchtige) technische 
Innovationen, weil über die Ausweitung des Qualifizierungsreser­
voirs der Belegschaft gestiegene Anforderungen auch ohne tech­
nische Änderungen bewältigt werden können; 

o Auflösung von bestehenden Qualifikationsengpässen oder D e f i z i ­
ten, die den betrieblichen Ablauf mindestens p o t e n t i e l l beein­
trächtigen und eine Produktionsausweitung verhindert haben. 



Den F a l l , daß Betriebe Qualifizierungsanstrengungen erstmals i n 
die Wege l e i t e n oder die bisherigen ausweiten, um so e r f o r d e r l i ­
che Umstellungen auf neue Produkte und Produktionsverfahren be­
wältigen zu können, hatten die Programminitiatoren offenbar be­
vorzugt im Auge (vgl. u.a. Bundesminister für Arbeit und S o z i a l ­
ordnung 1979, S. 12, 17, 37). Wie wir an anderer S t e l l e bereits 
ausführlich gezeigt haben, handelt es sich dabei zwar nicht um 
die einzige praktisch bedeutsame Konstellation, aber um eine 
häufig anzutreffende. 

Ein Betrieb (ca. 40 Beschäftigte) beabsichtigte, seine Produk­
t i o n (hauptsächlich Komponenten für den Baubereich) sukzes­
sive auf ein neues Material und entsprechend veränderte Pro­
duktionsverfahren umzustellen. G l e i c h z e i t i g war - wegen der er­
kennbar guten Marktchancen - eine starke Ausweitung der Produk­
ti o n vorgesehen, wozu die Belegschaft um ca. 50 % aufgestockt 
werden s o l l t e . Auf dem regionalen Arbeitsmarkt waren aber faktisch 
nur ungelernte bzw. bislang nicht berufstätige Frauen verfügbar. 
Vor dem vollen Anlaufen der neuen Produktionsanlagen wurde daher 
an einer provisorischen Fertigungseinrichtung eine "Kernmannschaft" von verhältnismäßig hochqualifizierten Arbeitskräften mit 
den wichtigsten Funktionen vertraut gemacht. Dazu wurden für sechs 
Beschäftigte Maßnahmen der "Sonstigen Qualifizierung" beantragt, 
die s i e i n die Lage versetzen s o l l t e n , sowohl zentrale Aufgaben 
an den neuen Fertigungsanlagen zu Übernehmen, als auch sich an 
der Unterweisung der einzustellenden weiblichen Arbeitskräfte 
zu b e t e i l i g e n . 

Nicht unähnlich war die Situation i n einem Betrieb (ca. 80 Be­
schäftigte), der als Z u l i e f e r e r elektromechanische und elektro­
nische Bauteile f e r t i g t e . Auch hier ging es um die Bewältigung 
der Anforderungen, die mit der Fertigung einer neuen Produktreihe 
verbunden waren und das Betreten absoluten technischen Neulandes 
bedeuteten. Das Hereinholen des entsprechenden Alftrags war für 
den (mit einer sehr kurzen Finanzdecke versehenen) Betrieb einer­
s e i t s lebenswichtig; andererseits zeigte sich sehr schnell, daß 
zur Sicherstellung der geforderten hohen Qualitätsstandards eine 
systematische Anlernung von Belegschaftsmitgliedern unumgänglich 
war. Da um die fragliche Z e i t das Sonderprogramm a n l i e f , konnten 
für ca. 15 % der Belegschaft "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen", 
bei denen die Teilnehmer auf die Bewältigung der Anforderungen 
jeweils mehrerer Arbeitsaufgaben vorbereitet wurden, durchgeführt 
werden. Das Unternehmen selbst hätte entsprechende Aktivitäten 
nicht finanzieren können. 

Auch ein großer Büromaschinenhersteller konnte den Schwerpunkt 1 
des Sonderprogramms dazu nutzen, die im Zuge der laufenden Umstel­
lung von vorwiegend mechanischen auf elektronische Produkte not­
wendig werdenden Qualifizierungsmaßnahmen - insbesondere für die 
Produktionsbelegschaften - durchzuführen. Auch hier g a l t , daß ent-



sprechende Aktivitäten zwar aus der Sicht der technischen Anfor­
derungen unbedingt notwendig waren, wegen der sehr angespannten 
ökonomischen Situation aber ihre Durchführung ohne die öffentli­
che Förderung kaum im e i g e n t l i c h erforderlichen Umfang möglich 
gewesen wäre. 

In den drei s k i z z i e r t e n und einigen weiteren,ähnlich gelagerten 
Fällen konnte zwar das Sonderprogramm nicht unbedingt als Ursache 
der technischen Umstellung gelten - die entsprechenden Planungen 
lagen bereits vor und auch die Durchführung war vorgesehen - man 
kann aber dem Schwerpunkt 1 hier durchaus so etwas wie eine "Ge­
burtshelferfunktion" zusprechen. Ohne die entsprechende Förderung 
nämlich hätten die Umstellungen wohl nur verzögert anlaufen kön­
nen und i h r erfolgreicher Abschluß wäre mindestens i n einigen 
Fällen f r a g l i c h gewesen. 

Im folgenden Abschnitt geht es um den (zumeist vorläufigen) Ver­
zicht auf geplante Rationalisierung, da die Förderung im Rahmen 
des Schwerpunkts 1 eine alternative Lösung präferabel machte, mit 
der es gelang, sich zu günstigen Konditionen und in ausreichen­
dem Umfang mit q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften zu versorgen. 

Ein Betrieb (Geräte- und Anlagenbau) beschäftigte ca. 200 Ar­
beitskräfte. Er hatte eine r e l a t i v s t a b i l e Auftragssituation. Sie 
r e s u l t i e r t e e i n e r s e i t s daraus, daß er sich Veränderungen i n der 
Nachfrage bei seinen einzelnen Produkten nicht zuletzt aufgrund 
des v i e l s e i t i g einsetzbaren Personals gut anpassen konnte, zum 
anderen daraus, daß er sich i n seinem Hauptproduktsegment als 
Zul i e f e r e r für die Grundstoffindustrie einen recht stabilen Markt­
a n t e i l gesichert hatte. 

In diesem Bereich gab es aber auch i n jüngster Zeit bestimmte Ar­
beitskräfteprobleme. Wegen der ständig steigenden Sicherheitsan­
forderungen bei seinem Hauptabnehmer dürften bestimmte Arbeiten 
"von Hand" nur von Arbeitskräften mit einer entsprechenden Prüf­
bescheinigung durchgeführt werden. Da solche Arbeitskräfte nicht 
ausreichend verfügbar und auch auf dem Arbeitsmarkt nicht be­
schaffbar waren, wurde der Einsatz einer automatischen Fertigungs-
anlage ins Auge gefaßt, die ei n e r s e i t s die geforderten Qualitätsstandards erbracht hätte, andererseits einen höheren Ausstoß bei 
Einsatz formal weniger q u a l i f i z i e r t e r Arbeitskräfte ermöglicht 
hätte. Die Kosten für die neue Anlage wären für das Unternehmen 
allerdings erheblich gewesen; es gab auch einige Vorbehalte, ob 
die erhofften Wirkungen wir k l i c h umgehend und umfassend eintreten 
würden. 



In dieser Situation erfuhr man von den Fördermöglichkeiten des 
Schwerpunkts 1. Geschäftsleitung und Betriebsrat kamen überein, 
die neue Anlage (vorerst?) nicht aufzustellen und st a t t dessen zu 
versuchen, die bestehenden Schwierigkeiten über die Qual i f i k a t i o n 
von Mitarbeitern zu lösen. Beantragt und b e w i l l i g t wurden Fortbildungsmaßnahmen für über 30 Arbeitskräfte. Q u a l i f i z i e r u n g s z i e l 
war der Abschluß von Schweißerprüfungen auf r e l a t i v hohem Niveau. 
Die Maßnahme wurde i n Form von Vollzeitkursen bei vollständiger 
Fr e i s t e l l u n g von der produktiven Arbeit, jedoch im Betrieb, durch­
geführt . 

Wenn sich auch i n unserem Betriebssample nur ein einziger derar­
t i g e r F a l l fand, scheint er doch von besonderem Interesse. Bis­
lang konnte durchweg davon ausgegangen werden, daß u.a. betrieb­
l i c h e Qualifikationsengpässe mit dazu beitrugen, die Durchführung 
von Rationalisierungsmaßnahmen zu beschleunigen. Dies war auch 
bis vor kurzem eine entweder e x p l i z i t erwünschte, jedenfalls aber 

1) 
von keiner Seite ernsthaft i n Frage g e s t e l l t e Wirkung 

Unterstützt wurde diese Tendenz zweifellos u.a. auch dadurch, 
daß die meisten Förderprogramme i n der Regel Sachkapitalinve­
s t i t i o n e n begünstigen, während Investitionen i n "Humankapital" 
kaum gefördert wurden. Aber selbst wenn ein Betrieb derartige 
Maßnahmen durchführt, lassen sie sich nicht i n gleicher Weise 
(etwa bilanzmäßig) als Investitionen ausweisen, wie das im Sach­
kapitalbereich der F a l l i s t ( v g l . dazu Scharpf 1980). Unser Bei­
s p i e l und bestimmte Eindrücke aus anderen Betrieben sprechen da­
für, daß die Verbesserung der Qualifikationsstruktur sich ten­
d e n z i e l l auch zugunsten arbeitsintensiverer Problemlösungen aus­
wirken kann. Für eine arbeitsmarktpolitische Strategie, die das 
Beschäftigungsvolumen über eine r e l a t i v e Verbilligung von Human­
gegenüber Sachkapital ausweiten w i l l , sind daher durchaus e r f o l g ­
versprechende Ansatzpunkte vorhanden. 

1) Auch die deutschen Gewerkschaften bejahten bis i n jüngster Zeit 
arbeitssparende Formen technischen Wandels. Erst die 1974 ein­
setzende Massenarbeitslosigkeit hat zu einer gewissen R e l a t i ­
vierung dieser Position geführt: "Die deutschen Gewerkschaften 
hatten zur Rationalisierung und zum technischen Wandel bisher 
eine positive Einstellung. Unter dem Eindruck der neuen wirt­
schaftspolitischen Situation i s t jedoch e in Umdenken hinsicht­
l i c h einer differenzierteren Beurteilung der technologischen 
Entwicklung und der Rationalisierung e r f o r d e r l i c h " (Entschlie­
ßung Nr. 24 des Zwölften Ordentlichen Gewerkschaftstages der 
IG Metall 1977). 



Von den ausgewiesenen Förderzielen des Sonderprogramms zwar nicht 
auf gleiche Weise e x p l i z i t abgedeckt wie die eben behandelten Fäl­
l e , s i c h e r l i c h aber ebenfalls durchaus erwünscht, waren Konstella­
tionen, bei denen der Betrieb zwar an seinen Produktionsanlagen 
und -verfahren nichts änderte, aber durch die Maßnahme i n die La­
ge versetzt wurde, seine Produktion auszuweiten und so Nachfrage 
zu befriedigen, die er vorher wegen Engpässen bei q u a l i f i z i e r t e n 
Arbeitskräften nicht abdecken konnte. 

Ein Kleinbetrieb (weniger als zehn Beschäftigte) hatte sich auf 
den Bau von Spezialmaschinen konzentriert und damit eine stabile 
Marktposition gewonnen. Seit einigen Jahren war die Auftragslage 
so günstig, daß Produktion und Belegschaft stark ausgeweitet wer­
den konnten. Bislang scheiterten die Expansionspläne aber, vor 
allem am Mangel an q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften. Wegen der hohen 
und spezifischen Anforderungen i n der Fertigung (Verarbeitung von 
Edelstahl) waren für die Schlüsselpositionen ganz besondere Kennt­
nisse e r f o r d e r l i c h , die auch Fachkräfte vom externen Arbeits­
markt nicht besäßen. Über das Sonderprogramm wurden zwei Beleg­
schaftsmitglieder, die über das betriebsspezifische "know how" 
bereits verfügten, für besondere Aufgaben q u a l i f i z i e r t (Umschu­
lung eines Maschinenbauers zum technischen Zeichner und "Sonsti­
ge Qualifizierung" i n besonderen Schweißtechniken). Davon ver­
sprach sich der Inhaber zum einen eine Entlastung für sich selbst 
und damit mehr Spielraum, um sich seinen Leitungsaufgaben widmen 
zu können. Zum anderen e n t f i e l e n mit der Verfügbarkeit der beiden 
Fachkräfte wesentliche Expansionshemmnisse, so daß sukzessive eine 
Aufstockung der Belegschaft erfolgen konnte. 

Ein "junger" Baubetrieb (1978 gegründet) steigerte seine Beleg­
schaft sehr schnell von ca. 10 auf 80 Beschäftigte. Zunächst be­
faßte man sich mit konventionellen Bauarbeiten, versuchte dann 
aber r e l a t i v rasch, sich ein "zweites Standbein" zu verschaffen 
und st i e g i n die Altstadtsanierung ein. Ein besonderes Problem 
dabei war das fast vollständige Fehlen der entsprechenden ein­
schlägigen Handwerksqualifikationen auf dem Arbeitsmarkt, da i n 
den entsprechenden Berufen s e i t Jahrzehnten kaum noch ausgebildet 
wird. Dennoch gelang es, einige Fachkräfte zu gewinnen. Als es 
1979 zu einem starken Einbruch bei den "konventionellen" Bauauf­
trägen kam, war es durch "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" aus 
dem Schwerpunkt 1 möglich, 15 Arbeitskräfte für den weiter f l o r i e ­
renden Bereich der Stadtsanierung vorzubereiten und dann dort ein­
zusetzen. Mittlerweile wurden die normalen Hoch- und Tiefbauarbeiten ganz zugunsten der Stadterneuerung e i n g e s t e l l t . Nach Auffas­
sung der Inhaber können die Arbeitsplätze j e t z t im Unterschied 
zum sonstigen Baubereich als ziemlich gesichert gelten. 



2. Varianten qualifizierungsinduzierter Beschäftigungsimpulse 

Nachdem einleitend einige allgemeine Überlegungen zum Zusammenhang von Qualifizierung und Beschäftigungssituation angestellt 
wurden und wir im vorstehenden Abschnitt typischen betrieblichen 
Ursachenkonstellationen für die Durchführung solcher Maßnahmen 
nachgegangen sind, s o l l j e t z t anhand charakteristischer Beispiele 
aus unserem Fallstudienmaterial der Frage nach den Arten von 
durch Qualifizierung ausgelösten Beschäftigungsanstößen nachge­
gangen werden. 

Den eindeutigsten F a l l einer Beschäftigungswirkung auf b e t r i e b l i ­
cher Ebene bilden s i c h e r l i c h Zusatzeinstellungen aufgrund von 
Qualifizierungsmaßnahmen. Diese Variante hat man bei der Beurtei­
lung der Maßnahmen des Schwerpunkts 1 wohl auch meist i n erster 
Linie im Auge. Wir haben aber dargelegt, daß auch andere, nicht 
so auffällige, deshalb aber nicht weniger wichtige Effekte mög­
l i c h sind. Das Spektrum der Auswirkung von Qualifizierungsmaßnah­
men auf die Beschäftigungssituation re i c h t von der kaum erkenn­
baren höheren Auslastung der Arbeitskräfte bis hin zu den ange­
sprochenen Zusatzeinstellungen. Im folgenden wollen wir dazu e i n i ­
ge I l l u s t r a t i o n e n l i e f e r n . 

Die Mehrzahl der am Programm b e t e i l i g t e n Betriebe hatte nicht 
v o l l ausgelastete Produktionskapazitäten (als hoch sahen nur 
knapp zwei Fünftel ihren Auslastungsgrad an; v g l . Infratest 19 80, 
Bd. 4.). Daraus läßt sich zunächst nicht unmittelbar und zwingend 
eine Unterauslastung des vorhandenen Personals ableiten. Denkbar 
i s t * daß Betriebe i h r Personal i n einem dem Produktionsrückgang 
entsprechenden Umfang reduziert haben. Für die Mehrzahl der Fäl­
le kann dies aber nicht als wahrscheinlich gelten. Schon aus Grün­
den der unterschiedlichen Regelstrecken für Produktions- und Per­
sonalveränderung (Kündigungsfristen, Mitbestimmungsmöglichkeiten 
etc.) i s t ein umstandsloses "Herunterfahren" der Belegschaft meist 
kaum möglich. In den nicht produktiven Bereichen i s t sowieso keine 
lineare Beziehung zwischen Ausstoß und Beschäftigung anzunehmen. 



Es sprechen aber noch einige andere Momente dagegen, daß der Beschäftigungsumfang sofort i n v o l l e r Höhe mit der Produktion zu-
1) 

rückgenommen wird (vgl. u.a. Schultz-Wild 197 8) . Daß daher per­
sonelle Hortungsreserven vorhanden sind, legen auch die Erfahrun­
gen aus den von uns untersuchten Betrieben nahe. Über die Hälfte 
(darunter sämtliche Großbetriebe) klagen über unausgelastete per­
sonelle Kapazitäten. Treten i n einer solchen Situation tatsächli­
che Beschäftigungsimpulse (etwa von Qualifizierungsmaßnahmen) 
auf, so führen sie i n der Regel zunächst nur dazu, die Spielräume 
wieder aufzufüllen. 

Sichtbare Beschäftigungseffekte sind damit zwar nicht verbunden. 
Eine höhere Auslastung der Belegschaft i s t dennoch unter Beschäf­
tigungsaspekten keineswegs ir r e l e v a n t . Denn Unterauslastung be­
deutet schließlich auch verringerte Arbeitskraftproduktivität und 
damit eine Verschlechterung der ökonomischen Situation des Be­
t r i e b s . Das wiederum b i r g t die Gefahr i n sich , daß es bei einem 
Anhalten des Zustands der Unterauslastung doch irgendwann zu Minderbeschäftigung (Kurzarbeit) oder Personalabbau kommt. 

a) Höhere Auslastung - verringerter Personalabbau 

Eine "produktive Nutzung" der Unterauslastung im Sinne einer Beschäftigungssicherung fand sich bei einem erheblichen T e i l der 
untersuchten Betriebe (zumindest jeweils i n einzelnen Abteilun­
gen). Insbesondere bei Maßnahmen, die ausschließlich oder über­
wiegend am Arbeitsplatz stattfinden (das g i l t für den Großteil 
der "Sonstigen Qu a l i f i z i e r u n g " ) , konnten dann wegen der r e l a t i v 
niedrigen Auslastung der Produktionsanlagen die erforderlichen 
Unterweisungen durch Kollegen und/oder Vorgesetzte durchgeführt 
werden, ohne daß dies zur Vernachlässigung anderer Aufgaben oder 
zu unzumutbarer Beanspruchung führte. 

1) Ganz sicher gibt es personelle Unterauslastung zumindest i n 
jenen 7 % der Betriebe insgesamt und den 17 % der Betriebe 
mit mehr als 1000 Beschäftigten (hier arbeiten 81 % der Ar­
beitnehmer a l l e r erfaßten Betriebe), bei denen Kurzarbeit ge­
fahren wurde (vgl. dazu Infratest 1980, Bd. 4.).' 



Häufiger war die Situation aber dadurch gekennzeichnet (auch und 
gerade in insgesamt schlecht ausgelasteten Unternehmen mit großen 
Personalüberhängen), daß im Gefolge der Maßnahmen zwar Beschäftigungsanstöße auftraten, daß aber trotz Unterauslastung des Unter­
nehmens insgesamt keine "Umverteilung" stattfand, sondern nur die 
Teilnehmer und/oder ihre Kollegen und Vorgesetzten verstärkt bean­
sprucht wurden. Es kam teilweise zu erheblicher Intensivierung mit 
entsprechenden Zusatzbelastungen, was zur Folge hatte, daß die 
Beschäftigungsimpulse n e u t r a l i s i e r t wurden. 

Ein Apparatebaubetrieb (ca. 300 Beschäftigte) l i t t t r o t z der 
hohen regionalen A r b e i t s l o s i g k e i t unter Fachkräftemangel. Das 
Sonderprogramm wurde genutzt, um einer Gruppe von Facharbeitern 
über eine Fortbildungsmaßnahme Zusatzqualifikationen zu vermit­
t e l n , die vor allem wegen der gestiegenen Sicherheitsanforderun­
gen im Rohrleitungsbau benötigt wurden. Da die Maßnahmen extern 
(in einem Berufsbildungszentrum) durchgeführt wurden, ergab sich 
ein entsprechender Entzugseffekt. Neueinstellungen schieden nach 
Ansicht des Betriebsrats aus, da der Bedarf im Facharbeiterbe­
re i c h auftrat und auf dem Arbeitsmarkt keine entsprechenden Kräf­
te verfügbar waren. Die Lücke wurde daher im wesentlichen durch 
zusätzliche Anstrengungen der übrigen Belegschaft notdürftig ge­
schlossen. 

Ein Baubetrieb mit etwa 600 Beschäftigten hatte trotz nur mittle­
rer Kapazitätsauslastung einen beträchtlichen Mangel an unteren 
Führungskräften. Auch die vorhandenen Vorarbeiter und Poliere 
waren zum erheblichen T e i l nicht formal q u a l i f i z i e r t und es gab 
große Probleme wegen des zu geringen Kenntnisstandes vor allem 
im eher theoretisch-administrativen Bereich. Deshalb wurden für 
ca. 30 Arbeitskräfte Fortbildungsmaßnahmen mit dem Z i e l Abschluß 
einer Vorarbeiter- bzw. Werkpolierprüfung beantragt. Die Ausbil­
dung fand teilweise vor Ort, aber auch i n Form von Kursen i n 
einem Ausbildungszentrum s t a t t . Vor allem letzteres führte zu gro­
ßen Schwierigkeiten, da der Abzug dieser Leute o f t kaum zu ver­
kraften war und die Gefahr sehr teurer Terminüberschreitung (Kon­
ventionalstrafe) mit sich brachte. Auch hier wurde Rekrutierung 
von geeigneten Arbeitskräften von außen als nicht möglich ange­
sehen und versucht, irgendwie über die Runden zu kommen, bis sich 
dann m i t t e l f r i s t i g , durch die Verfügbarkeit der j e t z t q u a l i f i z i e r ­
ten Kräfte, die Situation verbesserte. 

In den angesprochenen Fällen gab es offenkundig ein Potential für 
arbeitsmarktwirksame Beschäftigungsanstöße. Daß es faktisch nicht 
genutzt, sondern über Intensivierung n e u t r a l i s i e r t wurde, wird 
auf die fehlende Verfügbarkeit geeigneter Kräfte auf dem Arbeitsmarkt zurückgeführt. Auch bei den im folgenden angeführten Bei­
spielen gab es auf der betrieblichen Ebene Sogeffekte durch die 



Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen, allerdings bei deutlich 
unterschiedlichen betrieblichen Ausgangsbedingungen und Lösungsmu­
stern . 

Ein Großbetrieb mit ca. 10 000 Beschäftigten mußte aufgrund be­
r e i t s endgültig beschlossener Umstrukturierungsplanungen inner­
halb der nächsten Jahre seine Belegschaft auf ca. ein V i e r t e l re­
duzieren. In einigen Abteilungen (darunter solchen, die nur r e l a ­
t i v wenig oder gar nicht vom Abbau betroffen waren) gab es ein 
s e i t Jahren aufgestautes D e f i z i t an q u a l i f i z i e r t e n Kräften. Dieser 
Fehlbedarf war zwar von der Personal- und Ausbildungsabteilung 
s e i t langem erkannt, wurde aber wegen der ebenfalls s e i t langem 
stets höchst prekären wirtschaftlichen Lage des Unternehmens im­
mer weiter mitgeschleppt, da für die erforderlichen Qualifizierungsmaßnahmen die notwendigen M i t t e l einfach nicht aufgebracht 
werden konnten. 

Das Sonderprogramm wurde zum Anlaß genommen, i n breitem Umfang 
Qualifizierungsmaßnahmen der verschiedensten Ausrichtung i n An­
g r i f f zu nehmen. Es fanden sich jeweils unterschiedliche für unse­
ren Zusammenhang aber sehr aufschlußreiche Konstellationen, wes­
halb wir auf einige Maßnahmen i n diesem Betrieb etwas ausführli­
cher eingehen wollen. Wie angedeutet stand das Unternehmen vor 
dem Problem, i n enormem Umfang Personal abbauen zu müssen, gleich­
z e i t i g jedoch mit aktuellem Arbeitskräftemangel für bestimmte Ar­
beitsplätze konfrontiert zu sein. 

In gleichen Unternehmen wurden Schulungen mit dem Z i e l eines Fach­
arbeiterabschlusses für den Tätigkeitsbereich, den die Teilnehmer 
auch bisher schon ausübten, durchgeführt. Im Unterschied zu ande­
ren Unternehmen, i n denen diese Umschulung i n Form einer V o l l z e i t ­
maßnahme a b l i e f , wurde hier "berufsbegleitend" q u a l i f i z i e r t . Das 
heißt, die Teilnehmer behielten ihren bisherigen Arbeitsplatz und 
wurden dort systematisch unterwiesen. Nur für die Abschnitte, i n 
denen Unterricht e r t e i l t oder Arbeiten i n der Ausbildungswerk­
st a t t durchgeführt werden mußten und dies mit ih r e r Schichtzeit 
zusammenfiel, wurden sie f r e i g e s t e l l t und mußten daher ersetzt 
werden. 

Wegen der Art der zu leistenden Aufgaben war hier eine Abdeckung 
durch intensiveres Arbeiten anderer nicht möglich. Da aber zusätz­
lic h e Fachkräfte ebenfalls nicht verfügbar waren, wurde das Pro­
blem vor allem durch Überstunden von Kollegen aus anderen Schich­
ten gelöst. Genauso übrigens wie die zusätzlichen Arbeitszeiten, 
die für die Maßnahmeteilnehmer dadurch entstanden, daß sie außer­
halb ihrer Schicht am Unterricht teilnahmen oder i n der Lehrwerk­
st a t t arbeiteten, ihnen als Überstunden vergütet wurden. 

In den Maschinenbetrieben desselben Unternehmens gab es einen Man­
gel an ausgebildeten Kesselwärtern. Das Problem hatte sich i n 
l e t z t e r Zeit dadurch zugespitzt, daß strengere Vorschriften erlas­
sen und bei Nichteinhaltung den dafür verantwortlichen Vorgesetz­
ten schwere Sanktionen angedroht wurden. Im Rahmen des Schwer-



punkts 1 wurden daher "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" durch­
geführt, mit denen die Arbeitskräfte auf die Ablegung einer Kes­
selwärterprüfung durch den technischen Überwachungsverein vorbe­
r e i t e t wurden. 

Da während der Maßnahme meist die Doppelbesetzung eines Arbeits­
platzes e r f o r d e r l i c h war, kam es auch hier zu entsprechenden Ent­
zugseffekten. Der Weg über Neueinstellungen (oder auch der Ein­
satz von sonst vom Abbau bedrohten Belegschaftsmitgliedern aus 
anderen Bereichen) schied auch hier aus Gründen der fehlenden 
Q u a l i f i k a t i o n aus, so daß die "Lösung" ebenfalls i n einem vorüber­
gehenden Ausweiten der Überstunden bestand. 

Bei den zuletzt angeführten und bei einigen weiteren Betrieben 
sind die Beschäftigungsimpulse der Qualifikationsmaßnahmen nicht 
n e u t r a l i s i e r t worden; das im Betrieb geleistete Arbeitsvolumen 
st i e g tatsächlich an. Zur Beschäftigung einer größeren Zahl von 
Arbeitskräften kam es aber dennoch nicht, da die "Lösung" über 
Ausweitung der Mehrarbeit für die Betriebe stets die attra k t i v e r e , 
z.T. wohl auch die ei n z i g praktikable war. 

Die Wahrscheinlichkeit, daß die genannten Beschäftigungsimpulse 
Neueinstellungen und damit eine Verringerung der A r b e i t s l o s i g k e i t 
zur Folge gehabt hätten, wäre hier ebenso wie bei den behandelten 
Fällen, bei denen es zu Intensivierung kam, erheblich größer ge­
wesen, wenn es auf dem Arbeitsmarkt von den Betrieben als geeig­
net angesehene Arbeitskräfte gegeben hätte. Umgekehrt läßt sich 
daraus schließen, daß m i t t e l f r i s t i g die Förderung von Q u a l i f i z i e ­
rung im Betrieb (mindestens, wenn es gelingt sicherzustellen, daß 
tatsächlich vom Arbeitsmarkt verlangte Qualifikationen vermittelt 
werden) durchaus auch als Instrument anzusehen i s t , das im Zusam­
menwirken mit anderen Maßnahmen der Beschäftigungspolitik zum Ab­
bau von A r b e i t s l o s i g k e i t beitragen kann: dadurch nämlich, daß es 
möglich wird, betriebliche zusätzliche Beschäftigungsnachfrage 
st a t t durch Intensivierung oder Mehrarbeit durch Einstellungen vom 
Arbeitsmarkt, d.h. mit anderen Worten: durch die Verteilung des 
Arbeitsvolumens auf eine größere Zahl von Arbeitskräften, abzu­
decken . 

Eine Reihe der von uns untersuchten Betriebe stand während der 
Laufzeit des Sonderprogramms vor dem Erfordernis, unmittelbar oder 
i n absehbarer Zukunft ihre Belegschaft verringern zu müssen. Die 



durchgeführten Qualifizierungsmaßnahmen waren für die Art, vor 
allem aber auch für den reduzierten Umfang des anstehenden Perso­
nalabbaus von Bedeutung. 

In der Reparaturabteilung eines Großbetriebs arbeiteten neben 
langjährig angelernten ,aber ursprünglich aus anderen Berufen kom­
menden Arbeitskräften, die faktisch als Facharbeiter eingesetzt 
waren, auch Metallfacharbeiter der verschiedensten Ausrichtung. 
Allerdings verfügte nur ein geringer T e i l über die Z e r t i f i k a t e , 
die zur Durchführung von komplizierten Schweißarbeiten an bestimm­
ten Aggregaten berechtigen, so daß es eine erhebliche Unterdeckung 
bei diesen Fachkräften gab. Auf der anderen Seite drohten bei 
Schäden, zu deren Behebung die angesprochenen Qualifikationen ob­
l i g a t o r i s c h sind, oft weitreichende Konsequenzen (umfassende Pro­
duktionsstillstände, Qualitätseinbußen beim Produkt usw.), so daß 
eine umgehende sachgerechte Behebung äußerst wichtig war. Da im 
Dreischichtbetrieb gefahren wurde, hatte das i n der Vergangenheit 
immer wieder dazu geführt, daß die wenigen Fachkräfte während i h ­
rer Freischicht ins Werk geholt werden mußten und so häufig auf 
sehr hohe Überstundenzahlen kamen. 

Im Programm wurde über Fortbildung die erforderliche Zahl von 
Fachkräften (einschließlich der notwendigen Reserveleute) ausge­
b i l d e t . Während der Laufdauer der Maßnahme konnte es zwar wegen 
der "Entzugseffekte" der Beschäftigungsimpulse der Maßnahme zu 
vorübergehender Intensivierung oder Mehrarbeit bei Kollegen füh­
ren, nach dem Abschluß s o l l t e sich das aber ändern: Es war vor­
gesehen, auf jeder Schicht eine entsprechende Zahl der Fachkräfte 
einzusetzen, das vorher übliche überstundenintensive Heranholen 
aus der Freischicht konnte damit e n t f a l l e n . 

Im geschilderten F a l l diente die Maßnahme dazu, einen Arbeitskräf­
teengpaß zu beseitigen, der hohes Mehrarbeitsaufkommen zur Folge 
hatte. Die Beschäftigungswirkung bestand darin, daß die Arbeitsaufgaben j e t z t auf mehr Arbeitnehmer v e r t e i l t werden und zusätz­
l i c h ausgeweitet werden konnten: Dauerausstattung jeder Schicht­
besatzung mit Fachkräften anstatt deren Einsatz nur im " N o t f a l l " . 
Auch in diesem F a l l t r a t aber keine Wirkung im Sinne von Zusatz­
einstellungen auf, da der Betrieb insgesamt seinen Personalbestand 
stark abbaute: Es waren zwar zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen 
worden, eine Steigerung der Beschäftigtenzahl gab es aber nicht, 
da auch im Werkstattbereich (aus dem sich die neuen Fachkräfte 
rekrutierten) Personalabbau anstand. Dieser Abbau f i e l allerdings 
j e t z t entsprechend geringer aus, so daß von einer beschäftigungs-
erhaltenden Wirkung der Maßnahme gesprochen werden kann. Derartige 
l e t z t l i c h arbeitsplatzerhaltende Wirkungen gingen von Q u a l i f i z i e -



rungsmaßnahmen des Schwerpunkts 1 auch in mehreren anderen Betrieben aus, wie die folgenden Beispiele verdeutlichen. 

Ein Betrieb der Bekleidungsindustrie (ca. 400 Beschäftigte) l i t t 
unter Auftragsrückgängen. Um den anstehenden Personalabbau einzu­
schränken, wurde das Produktionsprogramm ausgedehnt. Das Sonder­
programm wurde genutzt, um über "Sonstige Qualifizierung" ca. 50 
Arbeitskräften die für die Fertigung der neuen Produkte erforder­
lichen Kenntnisse zu vermitteln/Zwar gab es die Pläne zur S o r t i ­
mentverbreiterung schon vor dem Sonderprogramm; sie hätten sich 
aber ohne die Förderung nicht so umfassend und schnell durchfüh­
ren lassen. Anzunehmen i s t , daß nicht nur ein vorübergehender Be­
schäftigungsimpuls durch die Durchführung der Maßnahmen selbst, 
sondern auch eine längerfristige Wirkung auf die Erhaltung eines 
T e i l s der Arbeitsplätze zu verzeichnen I s t . 

Ebenfalls zur Bekleidungsindustrie gehörte ein anderer Betrieb 
(auch ca. 400 Beschäftigte), T e i l einer international operierenden 
Unternehmensgruppe, bei der auch unternehmensintern Konkurrenz­
kampf herrscht; bestimmte Produktionen wurden aus dem untersuch­
ten Betrieb i n unternehmenseigene Fertigungsstätten i n B i l l i g l o h n ­
ländern ausgelagert, mit entsprechend negativen Auswirkungen auf 
die Beschäftigung. Außerdem glaubte sich der Betrieb bei der Ver­
gabe von Investitionsmitteln gegenüber anderen Unternehmenseinhei­
ten benachteiligt. D i e s war besonders problematisch, da als e i n z i ­
ge Überlebenschance gegenüber der ausländischen Konkurrenz mög­
l i c h s t f o r c i e r t e Rationalisierung der Produktion bei Konzentra­
t i o n auf hochwertige Produkte und Auslagerung bestimmter F e r t i ­
gungsteile ins Ausland g a l t . Aus diesen Gründen s o l l t e schnell-
möglichst durch Automatisierung und umfassenden Einsatz von elek­
tronischer Datenverarbeitung sowohl i n der Produktion als auch in 
der Verwaltung die Produktivität nachhaltig verbessert werden. Es 
war k l a r , daß damit auch Arbeitsplatzverluste verbunden sein wür­
den. Ohne die Maßnahmen wären weitere Produktionsverlagerungen 
ins Ausland mit erheblich größeren Arbeitsplatzverlusten die not­
wendige Folge gewesen. Die Planungen für die erforderlichen Um­
stellungen, einschließlich der vorzusehenden Qualifizierungs- und 
Einarbeitungsmaßnahmen, lagen zwar vor, die Zustimmung zur Durch­
führung seitens der Konzernleitung kam jedoch e r s t , als durch die 
Maßnahmen im Rahmen des Schwerpunkts 1 (es waren über 10 % der 
Belegschaft einbezogen) die zu erwartende f i n a n z i e l l e Belastung 
sich deutlich reduzierte. 

Impulse zu einer Verringerung des anstehenden Personalabbaus wa­
ren auch i n einem anderen Großbetrieb der Grundstoffindustrie zu 
beobachten. Das Unternehmen befand sich i n einem weitgreifenden 
Umstrukturierungsprozeß, der u.a. die Stillegung großer T e i l e der 
Werke vorsah, wobei ein T e i l der s t i l l g e l e g t e n Anlagen durch mo­
derne ersetzt werden s o l l t e . Die Stillegungsaktionen hatten zum 
Zeitpunkt der Ausschreibung des Sonderprogramms bereits begonnen 
und wurden laufend weiter fortgesetzt. Auf a l l e Fälle war mit er­
heblichem Personalabbau zu rechnen. Im Rahmen des Sonderprogramms 



wurden für den Großteil der ehemaligen Belegschaft von zwei s t i l l ­
gelegten Abteilungen Qualifizierungsmaßnahmen beantragt. Die Vor­
gesetzten versicherten, daß ohne die Bewilligung der Maßnahmen 
noch umfangreicherer Personalabbau unausweichlich gewesen wäre. 
Wenn es auch verschiedene starke Indizien dafür gib t , daß direkte 
Entlassungen als Alternative kaum zur Debatte gestanden wären, 
so kam es zu mindestens vorübergehend arbeitsplatzsichernden Wir­
kungen: Da etwa 10 % der Betroffenen im Rahmen von Umschulungsmaßnahmen q u a l i f i z i e r t wurden, war mit einem entsprechenden Effekt 
für die Maßnahmedauer (zwei Jahre) sicher zu rechnen. Weitere beschäftigungssichernde Effekte waren darin zu sehen, daß i n den 
Bereichen, i n denen "Sonstige Qualifizierung" durchgeführt wurde, 
teilweise die Richtbelegschaftszahlen erhöht, d.h. Arbeitsplätze 
"geschaffen" wurden. 

Die angeführten Beispiele, die für vergleichbare Ausgangslagen i n 
anderen Betrieben stehen, zeigen, daß wesentliche Beschäftigungs­
wirkungen durch den Schwerpunkt 1 auch dann auftreten können, 
wenn der Betrieb nicht nur keine Neueinstellungen vornimmt, son­
dern g l e i c h z e i t i g die Belegschaft abbaut. Auch die Verringerung 
der Zahl der für den Abbau vorgesehenen Arbeitsplätze bedeutet 
eine niedrigere Arbeitslosenzahl a l s sonst zu erwarten, weshalb 
die Erhaltungsfunktion gegenüber der Ausweitung der Beschäftigten­
zahl keineswegs a ls nachrangig angesehen werden darf. Aus unserem 
Material ergibt sich vielmehr der Eindruck, daß Sicherungswirkun­
gen dieser Art i n den Programmregionen mit ihrem hohen A n t e i l an 
schrumpfenden Betrieben noch wichtiger gewesen sind, als 
eine vollständige S t a b i l i s i e r u n g der Beschäftigung oder gar eine 
Ausweitung der Belegschaften. Bevor wir allerdings im einzelnen 
auf diese Fälle eingehen, s o l l zunächst noch eine spezifische 
Form der Beschäftigungssicherung über Maßnahmen des Schwerpunkts 1 
behandelt werden. 

Beschäftigungssicherung über Fehlverwendung? 

In unserer gesamten Untersuchung wird davon ausgegangen, daß der 
Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms seine verschiedenen Zielsetzun­
gen über das Steuerungsinstrument "Qualifizierung" r e a l i s i e r e n 
s o l l t e . Daher l i e g t auch bei der Analyse möglicher Beschäftigungs­
effekte der Focus unseres Interesses auf einschlägigen Wirkungen 
von Qualifizierungsmaßnahmen. An anderer S t e l l e wird gezeigt, daß 
Programmittel aus dem Schwerpunkt 1 auch für andere Zwecke als 



die beantragten Qualifizierungsmaßnahmen eingesetzt wurden; wir 
sprechen dann von Fehlverwendung (vgl. T e i l ß, VI.). Fehlverwen­
dung schließt zwar o f f e n s i c h t l i c h das Erreichen des Q u a l i f i z i e ­
rungsziels aus, keineswegs ausgeschlossen sind aber damit andere 
positive Folgewirkungen, z.B. auch Beschäftigungsimpulse. Wir wol­
len daher kurz der Frage nachgehen, ob und unter welchen Bedin­
gungen sich auch Fehlverwendung beschäftigungswirksam auswirken 
kann. 

Fehlverwendung l i e g t vor, wenn erhaltene M i t t e l nicht oder nur 
zum T e i l für Qualifizierungsmaßnahmen eingesetzt werden. Werden 
mit den Mitteln keine betrieblichen Aktivitäten f i n a n z i e r t , son­
dern daraus entweder Rücklagen gebildet oder sie (z.B. i n Form 
von Gewinnausschüttungen) aus dem Betrieb hinaustransferiert, so 
sind - mindestens im Rahmen der hier einzubeziehenden Zusammen­
hänge - Beschäftigungseffekte auszuschließen. Umgekehrt i s t eine 
hohe Beschäftigungswirkung dann zu erwarten, wenn die Q u a l i f i z i e ­
rungsmittel faktisch als Fond zur "Lohnfortzahlung" für d i e j e n i ­
gen Arbeitskräfte genutzt werden, die sonst hätten entlassen wer­
den müssen. Bestimmte, allerdings wesentlich schwerer abzuschätzen­
de Beschäftigungswirkungen können sich aber auch aus anderen Ver­
wendungsarten ergeben. Etwa wenn die Zuschüsse die Funktion einer 
Investitionszulage erfüllen (unmittelbar mit den erhaltenen Mit­
t e l n oder mit Löhnen, die wegen der erhaltenen Zuschüsse einge­
spart wurden, können z.B. neue Anlagen e r r i c h t e t werden, was Beschäftigung sichern kann) , oder wenn sie dazu dienen, eine vor-

1) Dabei i s t ein wichtiger Unterschied zwischen "Normal"- und 
"Fehl"-Verwendung im Auge zu behalten: Es entlastet den Betrieb 
insgesamt natürlich auch dann, wenn Sonderprogrammittel t a t ­
sächlich der Finanzierung von Qualifizierungsmaßnahmen dienen. 
Das kann u.a. zur Folge haben, daß bestimmte Investitionen erst 
aufgrund der Förderung durchgeführt werden können (Beispiele 
haben wir angeführt). Diese Konsequenz i s t dann aber durchaus 
im Sinne der ausgewiesenen Intentionen des Sonderprogramms. 
Fehlverwendung dagegen kann - selbst wenn sie z.T. beschäfti-
gungssichernd im Betrieb wirkt - auch zu ungerechtfertigten . 
Konkurrenzvorteilen führen, wenn si c h Betriebe, die keinen 
Qualifizierungsbedarf haben, i n die Förderung des Schwerpunkts 
1 "einschleichen" und so durch die Kostenentlastung Wettbewerbsvorteile herausholen, die wiederum negativ auf die Be­
schäftigungslage der Konkurrenz durchschlagen können. Zu s o l ­
chen Verzerrungen beizutragen, kann kaum Z i e l des Schwerpunkts 
1 gewesen sein. 



übergehende Auftragslücke zu überbrücken. Denkbar i s t auch, daß 
arbeitssparende Investitionen unterbleiben, weil durch die Fehl­
verwendung (Nutzung als Lohnsubvention) die Arbeitskosten so stark 
sinken, daß die Innovation (bis auf weiteres) betriebswirtschaftlich unrentabel wird 

Es i s t plausibel anzunehmen, daß insbesondere i n den Fällen, in 
denen während der durch den Schwerpunkt 1 finanzierten Maßnahmen 
mindestens zeitweise ausschließlich produktive Arbeit g e l e i s t e t 
wurde, die dadurch bewirkte Kostenentlastung des Betriebs l e t z t ­
l i c h auch ansatzweise beschäftigungssichernd gewirkt hat, minde­
stens dann, wenn der Förderumfang, gemessen am Personalaufwand 
des Betriebs, insgesamt einen nennenswerten Stellenwert erreichte. 
Es wäre allderings sehr weit hergeholt, daraus größere Beschäfti­
gungswirkungen ableiten zu wollen. 

Bei einer anderen Konstellation - wir haben sie stark ausgeprägt 
nur i n einem Betrieb vorgefunden, sie dürfte aber auch darüber 
hinaus eine gewisse Rolle gespielt haben - lassen sich allerdings 
unmittelbare Beschäftigungswirkungen auf b e t r i e b l i c h e r Ebene aus­
weisen. Die Qualifizierungszuschüsse dienten hier aus der Sicht 
des Betriebes als Lohnkostensubventionierung, während sie - aus 
der Perspektive der Arbeitskräfte - als Finanzierung einer "Arbeitsbeschaffungsmaßnahme" betrachtet werden können. 

Ein metallverarbeitender Betrieb mit ca. 150 Beschäftigten s t e l l ­
te i n Einzelfertigung Großfahrzeuge her. Anfang 197 9 hatte der 
Betrieb noch etwa die doppelte Belegschaftszahl. Aufgrund wirt­
s c h a f t l i c h e r Schwierigkeiten (die Branche erlebte eine "Struktur­
krise") mußte Konkurs angemeldet und die Belegschaft entlassen 
werden. Kurz darauf wurde das Sonderprogramm aufgelegt. Ein Groß­
betrieb der gleichen Branche übernahm die Anlagen und s t e l l t e we­
gen der i n Aussicht stehenden umfassenden Finanzierung durch das 
Programm etwa die Hälfte der Arbeitskräfte (fast ausschließlich 
Facharbeiter) wieder e i n . Für die gesamte Belegschaft wurden um­
gehend "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" für 12 Monate beantragt 
und b e w i l l i g t . Tatsächlich fand aber Qualifizierung so gut wie 
nicht s t a t t , es wurde "normal" weitergearbeitet. Die erhaltenen 

1) Wenn man sich der neuerdings wieder h e f t i g diskutierten Erklä­
rung der A r b e i t s l o s i g k e i t aus den für zu hoch gehaltenen Löh­
nen anschließt, müßte man mit solchen Beschäftigungseffekten 
wohl sicher rechnen (vgl. u.a. zu dieser These Görres 1981). 



M i t t e l s o l l t e n hauptsächlich den Zweck haben, die Lohnzahlungen 
und die Beschäftigung so lange zu sichern, bis man wieder Anschluß» 
gefunden hatte und sich der Betrieb wieder selber tragen konnte. 
Daß den Arbeitskräften (jedenfalls zum Zeitpunkt unseres Besuchs) 
nicht bekannt war, daß sie Teilnehmer an einer öffentlich geför­
derten Qualifizierungsmaßnahme waren, i s t sicher ein weiteres 
deutliches Indiz dafür, daß Qualifizierung im Sinne des Schwer­
punkts 1 hier nicht durchgeführt wurde. 

Zweifellos gab es im geschilderten F a l l r e l a t i v ausgeprägte Beschäftigungserhaltungswirkungen. Ansatzweise dürfte es vergleich­
bare Effekte auch i n anderen Betrieben gegeben haben. Auch wenn 
kaum umstritten sein kann, daß die Sicherung von Arbeitsplätzen 
ein wichtiges Z i e l i s t , b l e i b t festzuhalten, daß die Intention 
des Schwerpunkts 1 des Sonderprogramms, über Qualifizierung be­
stimmte Wirkungen auszulösen, damit nicht verwirklicht wurde. 
Lohnkostensubventionen und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sind wich­
tige Instrumente der Arbeitsmarktpolitik und wurden und werden 
auch i n großem Umfang öffentlich gefördert. Aber auch die betrieb­
l i c h e Qualifizierung b i l d e t einen bedeutenden und eigenständigen 
P o l i t i k b e r e i c h . Deshalb i s t die Verwendung von Mitteln aus dem 
Schwerpunkt 1 z.B. als Lohnkostenzuschuß mit Beschäftigungsanstö­
ßen zwar arbeitsmarktpolitisch nicht unbedingt als na c h t e i l i g e i n ­
zuschätzen, kann aber umgekehrt auch nicht als E r f o l g im eigent­
lichen Sinne des Sonderprogramms angesehen werden. 

Wie wir gezeigt haben»spricht vi e l e s dafür, daß die Hauptfunktion 
von Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen des Sonderprogramms unter 
Beschäftigungsperspektiven darin bestand, das Ausmaß anstehenden 
Personalabbaus zu verringern. Mit den folgenden Beispielen s o l l 
nun gezeigt werden, daß auch die vollkommene Sicherung der vor­
handenen Arbeitsplätze bzw« eine Ausweitung der Belegschaftszahlen bei den untersuchten Betrieben eine wesentliche Rolle s p i e l ­
ten. 

Ein k l e i n e r , r e l a t i v kapitalsohwacher Betrieb der Elektrobranche 
(ca. 100 Beschäftigte) hatte zum Zeitpunkt des Bekanntwerdens des 
Sonderprogramms Schwierigkeiten, seine Kapazitäten auszulasten: 
Obwohl das Unternehmen als innovationsfreudig gelten kann, schei­
terte die Umsetzung durchaus erfolgsträchtiger Projekte an fehlen­
den Mitteln zur Vorfinanzierung der erforderlichen Sach- und Humankapitalinvestitionen. Im Frühsommer 1979 gelang es dann, einen 



großen Produktionsauftrag zu akquirieren, der den Betrieb für län­
gere Zeit auslastete. Da es sich um eine absolut neuartige Tech­
nologie handelte, war mit einer erfolgreichen Abwicklung durch 
den daraus zu erwartenden fertigungstechnischen "Know-how"-Vor-
sprung auch eine nachhaltige Verbesserung der künftigen Marktpo­
s i t i o n zu erwarten. 

Die zuständige Führungskraft des Betriebs hatte schon vor einiger 
Zeit Maßnahmen konzipiert, um das immer deutlicher werdende Qualifikationsdefizit der Produktionsbelegschaft abzubauen, konnte 
die Durchführung aber gegenüber der Unternehmensleitung aus Ko­
stengründen nicht durchsetzen. S p e z i e l l für die "neue Technik" 
war dann die Vermittlung bestimmter Zusatzkenntnisse e i g e n t l i c h 
unausweichlich. Da wegen der schwierigen f i n a n z i e l l e n Situation 
zunächst keine Möglichkeit für Qualifikationsaktivitäten gesehen 
wurde, gab es seitens des Produktionsleiters erhebliche Bedenken, 
ob die Produktion überhaupt mit den erforderlichen Qualitätsstan­
dards durchgeführt werden könnte. Auf der anderen Seite hätten 
größere Probleme bei der Durchführung des Großauftrags das Unter­
nehmen insgesamt i n Gefahr gebracht, auf a l l e Fälle aber zu einem 
erheblichen Abbau der Belegschaft führen müssen. 

In dieser Situation wurde man auf das Sonderprogramm aufmerksam. 
Wegen der weitgehend ausgearbeiteten Schubladenpläne war es mög­
l i c h , trotz des hohen Zeitdrucks (Windhundverfahren), der sonst 
wahrscheinlich eine Beteiligung verhindert hätte, Maßnahmen zu 
beantragen. B e w i l l i g t wurden "Sonstige Qualifizierungen" (zwölf 
Monate Dauer) für ca. ein V i e r t e l der Produktionsbelegschaft. Da 
die Maßnahme auf großes Interesse bei den Beschäftigten stieß, 
wurden später weitere sieben Arbeitskräfte auf Kosten des Betriebs 
i n gleicher Weise q u a l i f i z i e r t . Da der Großauftrag zügig abge­
wickelt werden konnte, i s t nicht nur die Beschäftigung der vor­
handenen Belegschaft m i t t e l f r i s t i g gesichert, es wurde zum Zeit­
punkt unseres Besuchs sogar ein Antrag auf Einstellung von vier 
Arbeitslosen über reguläre Einarbeitungszuschüsse g e s t e l l t . 

Zusatzbeschäftigung war auch die Folge der Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen i n einem sehr kleinen Betrieb (unter zehn 
Beschäftigte). Im Unterschied zum eben behandelten F a l l gab es 
hi e r allerdings s e i t einiger Z e i t einen erheblichen Auftragsüber­
hang, der eine Verdoppelung der Belegschaft ermöglicht hätte. 
Aufgrund der sp e z i e l l e n Fertigung konnten aber nur hochqualifi­
z i e r t e Arbeitskräfte zum Einsatz kommen, die auf dem Arbeitsmarkt 
nicht verfügbar waren. Eine personelle Aufstockung setzte daher 
eine Umstrukturierung der Arbeitsaufgaben im Betrieb voraus, die 
aber wiederum an der Überlastung der wenigen damit Betrauten auch 
durch Produktionsaufgaben scheiterte. Durch die Durchführung von 
Qualifizierungsmaßnahmen im Sonderprogramm für zwei Mitarbeiter 
s o l l t e s i c h e r g e s t e l l t werden, daß die Führungskräfte entsprechend 
entlastet und damit der Ausbau des Betriebs i n die Wege ge l e i t e t 
werden konnte. 

Bei einem anderen Betrieb (ca. 30 Beschäftigte) ging es nicht ein­
fach um die Ausweitung der bisherigen Fertigung, sondern um die 
Umstellung auf ein neues Material, das völlig neue Herstellungs­
verfahren erforderte, obwohl das Produkt einem unveränderten Ver-



wendungszweck diente. Die neue Produktreihe versprach sowohl bes­
sere Eigenschaften als auch deutlich geringere Fertigungskosten. 
Daher wurde mit einem erheblichen Anstieg der Nachfrage gerech­
net. Es war geplant, den Betrieb auf fast die doppelte Beleg­
schaftszahl auszuweiten. Die Aufstockung s o l l t e durch angelernte 
weibliche Arbeitskräfte erfolgen, die auf dem örtlichen Arbeits­
markt i n großer Zahl verfügbar waren. Für die Besetzung der 
Schlüsselpositionen wurden "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" 
beantragt. Die Aufnahme der neuen Produktion im vollen Umfang 
(nach Erstellung der erforderlichen Hallen und Lieferung der An­
lagen) war für etwa den gleichen Zeitpunkt vorgesehen, zu dem die 
Qualifizierungsmaßnahmen ausliefen. Während der Maßnahmedauer wur­
den die Teilnehmer an einer provisorischen Fertigungsanlage (Stück­
zahl s p i e l t e dabei noch keine wesentliche Rolle) mit den Eigen­
schaften von Material und Maschinen vertraut gemacht und darauf 
vorbereitet, zusammen mit den betrieblichen Vorgesetzten die ein­
zustellenden Arbeitskräfte einzuweisen. 

3. Weitere Auswirkungen auf die Beschäftigungssituation 

Die Assoziation, daß über die Förderung von b e t r i e b l i c h e r Quali­
f i z i e r u n g auch negative Beschäftigungsimpulse entstehen könnten, 
l i e g t - insbesondere im Kontext eines arbeitsmarktpolitischen 
Programms - nicht unbedingt nahe; dennoch i s t auch dieser Aspekt 
anzusprechen. Auftreten können solche Folgen auf der gesamtwirt­
schaftlichen Ebene, soweit mögliche Beschäftigungswirkungen der 
durchgeführten Maßnahmen durch beschäftigungseinschränkende Ef­
fekte, die sich aus der Aufbringung der M i t t e l ergeben, (über)kom-
pensiert werden, oder wenn mit einer alternativen Verwendung der 
M i t t e l höhere Beschäftigungswirkungen hätten e r z i e l t werden kön­
nen. Dies wäre etwa dann der F a l l , wenn sich zeigen ließe, daß 
die öffentlichen M i t t e l , die i n den Schwerpunkt 1 geflossen sind, 
hätte man sie für andere sta a t l i c h e Aktivitäten verwendet oder 
dem Steuerzahler zur f r e i e n Verfügung überlassen, mehr Beschäfti­
gung bewirkt hätten, als aus ihrem Einsatz im Rahmen des Sonder­
programms r e s u l t i e r t e . Diese hoch komplexen Zusammenhänge werden 
im p o l i t i s c h e n Raum derzeit h e f t i g und kontrovers d i s k u t i e r t 
(u.a. im Rahmen der "crowding-out"-Debatte). Im Rahmen unserer 
Untersuchung kann dazu kein Beitrag g e l i e f e r t werden. 



Aber auch auf der betrieblichen Ebene lassen sich Konstellationen 
denken, bei denen von be t r i e b l i c h e r Qualifizierung beschäftigungs-
reduzierende Impulse ausgehen. Mit diesem Aspekt wollen wir uns 
im folgenden aus drei Perspektiven befassen: 

o Es geht zürn einen um den F a l l , daß Betriebe durch die Förderung 
i n die Lage versetzt und dazu veranlaßt werden, arbeitssparende 
Produktionsumstellungen vorzunehmen, ohne daß das ausfallende 
Arbeitsvolumen durch eine entsprechende Produktionsausweitung 
( v o l l ) ausgeglichen wird; 

o zum anderen wird die Situation betrachtet, daß sich Betriebe 
den erforderlichen Personalabbau durch Förderung der Mobilitäts­
fähigkeit und -bereitschaft von Arbeitskräften e r l e i c h t e r n , 
d.h. "Qualifizierung für den Arbeitsmarkt" betreiben; 

o schließlich können bestimmte Formen der Nutzung des Qualifizierungsinstruments dazu beitragen, Arbeitskräfte, bei denen zwi­
schenbetrieblicher Arbeitsplatzwechsel möglich und si n n v o l l wä­
re, stärker an den Betrieb zu binden und insoweit eine Rigidisierung von Arbeitsmarktstrukturen und damit tendenziell auch 
ein niedrigeres gesamtwirtschaftliches Beschäftigungsniveau 
fördern. 

Von betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen nach dem Schwerpunkt 1 
im Zusammenhang mit der Einführung neuer Produktionsverfahren und/ 
oder -produkte ging i n den meisten Fällen entweder eine der Ten­
denz nach beschäftigungssteigernde oder mindestens beschäftigungs-
sichernde Wirkung aus. Daß Qualifizierungsmaßnahmen - zumindest 
auf den ersten Blick - aber auch als M i t t e l einer Personalabbau­
p o l i t i k eingesetzt werden können, zeigte r e l a t i v deutlich folgen­
der F a l l . 

Ein großer Büromaschinenhersteller s t e l l t e seine Produktion unter 
Nutzung von Maßnahmen des Schwerpunkts 1 auf die Fertigung einer 
neuen Modellreihe um. Die Lohnkostenanteile pro Stück (und damit 
auch i n etwa das erforderliche Arbeitsvolumen) halbierten sich 
durch die Umstellung oder lagen sogar noch n i e d r i g e r O b w o h l man 
auch eine merkliche Belebung des Absatzes erwartete, s o l l t e sich 
i n jedem F a l l das Beschäftigungsvolumen erheblich verringern. Die 



Förderung hatte h i e r zwar zweifellos dazu beigetragen, daß die 
arbeitssparenden Umstellungsmaßnahmen durchgeführt werden konnten 
oder hatte sie wenigstens erheblich beschleunigt. Insoweit könnte 
man also aus diesem Blickwinkel von beschäftigungsabbauenden Wir­
kungen sprechen. Daß eine solche Interpretation faktisch kaum 
einen Sinn macht, ergibt sich daraus, daß nach a l l e n verfügbaren 
Erkenntnissen die Umstellung auf das neue Produkt die praktisch 
l e t z t e Chance für das Unternehmen bedeutete, sich auf dem Markt 
zu behaupten. Wäre die arbeitssparende Umstellung nicht oder ver­
spätet durchgeführt worden, hätte das höchstwahrscheinlich l e t z t ­
l i c h erheblich mehr Arbeitsplätze gekostet als so, unter Nutzung 
des Sonderprogramms, verloren gingen. 

Gerade i n den Fällen, i n denen das Sonderprogramm die Zielsetzung, 
die "zukunftsorientierte Umstrukturierung der Wirtschaft" (Bundes­
minister für Arbeit und Sozialordnung 197 9, S. 12) zu er l e i c h t e r n , 
erreicht hat, sind ähnliche Konstellationen wahrscheinlich. Wenn 
aber wie im beschriebenen F a l l durch e r l e i c h t e r t e Nutzung des er­
forderlichen arbeitssparenden technischen Fo r t s c h r i t t s über Qualifizierungsförderung l e t z t l i c h eine, wenn auch reduzierte, Zahl 
von Arbeitsplätzen sicher gemacht wurde, i s t es ei g e n t l i c h sinn­
v o l l e r , dies unter der Rubrik "Erhaltung von bedrohten Arbeits­
verhältnissen" zu subsumieren. 

Wirklich negative Auswirkungen auf die Beschäftigungssituation 
könnte die Förderung von Qualifizierung im Zusammenhang mit der 
Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen demnach nur i n den 
Fällen gehabt haben, i n denen ein Weiterführen der alten, perso­
nalintensiveren Fertigungsverfahren eine echte, auch längerfristig 
tragfähige Alternative d a r s t e l l t e . Gerade i n einer Situation be­
schleunigten technischen Wandels i s t eine solche Konstellation 
aber eher unwahrscheinlich,und sie wurde von uns auch nicht ange­
t r o f f e n . 

Man kann demnach zwar nicht davon ausgehen, daß generell Q u a l i f i ­
zierungsförderung ein geeignetes M i t t e l d a r s t e l l t , um grundlegende 
und personalsparende technische Neuerungen zu verhindern. Das 
heißt aber keineswegs, daß es nicht s i n n v o l l sein könnte, das In­
strument dazu zu nutzen, innerhalb des Spektrums unterschiedli­
cher möglicher Innovationsformen die r e l a t i v arbeitsintensiveren 
präferabel zu machen und insoweit Beschäftigungseffekte zu e r z i e ­
len . 



a) Qualifizierung als Instrument zur Bewältigung erforderlichen 
Personalabbaus 

Daß Betriebe die öffentliche Förderung von Qualifizierungsmaßnah­
men dazu nutzen, um die Beschäftigtenzahl zu reduzieren, mag sich 
insbesondere im Zusammenhang mit einem arbeitsmarktpolitischen 
Programm befremdlich ausnehmen. Schließlich gehört es zu den im­
mer wieder (und mit Recht) betonten Erkenntnissen, daß gerade um­
gekehrt die Vermittlung von (möglichst betriebsspezifischen) Qua­
l i f i k a t i o n e n ein wichtiges Instrument i s t , mit dem Unternehmen 
versuchen, Arbeitskräfte zu binden. Es kann keinem vernünftigen 
Zweifel unterliegen, daß dieses betriebliche Interesse nach wie 
vor e x i s t i e r t . Es darf aber nicht u n t e r s t e l l t werden, daß es sich 
bei der Zielvorstellung der Betriebsbindung um ein sozusagen durch­
gängiges und invariantes Axiom b e t r i e b l i c h e r Personalpolitik han­
d e l t , das unabhängig von den jeweiligen Rahmenbedingungen seine 
Gültigkeit behält. Aktueller oder auch nur absehbarer Mangel an 
q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräften bzw. zu erwartende Schwierigkeiten 
bei i h r e r Beschaffung (das war die Situation der letzten Jahr­
zehnte i n der Bundesrepublik Deutschland praktisch bis Mitte der 
70er Jahre) lassen i n der Tat die Bindungsstrategie für die Be­
triebe als naheliegend erscheinen. 

Dieses personalpolitische Konzept wurde nicht sofort i n Bausch 
und Bogen mit dem Hereinbrechen der Rezession über Bord geworfen, 
es haben sich aber mindestens i n bestimmten Branchen und Regionen 
(z.B. im Gefolge von Strukturkrisen wie i n der Stahl- oder T e x t i l ­
industrie) Situationen ergeben, die die Betriebe nicht nur kurz-, 
sondern auch m i t t e l f r i s t i g eindeutig mit erheblichen personellen 
Abbauerfordernissen konfrontieren und durchaus erhebliche Umdenk­
prozesse i n der Frage der Betriebsbindung auf den Weg gebracht 
haben. Da vieles dafür spricht, daß diese Entwicklung auch in 
Zukunft anhält, kann damit gerechnet werden, daß sich die Be­
triebsbindungsfrage für größere Bereiche der Wirtschaft neu s t e l l t . 

B etrieblicher Personalabbau größeren Umfangs i s t i n der Bundesre­
publik dank verschiedener i n s t i t u t i o n e l l e r Regelungen (u.a. Kündi­
gungsschutzgesetz, Betriebsverfassungsgesetz, verschiedene T a r i f -



Verträge und Betriebsvereinbarungen) einerseits und p o l i t i s c h e r 
Überlegungen andererseits zwar nicht unbegrenzt möglich, wird 
aber dennoch i n großem Umfang p r a k t i z i e r t ; jedoch erweist er sich 
zunehmend auch als k o s t s p i e l i g (u.a. wegen des Erfordernisses, 
Sozialpläne, Aufhebungsverträge usw. abzuschließen). Auf diesem 
Hintergrund macht es für Betriebe, die ihre Belegschaft stark re­
duzieren müssen, durchaus Sinn, sich nach alternativen Formen 
des Personalabbaus umzutun. Als eine der unproblematischsten 
Varianten der Belegschaftsreduktion g i l t weithin das Nichterset-
zen der Fluktuation. Das Instrument hat allerdings die unangeneh­
me Eigenschaft, gerade dann am wenigsten wirksam zu sein, wenn 

1) 
man es am nötigsten braucht 

Der Gedanke einer "aktiven Fluktuationsförderung" drängt sich 
damit e i g e n t l i c h auf. Während bestimmte denkbare Varianten einer 
solchen P o l i t i k größte Bedenken hervorrufen müßten (etwa g e z i e l ­
te Verschlechterung des Betriebsklimas, das Heraufsetzen von 
Leistungsnormen, die Streichung außertariflicher Zulagen oder So­
zialleistungen usw.), s t e l l e n sich bei einer anderen Form s o l ­
che Vorbehalte nicht e i n , nämlich bei der "Qualifizierung für den 
Arbeitsmarkt". Dabei geht es darum, m i t t e l f r i s t i g überzählige Be­
legschaftsmitglieder (vor allem aus dem Angelerntenbereich) mit 
einer gefragten, arbeitsmarktgängigen Q u a l i f i k a t i o n zu versehen, 
i n der Erwartung, daß sie - mindestens zum T e i l - die damit ge­
wachsenen Chancen eines f r e i w i l l i g e n Betriebswechsels nutzen, was 
l e t z t l i c h auch den Umfang und die Kosten (Sozialplan) des anste­
henden Personalabbaus reduziert. Aktionen eines sqlchen Typs, bei 
denen ausschließlich der bisherige Betrieb die Kosten getragen 
hat, wurden unseres Wissens allerdings bislang noch nicht durch-

1) Tendenziell sinken die Fluktuationsraten i n Krisensituationen 
bei Arbeitskräfteüberschuß, während sie bei Hochkonjunktur und 
Arbeitskräfteknappheit steigen (vgl. dazu Mendius, Schultz-
Wild 1982). 



geführt . Das kann nicht überraschen, da eine echte Verbesserung 
der Arbeitsmarktchancen i n der Regel wohl nur über komplette (d.h. 
mehrjährige) Umschulungs- oder sehr ambitionierte Fortbildungs­
maßnahmen erwartet werden kann, die wiederum - bei der üblicher­
weise durch t a r i f l i c h e oder bet r i e b l i c h e Regelungen mindestens 
für einen längeren Zeitraum garantierten Reallohnabsicherung -
bei einer ausschließlichen Kostenträgerschaft des Betriebes 
äußerst aufwendig sind. 

Die Förderung von Qualifizierungsmaßnahmen über den Schwerpunkt 1 
des Sonderprogramms hat die Situation nun grundlegend verändert, 
indem sie die Kosten für derartige Maßnahmen für den Betrieb r a­
d i k a l reduziert; u.a. mit der Folge, daß es dann zu " Q u a l i f i z i e ­
rung für den Arbeitsmarkt" (mindestens der Intention nach) ge­
kommen i s t . Wie an anderer S t e l l e bereits ausgeführt, haben ins­
besondere einige mitten i n einer umfassenden Sanierungsphase 
steckenden Stahlbetriebe i n großem Umfang M i t t e l aus dem Sonder­
programm in Anspruch genommen, obwohl (oder eben gerade weil) 
erhebliche Beschäftigungsreduzierungen ins Haus standen. Unter 
den im Rahmen des Schwerpunkts 1 durchgeführten Maßnahmen wurde 
vor allem bei Umschülern i n einigen Fällen b i l l i g e n d i n Kauf ge­
nommen, daß ein T e i l der Absolventen nach Abschluß der Ausbildung 
- früher oder später - den Betrieb verlassen würde. 

In einem Großbetrieb der Montanindustrie wurde etwa g l e i c h z e i t i g 
mit der Auflegung des Sonderprogramms ein ganzer B e t r i e b s t e i l 
s t i l l g e l e g t . Der Belegschaft war zugesagt worden, daß es trotz 
des damit verbundenen Personalminderbedarfs und weiterer anste­
hender Umstrukturierungsmaßnahmen mit negativer Beschäftigungs­
wirkung nicht zu betriebsbedingten Entlassungen kommen würde. 

1) In eine ähnliche Richtung läßt s i c h die Praxis einiger Betrie­
be interpretieren, über ihren eigenen vorhersehbaren Bedarf 
hinaus Jugendlichenausbildung durchzuführen. Diese Praxis hat 
allerdings auch für den Betrieb V o r t e i l e : Er kann sich so aus 
einer größeren Zahl von Absolventen die ihm am besten geeig­
net erscheinenden für eine Weiterbeschäftigung auswählen. 
Außerdem demonstriert er damit auch s o z i a l p o l i t i s c h e s Verant­
wortungsbewußtsein. Schließlich sind die Kostenbelastungen 
gegenüber einer Erwachsenenausbildung wegen der deutlich ge­
ringeren Ausbildungsvergütungen erheblich niedriger. 



A l l e von der Stillegung Betroffenen wurden innerbetrieblich umge­
setzt, wobei für den Großteil Maßnahmen im Schwerpunkt 1 beantragt 
und b e w i l l i g t wurden. Unter deh Maßnahmen (insgesamt mehrere hun-

j dert, vor allem "Sonstige Qualifizierung* 1) waren auch Umschulungskurse für Metallfacharbeiterberufe. Hier gingen die Personalverantwortlichen davon aus, daß sich ein erheblicher T e i l der Beteiligten nach Abschluß der Prüfung einen Arbeitsplatz i n einem ande-
I ren Unternehmen suchen würde. 

f Gespräche mit den Umschülern selbst bestätigten, daß sie es zwar 
1 vorziehen würden, im Betrieb als Facharbeiter eingesetzt zu wer-
I den. Wenn sic h das aber als unmöglich herausstellen s o l l t e (und 
I die Wahrscheinlichkeit wurde als hoch eingeschätzt), müsse man 
auch einen Betriebswechsel ernsthaft i n Betracht ziehen. Es mache 
schließlich hur dann einen Sinn, die anstrengende Umschulung auf 
sich zu nehmen, wenn man die erworbene Qu a l i f i k a t i o n nachher auch 

I einsetzen könne. 

II 
j Vergleichbare Konstellationen wurden i n zwei weiteren Unternehmen 
I derselben Branche angetroffen. In beiden Fällen stand erheblicher 
I 

j Personalabbau an und i n beiden Fällen sahen Management und Betroffene die Absolvierung einer Ausbildung auch als Instrument zur 
j Verbesserung der Arbeitsmarktchancen. K l a r g e s t e l l t werden muß 
i indes, daß es sich i n a l l e n Betrieben jeweils nur um einen Bruchteil der am Programm b e t e i l i g t e n Arbeitskräfte handelte (der weit 
I überwiegende T e i l nahm ja an - zumindest für den hier diskutierten Zweck i n der Regel kaum geeigneten - "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" t e i l ) . Der anstehende Personalabbau wiederum wird 

1 
1 ein Vielfaches der Zahl der i n Qualifizierungsmaßnahmen im 
I Sonderprogramm einbezogenen Arbeitskräfte betreffen. Die Chance, 
ihre Arbeitsmarktsituation über Qualifizierung zu verbessern, be­
stand demnach nur für einen verschwindenden T e i l der Gesamtbeleg­
schaften. 

Auch wenn die Größenordnung dieser Wirkungen bislang als äußerst 
beschränkt gelten muß, scheint uns damit doch eine.wichtige Mög­
l i c h k e i t aufgezeigt: Qualifizierung kann gerade i n Situationen, 
in denen Personalabbau unvermeidlich wird, ein bedeutsames ar­
beitsmarktpolitisches Instrument sein. Masseharbeitslosigkeit des 
derzeitigen Umfangs r e s u l t i e r t zwar o f f e n s i c h t l i c h nicht i n er­
ster Linie aus Diskrepanzen zwischen vorhandenen und nachgefrag­
ten Qualifikationen, sondern schwergewichtig aus Ungleichgewichten zwischen dem angebotenen und dem nachgefragten Arbeitsvolumen. 



Trotzdem kann eine Verbesserung der beruflichen Kenntnisse sowohl 
von Arbeitslosen a l s auch von Beschäftigten und von zum Abbau Anstehenden einerseits dazu beitragen, die .Reste " s t r u k t u r e l l e r Ar­
b e i t s l o s i g k e i t " abzubauen, und andererseits im Sinne einer f l a n ­
kierenden Maßnahme die Beseitigung der "klassischen A r b e i t s l o s i g ­
k e i t " , die mit anderen Instrumenten bekämpft werden muß, zu er­
leichtern . 

Fassen wir kurz zusammen: "Qualifizierung für den Arbeitsmarkt" 
könnte, bezogen auf den Betrieb, als negative Beschäftigungswir­
kung verstanden werden. F r e i w i l l i g e Fluktuation wird gefördert 
und damit der Personalabbau e r l e i c h t e r t . Da jedoch i n der Regel 
davon ausgegangen werden muß, daß der Abbau so oder so stattge­
funden hätte, reduziert sich die Wirkung auf eine eventuelle Be­
schleunigung des Vorgangs. Für den Gesamtarbeitsmarkt ergibt sich 
demnach quantitativ kaum ein Ef f e k t . Q u a l i t a t i v kann es aber durch­
aus einen Unterschied bedeuten, ob dem Arbeitsmarkt (etwa über Um­
schulung und Fortbildung im Rahmen des Sonderprogramms) q u a l i f i ­
z i e r t e , v i e l s e i t i g einsetzbare Arbeitskräfte zugeführt werden, 
oder aber (etwa über einen Sozialplan), zwar v i e l l e i c h t auch re­
l a t i v hoch, aber sehr betriebsspezifisch q u a l i f i z i e r t e Angelernte, 
deren Vermittlung sehr schwer und i n der Regel nur unterhalb ihres 
vorher erreichten beruflichen Niveaus möglich i s t . Soweit solche 
Wirkungen i n Richtung eines Abbaus von (auch beschäftigungshemmen-
den) Arbeitsmarktstrukturierungen auftreten, sind l e t z t l i c h auch 
positive quantitative Wirkungen, d.h. der Abbau von A r b e i t s l o s i g ­
k e i t möglich. Eine erfolgreiche Praktizierung von "Qualifizierung 
für den Arbeitsmarkt" setzt allerdings auch eine längerfristige 
Personalplanung voraus, damit r e c h t z e i t i g vor dem Akutwerden von 
Abbauerfordernissen die erforderlichen Qualifizierungsmaßnahmen 
ei n g e l e i t e t werden können. 



b) Negative Wirkungen über Verfestigung von Arbeitsmarktstrukturen 

In diesem Abschnitt geht es um Maßnahmen, die mindestens poten­
t i e l l dazu geführt haben, daß Arbeitskräfte mit marktgängigen 
Qualifikationen und daher r e l a t i v günstigen Wiederbeschäftigungschancen über zusätzliche Qualifizierungsmaßnahmen des Schwer­
punkts 1 an den Betrieb gebunden wurden, während die Gefahr be­
stand, daß weniger q u a l i f i z i e r t e Belegschaftsmitglieder freige­
setzt werden. In mehreren von uns untersuchten Betrieben wurden 
Maßnahmen für Facharbeiter durchgeführt. Neben Maßnahmen, mit 
denen die Betroffenen i n die Lage versetzt werden s o l l t e n , ihre 
Kenntnisse auf einen aktuelleren Stand zu bringen, um weiter als 
Fachkraft der bisherigen Ausrichtung tätig zu sein, gab es auch 
Maßnahmen, mit denen Facharbeiter für.andere Berufe oder auch für 
den Einsatz i n der Produktion vorbereitet werden s o l l t e n . 

Umqualifizierungen über Umschulungen fanden wir i n mehreren Be­
trieben vor. Solche Maßnahmen sind immer dann z w e i f e l s f r e i sinn­
v o l l , wenn für die ursprünglich erworbene Quali f i k a t i o n keine 
sinnvollen Anwendungsmöglichkeiten mehr bestehen. Derartige Fälle 
sind für den hier zu behandelnden Aspekt also nicht von Interesse. 
Uns geht es um die Fälle, i n denen es sich um Ausgangsberufe han­
delte, die durchaus als arbeitsmarktgängig angesehen werden kön­
nen. Das war besonders ausgeprägt i n drei Großbetrieben der F a l l . 
"Umqualifiziert" wurden u.a. Werkzeugmacher, Mechaniker, Schlos­
ser, Dreher und E l e k t r i k e r , also Arbeitskräfte eines Typs, die 
laut Aussagen i n der großen Mehrzahl der von uns untersuchten Be­
triebe sehr gesucht und oft auf dem Arbeitsmarkt trotz hoher Arbeitslosigkeit einfach nicht zu finden sind. Unsere Aufmerksam­
keit galt aber zunächst nicht diesen Arbeitsmarkteffekten, son­
dern der Frage nach den betrieblichen Bedingungen, die zu solchen 
Maßnahmen geführt haben. Mit einer Ausnahme wurden erhebliche be­
t r i e b l i c h e Umstrukturierungen (allerdings aus sehr unterschied­
lichen Gründen) durchgeführt, die Beschäftigung schrumpfte deut­
l i c h . Der Facharbeiterüberschuß bei bestimmten Ausbildungsberufen 
r e s u l t i e r t e aus der wirtschaftlichen Entwicklung und der daran 
geknüpften Gesamtbeschäftigungssituation des Unternehmens, aus 



der Qualität der betrieblichen Personalplanung, aber auch daraus, 
daß man mindestens z e i t w e i l i g bewußt mehr Auszubildende eingestellt hatte als es dem eigenen prognostizierten Bedarf entsprach 
("Ausbildung für den Arbeitsmarkt"). 

Ein Großunternehmen der Elektroindustrie s t e l l t e seine Fertigungsmethoden auf ein weitgehend neuartiges Produkt um. Mit der Umstellung waren erhebliche Personaleinsparungen verbunden, die selbst 
durch die erwartete extrem günstige Nachfrageentwicklung nur z.T. 
kompensiert werden konnten. Für die frühere feinmechanische Fertigung war eine große Zahl von Metallfacharbeitern der verschieden­
sten Berufsausrichtungen e r f o r d e r l i c h . Mit dem Übergang auf die 
Elektronik sank die benötigte Zahl auf einen Bruchteil, und es 
gab nur zu einem ganz geringen T e i l einen Ausgleich durch den 
etwas höheren Bedarf an Elektrogerätemechanikern und Elektronikern. 

Daß es zu so erheblichen Diskrepanzen zwischen vorhandenem und 
benötigten Facharbeiterbestand kam, muß nicht zuletzt als Folge 
einer unzulänglichen Personalplanung angesehen werden. Vorauszu­
sehen, daß Elektrogeräte eines bestimmten Typs i n wenigen Jahren 
mindestens i n der Bundesrepublik nicht mehr rentabel zu fertigen 
seien und auch vom Markt kaum mehr akzeptiert werden würden, be­
durfte kaum prophetischer Begabung. Ebenso war dann eine entspre­
chende Umstrukturierung des Qualifikationsbedarfs abzusehen. Wes­
halb eine entsprechende Zurichtung der Einstellungs- und Ausbil­
dungspolitik unterblieb, konnte von uns nicht d e f i n i t i v geklärt 
werden. Sicher i s t nur, daß die anstehenden Probleme sich erheb­
l i c h geringer dargestellt hätten, wäre r e c h t z e i t i g entsprechend 
reagiert worden. 

Zurück zur eingetretenen Situation: Obwohl die Metallfacharbeiter 
hätten sie den Betrieb verlassen, sicher eine insgesamt zwar 
schwierige, aber eben doch r e l a t i v günstige Position auf dem re­
gionalen Arbeitsmarkt gefunden hätten und der anstehende Perso­
nalabbau sehr erheblich war, wurden i n die Umschulungen für die z 
kunftsträchtigen Elektroberufe ausschließlich vormalige Metall­
facharbeiter einbezogen. E i n T e i l der Angelernten war zwar an 
einer "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahme" b e t e i l i g t , deren Absol­
venten mit hoher Wahrscheinlichkeit im Betrieb verbleiben s o l l ­
ten; zum größeren T e i l wurden sie aber wohl abgebaut und mußten 
als Ungelernte auf dem Arbeitsmarkt auftreten. 

Ausschlaggebend für diese Auswahlpolitik waren neben den entspre­
chenden normativen Vorgaben (Sozialauswahl, die u.a. die bei 
Facharbeitern i n der Regel r e l a t i v hohe Betriebszugehörigkeits­
dauer berücksichtigt), betriebliche Interessen an Arbeitskräften, 
die sich bereits einmal als "bildungsfähig" erwiesen hatten und 
bei denen ein hohes Ausmaß an bet r i e b l i c h e r Erfahrung und er­
wünschten normativen Orientierungen vorausgesetzt werden konnte. 
Auch die Aktivitäten des Betriebsrats und der gewerkschaftlichen 
Vertretungen stützten diese Tendenz i n der Regel, da die Betrof­
fenen aus den Belegschaftsgruppen stammten,die einerseits einen 



Großteil der Arbeitnehmervertretung s t e l l e n , andererseits aber 
auch eine zentrale Rolle bei betrieblichen Interessenauseinander­
setzungen spielen. 

Zu ähnlichen personellen Konsequenzen wie im gerade skizzierten 
F a l l , aber aus ganz anderen Ursachen, kam es i n einem großen Me­
t a l l b e t r i e b , der auf bestimmte Z u l i e f e r t e i l e - vor allem für den 
Maschinen- und Fahrzeugbau - s p e z i a l i s i e r t i s t . Hier r e s u l t i e r t e 
der Facharbeiterüberhang nicht aus einer vom technischen Fort­
s c h r i t t "erzwungenen" Produktinnovation, sondern aus einer "groß­
flächigen" Umorganisation der Struktur des übernationalen Kon­
zerns , dem der Betrieb angehörte. Nachdem bereits durch umfassen­
de Rationalisierungsmaßnahmen i n den letzten Jahren die Beschäf­
tigung erheblich reduziert worden war, wurden im Zuge der Neuor­
ganisation der Unternehmensgruppe zusätzlich a l l e nicht unmittel­
bar zur Fertigung gehörenden Bereiche an anderen Standorten kon­
z e n t r i e r t . Insbesondere durch die Verlagerung des gesamten Maschi­
nenbaus und der Forschungs- und Entwicklungsabteilungen kam es zu 
Freisetzungen von Facharbeitern i n erheblichem Umfang. 

Nur ein T e i l dieser Facharbeiter (obwohl überwiegend aus "gesuch­
ten" Metallberufen kommend) hatte auf dem regionalen Arbeitsmarkt alternative Beschäftigungsmöglichkeiten. Dies r e s u l t i e r t e 
aus der starken Monostrukturierung der Region, die von dre i Groß­
betrieben (darunter dem untersuchten) aus derselben Branche ge­
prägt wird. Diese Unternehmen hatten schon i n früheren Jahren ver­
sucht, andere Industrieansiedlungen zu verhindern, um i h r Arbeitsmarktoligopol aufrecht zu erhalten. 

Für einen Großteil der im Betrieb verbliebenen überschüssigen 
Facharbeiter wurden im Zuge des Sonderprogramms "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" beantragt, um sie auf einen Einsatz i n den 
Produktionsabteilungen vorzubereiten. Auch wenn man von steigen­
den Anforderungen an die Arbeitskräfte i n diesen Bereichen aus­
geht, handelte es sich doch faktisch um die Vorbereitung für einen 
" u n t e r q u a l i f i z i e r t e n " Einsatz von global betrachtet knappen Fach­
arbeitern . 

Auch i n einem großen Chemiebetrieb gab es erhebliche Überschüsse 
an Schlossern und Ele k t r i k e r n (!! ), von denen ein T e i l über den 
Schwerpunkt 1 für den branchentypischen Fachberuf umgeschult wer­
den s o l l t e . Einige der bislang geschilderten Ursachenerklärungen 
scheiden hier allerdings aus. Weder gab es weitreichende betrieb­
l i c h e Umstrukturierungen, noch grundlegende Änderungen der Pro­
duktionsverfahren oder Produkte. Auch die Belegschaftszahlen wa­
ren s e i t Jahren im wesentlichen s t a b i l . Die Gründe für die Dis­
krepanzen wären demnach hi e r i n erster L i n i e i n Mängeln der Per­
sonal- bzw. Ausbildungsplanung zu suchen. Auch i n diesem F a l l 
s p i e l t e allerdings der Aspekt eine Rolle, daß der Betrieb seinem 
Verständnis nach auch für den Arbeitsmarkt und damit über seinen 
eigenen Bedarf hinaus ausbildet. Daß es g l e i c h z e i t i g einen Über­
hang bei den genannten Berufsgruppen und Knappheit bei anderen 
gab, muß auch als Resultat einer nicht weit genug vorausschauen­
den Ausbildungspolitik angesehen werden. Zweifellos wäre es unter 



verschiedenen Aspekten sinnvoller gewesen, gleich für den " r i c h ­
tigen" Beruf auszubilden. Entsteht aber erst einmal eine Situation 
wie die geschilderte, i s t es, analog zu den beiden anderen Fällen, 
sowohl aus be t r i e b l i c h e r Sicht wie aus der Perspektive der Ar­
beit s k r a f t s i n n v o l l , eine derartige "Umqualifizierung" vorzuneh­
men . 

Wenn wir die wichtigsten Ergebnisse aus den eben angesprochenen 
Fällen zusammenfassen, so zeigt s i c h , daß mit Mitteln aus dem 
Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms i n einigen Fällen auch Maßnah­
men gefördert wurden, die arbeitsmarktpolitisch betrachtet nicht 
unbedingt als nützlich, teilweise sogar als n a c h t e i l i g angesehen 
werden können. Es zeigt sich weiter, daß solche Maßnahmen weder 
von den Betrieben, noch von den Arbeitskräften als problematisch 
wahrgenommen wurden. Dies kann auch nicht verwundern, da sie sich 
auf dieser Betrachtungsebene durchaus als adäquate Lösung dar­
s t e l l t e n . Das Dilemma, daß im Rahmen kleinerer Betrachtungseinheiten (wie etwa dem Betrieb) konsensfähige und von all e n Betei­
l i g t e n p o s i t i v bewertete Maßnahmen sich dann,bezogen auf größere 
Aggregate (etwa im regionalen Arbeitsmarkt), unter Umständen als 
fragwürdig erweisen, beschränkt sich keineswegs auf die Förderung 

bet r i e b l i c h e r Qualifizierungsmaßnahmen und i s t nicht immer l e i c h t , 
1) 

wenn überhaupt, zu lösen 

Mit der "Weg-" bzw. "Umqualifizierung" haben Betriebe und betrof­
fene Arbeitskräfte eine ihnen angemessen scheinende und mit den 
Vorgaben des Sonderprogramms v o l l kompatible Lösung für ein be­
stimmtes Arbeitskräfteproblem gefunden. W i l l man aufgrund über­
geordneter Gesichtspunkte nicht, daß diese Lösung p r a k t i z i e r t 
wird - z.B. weil damit tendenziell die Funktionsfähigkeit des Ar­
beitsmarktes durch verstärkte Herausprägung be t r i e b l i c h e r Arbeits­
marktstrukturen beeinträchtigt wird -, so muß sie durch entspre­
chende Vorgaben weniger a t t r a k t i v gemacht werden (z.B. über För­
derkriterien) oder es wären alternative Lösungsmöglichkeiten an­
zubieten. 

1) Das g i l t z.B. auch für die bei Management und Arbeitnehmerver­
tretern sehr beliebte Vorzeitverrentungspraxis, die u .a. zu 
großen Finanzierungsproblemen der Renten- und Arbeitslosenver­
sicherung beigetragen hat (v g l . dazu u.a. Dohse u.a. 1982). 



Auch wenn es sicher erwägenswert gewesen wäre, "Umqualifizierun-
gen" des fraglichen Typs nicht zu fördern, scheint uns der wich­
tigere Ansatzpunkt doch darin zu liegen, andere - sowohl den be­
t r i e b l i c h e n wie auch den Interessen der Arbeitskräfte Rechnung 
tragende - Lösungen zu suchen, die auch arbeitsmarktpolitisch ak­
zeptabel sind. An dieser S t e l l e können wir hierzu allerdings nur 
ein paar Stichworte l i e f e r n . Wie sich gezeigt hat, gibt es global 
betrachtet gerade im Facharbeiterbereich i n einigen Betrieben Per­
sonalüberhänge bei Qualifikationen,'für die''andere Betriebe erheb­
lichen Arbeitskräftemangel konstatieren. Daß es nicht, oder jeden­
f a l l s nicht i n vollem Umfang, zu einem Ausgleich dieser Ungleich­
gewichte über den Markt kommt, i s t auf vielfältige Ursachen zu­
rückzuführen. Hier s o l l e n nur zwei wichtige Aspekte kurz erwähnt 
werden. 

o Zum einen machen die räumlichen Diskrepanzen ein Zusammenfüh­
ren von Arbeitskräften und Arbeitsplätzen häufig sc h l i c h t un­
möglich. Hier greifen a l l e "Lösungsvorschläge", die das Problem 
einfach über eine Verschärfung etwa der zu akzeptierenden Wege­
zeiten oder gar über ein "Erzwingen" räumlicher Mobilität (wo­
mit regelmäßig die der Arbeitskräfte, nicht etwa die der Ar­
beitsplätze gemeint i s t ) aus der Welt schaffen wollen, zu 
kurz. Aber selbst wenn es gelänge, die damit zusammenhängenden 

1) 
Fragen zufriedenstellend zu lösen , b l e i b t e in wesentliches 
Moment, das unter den geltenden Bedingungen oft für den Arbeit­
nehmer ein Verbleiben beim bisherigen Betrieb als sin n v o l l er­
scheinen läßt. 

o Es handelt sich um die V i e l z a h l von formellen und informellen, 
materiellen und immateriellen Rechten und Vergünstigungen, die 
über Betriebszugehörigkeit erworben und mit einem Wechsel meist 
ganz oder jedenfalls großenteils hinfällig werden. Eine beson­
dere Rolle spielen dabei Vereinbarungen zur Sicherung vor Abgruppierung und Regelungen über den Bestandsschütz des Arbeits-

1) Etwa durch eine Industrieansiedlungspolitik einerseits und 
eine angemessene Regelung der auch dann sicher erforderlichen 
Arbeitskräftemobilität andererseits (zufriedenstellende Lösung 
der "Wohnungsfrage", der Beschäftigung berufstätiger Ehepart­
ner, der schulischen oder betrieblichen Bildung der Kinder usw.) 



Verhältnisses. Entsprechende Verträge wurden s e i t Ende der 60er 
Jahre durch die Tarifvertragsparteien für die große Mehrzahl der 
abhängig Beschäftigten ursprünglich i n der Form von Rationali-
sierungsschutzabkommen, dann als anlaßunabhängige Bestandsschutz-
regelungen für ältere Arbeitskräfte bzw. solche mit längerer 
Betriebszugehörigkeit, vereinbart. Wenn auch erhebliche Zweifel 
an Art und Umfang der faktischen Wirksamkeit dieser Instrumente 
erlaubt sind (es s t e l l t sich z.B. die Frage, wieweit man sie 
tatsächlich als arbeitsplatzsichernd oder eher als vorzeitverrentungsfördernd ansehen muß), kann dennoch davon ausgegangen 
werden, daß sie für die Arbeitskräfte, für die sie Geltung ha­
ben, von erheblichem Wert sind. Wenn sie schon nicht immer die 
Beschäftigung tatsächlich sichern, gewährleisten sie doch min­
destens eine gewisse materielle Kompensation für den F a l l des 

1) 
Arbeitsplatzverlustes 

Praktisch a l l e n derartigen Vereinbarungen gemeinsam i s t a l l e r ­
dings , daß solche Ansprüche i n einem bestimmten Betrieb erworben 
werden und auch nur ihm gegenüber geltend gemacht werden können. 
Für den F a l l eines Betriebswechsels bedeutet dies, daß der Ar­
beitnehmer damit erhebliche Ansprüche ve r l i e r e n kann, die er u.U. 
i n einem anderen Betrieb entweder überhaupt nicht mehr i n vollem 
Umfang oder erst nach sehr langer Zeit wieder e r r e i c h t . Gerade i n 
Zeiten einer insgesamt unsicheren Beschäftigungssituation kann 
diese Überlegung - auch wenn sich sowohl unter dem Aspekt q u a l i ­
fikationsgerechter Arbeit, a ls auch der unmittelbaren Bezahlung 
ein Betriebswechsel anböte - aus der Sicht des einzelnen "ge­
schützten" Arbeitnehmers zu dem durchaus sinnvollen Entschluß 
führen, wegen der einmal erworbenen Rechte auch dann im b i s h e r i ­
gen Betrieb zu verbleiben, wenn er dort einen u n t e r q u a l i f i z i e r t e n 
Einsatz und unter Umständen eine niedrigere Entlohnung hinnehmen 
muß. 

1) Ausführlich mit der Bedeutung dieser Regelungen und den Kon­
sequenzen i h r e r praktischen Anwendung befassen sich mehrere 
Beiträge i n Dohse u.a. 1982. 



Arbeitskräfte werden jedoch nicht ausschließlich durch b e t r i e b l i ­
che Strategien an den Betrieb gebunden, sondern insbesondere i n 
einer Unterbeschäftigungssituation z.T. auch durch Regelungen, 

1) 
die von ihren Vertretungen mit ausgehandelt worden sind . Eine 
P o l i t i k , die darauf a b z i e l t , im Zusammenhang mit der Verbesserung der Beschäftigungssituation arbeitskräftemobilitätsfördernd 
zu wirken - und "Qualifizierung für den Arbeitsmarkt" läßt sich 
als ein Moment davon ansehen -,wird aber auch den Bereich solcher 
faktisch mobilitätshemmend wirkenden Regelungen nicht ausklammern 
können. Da die Vorstellung, älteren und langjährigen Belegschafts­
mitgliedern einen besonderen Schutz vor Ar b e i t s l o s i g k e i t z u t e i l 
werden zu lassen, von einem breiten Konsens getragen wird, geht 
es dabei nicht darum, solche Regelungen abzubauen, sondern nach 
Gestaltungsformen zu suchen, die einerseits den berechtigten In­
teressen an sicherer Beschäftigung Rechnung tragen, andererseits 
sinnvollen und zumutbaren überbetrieblichen Arbeitsplatzwechsel 
nicht behindern. 

Patentrezepte können hierzu nicht g e l i e f e r t werden. Ein wichtiger 
Ansatzpunkt scheint uns allerdings darin zu liegen, entsprechende 
Ansprüche und Rechte bei einem Betriebswechsel transferierbar zu 
machen. Auch wenn dies mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden 
sein dürfte und die Lösung der damit zusammenhängenden Probleme 
s i c h e r l i c h großer Verhandlungsbereitschaft und Phantasie bedarf, 
scheint es geboten, i n dieser Richtung i n i t i a t i v zu werden. Daß 
die Übertragbarmachung von b e t r i e b l i c h erworbenen Ansprüchen k e i ­
neswegs ausgeschlossen i s t , zeigt schließlich auch die Neuregelungen 
der betrieblichen Altersversorgungsansprüche, bei denen dies -
ebenfalls nach erheblichen Schwierigkeiten - gelungen i s t . 

1) Diese Bindungseffekte waren ursprünglich kaum intendiert. Da 
sie sich aber erst mit der Umkehr der Verhältnisse auf dem 
Arbeitsmarkt manifestierten, konnten sie nicht unbedingt vor 
hergesehen werden (vgl. dazu Mendius 1982). 



4. Qualifizierung im Kontext einer P o l i t i k zur Wiedererlangung 
der Vollbeschäftigung 

Betrachtet man die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt s e i t Auflegung des Sonderprogramms, so wird deutlich, daß sowohl für Be­
schäftigungssicherung als auch für Induzierung von Neueinstellun­
gen erheblicher g e s e l l s c h a f t l i c h e r Bedarf besteht. Wie sieht es 
nun mit dem beschäftigungspolitischen Potential der öffentlichen 
Förderung b e t r i e b l i c h e r Qualifizierungsmaßnahmen aus? Wenn wir 
auch die durch den Schwerpunkt 1 aufgetretenen Beschäftigungsef­
fekte nicht genau quant i f i z i e r e n können, so läßt sich doch sagen, 
daß Qualifizierung a l l e i n zur direkten Beseitigung der Millionen­
a r b e i t s l o s i g k e i t s i c h e r l i c h nicht geeignet i s t , als flankierendes 
Instrument i n verschiedener Hinsicht aber durchaus von Bedeutung 
sein kann. 

Das b e t r i f f t zunächst den direkten, aus der Durchführung der Maß­
nahme selbst resultierenden Effekt. Diese (zunächst temporären) 
Beschäftigungseffekte von Qualifizierungsmaßnahmen über den un­
mittelbaren Arbeitskraftentzug sind zwar eine r s e i t s nicht zu i g ­
norieren, können jedoch sicher keinen entscheidenden Beitrag zur 
Beseitigung der A r b e i t s l o s i g k e i t l e i s t e n , da i h r maximales Poten­
t i a l (das durch Mitnahme und einen T e i l der Fehlverwendung vorab 
reduziert wird und sich dann aufgrund der von uns vorgestellten 
Möglichkeiten wie Abbau von Hortung, Kurzarbeit, Intensivierung 
und zusätzliche Mehrarbeit weiter verringert) durch die Zahl der 
Teilnehmer am Schwerpunkt 1 d e f i n i e r t i s t . Nach den letzten Zah­
len wurden im Schwerpunkt 1 ca. 30 000 Teilnehmer mit einem Auf­
wand von ca. DM 410 M i l l . gefördert, was eine durchschnittliche 
Fördersumme von ca. DM.14 000,— pro Person bedeutet. Eine (na­
türlich f i k t i v e ) Absorbierung a l l e r Anfang 1982 Arbeitslosen über 
die Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen selbst, d.h. über 
"Entzugseffekte" würde demnach einen Aufwand von ca. DM 25 Mrd. 
erfordern und möglicherweise großenteils nur für die Dauer der 
Maßnahmen anhalten. 



Wie steht es mit möglichen Sogeffekten von Schwerpunkt 1 durch 
die Auflösung von Qualifikationsengpässen, die die Produktion und 
damit die Beschäftigung behindern? Es geht zunächst um die Frage, 
i n welchem Umfang durch die Qualifizierungsförderung r e l a t i v kurz­
f r i s t i g (nämlich im Beobachtungszeitraum) solche Wirkungen schon 
konkret aufgetreten sind oder jedenfalls hochwahrscheinlich mit 
ihnen gerechnet werden konnte. Wie wir gezeigt haben, beschränkte 
sich die empirische Evidenz i n unserem Material auf einige E i n z e l ­
fälle und da wiederum auf r e l a t i v wenige Arbeitskräfte. 

Ein wichtiges Potential für die Schaffung zusätzlicher Arbeits-
1) 

platze scheint insbesondere im Bereich kleinerer Betriebe zu l i e ­
gen (dabei darf man natürlich nicht aus dem Auge v e r l i e r e n , daß 
nur ca. 40 % der Arbeitnehmer aus den Problemregionen i n Betrie­
ben mit weniger als 100 Arbeitskräften arbeiteten, Infratest 1980, 
Bd. 4, S. 13). Mögliche Ursachen einer höheren, auch beschäfti­
gungspolitisch wirksamen Dynamik kleinerer Betriebe konnten von 
uns nicht systematisch analysiert werden. Dazu wären umfassendere, 
auf eine derartige Zielsetzung ausgerichtete Studien e r f o r d e r l i c h . 
Trotzdem weisen auch die von uns einbezogenen Fälle darauf hin, 
daß die Einführung neuer und zusätzlicher Produkte, die E r s c h l i e ­
ßung neuer Märkte, aber auch der Übergang zu grundlegend neuen 
Produktionsverfahren dort eher überdurchschnittlich zu erwarten 

2) 
sind 
1) Zwar sind wegen der r e l a t i v kleinen Zahl der von uns einbezo­

genen Betriebe natürlich keine repräsentativen Aussagen mög­
l i c h , interessant i s t aber immerhin, daß die Breitenerhebung 
ähnliche Ergebnisse gebracht hat (vgl. Infratest 1980, Bd. 4, 
S. 18 f . ) . 

2) Dabei i s t wiederum zu berücksichtigen, daß die untersuchten 
Betriebe auch für die Programmregionen keineswegs als repräsen­
t a t i v gelten können. Gerade wenn - und darauf wurden wir immer 
wieder deutlich hingewiesen - durch das Verfahren der M i t t e l ­
vergabe kleine und mittlere Betriebe eher benachteiligt waren, 
so l i e g t es nahe, daß die wenigen, die dennoch i n die Förde­
rung gelangten, eine "Positivauswahl" d a r s t e l l t e n . Es i s t 
nicht unplausibel, anzunehmen, daß unter den Betrieben, die 
i n der Lage waren, t r o t z dieser widrigen Umstände "ins Pro­
gramm zu kommen", sich überdurchschnittlieh v i e l e befinden, 
die auch auf anderen Feldern wie Produkt- und Verfahrensinnovation, Marketing usw. besonders e r f o l g r e i c h sind. 



E i n e r s e i t s hatten diese Betriebe s i c h e r l i c h bislang einen erhebli­
chen Rückstand bei der Qualifizierung i h r e r Belegschaften; auf 
der anderen Seite führen Auftragseinbrüche bei solchen Betrieben 
meist r e l a t i v umstandslos zu Entlassungen (wegen der schon for­
mal, aber erst recht f a k t i s c h schlechteren Positionen der Arbeit­
nehmervertretungen und der geringeren Möglichkeiten des Betriebs, 
" p o l i t i s c h e H i l f e " zu mobilisieren, Kosten zu überwälzen u.a.m.). 
Eine Förderung von Qualifizierungsmaßnahmen gerade bei solchen 
Betrieben kann daher sicher als besonders s i n n v o l l angesehen wer­
den - auch unter dem Aspekt, das immer deutlicher werdende Gefäl­
le i n den Beschäftigungschancen zwischen den Belegschaften be­
stimmter öffentlichkeitswirksam operierender Großbetriebe auf der 
einen und "anonymer" Kleinbetriebe auf der anderen Seite etwas 
zu mildern. 

Zwar kann es bei diesen Beschäftigungswirkungen - im Unterschied 
zur Entzugswirkung - durchaus zu Multiplikatoreffekten kommen 
(z.B. waren i n einem Betrieb sieben Maßnahmen (Mit-)Voraussetzun­
gen für 30 Neueinstellungen), jedoch dürften u.E. i n der kurz­
f r i s t i g e n Betrachtung die quantitativen Effekte von ähnlich ge­
ringer oder noch klei n e r e r Größenordnung wie die der "Entzugswirkungen" gewesen sein. 

Sehr deutlich wurde durch unsere Untersuchungen aber auch, daß 
die Wirkung der Beschäftigungserhaltung, die quer über Betriebsgrößenklassen oder Branchen hinweg beobachtet werden konnte, s i ­
cher gegenüber der Beschäftigungsausweitung die bedeutendere war. 
In einer Situation insgesamt stagnierender bzw. wieder sinkender 
Beschäftigung kann das e i g e n t l i c h auch nicht verwundern. Dabei 
s p i e l t e Beschäftigungserhaltung einmal i n der Weise eine Rolle, 
daß bereits geplanter Arbeitskräfteabbau reduziert werden konnte, 
weil durch die Qualifizierungsmaßnahmen Fachkräftebedarf, der zu­
vor durch Überstunden abgedeckt werden mußte, von den Absolventen 
der Maßnahmen b e f r i e d i g t werden konnte. Von Beschäftigungserhaltung i s t aber auch i n den Fällen auszugehen, i n denen über die 
Durchführung der Maßnahmen der Auslastungsgrad der Belegschaft 
erhöht wurde, da auf diese Weise sonst zu erwartende Maßnahmen 
wie Kurzarbeit oder Entlassungen teilweise vermieden, im Umfang 



r e d u z i e r t , zumindest aber verzögert wurden. Neben der unmittelbaren Beschäftigungserhaltungswirkung kann w e i t e r u n t e r s t e l l t wer­
d e n , daß die Verfügbarkeit q u a l i f i z i e r t e r Kräfte i n einigen Fäl­
len auch m i t t e l f r i s t i g die (verbleibenden) Arbeitsplätze sicherer 
gemacht hat, indem sie einen Beitrag dazu l e i s t e t e , die Marktpo­
s i t i o n des Unternehmens zu verbessern. 

Insgesamt halten wir die unmitteIbaren beschäftigungsrelevanten 
Wirkungen im Schwerpunkt 1 für eher begrenzt. Wenn wir die Förde­
rung b e t r i e b l i c h e r Qualifizierungen durch den Schwerpunkt 1 den­
noch auch unter beschäftigungspolitischen Gesichtspunkten als 
wichtig ansehen, dann nicht i n erster L i n i e wegen der sk i z z i e r t e n 
Wirkungen auf die aktuelle Beschäftigungssituation. Vielmehr se­
hen wir dieses Instrument als eine wichtige flankierende Maßnah­
m e zur Bewältigung der Beschäftigungsprobleme der kommenden Jah-
re„ da es zur Überwindung beschäftigungshemmender Arbeitsmarkt­
strukturen beitragen kann. 

Neben der allgemeinen, mit der Ausweitung arbeitsmarktgängiger 
Qualifikationen der Beschäftigten einhergehenden Verbesserung der 
Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarkts s i n d wir im Zusammenhang mit 
den Maßnahmen des Schwerpunkts 1 i n Ansätzen auch auf eine P o l i ­
t i k gestoßen, die zwar den Abbau von Arbeitsplätzen als Rahmen­
bedingungen akzeptieren muß, gleichwohl aber tendenziell dazu 
beitragen kann, die Wiederbeschäftigungschancen zu verbessern: 
die "Qualifizierung für desi Arbeitsmarkt". Auch wenn davon auszu­
gehen i s t , daß diese Lösung i n der Regel gegenüber dem Verbleib 
auf einem q u a l i f i z i e r t e n Arbeitsplatz im ursprünglichen Unterneh­
men nur als "zweitbeste" anzusehen i s t , scheint sie uns doch von 
exemplarischer Bedeutung: Gerade weil a l l e s darauf hindeutet, daß 
die nächsten Jahre durch einen erheblichen Strukturwandel gekenn­
zeichnet sein werden, der sich nicht ausschließlich innerbetrieb­
l i c h wird bewältigen lassen, i s t i n großem Umfang damit zu rech­
nen, daß Unternehmen Personal abbauen müssen. Werden die zur Ent­
lassung Anstehenden vorher noch mit modernen arbeitsmarktrelevanten Qualifikationen ausgestattet, so b l e i b t zwar die unabdingbare 
Voraussetzung für ihre Wiederbeschäftigung die Schaffung neuer 



Beschäftigungsmöglichkeiten. Deutlich verringert aber wird immer­
hin die Gefahr, daß die Qualifikationen der Freigesetzten den An­
forderungen der verfügbaren bzw. neu entstehenden Arbeitsplätze 
nicht entsprechen. 

Daraus f o l g t allerdings umgekehrt auch, daß öffentliche Qualifizierungspolitik nachdrücklich darauf achten muß, daß sie nicht 
zur Förderung b e t r i e b l i c h - v i e l l e i c h t funktionaler, beschäftigungspolitisch aber problematischer Maßnahmen (wie wir sie etwa i n der 
"Wegqualifizierung" aus Mangelberufen vorgefunden haben) genutzt 
wird. 

Mit der öffentlichen Förderung b e t r i e b l i c h e r Qualifizierungsmaß­
nahmen lassen sich demnach zwar i n beschränktem Umfang direkte 
Arbeitsplatzerhaltungs- und Beschäftigungsausweitungswirkungen 
er z i e l e n , ihren entscheidenden Stellenwert erhält sie jedoch da­
durch, daß sie als eine notwendige (wenn auch nicht hinreichende) 

i 
Voraussetzung für eine erfolgreiche P o l i t i k zur Wiedererlangung 
von Vollbeschäftigung anzusehen i s t . 





V. Mögliche E n t l a s t u n g s e f f e k t e für d i e Arbeitskräfte 

Der Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms r i c h t e t e s i c h natürlich i n 
e r s t e r L i n i e auf a r b e i t s m a r k t p o l i t i s c h e Z i e l e und E f f e k t e . Aber 
auch d i e Frage nach möglichen s o z i a l p o l i t i s c h e n Wirkungen oder 
W i r k u n g s p o t e n t i a l e n der Qualifizierungsförderung i s t durchaus von 
Belang. Unter diesem G e s i c h t s p u n k t i n t e r e s s i e r t b e i s p i e l s w e i s e d i e 
Frage: Ermöglichen es d i e Qualifizierungsmaßnahmen im Sonderpro­
gramm, d i e s o n s t t y p i s c h e n B e l a s t u n g e n und Probleme für d i e A r ­
beitskräfte während des Anpassungsprozesses zu vermindern oder 
a u s z u s c h a l t e n ? Wenn j a , könnte man i n den Förderungsmaßnahmen 
auch e i n e n B e i t r a g z u r "Humanisierung" des A r b e i t s l e b e n s sehen. 

Darüber hinaus könnte s i c h e i n e E n t l a s t u n g der Arbeitnehmer b e i 
b e t r i e b l i c h e n Anpassungsprozessen p o s i t i v auf d i e E n t w i c k l u n g der 
b e t r i e b l i c h e n F l u k t u a t i o n , auf F e h l z e i t e n , auf Ausfälle durch 
K r a n k h e i t und schließlich auf d i e Produktivität a u s w i r k e n - E f f e k ­
t e , d i e a l s wünschenswert anzusehen s i n d . 

1. B e l a s t u n g e n und S c h w i e r i g k e i t e n 

D i e herkömmliche P r a x i s d er Anpassung von Arbeitskräften an v e r ­
änderte Arbeitsplätze bzw. - p r o z e s s e b r i n g t für d i e B e t e i l i g t e n 
häufig e r h e b l i c h e B e l a s t u n g e n m i t s i c h . Das z e i g e n neuere U n t e r ­
suchungen zum A b l a u f b e t r i e b l i c h e r U m s t e l l u n g e n ( v g l . etwa A l t ­
mann u .a. 1982). 

E i n e besondere R o l l e s p i e l t d i e Überwälzung von A n p a s s u n g s l e i ­
stungen auf d i e b e t e i l i g t e n Arbeitskräfte. Das V e r f a h r e n b e s t e h t 
entweder d a r i n , daß d i e zu q u a l i f i z i e r e n d e n Arbeitnehmer e r f a h ­
r enen Stammkräften zugeordnet werden, d i e d i e s e dann a n l e r n e n 
müssen. Oder aber d i e Arbeitskräfte werden b e i minimalem U n t e r w e i ­
sungsaufwand durch d i e d i r e k t e n V o r g e s e t z t e n s u k z e s s i v e an mehre­
r e n Arbeitsplätzen e i n g e s e t z t , b i s s i e s i c h s e l b s t d i e v e r l a n g t e 
Q u a l i f i k a t i o n a n g e e i g n e t haben. I n der Regel - so kann man auf­
grund z a h l r e i c h e r früherer Untersuchungen sagen - i s t d i e b e t r i e b ­
l i c h e P r a x i s der A n l e r n u n g bzw. E i n a r b e i t u n g b i s l a n g dadurch ge-



kennzeichnet, daß die Qualifikationsanpassung eher unsystematisch, 
mit äußerst geringem Aufwand bzw. Einsatz von geschultem Unterweisungspersonal abläuft; dabei stehen die Anzulernenden meist unter 
starkem Druck, möglichst rasch an die Output- bzw. Leistungsstan­
dards des "normalen" Produktionsablaufs heranzukommen. 

Unter anderem treten dabei folgende Belastungen und Schwierigkeiten für die b e t e i l i g t e n Arbeitskräfte auf: 

- Überforderung durch häufig wechselnde Produktionsbedingungen , 
- verschärfter Leistungsdruck, 
- negative Umgebungseinflüsse, 
- psychischer und s o z i a l e r Druck. 

Die zu Qualifizierenden fühlen sich häufig überfordert, wenn sie 
die nötigen Lernleistungen zu einem großen T e i l eigenständig bzw. 
durch "Mitlaufen und Abgucken bei Kollegen" erbringen müssen. Die­
se Form der "Selbstanlernung" führt insbesondere dann zu einer Be­
lastung, wenn die Bedingungen am neuen Arbeitsplatz durch häufig 
wechselnde Produktionsprozesse und -anforderungen gekennzeichnet 
sind, die dem Neuling die ständige Bereitschaft und Fähigkeit zur 
schnellen Umstellung und richtigen Reaktion noch während des Lern­
prozesses abfordern. Diese Situation i s t typisch für die Einarbei­
tung von q u a l i f i z i e r t e n Angelernten und auch Facharbeitern. Deren 
Selbständigkeit, breitere Qualifikationsgrundlagen und Gewöhntsein 
an ständiges Dazulernen im Arbeitsprozeß nutzen die Betriebe, um 
einen T e i l des notwendigen Qualifizierungsaufwands auf die Arbeits­
kräfte selbst abzuwälzen. Bei geringer q u a l i f i z i e r t e n Angelernten 
mit q u a l i f i k a t o r i s c h anspruchsloseren Tätigkeiten dürften demgegen­
über die häufigsten Belastungen aus einem verschärften Leistungs­
druck entstehen, wenn sie während der Einarbeitungsphase im laufen­
den Arbeitsprozeß eingesetzt werden. Dabei sind sie widersprüchli­
chen Anforderungen ausgesetzt: einerseits dem Zwang zu möglichst 
rascher Steigerung des Arbeitstempos bzw. der indi v i d u e l l e n L e i ­
stungsabgabe, um die betrieblichen Leistungsnormen zu erfüllen 
(und möglichst schnell "auf den Lohn" zu kommen), andererseits dem 
Zwang, die Qualitätsanforderungen einzuhalten. 



E i n w e i t e r e s Problem i s t o f t e i n e e r h e b l i c h e Störung durch nega­
t i v e Umgebungseinflüsse (Lärm usw.), wenn d i e A n l e r n l i n g e i h r e 
Q u a l i f i z i e r u n g am A r b e i t s p l a t z im l a u f e n d e n Arbeitsprozeß a b s o l ­
v i e r e n und i n dem notwendigen L e r n - und Gewöhnungsprozeß durch 
Außeneinflüsse s t a r k v e r u n s i c h e r t oder a b g e l e n k t werden. 

N i c h t z u l e t z t s p i e l e n für d i e N e u z u q u a l i f i z i e r e n d e n p s y c h i s c h e Belastungen e i n e R o l l e : Versagensängste, Angst vor Unfällen, U n s i ­
c h e r h e i t wegen l a u f e n d e r , n i c h t k a l k u l i e r b a r e r Veränderungen im 
neuen, u n v e r t r a u t e n P r o d u k t i o n s a b l a u f ; zusätzlich, b e i A r b e i t im 
Gruppenlohn, e i n s o z i a l e r Druck z u r möglichst rasc h e n E r r e i c h u n g 
der Gruppennorm. 

Für d i e n i c h t u n m i t t e l b a r b e t e i l i g t e n Arbeitskräfte - e r f a h r e n e 
K o l l e g e n im neuen A r b e i t s b e r e i c h bzw. d i e zuständige A r b e i t s g r u p p e 
und auch d i e d i r e k t e n V o r g e s e t z t e n - bedeutet der Anpassungs- bzw 
Einarbeitungsprozeß häufig e i n e Z e i t der Doppelbeanspruchung. O f t 
müssen s i e d i e Betreuung bzw. Unterweisung des E i n z u a r b e i t e n d e n 
zusätzlich zu bzw. neben den l a u f e n d e n A r b e i t s a u f g a b e n l e i s t e n . 
N i c h t s e l t e n s i n d s i e auch überfordert dadurch, daß s i e s e l b s t 
n i c h t genügend und s y s t e m a t i s c h a u f d i e F u n k t i o n des Unterweisens 
v o r b e r e i t e t s i n d . 

Die mit der üblichen "naturwüchsigen" A n l e r n u n g s - und E i n a r b e i ­
t u n g s p r a x i s verbundenen B e l a s t u n g e n für d i e Arbeitskräfte werden 
von den B e t r i e b e n o f t über längere Z e i t g a r n i c h t wahrgenommen, 
solange d i e i n d i v i d u e l l e n und i n f o r m e l l e n Bewältigungsformen des 
Anpassungsprozesses noch " g e l i n g e n " . Aufmerksamkeit (und poten­
t i e l l e Veränderungsbereitschaft beim B e t r i e b ) e n t s t e h t häufig 
e r s t dann, wenn es d a b e i zu Problemen für den P r o d u k t i o n s a b l a u f 
kommt. 

So wurde auch aus mehreren F a l l s t u d i e n b e t r i e b e n bestätigt, daß naturwüchsige Formen von A n l e r n u n g bzw. E i n a r b e i t u n g b i s l a n g e i n e 
t y p i s c h e P r a x i s der Q u a l i f i k a t i o n s a n p a s s u n g an neue Arbeitsplätze 
gewesen s e i e n . G l e i c h z e i t i g wurde aber auch g e s a g t , daß es i n den 
l e t z t e n Jahren während s o l c h e r Anpassungsprozesse verstärkt zu 
Problemen wie d e u t l i c h erhöhter F l u k t u a t i o n , einem o f t sprunghaf­
t e n A n s t e i g e n des Krankenstands und v e r m e h r t e r Unfallhäufigkeit 
kam. 



Für unsere Untersuchung s t e l l t e sich nun die Frage, ob sich bei 
der Durchführung von betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen des Sonderprogramms positive Effekte i n Form verminderter 
Belastungen für die Arbeitskräfte f e s t s t e l l e n ließen. 

Die oben skizzierten Anpassungsprobleme beziehen sich insbesondere 
auf die Praxis der Anlernung, der Einarbeitung, der im Programm 
am ehesten die "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" entsprechen. 
Es sollen aber auch Maßnahmen der Fortbildung und Umschulung mit­
betrachtet werden, da auch bei diesen Qualifizierungsformen Be­
lastungen für die b e t e i l i g t e n Arbeitskräfte entstehen können, z.B. 
das Problem der Bewältigung des Lernpensums neben dem regulären 
Arbeitspensum und die damit verbundene Überforderung. 

Insgesamt beweisen die Ergebnisse aus den Fallstudienbetrieben, 
daß Belastungen für die Arbeitskräfte bei der Qualifikationsan­
passung auch im Rahmen der programmgeförderten Maßnahmen eher der 
Re g e l f a l l waren. In der Minderheit bleiben solche Fälle, i n denen 
es gelang, Anpassungsbelastungen für die Arbeitskräfte zu reduzie­
ren oder zu vermeiden. Diese Beispiele demonstrieren Wirkungspo­
t e n t i a l e , die dann zum Tragen kommen können, wenn Bedingungen der 
Maßnahmedurchführung und betriebliche Rahmenbedingungen in spezi­
f i s c h e r Weise gestaltet und aufeinander abgestimmt werden. 

2. Spielräume für eine Humanisierung der Qualifizierungsformen 

In den Maßnahmebetrieben s t e l l t e sich heraus, daß unter 
bestimmten Bedingungen Spielräume für Entlastung geschaf­
fen werden können. Auf einige wollen wir im folgenden eingehen. 

( 1 ) Eine wichtige Rolle s p i e l t die Abkoppelung der Anpassungsmaß­
nahme vom laufenden Produktions- bzw. Leistungsvollzug; es zeigte 
sich häufiger, daß bei Maßnahmen der "Sonstigen Qualifizierung" 
z.T. hohe Belastungen für die b e t e i l i g t e n Arbeitskräfte auftraten, 
wenn die Anpassungsqualifizierung im laufenden Arbeitsprozeß und 
nicht gesondert a b l i e f . 



Die Abschirmung vom unmittelbaren Arbeitsprozeß wird um so notwen­
diger, je mehr die Gefahr besteht, daß bei der Anlernung "vor Ort" 
ein Druck auf möglichst raschen Volleinsatz bzw. volle Leistung 
ausgeübt wird. Dies geht auf Kosten einer systematischen Durchfüh­
rung des Qualifizierungsverfahrens. Insbesondere bei der Einwei­
sung i n Tätigkeiten, die hohe Konzentration (und besonders großen 
Spielraum für Gewöhnung an den neuen Platz) verlangen, werden die 
Arbeitskräfte bei der Anlernung vor Ort oft derart überfordert, 
daß es zu Krankheit, Unfällen und starkem Anstieg der Fluktuation 
kommt. 

Ein Be i s p i e l i s t die Qualifizierung zum Kranfahrer im Walzwerk 
eines großen Unternehmens. Bislang üblich war eine Anlernung vor 
Ort, wobei die Anzulernenden stufenweise den Einsatz an Kränen ein­
fachster bis höchster Schwierigkeitsgrade durchliefen. Eine solche 
Anlernkette beginnt mit einfachen Transportkränen, die nächste 
Schwierigkeitsstufe i s t ein Drehstromkran, dann ein Walzenkran 
usw. In insgesamt sechs Schwierigkeitsstufen steigern sich die An­
forderungen bis zum Tiefofenkran im Walzwerk, mit dem die Beschikkung der Öfen mit Stahlblöcken und der anschließende Transport 
zur Weiterverarbeitung vorgenommen werden. Die Einweisung überneh­
men dabei erfahrene. Kranfahrer. Während dieser Zeit wird 

entweder mit Doppelbesetzung oder mit Kontrollen vom Boden aus ge­
fahren. In Drucksituationen wie beim Auftreten von Personalengpässen bzw. erhöhten Produktionsanforderungen wurde allerdings auch 
versucht, Stationen dieser Anlernkette zu überspringen und die Arbeitskräfte direkt m i " t schwierigeren Aufgaben zu betrauen. 

So wurde ein besonders fähiger und vorerfahrener Mann s t a t t erst 
nach der üblichen zehnwöchigen A n l e r n f r i s t schon nach fünf Wo­
chen selbständig am schwierigen Tiefofenkran eingesetzt. Die Über­
forderung führte dazu, daß er nach einiger Zeit so krank wurde, 
daß er den Betrieb verlassen mußte. In diesem Bereich kam es in 
den letzten Jahren zu einem kontinuierlichen Anstieg der Unfälle 
und zu zunehmender Fluktuation; Erscheinungen, die auf Probleme 
und Defi z i t e dieser t r a d i t i o n e l l e n Anlernung vor Ort verwiesen. 
Dies dürfte mit den Anstoß dazu gegeben haben, daß der Betrieb 
im Sonderprogramm eine verbesserte Anlernpraxis erprobte. Die ins­
gesamt verlängerte Qualifizierungsmaßnahme e n t h i e l t dann eine be­
sonderte Schulungsphase mit theoretischer Unterweisung und Übungsperioden an einem Lehrkran, wodurch die Möglichkeit eines etwas 
entlasteten, zumindest teilweise abgeschirmten Anlernens 
gegeben war. 

Wie das Beispiel eines anderen Betriebs zeigt, kann solch eine 
"besonderte" Durchführung einer Anlernmaßnahme für die Arbeitskräf­
te eine erhebliche Entlastung bedeuten, weil s i e i n einer Art 



"Schonraum" unter vermindertem Druck die neue Tätigkeit einüben 
können, wobei das Arbeitstempo erst nach und nach als Leistungskriterium eingeführt wird. 

Ein Großbetrieb s t e l l t e einen Großteil seines Produktionsprogramms 
von mechanischen auf überwiegend elektronisch arbeitende Geräte um, 
wobei die alte Fertigung allmählich a u s l i e f und die neue sukzessi­
ve hochgefahren wurde. Für die Anlernung eines größeren Tei l s der 
für die neue Fertigung vorgesehenen Belegschaft wurde - erstmals 
in diesem Unternehmen - ein mehrwöchiger Vollzeitkurs i n eigens 
dafür geschaffenen Schulungsräumen durchgeführt. Es wurden auch 
eigene Lehrgangsunterlagen e r s t e l l t . 
Die Teilnehmer - es handelte sich durchweg um r e l a t i v niedrig 
q u a l i f i z i e r t e Anglernte, vor allem Frauen und Ausländer - e r h i e l ­
ten theoretischen Unterricht zur Vermittlung von Elementarkennt­
nissen der Elektrotechnik und Elektronik. Andererseits wurden i n 
dem Schulungsraum praktische Übungen wie Montage elektronischer 
Bauteile, Fehlersuche im Stromfluß, Prüfung von Lötstellen usw. 
durchgeführt. Jeder hatte dort einen entsprechend eingerichteten 
Übungsplatz. Dabei wurde nicht für die Produktion gearbeitet, 
sondern nur zur Übung. Bei den vermittelten Kenntnissen und Fer­
tigkeiten handelte es sich zum größeren T e i l um nicht betriebs­
spezifische, allgemein anwendbare Grundqualifikationen. Erst nach 
Absolvierung der Maßnahme wurden die Teilnehmer an r e l a t i v an­
spruchsvollen Arbeitsplätzen i n der neuen Fertigung eingesetzt. 

Eine vollständige, gegebenenfalls auch eine teilweise Herausnah­
me aus der Produktion, zumindest aber eine Herabsetzung der L e i ­
stungsnormen während der Dauer der Maßnahme können den Teilneh­
mern im Vergleich zur "arbeitsbegleitenden" Form der Maßnahme­
durchführung deutliche Entlastungsspielräume verschaffen. 

Im folgenden werden Qualifizierungsmaßnahmen aus zwei Großbetrie­
ben der Grundstoffindustrie v o r g e s t e l l t , die bei gleicher Z i e l ­
setzung (Umschulung zum Facharbeiter) und ähnlicher Zusammenset­
zung der Teilnehmer (Angelernte mit langjähriger Betriebszugehö­
r i g k e i t ) unterschiedliche Wege der Organisation und der konkreten 
Ausgestaltung des Qualifizierungsprozesses genutzt haben. 

Der eine Betrieb hatte seine Maßnahme als V o l l z e i t q u a l i f i z i e r u n g 
organisiert: d.h. die Teilnehmer waren für die gesamte Laufzeit 
von 18 Monaten ins Ausbildungswesen überstellt. In r e l a t i v star­
ker Anlehnung - i n h a l t l i c h und prozedural - an die von der Jugend­
lichenausbildung vorgegebene Ausbildungsordnung wurden theoreti­
sche und praktische Qualifikationen vermittelt. Die Ausbildung 
fand im wesentlichen von Montag bis Freitag während der Tagschicht 
s t a t t . 



Der andere Betrieb führte seine Qualifizierungsmaßnahmen arbeits-
begleitend durch: d.h. die Betroffenen gingen im Prinzip i h r e r 
normalen Tätigkeit nach und nahmen darüber hinaus während der 
24-monatigen Laufzeit an bestimmten Ausbildungsveranstaltungen 
t e i l . Diese fanden an zwei bis drei Nachmittagen pro Woche je­
weils vier Stunden lang s t a t t und konzentrierten sich auf Theorie­
vermittlung. P r a x i s t e i l e wurden i n d i v i d u e l l , bei jeweils gerade 
möglicher Abkömmlichkeit vom normalen Arbeitsplatz, i n der Lehr­
werkstatt absolviert. Trafen Kurs und Schicht zusammen, wurde Arbeitsbefreiung gewährt; die außerhalb des regulären Schichtrhyth­
mus anfallenden Ausbildungszeiten wurden als Überstunden vergütet. 

Obgleich die Teilnehmer i n beiden Fällen die Qualifizierungsmaß­
nahme als strapaziös und arbeitsintensiv ansahen, waren doch die 
Belastungen bei der arbeitsbegleitenden Variante noch erheblich 
höher: t e i l s durch die geringere Möglichkeit, die Probleme wenig­
stens teilweise abzufangen, welche sich für die unmittelbar Be­
troffenen aus je g l i c h e r Umschulung im Erwachsenenalter ergeben; 
t e i l s durch spezifische Umstände, wie sie nur bei einer p a r a l l e l 
zur normalen Beschäftigung durchgeführten Maßnahme auftreten. 

So wurde i n dem untersuchten F a l l der arbeitsbegleitenden Maßnah­
me der Unterricht zu fixen Zeiten an zwei oder drei Nachmittagen 
i n der Woche abgehalten. Das führte für die überwiegend i n Wech­
selschicht befindlichen Kursteilnehmer an diesen Tagen zu einer 
erheblichen Ausdehnung der Anwesenheit im Betrieb, wenn sie gera­
de Früh- oder Nachtschicht hatten. Bei Spezialarbeitskräften kam 
es hingegen immer wieder vor, daß s i e , f i e l e n Unterricht und re­
guläre Ar b e i t s z e i t zusammen, vom Betrieb als unabkömmlich gemel­
det wurden.Den entgangenen Unterrichtsstoff mußten sie sich dann 
irgendwie nachträglich aneignen. Da die reinen Ausbildungszeiten 
insgesamt geringer waren als bei der zum Vergleich herangezoge­
nen V o l l z e i t q u a l i f i z i e r u n g , im wesentlichen jedoch dieselben Prüfunganforderungen bestehen, erhöhte sich der Druck, zusätzliche 
F r e i z e i t zur Bewältigung des Lernstoffs zu opfern oder das Risiko 
einzugehen, das Ausbildungsziel nicht zu erreichen. 

Zudem i s t der Spielraum bei Vollzeitmaßnahmen doch entschieden 
größer, spezifischen Anforderungen von Erwachsenenqualifizierung 
gerecht zu werden. Längere Ausbildungszeiten sind Voraussetzung 
dafür, auf die r e i c h l i c h vorhandene Praxis i n didaktisch s i n n v o l l e r 
Weise eingehen zu können, den unterschiedlichen Erfahrungshinter­
grund bei den Teilnehmern weniger als Hemmnis betrachten zu müs­
sen, sondern vielmehr produktiv i n das Ausbildungskonzept einbauen 
zu können. Sämtliche Ansätze zu kompensatorischer Qualifizierung, 



welche auf unterschiedliche Ausgangsvoraussetzungen bei den Maß­
nahmeteilnehmern Rücksicht zu nehmen versuchen, bedürfen eines 
z e i t l i c h e n Aufwands und personellen Einsatzes, für den i n der Re­
g e l bei V o l l z e i t q u a l i f i z i e r u n g mehr Raum vorhanden i s t . Schließ­
l i c h darf nicht die stützende Funktion eines sich zur selbstbe­
wußten sozialen Gruppe entwickelnden Lehrgangs unterschätzt wer­
den. Sie war bei den arbeitsbegleitenden Maßnahmen nur in schwa­
chen Ansätzen, bei den Vollzeitmaßnahmen jedoch sehr ausgeprägt 
zu beobachten. 

(2) Als weitere wichtige Bedingung erweist sich die veranschlagte 
Dauer der Qualifizierungsmaßnahme. Häufig wird der notwendige Zeit­
raum zur Bewältigung der Anpassungserfordernisse s t a r r an den 
leistungsstarken Arbeitskräften o r i e n t i e r t . Damit wird weder aus­
reichend der unterschiedlichen Anpassungsfähigkeit der Arbeits­
kräfte Rechnung getragen, noch der Tatsache, daß bis zur vollen Einsetzbarkeit am neuen Arbeitsplatz eine Phase der Eingewöhnung vor­
geschaltet sein muß. In der Regel i s t j a die "reine" Q u a l i f i z i e ­
rungszeit kürzer als der gesamte Anlern- oder Einarbeitungsprozeß. 
Werden als Maßstab für die Maßnahmedauer die bloßen Q u a l i f i z i e ­
rungszeiten veranschlagt, wird entsprechend der Spielraum für eine 
ausreichende und i n d i v i d u e l l angepaßte Arbeitsroutinisierung ein­
geengt. Das wird dann häufig auf die Qualifizierungsteilnehmer in 
Form von erhöhtem Lern- und Leistungsdruck überwälzt. 

Belastungen entstehen daraus, daß die Maßnahmeteilnehmer während 
der Lernphase und erst recht i n der Gewöhnungsphase einem ständigen 
Druck ausgesetzt sind, möglichst rasch die betrieblichen Le i ­
stungsnormen zu erreichen. Zugleich i s t der notwendige z e i t l i c h e 
Spielraum oft zu knapp, um die geeigneten Arbeitsmethoden zu er­
proben und sich anzueignen. Die besonders leistungsstarken oder 
v o r q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräfte mögen dies bewältigen; weit schwie­
r i g e r wird das Durchhalten und erfolgreiche Abschließen der Maß­
nahme für solche Arbeitskräfte, die die erforderliche Habituali-
sierung i n der gesetzten knappen Zeitspanne nicht ohne weiteres 
erreichen können. 



In einer Maschinenbaufirma wurden im Rahmen des Programms Schweiß­
lehrgänge für Teilnehmer mit unterschiedlicher Vorqualifizierung 
(Gelernte und Angelernte), Erfahrung und Lernleistung durchgeführt 
Der zuständige Ausbildungsleiter beklagte vor allem die knappe 
und starre Festsetzung der Kursdauer. Dadurch gäbe es kaum mehr 
Toleranzen für längere Einübungszeiten bei den Leuten, die nicht 
so schnell mitkämen. 

Häufig wird das Problem durch eine Vorselektion der Teilnehmer 
"gelöst", indem der Betrieb nur die Leistungsstärksten und Fähig­
sten für die Qualifizierungsmaßnahme bestimmt. Arbeitskräfte mit 
geringerem Aufnahme- und Anpassungsvermögen (wie z.B. ältere Ar­
beitskräfte) werden schon vorher ausgesiebt, oder sie brechen die 
Maßnahme ab, wenn sie sich den Belastungen im Qualifizierungsprozeß bzw. den Anforderungen rascher Erreichung der Leistungs­
norm nicht gewachsen fühlen. 

Demgegenüber zeigt das B e i s p i e l eines Betriebs, daß mit einer zei t 
l i e h b r e i t ausgelegten Anlernmaßnahme Chancen bestehen, auch s o l ­
che Arbeitskräfte zum Lernerfolg und zur Integration i n den Ar­
beitsprozeß zu führen, die sonst unter dem Zwang zu schnellem 
Erreichen der "Normalleistung" versagen und dann durch Wegblei­
ben von der Arbeit, Betriebswechsel und abermalige Fehlschläge 
immer mehr zu sog. "Problemfällen" werden und schließlich zu einer 
dauerhaften Beschäftigung bzw. Arbeitsleistung nicht mehr in der 
Lage sind. 

Ein kleiner Betrieb der Bekleidungsbranche, i n dem fast ausschließ 
l i e h angelernte Frauen ohne berufliche Vorqualifizierung arbeite­
ten, hatte schon s e i t längerem Probleme mit einer sehr hohen Fluk­
tuation. Viele der Neueingestellten gingen schon nach kurzer Zeit 
wieder for t oder blieben der Arbeit ohne Angabe von Gründen fern. 
Viele waren nicht i n der Lage, nach der üblichen Anlernzeit beim 
Nähen von E i n z e l t e i l e n auf das normale Leistungssoll zu kommen. 
Die geplante Erweiterung des Betriebs scheiterte bislang nicht zu­
l e t z t am Fehlen eines stabilen Personalstamms. Mit dem Sonderpro­
gramm bot sich die Chance für die Durchführung einer Anlernung, 
die zwar vom Inhalt her t r a d i t i o n e l l war (Einarbeitung zum Nähen 
oder Umfassen (Ketteln) von E i n z e l t e i l e n auf der Maschine), die 
aber bis auf ein Jahr ausgedehnt wurde. Damit gelang es, diejeni­
gen Frauen, die Schwierigkeiten bei der dauerhaften Gewöhnung an 
den Arbeitsvollzug hatten, intensiver einzuarbeiten und ihnen die 
je nach i n d i v i d u e l l e r Anpassungsfähigkeit notwendigen Zeiträume 
für Routinisierung bis zur vollen Produktivität zu gewähren. Auf 
diese Weise wurde auch das Z i e l der Fluktuationsverminderung er­
r e i c h t , denn von den neuangelernten Frauen hat bislang keine den 
Betrieb wieder verlassen. 



Bei Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen, die mit einer Prüfung 
abschließen, äußert sich die Belastung durch eine knappe Maßnahmedauer häufig darin, daß die Teilnehmer i n einer ständigen Versa­
gens- und Prüfungsangst stehen. Oft müssen sie ihre gesamte F r e i ­
z e i t für das Durcharbeiten des nichtbewältigten Stoffes verwenden. 
Die Folgen reichen bis zur Weigerung, an der Maßnahme (weiter) 
teilzunehmen. Belastungen und psychischer Druck sind um so stär­
ker, je mehr die Arbeitskräfte - s e i es aufgrund der bisherigen 
überwiegend praktischen Vorqualifizierung oder Tätigkeitsausübung, 
s e i es aus Altersgründen - längeren "schulischen" Lernprozessen 
entwöhnt sind. 

Ein großer Maschinenbaubetrieb hatte einen Fortbildungskurs für 
E l e k t r i k e r zu Elektronikfachleuten mit regulärem Prüfungsabschluß 
vor der örtlichen IHK vorgesehen. Die beantragte Dauer von einein­
halb Jahren wurde vom Arbeitsamt auf ein Jahr gekürzt. Daraufhin 
weigerten sich die Teilnehmer, eine externe Prüfung abzulegen. 
Sie befürchteten, bei der knappen Schulungszeit den Prüfungsanfor­
derungen nicht gewachsen zu sein. Der Kurs wurde zwar durchgeführt, 
jedoch ohne anerkannte externe Prüfung, sondern l e d i g l i c h mit einem 
innerbetrieblichen Z e r t i f i k a t abgeschlossen. 

(3) Eine weitere Bedingung für Entlastungsspielräume im Q u a l i f i ­
zierungsprozeß besteht i n der Anmeldung und Durchsetzung von An­
sprüchen an den qualifizierenden Betrieb durch die Arbeitskräfte 
selbst. Dabei kann die Tatsache, daß die Maßnahmen öffentlich ge­
fördert bzw. f i n a n z i e r t sind, den Arbeitskräften helfen, eine 
Qualifizierung ohne Belastungsdruck zu fordern. 

Nicht selten versuchen die Betriebe nicht nur, ihren Arbeitskräf­
ten schon die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme als be­
t r i e b l i c h e Sonderleistung darzustellen, aus der die Arbeitskräfte 
jedoch keine Ansprüche ableiten können; sie sind außerdem bemüht, 
möglichst v i e l an Qualifizierungsaufwand als Eigenleistung der 
Arbeitskräfte zu definieren. Andererseits fühlen die betroffenen 
Arbeitskräfte si c h selbst um so eher v e r p f l i c h t e t , eine Verschär­
fung i h r e r A r b e i t s l a s t im Anpassungsprozeß auf sich zu nehmen, je 
mehr ihnen die Gewährung einer Qualifizierungsmaßnahme als betrieb­
l i c h e Sondergratifikation erscheint. 



Dagegen machten in einigen Betrieben die Beschäftigten, denen be­
kannt war, daß sie an einer öffentlich geförderten Maßnahme t e i l ­
nahmen, unter Verweis auf diesen Tatbestand ihre Ansprüche auf 
möglichst weitgehende betriebliche H i l f e s t e l l u n g bei der Q u a l i f i ­
zierung geltend. 

In einer Druckerei wurde über das Sonderprogramm ein T e i l des Per­
sonals für die Arbeit mit modernen fototechnischen Satz- und Druck 
verfahren geschult. Dabei verwiesen die Arbeitskräfte darauf, daß 
ihre Qualifizierung eine öffentlich finanzierte Maßnahme s e i , die 
den Betrieb sowohl f i n a n z i e l l entlaste, als auch dazu ve r p f l i c h t e , 
Zeit und Personal für die Schulung be r e i t z u s t e l l e n . 

Auch i n einem anderen Fallstudienbetrieb, ebenfalls einer Druckere 
wurde die Umstellung auf Fotosatz bzw. auf elektronische, compu­
tergesteuerte Satzherstellung vollzogen.Hier setzten Belegschaft 
und Betriebsrat durch, daß im Rahmen des Sonderprogramms ein Ex­
perte einer Trainee-Firma für Erwachsenenqualifizierung engagiert 
wurde, der i n einem fünfwöchigen Kurs die Schulung der Leute an 
den neuen Datensichtgeräten vornahm. Dabei wurde hervorgehoben, 
daß hierbei die Teilnehmer weniger auf schnelle Beherrschung der 
Technik geschult würden (wie bei der Einweisung durch die Her­
stellerfirmen) , sondern auf Gründlichkeit und Sicherheit im Umgang 
mit dem neuen System. 

(4) Belastungen während des Anpassungsprozesses tr e f f e n nicht nur 
diejenigen, die q u a l i f i z i e r t werden, sondern auch die Arbeitskraft 
die Unterweisungsfunktionen übernehmen. Häufig sind damit die d i ­
rekten Vorgesetzten (Meister, Vorarbeiter) betraut, nicht selten 
aber auch erfahrene Kollegen am neuen Arbeitsort. Für diese Ar­
beitskräfte mit Schulungsfunktionen müßten Entlastungsspielräume 
während des Qualifizierungsprozesses bzw. Voraussetzungen für eine 
angemessene Vorbereitung auf die Unterweisungsaufgabe geschaffen 
werden. 

Eine doppelte Belastung entsteht dann, wenn die Verantwortlichen 
die Unterweisung zusätzlich zur Bewältigung ihres laufenden Ar­
beitspensums erledigen müssen. 



Im Kranführerbereich eines Unternehmens der Schwerindustrie be­
stand die herkömmliche Anlernung für diese Tätigkeit darin, daß 
während der Anlernzeit mit Doppelbesetzung - der Anzulernende und 
ein erfahrener Kranführer - gefahren wurde. Die Einweisungsaufga­
ben zugleich mit der Ausführung einer solchen anspruchsvollen und 
u.U. nicht ungefährlichen Tätigkeit belasteten auch das Stammper­
sonal. Krankheiten und Unfälle mehrten si c h . Im Rahmen des Sonderprogramms wurde zur intensiveren Schulung, aber auch zur Ent­
lastung der bisher anlernenden Arbeitskräfte erstmals ein erfah­
rener Kranführer ganz für die Einarbeitung f r e i g e s t e l l t . 

Eine Verminderung solcher Belastungen für das Unterweisungsperso­
nal bei der Schulung am Arbeitsplatz erfordert notwendigerweise 
mehr Spielraum: beispielsweise durch F r e i s t e l l u n g oder durch vor­
heriges Einkalkulieren von zusätzlichen Unterweisungszeiten bei 
der Festlegung der Besetzungsstärke für den Bereich, i n dem der 
Anpassungsprozeß läuft. 

Ein weiteres Moment, das zu einer Überforderung führen kann, be­
steht i n einer mangelnden systematischen Vorbereitung derjenigen, 
die Anleitungsfunktionen übernehmen s o l l e n . Nicht selten wird i n 
den Betrieben beklagt, daß es bei der Durchführung einer Anpassungs-
q u a l i f i z i e r u n g an der nötigen "Schulung des Schulungspersonals" 
fehle. 

Typisch dürfte der F a l l eines kleineren Betriebs der Elektrobranche sein, der mehrere "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" durch­
führte . Engpässe gab es nicht nur bei Fachkräften i n der Produk­
ti o n , sondern auch beim erforderlichen Ausbildungspersonal, nach 
Auskunft des Betriebs vor allem aus Kostengründen. Daran waren 
nicht nur frühere anspruchsvollere Qualifizierungspläne geschei­
t e r t . Es bedeutete auch, daß die i n dieser Branche notwendigen 
Weiter- oder Anpassungsqualifizierungen i n der Regel von Vorge­
setzten durchgeführt wurden, die selbst nicht intensiv auf diese 
Funktion vorbereitet waren. Die Förderung im Rahmen des Sonder­
programms wurde hier auch dazu genutzt, dem für die praktische 
Schulung verantwortlichen Abteilungsleiter eine s p e z i e l l e Vorbe­
reitungsphase für diese Aufgabe zu ermöglichen. 

Hervorzuheben i s t das Bei s p i e l eines großen Unternehmens der Stahl­
industrie. Mit einem Konzept der planvollen Systematisierung und 
Organisierung von Anlernprozessen wurde eine Abkehr vollzogen 
von der sonst üblichen "naturwüchsigen" A n l e r n p o l i t i k , bei der die 
mit der Einarbeitung beauftragten Vorgesetzten oder erfahrenen 
Arbeitskollegen mehr oder minder unvorbereitet für ihre Aufgabe 



gelassen werden. Demgegenüber verband dieser Betrieb die Neuorganisation der Anlernqualifizierung zugleich mit einer vorbereiten­
den Schulung für das Unterweisungspersonal. 

Teilnehmer an dem mehrtägigen Lehrgang waren Vorarbeiter, Meister 
und erste Bedienungskräfte. Sie lernten systematische Unterweisungsplanung, die ihre spätere Einweisertätigkeit erleichtern und 
verbessern s o l l t e . In diesem Lehrgang wurden u.a. Grundlagen wie 
Methodik der Anlernung, das Einüben von Lehrplänen und Arbeitszergliederungen, sowie die Erstellung von Einarbeitungsplänen 
vermittelt. Der Lehrgang für Unterweiser bewährte sich nach Aus­
sagen der Ausbildungsabteilung so gut, daß er als unerläßlicher 
Bestandteil der An l e r n p o l i t i k beibehalten bzw. noch ausgedehnt 
werden s o l l t e . 

Die eben geschilderten "maßnahmebezogenen" - also i n der Durch­
führung des Qualifizierungsprozesses liegenden - Entlastungspo­
t e n t i a l e können jedoch nur wirksam werden, wenn sie nicht durch 
r e s t r i k t i v e b e t riebliche Rahmenbedingungen des Arbeitseinsatzes 
eingeschränkt oder zunichte gemacht werden. Solche r e s t r i k t i v e n 
Rahmenbedingungen bestehen vor allem i n Situationen erhöhten L e i ­
stungsdrucks und bei einer Unterbesetzung mit Personal i n den be­
treffenden Bereichen. 

Werden für die Dauer des Qualifizierungsprozesses weder die Lei­
stungsnormen nach unten, noch die Besetzungsstärke nach oben an­
gepaßt, so werden von vornherein die Spielräume eingeengt, die 
durch belastungsvermindernde Bedingungen bei der Anpassungsmaß­
nahme geöffnet werden könnten. Es wird dann f r a g l i c h , ob die 
angesprochenen maßnahmebezogenen Entlastungspotentiale überhaupt 
zur Wirkung kommen können bzw. ob es nicht bestenfalls zu einer 
Umverteilung von Belastung kommt: Entlastung für die Q u a l i f i ­
zierungsteilnehmer auf Kosten n i c h t b e t e i l i g t e r Kollegen. 

An einem der Programmbetriebe läßt sich exemplarisch nachvollzie­
hen, daß unter diesen Bedingungen ein circulus vltiosus der Belastungsverschärfung i n Gang gesetzt werden kann. 

Dort wurde schon s e i t längerem i n mehreren Betriebsbereichen, die 
von Programmaßnahmen erfaßt waren, mit Personalunterdeckung bzw. 
mit äußerst knapper Personalbesetzung gearbeitet. Unter diesen 
Bedingungen war die Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen ge-



r a d e z u zwangsläufig m i t erhöhtem B e l a s t u n g s d r u c k bzw. mit Belastungsverschiebungen verbunden:bei A n l e r n u n g im Arbeitsprozeß 
für d i e E i n z u a r b e i t e n d e n , d i e u n t e r ständigem Druck a u f möglichst 
ras c h e Anpassung für den V o l l e i n s a t z s t a n d e n ; b e i besonderten 
Qualifizierungsmaßnahmen für d i e R e s t b e l e g s c h a f t , für d i e d i e 
F r e i s t e l l u n g d er Q u a l i f i z i e r u n g s t e i l n e h m e r erhöhte Arbeitsanforderung be d e u t e t e , da d i e l a u f e n d e P r o d u k t i o n ohne s i e bewältigt 
werden mußte. N i c h t z u l e t z t war das S c h u l u n g s p e r s o n a l b e t r o f f e n , 
das s e i n e F u n k t i o n neben der E r l e d i g u n g der normalen Produktionsarbeiten erfüllen mußte. Diese zusätzliche Arbeitskräftebelastung 
s c h l u g s i c h i n vermehrten Ausfällen, A n s t i e g von K r a n k h e i t e n oder 
Unfällen nieder.Das führte wiederum dazu, daß d i e b i s h e r i g e n P e r ­
sonalengpässe noch w e i t e r verschärft wurden. 

Au f g r u n d s o l c h e r E r f a h r u n g e n plädierte d i e v e r a n t w o r t l i c h e Aus­
b i l d u n g s a b t e i l u n g d e u t l i c h für e i n e Abkoppelung d e r Qualifizierungsmaßnahmen vom " N o r m a l l a u f " der P r o d u k t i o n . Damit s o l l t e n 
e i n e r s e i t s d i e V e r a n t w o r t l i c h e n für den A r b e i t s e i n s a t z veranlaßt 
werden, den v o r a u s s i c h t l i c h e n E n t z u g von Arbeitskräften während 
des Anpassungsprozesses von v o r n h e r e i n a l s Datum für e i n e K a l ­
k u l a t i o n der p e r s o n e l l e n B e s e t z u n g s z a h l e n e i n z u p l a n e n . Zum ande­
ren s o l l t e so v e r h i n d e r t werden, daß u n t e r dem Druck der l a u f e n ­
den P r o d u k t i o n s a n f o r d e r u n g e n d i e Maßnahmen - s e l b s t b e i noch so 
s y s t e m a t i s c h e r Anlage - mit i h r e n Wirkungen "im Sand v e r l i e f e n " . 

Werden d i e Rahmenbedingungen der P r o d u k t i o n g e z i e l t a u f d i e E r ­
f o r d e r n i s s e des Anpassungsprozesses a b g e s t e l l t , so können Be­
l a s t u n g e n für d i e Arbeitskräfte von v o r n h e r e i n vermieden werden. 
Dies w i r d b e i s p i e l s w e i s e möglich, wenn der B e t r i e b e i n e U m s t e l l u n g 
mit der e r f o r d e r l i c h e n Q u a l i f i k a t i o n s a n p a s s u n g a l s e i n e n s c h r i t t ­
w eisen Prozeß s t e u e r t , i n den V o r l a u f - oder Erprobungsphasen e i n ­
g e p l a n t werden, d i e n i c h t den Output- und Leistungsnormen des 
" N o r m a l l a u f s " u n t e r l i e g e n . 

I n einem k l e i n e n M e t a l l v e r a r b e i t u n g s b e t r i e b , der Z u l i e f e r t e i l e 
für das Baugewerbe p r o d u z i e r t e , wurden d i e Bedingungen des P r o ­
d u k t i o n s - bzw. U m s t e l l u n g s a b l a u f s u n t e r Berücksichtigung der E r ­
f o r d e r n i s s e e i n e s möglichst b e l a s t u n g s f r e i e n Qualifizierungsprozesses g e s t a l t e t . Z i e l war d i e U m s t e l l u n g auf Großserienproduk­
t i o n n e u a r t i g e r K u n s t s t o f f k o n s t r u k t i o n e n . Der Übergang auf d i e 
F e r t i g u n g bzw. Montage der T e i l e am Band wurde da b e i bewußt a l s 
s c h r i t t w e i s e E x p a n s i o n g e s t e u e r t . Für d i e künftige S e r i e n p r o ­
d u k t i o n im neuen V e r f a h r e n wurden zunächst Arbeitskräfte im Rah­
men e i n e r einjährigen Einarbeitungsmaßnahme ("Sonstige Q u a l i f i ­
z i e r u n g " ) q u a l i f i z i e r t . Dabei wurde a u f d i e Bedingungen e i n e s 
" a b g e s c h i r m t e n " A n l e r n p r o z e s s e s a b g e s t e l l t , indem man während 
d i e s e r Z e i t e i n e A r t P r o b e l a u f u n t e r Ausnahmebedingungen p r a k t i ­
z i e r t e . D ie S i m u l a t i o n des neuen P r o d u k t i o n s v e r f a h r e n s m i t g e r i n ­
g e r e r Kapazität ermöglichte für d i e E i n z u a r b e i t e n d e n e i n e Q u a l i f i ­
k a t i o n s a n p a s s u n g , d i e z e i t l i c h und vom Druck des N o r m a l l a u f s e n t ­
l a s t e t e r f o l g t e . I n d i e Q u a l i f i z i e r u n g wurden auch e r s t kürzlich 



e i n g e s t e l l t e Lehrabbrecher hineingenommen, die eine Anlernung un­
ter Normallaufbedingungen kaum erf o l g r e i c h absolviert hätten. Auf 
diese Weise konnten sie schrittweise mit den neuen Anforderungen 
vertraut gemacht werden. 

Erst nach dieser Anlaufphase war die Einstellung weiteren Perso­
nals für die Serienproduktion vorgesehen. Dann s o l l t e n die be­
r e i t s q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräfte - sozusagen als Personalstamm 
bei der Einführung der Fließfertigung - selbst die Einarbeitung 
der neuen Leute übernehmen. Die Programmaßnahme h a l f zugleich 
auch dabei, die Stammarbeitskräfte systematisch auf ihre späte­
ren Unterweisungsfunktionen vorzubereiten. 

3. Zusammenfassung 

Zusammenfassend läßt sich festhalten: Bei der herkömmlichen be­
tr i e b l i c h e n Praxis sind Anpassungsprozesse häufig mit erheblichen 
Belastungen für die Arbeitskräfte verbunden, weil Lern- und Ein­
arbeitungsprozesse unter ständigem Druck auf schnelles Erreichen 
der Volleistung,bei nervlicher und körperlicher Überforderung 
durchgestanden werden müssen. Die Folgen sind Erscheinungen 
wie höhere Fluktuation oder vermehrte U n f a l l - und Krankheitszahlen . 

Entlastungsspielräume entstehen dagegen, wie die Untersuchungen 
zeigen, wenn die Maßnahmen stärker aus der Produktion ausgeglie­
dert werden und damit eine Abschirmung vom Druck des "normalen" 
Arbeitsablaufs möglich wird. Entlastung kann ferner durch eine 
Festlegung der Maßnahmedauer e r z i e l t werden, die es auch weniger 
leistungsstarken und anpassungsfähigen Arbeitskräften erlaubt, 
sich neben den unmittelbaren Fertigkeiten und Kenntnissen auch 
d i e e r f o r d e r l i c h e R o u t i n e a n z u e i g n e n , ehe s i e wied e r v o l l den An­
fo r d e r u n g e n d e r P r o d u k t i o n a u s g e s e t z t werden. Dazu gehört außerdem 
d i e g e z i e l t e Unterstützung d e r j e n i g e n Arbeitskräfte, d i e s e l b s t 
U n t e r w e i s u n g s f u n k t i o n e n übernehmen. 

Andererseits e r w e i s e n s i c h s e l b s t e i n g e p l a n t e E n t l a s t u n g s s p i e l ­
räume sofort a l s w i r k u n g s l o s , wenn die Qualifizierung i n einem 
Betrieb oder Bereich stattfinden s o l l , i n dem g l e i c h z e i t i g eine 
personelle Unterdeckung besteht. Die besten Qualifizierungspläne 
helfen nicht, wenn die erforderlichen Zeiten nur um den Preis der 



Vernachlässigung anderer Aufgaben oder einer Intensivierung der 
Arbeit der übrigen Belegschaft aufgebracht werden können. 

Einzelne Beispiele haben gezeigt, daß sich eine belastungsarme 
Durchführung von Anpassungsmaßnahmen über Qualifizierung betriebs­
w i r t s c h a f t l i c h "auszahlen" kann. Meist allerdings erst auf mittle­
re oder längere Sicht: durch höhere Produktivität und das Vermei­
den unerwünschter Folgewirkungen. Solche Beispiele aus dem Pro­
gramm können dazu beitragen, weitere Betriebe zu dieser Erkennt­
nis zu führen. 

Diese Form der Qualifikationsanpassung kann auch im Sinne weiterer 
arbeitsmarktpolitischer Zielsetzung wirken: Sie kann dazu b e i t r a ­
gen, das Heraussieben weniger leistungsstarker oder lernerfahre­
ner Arbeitskräfte bei der Auswahl für Qualifizierung abzubauen, 
umgekehrt kann sie durch eine gezielte Gestaltung der Maßnahme 
auch Arbeitskräfte i n ein festes Beschäftigungsverhältnis führen, 
die bislang anderswo als "Problemfälle" gescheitert sind. Nicht 
zuletzt dadurch wird ein Beitrag zur Eindämmung arbeitsmarktpoli­
t i s c h nicht erwünschter Fluktuation g e l e i s t e t . 



V I . Mitnahme und Fehlverwendung der M i t t e l 

1. D e f i n i t i o n e n und d i e Frage der O p e r a t i o n a l i s i e r u n g 

Wie a l l e großdimensionierten f i n a n z w i r k s a m e n Maßnahmen s t a n d das 
Sonderprogramm s e i t seinem Bekanntwerden im M i t t e l p u n k t h e f t i g e r 
p o l i t i s c h e r D i s k u s s i o n e n m i t t e i l w e i s e e r h e b l i c h e r Öffentlichkeitswirkung. Besonders i n den Vordergrund gerückt wurde d a b e i 
d i e Frage nach Mißbrauch und M i t n a h m e e f f e k t e n . B e r e i t s b e i der 
A u f l e g u n g der B e g l e i t f o r s c h u n g s p i e l t e n d i e s e G e s i c h t s p u n k t e e i n e 
R o l l e und es gab V o r s t e l l u n g e n , daß e i n w i c h t i g e s E r g e b n i s der 
B e g l e i t f o r s c h u n g i n der "Aufdeckung" von Mißbräuchen oder M i t ­
nahmen bestehen müsse. 

A l l e an der B e g l e i t f o r s c h u n g B e t e i l i g t e n haben damals d a r a u f v e r ­
w i e s e n , daß e i n e d e r a r t i g e " i n q u i s i t o r i s c h e " Behandlung der Pro­
b l e m a t i k im Rahmen w i s s e n s c h a f t l i c h e r B e g l e i t f o r s c h u n g n i c h t zu 
zuverlässigen E r g e b n i s s e n führen kann und darüber hi n a u s d i e Ge­
f a h r mit s i c h b r i n g t , d i e Durchführbarkeit der B e g l e i t f o r s c h u n g 
u.U. i n Frage zu s t e l l e n , mindestens aber d i e Qualität der Ergebnisse insgesamt zu beeinträchtigen. Dies g i l t für B r e i t e n e r ­
hebungen ebenso wie für d i e vom ISF angewandte Fallstudienmethode. 

Es l i e g t auf der Hand, daß es n i c h t zu zuverlässigen Angaben über 
den f r a g l i c h e n S a c h v e r h a l t führt, wenn man m i t einem Instrument 
wie einem s c h r i f t l i c h e n Fragebogen, der s i c h an Unternehmensleitungen wendet, mehr oder w e n i g e r e x p l i z i t d i e Frage nach Miß­
brauch oder Mitnahme v e r f o l g e n w i l l . Ebenso i s t davon auszugehen, 
daß q u a l i t a t i v ansetzende Forschung, d i e m i t dem Instrument der 
F a l l s t u d i e v e r s u c h t , w i c h t i g e Strukturmomente b e t r i e b l i c h e r Bildungs- und Beschäftigungspolitik insgesamt zu i d e n t i f i z i e r e n , e r ­
h e b l i c h an E r f o l g s c h a n c e n v e r l i e r t , wenn d i e V e r t r e t e r der u n t e r ­
s u c h t e n B e t r i e b e den E i n d r u c k haben müssen, daß es h i e r b e i i n 
e r s t e r L i n i e um "Überprüfung" der M i t t e l v e r w e n d u n g (wie s i e Auf­
gabe von ganz anderen I n s t i t u t i o n e n i s t ) geht. Dies berührt das 
für s o l c h e Untersuchungen e x i s t e n t i e l l e Problem d e r S i c h e r u n g des 



Betriebszugangs, auf das an anderer S t e l l e bereits eingegangen 
wurde. Es war daher e r f o r d e r l i c h , den Befragten die volle Anonymi­
tät der gemachten Angaben zu garantieren, aber auch die Untersu­
chung i n erster Linie auf die tatsächlich durchgeführten Q u a l i f i ­
zierungsmaßnahmen zu konzentrieren und nicht hauptsächlich die 
bestimmungsgerechte Mittelverwendung zu ko n t r o l l i e r e n . 

Für diese Vorgehensweise spricht, daß ein G u t t e i l der p o s i t i v 
einzuschätzenden Wirkungen des Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms 
gerade i n von den Ini t i a t o r e n (jedenfalls e x p l i z i t ) nicht genannten Feldern zu verzeichnen war und teilweise - bei enger Inter­
pretation der Programms - sogar als unerwünscht angesehen werden 
könnte. Hiermit deutet sich an, daß nicht nur methodische und 
forschungsstrategische Gründe eine undifferenzierte Behandlung 
von "Mitnahme" oder "Mißbrauch" ausschließen, sondern daß darüber 
hinaus die Sachverhalte i n sich so komplex sind, daß eine durch­
gängige eindimensionale Zuordnung in Kategorien wie " Z i e l e r r e i c h t " 
einerseits und "Mitnahme oder Fehlverwendung" andererseits unmög­
l i c h i s t . 

Damit s o l l allerdings keineswegs b e s t r i t t e n werden, daß Mitnahme 
oder Fehlverwendung (auch i n diesem Programm) eine Rolle gespielt 
hätten. Im folgenden wird versucht, zu einer differenzierteren 
Problemsicht beizutragen, um dann dem Leser anhand einer Darstel­
lung unserer Ergebnisse l e t z t l i c h eine eigene Einschätzung der mit 
dem Sonderprogramm im Schwerpunkt 1 e r z i e l t e n Wirkungen im Ver­
gleich zu den eingesetzten Mitteln zu ermöglichen/Damit l i e f e r n 
wir zusammen mit den Ergebnissen der anderen Projekte der Begleit­
forschung einen Baustein zur Beurteilung des Gesamtprogramms. 

Die Beurteilung der Frage, inwieweit eine Förderung intentionsge­
recht genutzt wurde, setzt selbstverständlich zunächst einmal 
die Kenntnis der mit der Förderung angestrebten Ziele voraus. Für 
den Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms g i l t , daß die Intentionen 
nicht nur interpretierbar sind, sondern eine Interpretation gerade­
zu herausfordern (vgl. dazu T e i l A, Kapitel I I I ) . Die Mitnahme-
oder Fehlverwendungsfrage im Detail (bezogen auf das weite Spek­
trum der Intentionen im engeren und weiteren Sinne des Schwer-



punkts 1) abzuhandeln, scheidet schon aus pragmatischen Gründen aus. 
Es s o l l daher zunächst ein einfacherer operationalisierbarer Maß­
stab gesucht werden. Dabei bieten sich die Vorgaben i n den 
Programmleitlinien an (vgl. Bundesminister für Arbeit und S o z i a l ­
ordnung 19 79), i n denen zwei anscheinend eindeutige Maßgaben als 
Voraussetzung der Förderung im Schwerpunkt 1 aufgeführt werden: 

"(1.) Bei betrieblichen Umstellungen, die wesentliche Auswirkun­
gen auf die Tätigkeitsmerkmale der Belegschaft oder Teile der Be­
legschaft haben, kann die erforderliche Qualifizierung von Betriebsangehörigen gefördert werden. 

(2.) Der Qualifizierungszuschuß s o l l nur ge l e i s t e t werden, wenn der 
Betrieb seine Qualifizierungsanstrengungen über das bisherige Maß 
ausweitet und die Qualifizierungsmaßnahmen sonst nicht oder nicht 
in demselben Umfang durchgeführt würden. ..." (Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung 19 79, S. 37, Hervorhebungen ISF). 

Bezüglich der Qualität etwa der "Sonstigen Qualifizierungsmaßnah­
men" gibt es k e i n e r l e i konkrete Anforderungen außer der, daß der 
Arbeitsverwaltung ein "Plan" vorzulegen s e i . 

Es erscheint uns aus verschiedenen Gründen problematisch, aus­
schließlich das Vorliegen einer "Umstellung" zum Kriterium zu 
machen: 

o Erstens i s t praktisch kaum abzugrenzen, wann von einer Umstel­
lung, wann von Modifikationen eines weiterlaufenden Produktions­
prozesses zu reden i s t . 

o Zweitens zeigen unsere empirischen Untersuchungen, daß selbst 
ohne betriebliche Umstellung eine Qualifizierung der Beleg­
schaft e r f o r d e r l i c h , möglich und s i n n v o l l sein kann. 

o Drittens - darauf verweisen unsere Untersuchungen ebenfalls, 
vor allem aber die Studien des Wissenschaftszentrums B e r l i n -
i s t davon auszugehen, daß der Umstellungsanlaß i n vielen Fällen 
bei der Behandlung von Anträgen durch die Arbeitsverwaltung nicht 
im Vordergrund stand bzw. sehr weit gefaßte "Umstellungsdefi­
nitionen" zur Anwendung kamen. 



Folgt man dieser Argumentation, so bleiben für die uns interessierenden Perspektiven zwei Vorgaben: 

- Zum einen müssen mit den erhaltenen Mitteln Qualifizierungs-
maßnahmen fin a n z i e r t werden; 

- zum andern muß es sich um zusätzliche Qualifizierungsanstrengun-
gen handeln. 

An diesen beiden Vorgaben wollen wir uns im folgenden orientieren, 
weil sie einen praktikableren Maßstab für die Beurteilung der Re­
l a t i o n zwischen Mitteleinsatz und e r z i e l t e n Wirkungen im Schwer­
punkt 1 l i e f e r n können. Was fo l g t daraus für unsere Problemabgren­
zung? 

Werden M i t t e l für andere Zwecke als die Qualifizierung von Beleg­
schaftsmitgliedern eingesetzt, dann sprechen wir, bezogen auf die 
Programmvorgabe, von Fehlverwendung. Dies g i l t ganz unabhängig 
davon, wofür die Gelder tatsächlich verwendet wurden und wie po­
s i t i v oder problematisch diese Verwendung einzuschätzen i s t . 

Demgegenüber i s t Zusätzlichkeit - die Förderrichtlinien zeigen das 
deutlich - nicht, wie man annehmen könnte, eine eindeutige Kate­
gorie, sondern "definierbar". In den Förderrichtlinien heißt es 
dazu: 

"Über das bisherige Maß gehen Qualifizierungsanstrengungen auch 
dann hinaus, wenn Frauen für Tätigkeiten q u a l i f i z i e r t werden, die 
üblicherweise von Männern ausgeübt werden" (Bundesminister für Ar­
beit und Sozialordnung 197 9, S.37). 

Im Sinne des Schwerpunkts 1 würde auch ein Betrieb den Kr i t e r i e n 
v o l l gerecht, der etwa bislang regelmäßig zwanzig männliche Ange­
lernte zu Facharbeitern umgeschult hat, diese Maßnahme j e t z t ein­
s t e l l t und s t a t t dessen zehn Frauen umschult. Die Verwendung einer 
solchen "Zusätzlichkeitsdefinition" wäre für die Beurteilung des 
Schwerpunkts 1 insgesamt aber kaum s i n n v o l l . Wir werden daher im 
folgenden auf Zusätzlichkeit i n einem sehr konventionellen Sinne 
abstellen: Zusätzlich sind Maßnahmen, soweit sich der Umfang der 
Qualifizierungsaktivitäten erhöht hat. 



Umgekehrt sprechen w i r von Mitnahme, s o w e i t d i e M i t t e l zwar für d i e 
Q u a l i f i z i e r u n g , aber n i c h t für zusätzliche Q u a l i f i z i e r u n g verwen­
det werden. Aus d i e s e r D e f i n i t i o n e r g i b t s i c h , daß n i c h t j e g l i c h e 
Mitnahme den Förderbedingungen w i d e r s p r i c h t . Gefördert werden dür­
fen nämlich n i c h t n u r Qualifizierungsmaßnahmen, d i e " s o n s t n i c h t " , 
sondern auch s o l c h e , d i e " n i c h t im s e l b e n Umfang durchgeführt wür­
den" (ebd., S. 3 7 ) . D i e Programmvorhaben e r l a u b e n a l s o e i n e 
"Sockelmitnahme" l e t z t l i c h b e l i e b i g e n Ausmaßes ( e r f o r d e r l i c h i s t 
nur e i n e i n f i n i t e s i m a l e A u s w e i t u n g ) , um d i e Maßnahmen insgesamt 
durchaus im E i n k l a n g m i t den R i c h t l i n i e n förderungswürdig zu 
machen. 

Die Mitnahmefrage b e t r i f f t demnach nur den zwar i n den Förder­
r i c h t l i n i e n n i c h t ausdrücklich f o r m u l i e r t e n , u.E. aber z e n t r a l e n 
A s p e k t , wie w e i t e i n e r s e i t s Q u a l i f i z i e r u n g s a n s t r e n g u n g e n ausge­
löst, a n d e r e r s e i t s ohnehin g e p l a n t e Aktivitäten f i n a n z i e r t wur­
den. Unsere im f o l g e n d e n ausgeführten Einschätzungen b e z i e h e n 
s i c h ausschließlich a u f d i e v o r g e s t e l l t e n D e f i n i t i o n e n und können 
daher i n keinem F a l l a l s B e u r t e i l u n g etwa im Sinne des § 2 9 der 
Förderrichtlinien angesehen werden. 

F o l g t man unseren B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n , so wäre von einem " v o l l e n 
E r f o l g " zu s p r e c h e n , wenn d i e e r h a l t e n e n M i t t e l i n v o l l e m Umfang 
für Löhne von Arbeitskräften, d i e an Qualifizierungsmaßnahmen 
t e i l n a h m e n , verwendet wurden, wenn d i e Arbeitskräfte während der 
gesamten Förderdauer tatsächlich q u a l i f i z i e r t wurden und ohne d i e 
Förderung k e i n e r l e i Q u a l i f i z i e r u n g s a n s t r e n g u n g e n für d i e B e t r e f f e n ­
den unternommen worden wären. I n diesem F a l l g i b t es weder M i t ­
nahme noch Fehlverwendung. Abweichungen von diesem I d e a l z u s t a n d 
i n d er Realität sehen kaum j e so aus, daß 100 % Fehlverwendung 
oder Mitnahme v o r l i e g t , sondern s i e s i n d g r a d u e l l e r A r t . M i t den 
f o l g e n d e n e i n f a c h e n Formeln w i r d v e r s u c h t , zu z e i g e n , wie es über 
v e r s c h i e d e n e Abweichungen vom s k i z z i e r t e n I d e a l z u s t a n d schließlich 
zu einem gewissen V e r f e h l u n g s g r a d kommen kann, J 

1) B e i den nachstehend b e t r a c h t e t e n Aufwendungen h a n d e l t es s i c h nur 
um Lohnkonsten von Arbeitskräften, für d i e M i t t e l im Rahmen des 
Schwerpunkts 1 b e a n t r a g t wurden. W e i t e r e m i t den Maßnahmen zu­
sammenhängende Kost e n ( z . B . für E i n r i c h t u n g , Werkzeuge, M a t e r i a l 
u n d Löhne für U n t e r w e i s u n g s p e r s o n a l ) werden d a b e i - entsprechend 
den Programmvorgaben - n i c h t berücksichtigt. 





Mit der Unterscheidung von Fehlverwendung und Mitnahme wird auch 
die Strukturierung des empirischen Materials e r l e i c h t e r t : 

o Fehlverwendung l i e g t i n dem Umfang vor, i n dem i n der Dimension 
"Qualifizierung der geförderten Arbeitskräfte" nichts geschieht 
(dafür kann es aber durchaus Wirkungen i n anderen Dimensionen, 
z.B. Beschäftigungseffekte, geben). 

o Mitnahme (in unserem Sinne) kann es definitionsgemäß überhaupt 
nur dann geben, wenn ein Betrieb tatsächlich Qualifizierungsmaßnahmen durchführt. 

Daher i s t es s i n n v o l l , an das Material zuerst die Frage nach der 
Fehlverwendung zu s t e l l e n und dann das, was nicht unter diese 
Fehlverwendung fällt, auf Mitnahme zu überprüfen.' 

Fehlverwendung äußert sich darin, daß Qualifizierung entweder gar 
nicht oder in geringerem Umfang e r f o l g t , als es den erhaltenen 
Leistungen entspricht. Dieser Sachverhalt i s t p r i n z i p i e l l durch 
die Analyse der vorgefundenen Maßnahmen selbst nachprüfbar. Führt 
ein Betrieb k e i n e r l e i Qualifizierungsmaßnahmen durch, nimmt er 
aber die M i t t e l i n Anspruch, l i e g t 100%ige Fehlverwendung vor. 
Werden Arbeitskräfte schon nach einem Bruchteil der finanzierten 
Maßnahmedauer wieder normal produktiv eingesetzt, läßt sich aus 
der Relation zwischen Qualifizierungs- und Finanzierungszeitraum 
der Fehlverwendungsgrad bestimmen. Bei der Beurteilung s o l l t e 
allerdings berücksichtigt werden, daß zwar - bezogen auf den 
Förderzweck Qualifizierung - Fehlverwendung vorliegen kann, t r o t z ­
dem aber u.U. Wirkungen e r z i e l t werden, die mit den Programmin­
tentionen in Einklang stehen. 

Der Tatbestand der Mitnahme läßt sich nicht so einfach f e s t s t e l ­
len. Hier geht es um den Vergleich der programmgeförderten Maß­
nahmen mit einer f i k t i v e n Situation, die ohne Programmförderung 
zu erwarten gewesen wäre. Diese muß jedoch nicht identisch sein 
mit der bisherigen Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k des Betriebs. Es s t e l l t 
sich die Frage: Bezieht man die vorgefundenen programmgeförderten 
Aktivitäten auf das, was die Betriebe ohne Programm vermutlich 



gemacht hätten oder auf das, was sie e i g e n t l i c h hätten machen müs­
sen? Mit anderen Worten: Wie weit i s t die Förderung durch Schwer­
punkt 1 an die S t e l l e von Leistungen getreten, zu denen die Be­
triebe aufgrund anderer Bestimmungen ohnehin v e r p f l i c h t e t gewe­
sen wären? 

Eine besondere Schwierigkeit bei der Beurteilung von Mitnahme 
l i e g t darin, daß man entweder auf Informationen von Gesprächspart­
nern angewiesen i s t und auf deren subjektive, l e t z t l i c h nicht verifizierbare Einschätzungen der ohne Sonderprogramm zu erwarten­
den betrieblichen Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k . Oder aber mäh muß sich 
auf "indirekte" Indikatoren stützen, also Sachverhalte zusammen­
tragen, die dafür sprechen, daß auch ohne die Finanzierung durch 
das Sonderprogramm die Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen 
(wenn auch v i e l l e i c h t i n geringerem Umfang) zu erwarten gewesen 
wäre. Ein d e t a i l l i e r t e r "Beweis" für Mitnahme wird sich kaum je 
erbringen lassen: Zum B e i s p i e l kann auch ein Betrieb, der schon 
s e i t langem regelmäßig bestimmte Qualifizierungsmaßnahmen durchführte und sie dann über das Programm finanzieren ließ, u.U. mit 
guten Gründen behaupten, daß er sie ohne das Programm nicht mehr 
(oder jedenfalls nicht mehr i n diesem Umfang) hätte durchführen 
können. 

Schließlich fragt es s i c h , von welchem Wert ein solcher "Nachweis" 
für die Beurteilung wäre. Diskriminiert würden dadurch auch 
( v i e l l e i c h t sogar i n erster Linie) solche Betriebe, die s e i t Jah­
ren q u a l i f i k a t i o n s p o l i t i s c h sinnvolle Maßnahmen auf eigene Kosten 
durchführten. Wenn sie im Zuge des Programms versucht haben, die 
entsprechenden Kosten wenigstens zum T e i l e r s t a t t e t zu bekommen, 
haben sie insofern ganz zweifellos Mitnahme betrieben. Nicht ne­
gativ b e u r t e i l t würden dagegen Betriebe, die lange Zeit auf dem 
Gebiet der Qualifizierung i h r e r Mitarbeiter nichts unternommen, 
sich v i e l l e i c h t gar durch Abwerbung von q u a l i f i z i e r t e n Kräften 
aus anderen Betrieben über Wasser gehalten haben. Wenn sie auf­
grund der f i n a n z i e l l e n Anreize des Programms v i e l l e i c h t nur ein­
malig Qualifizierungsmaßnahmen auf möglicherweise nicht einmal 
sehr hohem Standard durchgeführt, formal also dem Zusätzlich-
keitskriterium genügt haben, müßte i h r Verhalten im Vergleich 



zu dem der z u e r s t genannten B e t r i e b e a l s programmadäquater e i n g e ­
schätzt werden. 

Wir gehen davon aus, daß Mitnahme b e i a l l e n Förderprogrammen d i e ­
ses Typs n i c h t ganz auszuschließen i s t . L e t z t l i c h kommt es jedoch 
d a r a u f an, daß w i r k l i c h zusätzliche Aktivitäten ausgelöst wurden, 
und zwar i n e i n e r a k z e p t a b l e n R e l a t i o n zum M i t t e l e i n s a t z . Die 
ent s c h e i d e n d e Frage s o l l t e demnach d i e nach dem "Wirkungsgrad" 
der Förderung im Schwerpunkt s e i n : Wurden zusätzliche Q u a l i f i ­
z i e r u n g s i m p u l s e ausgelöst? In welchem Verhältnis standen s i e zu 
den aufgewendeten M i t t e l n ? Welche Folgewirkungen gab es und welche 
E f f e k t e i n anderen Dimensionen waren zu v e r z e i c h n e n ? 

I n den f o l g e n d e n A b s c h n i t t e n s o l l e n u n t e r Bezug auf unser F a l l ­
s t u d i e n m a t e r i a l (und auch auf E r g e b n i s s e der B e t r i e b s e r h e b u n g ) 
zunächst K o n s t e l l a t i o n e n u n t e r s u c h t werden, d i e auf e i n e F e h l v e r ­
wendung von M i t t e l n v e r w e i s e n . Dabei w i r d a l s U n t e r a s p e k t d i e 
Frage a u f g e w o r f e n , wie w e i t l e t z t l i c h t r o t z d e m P r o g r a m m i n t e n t i o ­
nen eingelöst wurden. I n einem z w e i t e n A b s c h n i t t werden w i r uns 
dann mit der Mitnahmefrage b e f a s s e n : Wie w e i t i s t es möglich, 
durchgeführte Qualifizierungsmaßnahmen danach zu b e u r t e i l e n , ob 
s i e bzw. zu welchem T e i l s i e auch ohne das Programm durchgeführt 
worden wären? Dabei w i r d auch d i e Frage b e h a n d e l t , ob d i e P r o ­
grammförderung an d i e S t e l l e von L e i s t u n g e n g e t r e t e n i s t , zu de­
nen b e r e i t s a u f g r u n d a n d e r e r Regelungen e i n e V e r p f l i c h t u n g be­
s t a n d . 

2. E m p i r i s c h e Belege z u r Fehlverwendung 

a) Extreme Fehlverwendung - d i e Ausnahme 

Ei n e extreme Form der Fehlverwendung im Sinne u n s e r e r D e f i n i t i o n 
l i e g t dann v o r , wenn B e t r i e b e G e l d e r für Qualifizierungsmaßnahmen 
i n Anspruch nehmen, aber ( f a s t ) k e i n e entsprechenden Aktivitäten 
s t a t t f i n d e n . D e r a r t i g e "Maßnahmen" b i l d e t e n i n den von uns u n t e r ­
s u c h t e n B e t r i e b e n d i e Ausnahme', es fanden s i c h aber B e i s p i e l e , 
d i e s i c h d er Tendenz nach d i e s e r K a t e g o r i e zurechnen l a s s e n . 



In einem F a l l handelte es sich um einen Großbetrieb der Grund­
s t o f f i n d u s t r i e . Dort waren für eine ganze Reihe von Arbeitsplätzen 
bei stoffumwandelnden Prozessen "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" 
beantragt worden. Es handelte sich um Einstiegsarbeitsplätze inner­
halb einer hierarchisch aufgebauten "Mannschaft", die ein Groß­
aggregat zu bedienen hatte. Die Arbeit (Konti-Schichtbetrieb) war 
durch erhebliche negative Umgebungsbedingungen (Hitze, Lärm, Staub) 
ch a r a k t e r i s i e r t , als anstrengend und als verhältnismäßig gefähr­
l i c h einzustufen. 

Nicht zuletzt deshalb gab es dort s e i t längerem eine erhebliche 
Fluktuation, die i n den letzten Jahren stark angewachsen war und 
s e i t einiger Zeit eine ständige personelle Unterbesetzung der An­
lagen mit sich brachte. Die Folge war, daß es im Rahmen des Programms keineswegs zu einer planmäßigen Qualifizierung am Arbeits­
platz mit Unterweisung durch die Kollegen und Vorgesetzten kommen 
konnte. Vielmehr mußten die Arbeitskräfte (daß sie gefördert wur­
den, war o f f e n s i c h t l i c h weder ihnen noch ihren Kollegen, sondern 
nur den Vorgesetzten bekannt) sofort " v o l l ran". Die Anlage war 
sogar während der Dauer der "Qualifizierungsmaßnahmen" z e i t w e i l i g 
weiter personell unterbesetzt. Von den zuständigen Vorgesetzten 
war zu erfahren, daß es vor einigen Jahren (also ohne Sonderpro­
gramm) einmal eine erheblich bessere Einarbeitung (es wurden ent­
sprechende Arbeitsplätze doppelt besetzt) gegeben hatte. 

Auch i n zwei anderen Betrieben waren ähnlich gelagerte, wenn auch 
nicht ganz so ausgeprägte Fälle zu konstatieren. Die maßgebliche 
Ursache dafür, daß tatsächliche Qualifizierung nicht stattfand,lag 
darin, daß eine zureichende Stellenbesetzung als Mindestvoraus­
setzung für Qualifizierungsprozesse nicht s i c h e r g e s t e l l t worden 
war. In einer Situation der personellen Unterdeckung und entspre­
chender Friktionen im Produktionsablauf war eine sinnvolle Durch­
führung von Qualifizierungsmaßnahmen nicht möglich. 

Ein weiteres, allerdings wohl sehr exotisches B e i s p i e l bildete 
ein Metallbaubetrieb (mit ca. 100 Beschäftigten). Dieses Unterneh­
men war bereits i n Konkurs gegangen, die Belegschaft entlassen, 
als es g l e i c h z e i t i g mit der Auflegung des Sonderprogramms (oder 
als Folge davon?) von einem Großunternehmen derselben Branche 
aufgekauft und mit erheblich reduzierter Beschäftigtenzahl weiter­
geführt wurde. Für praktisch die gesamte Belegschaft wurden 
"Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" für ein Jahr beantragt und be­
w i l l i g t . Auch hier war nach Auskunft des Bet r i e b s l e i t e r s davon 
auszugehen, daß der Arbeitsprozeß weitgehend "wie gewöhnlich" ab­
l i e f , daß die Arbeitskräfte über die Förderung nicht informiert 
waren und "Qualifizierung" a l l e n f a l l s eine marginale Rolle s p i e l t e . 



I n den s k i z z i e r t e n Fällen kann man von e i n e r Fehlverwendung von 
Fördermitteln s p r e c h e n , da das G e l d n i c h t (oder j e d e n f a l l s n i c h t 
i n nennenswertem Umfang) für den e i g e n t l i c h e n Zweck, d i e Q u a l i ­
f i z i e r u n g , verwendet wurde. B e i e i n e r Bewertung d i e s e r Tatbestän­
de s o l l t e n aber auch d i e (Neben-Wirkungen und Rahmenbedingungen 
i n Rechnung g e s t e l l t werden: Im l e t z t e n F a l l d i e n t e d i e M i t t e l ­
verwendung dennoch einem s i n n v o l l e n - j e d e n f a l l s beschäftigungs­
p o l i t i s c h verständlichen - Zweck. Für d i e Beschäftigten h a t t e d i e 
Förderung nach Schwerpunkt 1 d i e F u n k t i o n e i n e r A r b e i t s b e s c h a f -
f u n g s - oder -erhaltungsmaßnahme, für den B e t r i e b d i e e i n e r Lohn­
k o s t e n s u b v e n t i o n z u r Beschäftigungssicherung. 

B e i den d r e i e r s t e n B e t r i e b e n i s t das Ges a m t v e r h a l t e n im Förder­
programm zu berücksichtigen. Es h a n d e l t e s i c h h i e r b e i um Groß­
b e t r i e b e , d i e im Rahmen des Schwerpunkts 1 e i n e V i e l z a h l u n t e r ­
s c h i e d l i c h e r Maßnahmen durchführten. Beim größten T e i l d e r Maß­
nahmen i s t davon auszugehen, daß s i e den Z i e l s t e l l u n g e n der Förde­
rung v o l l g e r e c h t wurden. Diese B e t r i e b e führten auch z a h l r e i c h e 
Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen d u r c h , b e i denen wegen 
der e r h e b l i c h e n Zusatzaufwendungen der Kostendeckungsgrad durch 
das Programm i n der R e g e l e r h e b l i c h g e r i n g e r i s t a l s b e i " S o n s t i ­
ger Q u a l i f i z i e r u n g " . Wenn man d i e programmgeförderten Maßnahmen 
i n i h r e r Gesamtheit b e t r a c h t e t , so i s t anzunehmen, daß k e i n e 
"Überdeckung" der a n g e f a l l e n e n Kosten e r z i e l t wurde. Trotzdem 
b l e i b t f e s t z u h a l t e n , daß i n e r h e b l i c h e m Umfang von den Vorgaben 
des Programms abgewichen wurde. 

b) Weichere Formen der Fehlverwendung 

Während s i c h d i e Z a h l der Fälle m i t hohem Fehlverwendungsgrad 
- mindestens i n unserem B e t r i e b s s a m p l e - i n engen Grenzen h i e l t , 
s p i e l t e n " w e i c h e r e " Formen n i c h t bestimmungsgerechter M i t t e l ­
verwendung e i n e e r h e b l i c h größere R o l l e . Insgesamt h a n d e l t e es 
s i c h um d i e Fälle, b e i denen zwar Q u a l i f i z i e r u n g durchgeführt 
wurde, aber entweder d i e F i n a n z i e r u n g s d a u e r e r h e b l i c h länger a l s 
d i e tatsächliche Dauer der Maßnahme war und/oder d i e Arbeitskräf­
t e während der Q u a l i f i z i e r u n g s p h a s e i n bedeutend größerem Umfang 



p r o d u k t i v e i n g e s e t z t wurden, a l s d i e s den E i g e n a n f o r d e r u n g e n des 
• . . 1) 

Q u a l i f i z i e r u n g s p r o z e s s e s e n t s p r a c h 

N i c h t j e d e r p r o d u k t i v e E i n s a t z während der Maßnahme i s t a l s unangemessen anzusehen. S e l b s t b e i regulären Berufsausbildungsgängen 
s p i e l e n j a P r a x i s p h a s e n ( m i t t e i l w e i s e p r o d u k t i v e r A r b e i t ) e i n e 
e r h e b l i c h e R o l l e . E r s t r e c h t g i l t das natürlich für Arbeitsplatz-Qualifizierung, wie s i e für d i e " S o n s t i g e Q u a l i f i z i e r u n g " charak­
t e r i s t i s c h war. Auf der anderen S e i t e läßt s i c h a ber m it s o l c h e n 
P r a x i s e r f o r d e r n i s s e n keineswegs e i n b e l i e b i g hoher v o l l p r o d u k t i ­
v e r E i n s a t z ohne i r g e n d e i n e q u a l i f i k a t o r i s c h e A n l e i t u n g oder j e -
d e r z e i t i g e r Z u g r i f f a u f d i e A r b e i t s k r a f t für q u a l i f i k a t i o n s f r e m ­
de Zwecke r e c h t f e r t i g e n . P r o d u k t i v e A r b e i t im Rahmen der Maßnah­
me kann a k z e p t i e r t werden, s o w e i t s i e der durchzuführenden Qualifizierung angemessen e r s c h e i n t , d.h. a l s V o r a u s s e t z u n g für d i e 
e r f o l g r e i c h e A b s o l v i e r u n g der Maßnahme anzusehen i s t . W e i t e r g e ­
hende, den Qualifizierungsprozeß beeinträchtigende Beanspruchung 
de r T e i l n e h m e r für p r o d u k t i v e Tätigkeit dagegen w i r d a l s F e h l ­
verwendung von Fördermitteln im von uns d e f i n i e r t e n Sinne b e t r a c h ­
t e t . 

I n einem mittelgroßen B e t r i e b , der Z u l i e f e r t e i l e für d i e Bauindustrie f e r t i g t e , wurden zwei Maßnahmen durchgeführt. Zum e i n e n e r ­
f o l g t e e i n e Q u a l i f i z i e r u n g zu "Schichtführern". Es waren k e i n e 
f o r m a l e n Abschlüsse vorgesehen. Die A u s b i l d u n g b e s t a n d i n e i n e r 
A n l e i t u n g während der A r b e i t ( v o r a l l e m durch den B e t r i e b s l e i t e r ) 
sowie i n e i n i g e n gemeinsamen Besprechungen der Te i l n e h m e r m i t 
b e t r i e b l i c h e n V o r g e s e t z t e n . 

B e i d er anderen Maßnahme s o l l t e n M a s c h i n e n a r b e i t e r zu "Maschinen­
führern" a u s g e b i l d e t werden. Auch h i e r war k e i n Abschluß vorg e s e ­
hen, d i e Q u a l i f i z i e r u n g f a n d hauptsächlich am A r b e i t s p l a t z während 
der p r o d u k t i v e n Tätigkeit m i t A n l e i t u n g durch V o r g e s e t z t e und 
Fachkräfte s t a t t . Zusätzlich war h i e r a l l e r d i n g s e i n Besuch b e i 
der H e r s t e l l e r f i r m a der zu bedienenden Maschinen vorgesehen, b e i 
dem d i e K e n n t n i s s e über das Aggregat v e r t i e f t werden s o l l t e n . 

1) Man kann h i e r a l s o auch, wie es u n t e r anderem das IIMV t u t , 
von Überfinanzierung s p r e c h e n . Für unsere B e t r a c h t u n g geht es 
aber n i c h t n ur darum, daß d i e B e t r i e b e z u v i e l G e l d e r h i e l t e n , 
sondern auch gerade darum, für welche Zwecke s i e es verwende­
t e n , was durch d i e K a t e g o r i e Überfinanzierung a l l e i n n i c h t h i n ­
r e i c h e n d d e u t l i c h würde. 



I n b e i d e n Fällen wurde e i n e einjährige F i n a n z i e r u n g der Maßnahme 
b e w i l l i g t . A n g e s i c h t s des r e l a t i v hohen Standes der V o r k e n n t n i s s e 
b e i den Teilnehmern und des g e r i n g e n A n t e i l s d er aus der Produk­
t i o n a u s g e g l i e d e r t e n S c h u l u n g s a b s c h n i t t e i s t davon auszugehen, 
daß d i e e i g e n t l i c h e Qualifizierungsmaßnahme e r h e b l i c h kürzere Z e i t 
b e a n s p r u c h t e . Daher i s t m i t p r o d u k t i v e m E i n s a t z i n unangemessenem 
Umfang während d e r Förderdauer zu rechnen. 

I n einem Großbetrieb der G r u n d s t o f f i n d u s t r i e , d e r schon s e i t länge­
rem i n v i e l e n W erksbereichen e i n e s y s t e m a t i s c h e E i n a r b e i t u n g s e i ­
n e r Arbeitskräfte b e t r i e b , wurden neben v i e l e n anderen " S o n s t i g e n 
Qualifizierungsmaßnahmen" s o l c h e für Kranführer b e a n t r a g t . Die f i ­
n a n z i e r t e Maßnahmedauer b e t r u g zehn Monate. Mindestens i n einem 
F a l l dauerte d i e s y s t e m a t i s c h e E i n w e i s u n g durch e i n e n K o l l e g e n 
n u r e i n i g e Wochen und b i s z u r Beherrschung a l l e r a n f a l l e n d e n Auf­
gaben nur etwa d r e i Monate. Anschließend e r f o l g t e n o r m a l e r p r o ­
d u k t i v e r E i n s a t z . A l s I n d i k a t o r für e i n e unangemessen lange För­
derdauer kann i n diesem Zusammenhang auch g e l t e n , daß i n einem 
e b e n f a l l s u n t e r s u c h t e n B e t r i e b der g l e i c h e n Branche für e i n e s e h r 
ähnliche Maßnahme n u r e i n e d r e i m o n a t i g e Q u a l i f i z i e r u n g b e a n t r a g t 
und i n diesem Z e i t r a u m auch a b g e w i c k e l t wurde. 

I n einem K l e i n b e t r i e b der B e k l e i d u n g s i n d u s t r i e wurde f a s t d i e ge­
samte B e l e g s c h a f t über d i e Schwerpunkte 1 und 2 des Sonderprogramms gefördert. Zwischen " Q u a l i f i z i e r u n g " und " E i n a r b e i t u n g " 
wurde p r a k t i s c h k e i n U n t e r s c h i e d gemacht, d i e " Q u a l i f i z i e r u n g " 
d a u e r t e l e d i g l i c h länger (d.h. s i e wurde länger f i n a n z i e r t ) . Es 
gab k e i n e d e t a i l l i e r t e n Unterweisungspläne oder ähnliches, son­
dern d i e " Q u a l i f i z i e r u n g " e r f o l g t e ausschließlich am A r b e i t s p l a t z 
während der p r o d u k t i v e n Tätigkeit und u n t e r s c h i e d s i c h von der n o r ­
malen E i n a r b e i t u n g , d i e wegen der hohen F l u k t u a t i o n e i n e große 
R o l l e s p i e l t e , v o r a l l e m dadurch, daß man v e r s u c h t e , den T e i l n e h ­
mern v e r s c h i e d e n a r t i g e Tätigkeiten b e i z u b r i n g e n . Die R e c h t f e r t i ­
gung für d i e (gemessen an den Q u a l i f i z i e r u n g s a u f w e n d u n g e n ) s e h r 
l a n g e Förderungsdauer w i r d von der B e t r i e b s l e i t u n g o f f e n s i c h t l i c h 
d a r i n gesehen, daß man a u f g r u n d s p e z i f i s c h e r Rahmenbedingungen 
( A r t der Arbeitsplätze, Entlohnung) a u f e i n e besonders problema­
t i s c h e Arbeitskräftegruppe a l s R e k r u t i e r u n g s p o t e n t i a l v e r w i e s e n 
war (junge Frauen m i t a n g e b l i c h m e i s t s e h r m a n g e l h a f t e r S c h u l ­
b i l d u n g und " s c h l e c h t e r A r b e i t s m o r a l " ) und von d i e s e n Handikaps 
durch das Programm etwas e n t l a s t e t wurde. Unabhängig von e i n e r Be­
wertung d i e s e r Umstände i s t aber u n t e r dem von uns d i s k u t i e r t e n 
A s pekt davon auszugehen, daß das Förderungsvolumen i n einem deut­
l i c h e n Mißverhältnis zu den tatsächlichen Q u a l i f i k a t i o n s e f f e k t e n 
s t a n d . 

Gerade b e i den Großbetrieben, d i e e i n e V i e l z a h l von Maßnahmen be­
a n t r a g t und dafür r e l a t i v d e t a i l l i e r t e Qualifizierungspläne aus­
g e a r b e i t e t h a t t e n , z e i g t e s i c h , daß d i e P r a x i s d e r Q u a l i f i z i e r u n g 



b e i l a u t P l a n s e h r ähnlich s t r u k t u r i e r t e n Maßnahmen s i c h ganz e r ­
h e b l i c h u n t e r s c h i e d : Es gab auf der e i n e n S e i t e Fälle, b e i denen 
d i e A r b e i t s u n t e r w e i s u n g genau nach den Vorgaben des Q u a l i f i z i e ­
r u n g s p l a n e s e r f o l g t e , das D u r c h l a u f e n der e i n z e l n e n Qualifizierungsschritte genau do k u m e n t i e r t und der E r f o l g überprüft wurde, 
während i n anderen Fällen der Q u a l i f i z i e r u n g s p l a n o f f e n b a r eher 
e i n e " A l i b i - F u n k t i o n " h a t t e und man v o r Ort davon a u s g i n g , daß 
- überspitzt f o r m u l i e r t - d i e Teilnahme am Arbeitsprozeß s e l b s t 
d i e Arbeitskräfte schon von s i c h aus mit den e r f o r d e r l i c h e n Q u a l i ­
f i k a t i o n e n versehen würde. 

A l s bestimmungsgemäß waren d i e Maßnahmen durchweg i n B e r e i c h e n 
einzuschätzen, i n denen es V o r e r f a h r u n g e n mit s y s t e m a t i s c h e r Erwachsenenqualifizierung gab und d i e P r o d u k t i o n s b e d i n g u n g (Gefahr 
schwerwiegender Störungen, hohe mögliche V e r l u s t e durch Ausschuß, 
große U n f a l l g e f a h r usw.) e i n e e n t s p r e c h e n d umfängliche Q u a l i f i z i e ­
r ung n a h e l e g t e n . Unangemessene Nutzung der Förderung k o n z e n t r i e r t e 
s i c h dagegen auf B e r e i c h e , i n denen d i e V o r g e s e t z t e n Q u a l i f i z i e r u n g 
l e t z t l i c h für e n t b e h r l i c h oder g a r eher störend und d y s f u n k t i o n a l 
h i e l t e n und s i e war i n s b e s o n d e r e da k o n z e n t r i e r t , wo es im e n t s p r e ­
chenden Unternehmensbereich p e r s o n e l l e Unterdeckungen gab. 

Gerade b e i " S o n s t i g e r Q u a l i f i z i e r u n g " wurde a l l e r d i n g s d e u t l i c h , 
daß d i e Förderbedingungen von den B e t r i e b e n (und t e i l w e i s e wohl 
auch von den Arbeitsämtern) s e h r u n t e r s c h i e d l i c h i n t e r p r e t i e r t 
wurden. Während e i n i g e davon a u s g i n g e n , daß ausschließlich oder 
j e d e n f a l l s im w e s e n t l i c h e n n u r d i e e i g e n t l i c h e n Q u a l i f i z i e r u n g s ­
und E i n a r b e i t u n g s z e i t e n gefördert werden s o l l t e n , haben andere 
v e r s u c h t , auch d i e " R o u t i n i s i e r u n g " d er Tätigkeit im w e i t e s t e n 
Sinne i n d i e Förderung e i n z u b e z i e h e n . I n e i n i g e n Fällen mag so­
gar d i e b e a n t r a g t e Dauer w e n i g e r vom Z e i t b e d a r f des e i g e n t l i c h e n 
Q u a l i f i z i e r u n g s p r o z e s s e s s e l b s t , a l s von den maximalen Förder­
zeiträumen bestimmt gewesen s e i n . Die Fol g e war, daß b e i e i n i g e n 
durchaus v e r g l e i c h b a r e n Maßnahmen a u f der e i n e n S e i t e sechs 



b i s aeht Wochen, auf der anderen S e i t e zwölf Monate Förderung be-
1) 

a n t r a g t und b e w i l l i g t wurden 

E i n A s p e k t v e r d i e n t i n diesem Zusammenhang Beachtung: Die deut­
l i c h s t e n I n d i k a t o r e n für Fehlverwendung von M i t t e l n fanden w i r 
b e i v e r s c h i e d e n e n Maßnahmen, d i e von Großbetrieben mit einem i n s ­
gesamt s e h r hohen Antragsvolumen durchgeführt wurden. Das muß 
aber keineswegs heißen, daß Fehlverwendung i n Unternehmen d i e s e s 
Typs e i n e größere R o l l e a l s anderswo s p i e l t e . D i e s e s R e s u l t a t i s t 
v i e l m e h r zu w e s e n t l i c h e n T e i l e n d a r a u f zurückzuführen, daß i n 
d i e s e n Unternehmen i n der R e g e l e r h e b l i c h genauere Unterweisungspläne zum V e r g l e i c h v o r l a g e n und daß der Qualifizierungsprozeß 
me i s t e r h e b l i c h t r a n s p a r e n t e r a b l i e f . Von be s o n d e r e r Bedeutung war 
schließlich, daß es i n d i e s e n Unternehmen e i n e V i e l z a h l von s e i t 
langem mit Qualifizierungsmaßnahmen v e r s c h i e d e n e r A r t v e r t r a u t e n 
V o r g e s e t z t e n gab, d i e von uns b e f r a g t werden konnten und s i c h o f t 
durchaus s e l b s t k r i t i s c h äußerten, während i n k l e i n e r e n B e t r i e b e n 
unsere Gesprächspartner m e i s t d i e Inhaber s e l b s t oder deren un­
m i t t e l b a r e V e r t r e t e r waren, was e i n e stärkere "pro - d o m o " - O r i e n t i e ­
rung e r w a r t e n ließ. H i n z u kommt, daß i n größeren B e t r i e b e n auch 
d i e T e i l n e h m e r s e l b s t - v o r a l l e m aufgrund e n t s p r e c h e n d e r e i g e ­
ner E r f a h r u n g e n , aber zum T e i l auch a u f g r u n d von Aktivitäten der 
I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g - häufiger bestimmte Erwartungen an i h r e Qua­
l i f i z i e r u n g ( v o r a l l e m im G e f o l g e von b e t r i e b l i c h e n Umsetzungen) 
h a t t e n und daher den Maßnahmen k r i t i s c h e r gegenüberstanden. 

W e i t e r z e i g t e s i c h , daß i n f a s t a l l e n Fällen, i n denen es F e h l v e r ­
wendung i n e r h e b l i c h e m Umfang gab, d i e "Teilnehmer" n i c h t oder nur 
s e h r u n z u r e i c h e n d über d i e Tatsache i n f o r m i e r t waren, daß s i e 
über e i n öffentliches Q u a l i f i z i e r u n g s p r o g r a m m gefördert wurden, 
und e r s t r e c h t n i c h t mit dem A b l a u f und den Z i e l s e t z u n g e n i h r e r 
"Maßnahme" v e r t r a u t gemacht worden waren. 

1) H i e r i s t d a r a u f zu verweisen,daß auch d i e I m p l e m e n t a t i o n s s t u ­
d i e a u f g e z e i g t h a t , daß i n den Fällen, i n denen s i c h t e c h ­
n i s c h e B e r a t e r d e r A r b e i t s v e r w a l t u n g m i t Maßnahmen der "Son­
s t i g e n Q u a l i f i z i e r u n g " beschäftigten, häufig e i n e Kürzung der 
b e a n t r a g t e n Förderdauer e r f o l g t e . E i n e Überprüfung f a n d aber 
nur b e i einem B r u c h t e i l d e r Qualifizierungsmaßnahmen s t a t t und 
d i e Oberprüfungspraxis u n t e r s c h i e d s i c h zwischen den Arbeitsamtsbezirken e r h e b l i c h ( v g l . S c h a r p f u.a. 1981, S. 191). 



Faßt man zusammen, kommt man zu dem Ergebnis, daß FehIverwendung 
dieser Art nur bei "Sonstigen Qualifizierungen" eine nennenswerte 
Rolle s p i e l t e . Fortbildung und Umschulung dagegen boten hierbei 
keinen Grund zur Beanstandung. Maßgeblich dafür waren im wesent­
lichen Eigenarten der Maßnahmenorganisation selbst: Fortbildung 
wird meist durch externe Träger und oft auch außerhalb des Beschäftigungsbetriebs durchgeführt, so daß schon von daher die 
Voraussetzungen für unangemessenen produktiven Einsatz der T e i l ­
nehmer nicht gegeben sind. Umschulungen dagegen werden zwar in 
der Regel in eigener Regie veranstaltet und finden oft teilweise 
am Arbeitsplatz s t a t t . Hier sorgen jedoch die Komplexität der 
Lerninhalte, standardisierte Lehrpläne und Prüfungen (vor neutra­
len Gremien) o f f e n s i c h t l i c h dafür, daß die bewilligten M i t t e l nur 
für den vorgesehenen Zweck, nämlich die Qualifizierung der Arbeitskräfte, eingesetzt werden. Zudem sind Betriebsräte und Arbeitsverwaltung, da sie. o f t über einschlägige Erfahrungen mit 
solchen Maßnahmen verfügen, v i e l besser als bei den meist neu­
artigen "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" in der Lage, ihre 
Kontrollfunktion auszuüben. Nicht intentionsgemäße Mittelverwen­
dung war vor allem anzutreffen bei nicht genau durchstrukturier­
ten, länger dauernden Maßnahmen, insbesondere i n den Fällen, in 
denen die Teilnehmer nicht oder nur unzulänglich über ihre För­
derung durch das Sonderprogramm informiert waren. 

3 . Empirische Belege zur Mitnahme 

Wie anfangs ausgeführt, gibt es eine hohe Wahrscheinlichkeit min­
destens für "Sockelmitnahmen": d.h. M i t t e l aus dem Sonderprogramm 
wurden zwar für Qualifizierungsmaßnahmen verwendet, mit ihnen wur­
den aber teilweise auch ohnedies vorgesehene Aktivitäten finan­
z i e r t . Die Wahrscheinlichkeit besteht schon deshalb, weil dies 
keineswegs zu den Förderbedingungen im Widerspruch stehen muß. 
Trotzdem i s t es von hohem Interesse, ob l e t z t l i c h die Zusatz­
effekte oder die Finanzierung ohnehin geplanter Aktivitäten domi­
nierten. Im folgenden zunächst einige Beispiele, bei denen ein 
hoher Mitnahmegrad zu vermuten i s t . 



a) Nicht nur die Ausnahme: Erheblicher Mitnahmegrad - geringe 
Zusatzeffekte 

Konstellationen, bei denen die zusätzlichen Qualifizierungseffek­
te dem Umfang nach eher hinter dem Ausmaß der Mitnahme zurückblie 
ben, fanden sich i n einem erheblichen T e i l der von uns untersuch­
ten Betriebe. Auch h i e r t r i f f t bei den Betrieben, die mehrere 
Maßnahmen durchführten, diese Einschätzung i n der Regel nur für 
einen T e i l der Maßnahmen zu. 

Ein Betrieb (ca. 150 Beschäftigte), der u.a. Steine h e r s t e l l t e , 
weitete die Produktion auf eine neue Steinsorte aus. In diesem 
Zusammenhang wurde der gesamte organisatorische Aufbau des Werkes 
neu konzipiert. Für die Inbetriebnahme der neuen Anlagen waren i n 
erheblichem Umfang neue Qualifikationen e r f o r d e r l i c h und entspre­
chende Maßnahmen unausweichlich. Das Sonderprogramm wurde dann 
genutzt, um diese Qualifizierungslücken abzudecken. Q u a l i f i z i e r t 
wurde (mit "Sonstiger Qualifizierung") zu Schicht- bzw. Maschinen 
führern. Durch die öffentliche Finanzierung war es zwar möglich, 
die Qualifizierungsmaßnahmen b r e i t e r anzulegen und mehr Zeit da­
für aufzuwenden, es muß aber davon ausgegangen werden, daß die 
Qualifizierungsaktivität selbst sich nicht i n erster Linie durch 
das Sonderprogramm, sondern durch die Erfordernisse der Produk­
tionsausweitung ergab. 

Auch das nächste B e i s p i e l zeigt eine ähnliche Konstellation. Ein 
kle i n e r Betrieb (ca. 60 Beschäftigte) führte Oberflächenbearbei­
tung von Metallbauteilen durch. Seit längerem hatte er Probleme, 
q u a l i f i z i e r t e Arbeitskräfte zu rekrutieren, da es i n dieser Bran­
che i n der Bundesrepublik nur insgesamt ca. 3 000 Arbeitskräfte 
und keine einschlägige Berufsausbildung gibt. Bislang war man mit 
mehr oder weniger systematischer Anlernung von ungelernten oder 
branchenfremden Arbeitskräften zwar einigermaßen über die Runden 
gekommen, es gab aber erhebliche Probleme insbesondere mit dem 
hohen A n t e i l kostenträchtiger Ausschußproduktion. Da die Versu­
che, eine entsprechende Berufsausbildung zu i n s t a l l i e r e n , bislang 
nicht e r f o l g r e i c h waren, bestand die feste Absicht, innerbetrieb­
l i c h e Qualifizierungsmaßnahmen durchzuführen. Auch nach Einschät­
zung der Führungskräfte des Unternehmens hat das Sonderprogramm 
l e t z t l i c h vor allem den Effekt gehabt, diese Pläne,die auch sonst 
r e a l i s i e r t worden wären, etwas früher i n die Tat umzusetzen und 
die Maßnahmen etwas umfassender zu gestalten. 

Vergleichbare Konstellationen wurden bei mehreren anderen Betrie­
ben angetroffen. Gemeinsam i s t a l l e n , daß das Sonderprogramm kei­
ne neuartigen, nicht ohnehin vorgesehenen Maßnahmen ausgelöst 
hat, wohl aber dazu führte, daß bereits mehr oder weniger konkret geplante Aktivitäten umfassender gestaltet wurden, t e i l w e i ­
se die Teilnehmerzahl erhöht und/oder die Maßnahme zu einem frü-



heren Zeitpunkt durchgeführt wurde. Im De t a i l abzuschätzen, zu 
welchem A n t e i l die Maßnahmen l e t z t l i c h "programminduziert" waren, 
bzw. i n welchem Umfang Mitnahme tatsächlich vorlag, i s t a l l e r ­
dings kaum möglich. 

Etwas anders s t e l l t e sich die Situation bei mehreren von Großbe­
trieben durchgeführten Maßnahmen (Fortbildung, Umschulung und 
"Sonstige Qualifizierung") dar, i n denen es bereits eine längere 
Tradition i n der betrieblichen Qualifizierung von erwachsenen 
Mitarbeitern gab. 

Ein Großunternehmen hatte s e i t einigen Jahren ein r e l a t i v ausge­
bautes System der planmäßigen Durchführung von betrieblichen An-
lernprozessen entwickelt und war dabei, es sukzessive i n a l l e n 
Betriebsabteilungen zu verwirklichen. Wo es bereits i n s t a l l i e r t 
war, wurden a l l e "neuen Arbeitskräfte", ob sie vom Arbeitsmarkt 
kamen oder innerbetrieblich versetzt wurden,davon erfaßt. Gleich­
z e i t i g mit der Auflegung des Programms fand i n diesem Unternehmen 
eine T e i l s t i l l e g u n g s t a t t . Die betroffenen Arbeitskräfte wurden 
innerbetrieblich umgesetzt. Für den Großteil von ihnen wurden 
Maßnahmen im Schwerpunkt 1 beantragt und b e w i l l i g t . Neben einigen 
Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen handelte es sich vor allem 
um "Sonstige Qualifizierung". Für die Arbeitskräfte, die i n Abteilungen kamen, i n denen die systematische Anlernung bereits eta­
b l i e r t war, unterschied sich die Qualifizierungsmaßnahme im Rahmen des Sonderprogramms meist nur durch eine vorgeschaltete " a l l ­
gemeine Informationsphase" von dem, was ohnehin angestanden hätte 
und selbst dieser zusätzliche Abschnitt stand in einigen Fällen 
faktisch nur auf dem Papier. 

Auch bei den von drei Großbetrieben mit Förderung durch das Son­
derprogramm durchgeführten Umschulungsmaßnahmen mit dem Q u a l i f i ­
zierungsziel "Facharbeiterabschluß" g i l t , daß s ie teilweise auch 
ohne Förderung durch das Programm stattgefunden hätten. Es i s t 
davon auszugehen, daß die Teilnehmerzahlen erheblich erhöht wur­
den und - mindestens i n einem F a l l - sich auch die Durchführungsbedingungen für die Arbeitskräfte verbesserten (umfassendere 
F r e i s t e l l u n g , längere Dauer der Maßnahmen usw.), so daß hier neben 
der Nutzung der M i t t e l für geplante Maßnahmen auch erhebliche Zu­
satzeffekte zu konstatieren waren. 

Relativ gering dagegen waren die Zusatzeffekte einzuschätzen, die 
die Förderung im Angestelltenbereich eines Großbetriebes hatte. 
Hier wurde im Rechnungswesen die schon länger geplante Umstellung 
der Buchführung auf EDV durchgeführt. Dabei s o l l t e n sich einereits 
erhebliche Personaleinsparungen ergeben, zum anderen war es er­
f o r d e r l i c h , die verbleibenden Mitarbeiter systematisch mit den 
neuen Verfahren vertraut zu machen. An die S t e l l e der Führung einer 
Kartei, b ei der die Buchungsvorgänge "von Hand" vorgenommen wurden, 
tra t die Bedienung eines an die zentrale Rechenanlage angeschlosse-



nen Datensichtgeräts. Für diese Mitarbeiter wurden "Sonstige Qualifizierungsmaßnahmen" beantragt und b e w i l l i g t . Die Maßnahme be­
stand zum einen darin, daß die Arbeitskräfte systematisch an den 
neuen Geräten eingewiesen und mit den Programmen vertraut ge­
macht wurden, g l e i c h z e i t i g aber für einen bestimmten Zeitraum 
weiter p a r a l l e l "von Hand" buchten, um bei e v t l . Problemen mit 
der Systemimplementation auf die alte Methode zurückgreifen zu 
können. Zwar handelte es sich z w e i f e l s f r e i um eine gut organisier­
te, sinnvolle Qualifizierungsmaßnahme; jedoch i s t davon auszuge­
hen, daß das Unternehmen i n einem so wichtigen Bereich (in dem 
von der Qualität der Arbeit weniger Mitarbeiter enorm v i e l für den 
Betrieb insgesamt abhängt) eine entsprechende Qualifizierung schon 
i n seinem ureigensten Interesse auch ohne öffentliche Förderung 
durchgeführt hätte. 

Vergleichbare Grundkonstellationen fanden sich auch i n einem mit­
telgroßen Druckereibetrieb. Hier stand gerade die Umstellung auf 
die "neue Technik", d.h. der Übergang vom Hand- bzw. Maschinen­
satz i n B l e i zum Fotosatz (der allerdings das t r a d i t i o n e l l e Ver­
fahren nicht ganz ablösen wird) an. Auch h i e r "kam das Programm 
gerade r e c h t z e i t i g " , d.h. es war möglich, die erforderlichen Maß­
nahmen i n die Förderung des Schwerpunkts 1 zu "integrieren". Er­
faßt waren von der Umstellung erhebliche T e i l e des Betriebs (ne­
ben der Satzherstellung wurde auch die Anzeigenabteilung und die 
Betriebsabrechnung auf Bildschirmarbeitsplätze bzw. EDV umgestellt). 
Es war von vornherein k l a r , daß zur Bewältigung der Umstellung er­
hebliche betriebliche Qualifizierungsanstrengungen unternommen 
werden müßten, um zu einem bestimmten Stichtag den Wechsel auf 
das neue System ohne nennenswerte Friktionen vollziehen zu können. 
Während der Vorbereitungen wurde die Betriebsleitung durch den Be­
t r i e b s r a t auf das Sonderprogramm aufmerksam gemacht und s t e l l t e 
entsprechende Anträge. Die Förderung wurde dann z.T. dazu benutzt, 
die Maßnahmen für die Arbeitskräfte a t t r a k t i v e r und insgesamt um­
fassender zu gestalten. Unter anderem war es dadurch möglich, eine 
(sehr teure) auf die Einarbeitung an Bildschirmarbeitsplätzen 
s p e z i a l i s i e r t e Firma mit der Durchführung entsprechender Kurse 
im Betrieb zu beauftragen. Selbst die Geschäftsleitung ging davon 
aus, daß das Programm es dem Betrieb zwar sehr e r l e i c h t e r t hat, 
die Maßnahmen durchzuführen und auch z e i t l i c h e Spielräume für die 
Abwicklung geschaffen hat, daß aber ein wesentlicher T e i l der Qualifizierungsbemühungen i n jedem Fa l l e auch so hätte durchgeführt 
werden müssen. 

Besonders wahrscheinlich sind Fälle auch hochgradiger Mitnahme 
demnach dann, wenn Betriebe Umstellungen i n jedem F a l l durchfüh­
ren mußten, um sich auf dem Markt zu behaupten. Finden die ent­
sprechenden Umstellungen s t a t t , dann sind auch Qualifizierungsaktivitäten wenigstens i n bestimmtem Umfang praktisch unausweichlich. 
Besondere Aktualität hatten verschiedene Varianten des Übergangs 
auf Bildschirmgeräte bzw. EDV. Sowohl i n den meisten kaufmänni­
schen Abteilungen der Unternehmen als auch i n den Produktionsbe­
reichen einiger Branchen standen derartige weitreichende Umstruk-



turierungen an. Wurden von Betrieben im Zusammenhang mit solchen 
Innovationen Qualifizierungsmaßnahmen aus dem Schwerpunkt 1 bean­
tragt, so i s t Mitnahme i n gewissem Umfang quasi einprogrammiert. 

Weniger wahrscheinlich i s t eine über einen gewissen Sockelanteil 
hinausgehende Mitnahme i n den Fällen, in denen bestimmte Qualifizierungsmaßnahmen zwar bereits lange geplant, aber bislang an 
irgendwelchen Barrieren (meist f i n a n z i e l l e r Art) gescheitert wa­
ren. Die Betriebe waren bislang gezwungen, zu versuchen, die Qualifizierungsklippen irgendwie zu umschiffen. Wurden nun im Rahmen 
des Sonderprogramms solche Schubladenmaßnahmen durchgeführt, so 
i s t zwar nie auszuschließen, daß der Druck des Qualifizierungsdefizits gerade i n diesem Moment so angewachsen war, daß er Quali­
fizierungsmaßnahmen erzwungen hätte; i n der Regel kann aber unter­
s t e l l t werden, daß das Programm h i e r eine "Initialzündungsfunktion" hatte. 

Mitnahme i n dem von uns definierten Sinn war überhaupt nur i n 
Betrieben möglich, die bereits früher Qualifizierung durchgeführt 
oder wenigstens geplant hatten; wo dagegen solche Maßnahmen völli­
ges Neuland bedeuteten, kann es schon definitionsgemäß keine Mit­
nahme gegeben haben. Unter den b e t e i l i g t e n Betrieben dürfte die Zahl 
derjenigen ohne jegliche einschlägige Erfahrung aber r e l a t i v ge­
ring zu veranschlagen sein. In unserem Sample finden sich nur we­
nige (durchweg r e l a t i v kleine) Betriebe ohne "Qualifizierungsver­
gangenheit 11 . Hier i s t zwar Mitnahme sehr unwahrscheinlich, g l e i c h ­
z e i t i g zeigt sich aber auch, daß die tatsächlich vermittelten Qua­
l i f i k a t i o n e n (es handelte sich fast ausschließlich um 'Sonstige 
Maßnahmen') eher den weniger anspruchsvollen zuzurechnen waren. 
Damit sind zwei weitere wichtige Aspekte angesprochen: 

o Zum einen wird deutlich, daß mit der Prüfung der Mitnahmepro­
blematik nichts über die Qualität der Maßnahmen selbst ausge­
sagt i s t : Eine Maßnahme kann "zusatzlich" und durchs Programm 
induziert (insofern also k e i n e r l e i Mitnahme), gleichwohl aber 
schlecht angelegt, unter Umständen sogar unsinnig sein, während 
i n einem anderen F a l l - etwa wenn von den finanzierten Umschu­
lungen zwar ein T e i l sowieso geplant, ein anderer aber durch 



das Programm ausgelöst war - durchaus wünschenswerte Effekte 

e r z i e l t wurden, g l e i c h z e i t i g aber z w e i f e l s f r e i erhebliche Mitnahme f e s t g e s t e l l t werden muß 

o Zum anderen gibt es bei der Mitnahme (wie bei der Fehlverwen­
dung) charakteristische Unterschiede zwischen den Maßnahmetypen. 
Während an der "Sonstigen Qualifizierung" immerhin auch einige 
Betriebe, die über k e i n e r l e i Erfahrung verfügten und daher kaum 
mitnähmeverdächtig sind, b e t e i l i g t waren, wurden Fortbildungsmaßnahmen weit überwiegend, Umschulungsmaßnahmen offenbar fast 
ausschließlich von Unternehmen mit erheblichen Vorerfahrungen 
durchgeführt. Verwunderlich i s t das nicht: An die Qualität von 
"Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" wurden kaum nennenswerte 
Anforderungen g e s t e l l t , und die Maßnahme konnte meist ohne 
größere Vorbereitungen am Arbeitsplatz ablaufen. Externe Fortbildungsmaßnahmen dagegen setzten für den Betrieb voraus, daß 
er in der Lage war, die Arbeitskräfte im erforderlichen Umfang 
f r e i z u s t e l l e n ; die Durchführung von Umschulungen erforderte so­
gar eine beachtliche Ausbildungsinfrastruktur. 

Soweit Umschulungen i n den von uns untersuchten Betrieben s t a t t ­
fanden, kann i n der Tat davon ausgegangen werden, daß Mitnahme 
(in dem Sinne, daß auch sowieso geplante Maßnahmen fi n a n z i e r t 
wurden) i n unterschiedlichem Umfang,aber ziemlich durchgängig 
vorgelegen hat: Maßgeblich i s t dafür unter anderem, daß "Son­
stige Qualifizierung" i n vielen Fällen und aus verschiedenen 
Gründen, auf die später eingegangen wird, für den Betrieb die 
attraktivere Form d a r s t e l l t e . Außerdem setzt die Durchführung 
von Umschulung im eigenen Betrieb einen erheblichen pla n e r i ­
schen Vorlauf sowie entsprechende technische und personelle 
Ausbildungskapazitäten voraus. Diese konnten kaum erst bei Be­
kanntwerden der Förderung und innerhalb der knappen Fristen neu 
geschaffen werden. 

1) Weder unter Fehlverwendung noch unter Mitnahme i n unserem 
Sinne lassen sich die Fälle fassen, in denen über das Pro­
gramm zwar für sich betrachtet v i e l l e i c h t tadellose, aus Ar­
beitsmarktperspektive aber problematische Maßnahmen gefördert 
wurden (vgl. dazu T e i l B, Kap. IV . , " 3 .' b)) . 



Insofern haben sicher die Programmkonditionen und die Art der 
Durchführung (Windhundverfahren) dazu beigetragen, daß der A n t e i l 
von Umschulung und Fortbildung verhältnismäßig gering war, aber 
auch dazu (und das i s t hier der wichtigere Aspekt), daß bei den 
durchgeführten Umschulungsmaßnahmen mit einem vergleichsweise 
hohen Mitnahmegrad gerechnet werden mußte: Für Betriebe mit ent­
sprechenden Vorerfahrungen und technischen und personellen Vor­
aussetzungen lag es nahe, auch die ohnedies geplanten Maßnahmen 
über das Programm abzuwickeln. 

G l e i c h f a l l s nahegelegt wurde Mitnahme durch die Finanzierungsmodalitäten. Wie nicht anders zu erwarten, s t e l l t e sich heraus, daß 
die nicht erstatteten Kostenanteile einer Maßnahme (das Programm 
finanzierte nur Lohnkosten, und zwar 80 % bei "Sonstiger Q u a l i f i ­
zierung" und 90 % bei Umschulung und Fortbildung) bei Umschulung 
und Fortbildung erheblich höher lagen als bei "Sonstiger Quali­
f i z i e r u n g " . In einigen Fällen betrugen die tatsächlichen Aufwen­
dungen für Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen sogar ein V i e l ­
faches der (erstatteten) Personalkosten. Diese "Kostennachteile" 
konnten durch den um 10 % höheren Lohnerstattungssatz und die 
mögliche längere Förderungsdauer meist bei weitem nicht kompen­
s i e r t werden. Die Folge war, daß der effektive Kostendeckungsgrad 
durch die Förderung bei Fortbildung und Umschulung i n der Regel 
erheblich niedriger lag als bei der "Sonstigen Qualifizierung", 
d.h. die Durchführung von Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahmen 
ohne eine Sockelmitnahme bedeutete eine erhebliche Eigenleistung 
des Betriebs, während "Sonstige Qualifizierung" auch ohne Mitnah­
mesockel weitgehend kostendeckend abgewickelt werden konnte. 

b) Normative Hintergründe und eine Sonderform der Mitnahme 

In diesem Abschnitt geht es um die Frage, ob Maßnahmen des Schwer­
punkts 1 i n bestimmten Fällen ganz oder teilweise an die S t e l l e 
von e i g e n t l i c h (aufgrund bestehender Anlässe und darauf bezogener 
k o d i f i z i e r t e r Regelungen) sowieso fälligen und von anderer Seite 
zu tragenden Qualifizierungsaktivitäten getreten sind.Eine ausführ­
l i c h e Befassung mit den komplexen, vor allem betriebsverfassungs­
rechtlichen und t a r i f l i c h e n Aspekten dieser Problematik würde den 



Rahmen d i e s e s K a p i t e l s sprengen. W i r w o l l e n v e r s u c h e n , nach e i n i ­
gen v o r a u s g e s t e l l t e n Überlegungen zu den n o r m a t i v e n Hintergründen 
( v g l . auch Kap. I V . ) , anhand unseres e m p i r i s c h e n M a t e r i a l s zu i l ­
l u s t r i e r e n , daß d e r f r a g l i c h e S a c h v e r h a l t für den Schwerpunkt 1 
durchaus e i n e - wenn auch b e g r e n z t e - R o l l e g e s p i e l t h a t . 

Vorgaben für Q u a l i f i z i e r u n g oder Umschulung von Arbeitskräften 
a u f Kosten des beschäftigenden B e t r i e b e s s i n d i n mehr oder weni­
ger e x p l i z i t e r Form B e s t a n d t e i l e i n e r V i e l z a h l von Regelungen. 
Hat e i n B e t r i e b , b e i dem d i e Voraussetzungen für das G r e i f e n s o l ­
c h e r Bestimmungen v o r g e l e g e n haben, entsprechende Maßnahmen n i c h t 
s e l b s t f i n a n z i e r t , sondern über den Schwerpunkt 1 fördern l a s s e n , 
so kann man davon s p r e c h e n , daß b e t r i e b l i c h e L e i s t u n g e n durch 
öffentliche s u b s t i t u i e r t worden s i n d . 

Es wäre denkbar, schon aus der T a t s a c h e , daß vorhandene Regelun­
gen Qualifizierungsaktivitäten v e r l a n g t e n , d i e s e aber nur a u f ­
grund der Förderung über den Schwerpunkt 1 r e a l s t a t t g e f u n d e n ha­
ben, auf Mitnahme zu schließen. Uns e r s c h e i n t d i e s aber n i c h t 
s i n n v o l l . V i e l m e h r gehen w i r davon a u s , daß Mitnahme n u r i n s o ­
w e i t v o r l i e g t , a l s tatsächlich m i t der Durchführung e n t s p r e ­
chender Maßnahmen zu rechnen war. Dies s c h e i n t a n g e b r a c h t , w e i l 
g e l t e n d e Bestimmungen a l l e n f a l l s das P o t e n t i a l möglicher A k t i v i ­
täten abgrenzen ( d i e D i s k r e p a n z zwischen n o r m a t i v e n Vorgaben und 
der R e c h t s w i r k l i c h k e i t i n f a s t a l l e n B e r e i c h e n z e i g t d i e s nach­
drücklich) , a b e r keineswegs e i n e Gewähr dafür b i e t e n , daß s i e 
vollständig oder auch n u r zum T e i l i n Realität umgesetzt werden. 
Wenn a l s o i n einem am Schwerpunkt 1 b e t e i l i g t e n B e t r i e b d i e f o r ­
malen Voraussetzungen für das G r e i f e n a l t e r n a t i v e r Regelungen 
über b e t r i e b s f i n a n z i e r t e Q u a l i f i z i e r u n g e n gegeben s i n d , so de­
f i n i e r t d e r Umfang der e i g e n t l i c h anstehenden Maßnahmen zunächst 
e i n m a l n u r das P o t e n t i a l für e i n e Mitnahme. Von w i r k l i c h e r M i t ­
nahme wäre dagegen n u r s o w e i t z u r e d e n , a l s d i e entsprechenden 
Normen auch ohne das Sonderprogramm tatsächlich zu Q u a l i f i z i e ­
rungsaktivitäten geführt hätten und d i e j e t z t durchgeführten 
Maßnahmen n i c h t über das s o n s t zu erwartende Ausmaß (etwa nach 
Dauer, T e i l n e h m e r z a h l ) hinausgehen. M i t d i e s e r Abgrenzung müssen 
w i r a l l e r d i n g s w i e d e r e i n e n f i k t i v e n , n i c h t e i n g e t r e t e n e n Zustand 



zum Maßstab e i n e s vorgefundenen machen. Es l a s s e n s i c h j edoch 
e i n i g e I n d i k a t o r e n f i n d e n , d i e e i n e v o r s i c h t i g e Einschätzung e r ­
möglichen. Wir b e z i e h e n uns d a b e i auf das V e r h a l t e n der B e t r i e ­
be i n früheren v e r g l e i c h b a r e n Fällen sowie auf Äußerungen von 
B e f r a g t e n über das, was ohne das Sonderprogramm angestanden hät-
4. 1) 
t e 

V o r a u s s e t z u n g für das G e l t e n s o l c h e r a l t e r n a t i v e r Regelungen über 
Q u a l i f i z i e r u n g für B e l e g s c h a f t s m i t g l i e d e r i s t f a s t durchweg, daß 
Arbeitskräfte i h r e n b i s h e r i g e n A r b e i t s p l a t z v e r l i e r e n oder s i c h 
d i e A r b e i t s b e d i n g u n g e n e r h e b l i c h ändern. E r f o l g t d i e s im E i n v e r ­
nehmen mit den B e t r o f f e n e n (was häufig dann der F a l l s e i n w i r d , 
wenn, bezogen a u f Einkommen und Arbeitsumstände, e i n e g l e i c h e 
o d e r gar b e s s e r e Tätigkeit übernommen werden kann, ohne daß der 
B e t r e f f e n d e s e i n e Q u a l i f i k a t i o n ändern oder erhöhen müßte), so 
ergeben s i c h k e i n e w e i t e r e n Probleme. Anders dagegen s i e h t es 
i n den Fällen aus, i n denen mit der Umsetzung Einkommen und/oder 
Q u a l i f i k a t i o n b e d roht s i n d bzw. s i c h d i e A r b e i t s b e d i n g u n g e n v e r ­
s c h l e c h t e r n . Gerade a u f d e r a r t i g e Umstellungsfälle z i e l t e d er 
Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms j a ab ( B u n d e s m i n i s t e r für A r ­
b e i t und S o z i a l o r d n u n g 1979, S. 12, 17 f f . , 33, 37). 

Um welche Bestimmungen geht es? Zunächst e i n m a l g r e i f e n ( i n Be­
t r i e b e n m i t mehr a l s 20 w a h l b e r e c h t i g t e n Arbeitskräften) v e r ­
s c h i e d e n e Mitbestimmungsrechte des B e t r i e b s r a t s . Von Bedeutung 
s i n d h i e r v o r a l l e m d i e Bestimmungen der §§ 99 b i s 102 des 
BetrVG (Mitbestimmung b e i p e r s o n e l l e n Einzelmaßnahmen und Kündi­
gungen) , d i e d i e "Änderungskündigung" im Zusammenhang mit Umset­
zung oder Umgruppierung grundsätzlich e i n e r Kündigung mit dem 
Zweck der Auflösung des Arbeitsverhältnisses g l e i c h s t e l l e n . Wider­
s p r u c h s r e c h t e des B e t r i e b s r a t s bestehen u n t e r anderem, wenn " d i e 

1) M i t der E n t s c h e i d u n g , n u r d i e f a k t i s c h zu erwartenden Qualifizierungsaktivitäten zum Maßstab zu machen, i s t k e i n e Bewer­
tung des Umstandes, daß g e l t e n d e Normen n i c h t v e r w i r k l i c h t 
werden, verbunden. Je nach Standpunkt oder Gegebenheit des 
E i n z e l f a l l e s kann man den S a c h v e r h a l t , daß durch das Sonder­
programm Maßnahmen, d i e ( t e i l w e i s e ) ohnehin angestanden hätten, 
durchgeführt werden, sowohl a l s p r o b l e m a t i s c h e Verwendung von 
öffentlichen M i t t e l n i n t e r p r e t i e r e n a l s auch a l s p o s i t i v zu 
bewertenden Anstoß, p a p i e r e n e Normen z u r b e t r i e b l i c h e n Realität 
werden zu l a s s e n . 



Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers nach zumutbaren Umschulungs-
oder Fortbildungsmaßnahmen möglich i s t ..." (§ 102 Abs. 3 S . 4 
BetrVG ) . W e i t e r können i n diesem Zusammenhang e v e n t u e l l vorhan­
dene A u s w a h l r i c h t l i n i e n nach § 9 5 BetrVG i n s S p i e l kommen. I s t 
d i e U m s t e l l u n g a l s Betriebsänderung ( § 111 BetrVG) anzusehen, 
stehen e i n I n t e r e s s e n a u s g l e i c h bzw. S o z i a l p l a n an ( v g l . dazu 
Vogt 1974; Fuchs 1977). Auch i n diesem Zusammenhang gehören vom 
Unternehmen zu f i n a n z i e r e n d e Q u a l i f i z i e r u n g s - , F o r t b i l d u n g s - und 
Umschulungsmaßnahmen häufig zu den von U n t e r n e h m e n s l e i t u n g und 
B e t r i e b s r a t v e r e i n b a r t e n bzw. durch d i e E i n i g u n g s s t e l l e b e s c h l o s ­
senen Maßnahmen. Wenn von der U m s t e l l u n g e i n größerer T e i l der 
B e l e g s c h a f t b e t r o f f e n i s t , g r e i f e n i n diesem Zusammenhang j e nach 
Sachlage v e r s c h i e d e n e w e i t e r e Bestimmungen aus dem AFG und KschG. 

B e i d er Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen s e l b s t wiederum 
hat d er B e t r i e b s r a t a u f g r u n d der 9 6 und 9 8 BetrVG weitgehende 
Eingriffsmöglichkeiten. E r h a t gemeinsam mit dem A r b e i t g e b e r d i e 

1) 
Aufgabe, d i e B e r u f s b i l d u n g zu fördern und d i e entsprechenden 
Maßnahmen durchzuführen, d.h. e r kann u n t e r anderem Teilnehmer 
v o r s c h l a g e n oder begründet der Berufung von Lehrkräften w i d e r ­
s p r e c h e n . Das heißt, daß b e r u f l i c h e B i l d u n g i n diesem Sinne wohl 
auch d i e Maßnahmen im Rahmen des Sonderprogramms umfaßt. 

Umschulung bzw. Q u a l i f i z i e r u n g auf Kosten des B e t r i e b s s p i e l t 
e b e n f a l l s e i n e R o l l e b e i den v e r s c h i e d e n e n R a t i o n a l i s i e r u n g s -
s c h u t z - bzw. Bestandsschutzabkommen,die von den Gewerkschaften 
ab M i t t e der s e c h z i g e r J a h r e für m i t t l e r w e i l e f a s t a l l e T a r i f b e ­
r e i c h e a b g e s c h l o s s e n wurden. S i e e n t h a l t e n a l l e r d i n g s u n t e r s c h i e d ­
l i c h weitgehende und häufig n i c h t vollkommen e i n d e u t i g e Bestimmun­
gen. H i n z u kommt, daß e s , v o r a l l e m i n größeren B e t r i e b e n , e i n ­
schlägige Betriebsvereinbarungen g i b t , d i e b e i Umsetzungen (ne­
ben der V e r d i e n s t s i c h e r u n g ) auch entsprechende Q u a l i f i z i e r u n g s ­
maßnahmen auf Kosten des B e t r i e b s g a r a n t i e r e n ( v g l . Dohse u.a. 
1982, S. 303 f f . ) . 

1) B e r u f s b i l d u n g im BetrVG "umfaßt neben der e i g e n t l i c h e n Aus­
b i l d u n g , der b e r u f l i c h e n G r u n d a u s b i l d u n g , a l l e Maßnahmen d i e 
b e r u f l i c h e Fähigkeiten und K e n n t n i s s e v e r m i t t e l n , z . B . auch 
k u r z f r i s t i g e Bildungsmaßnahmen für A n l e r n l i n g e , P r a k t i k a n t e n , 
Volontäre usw." ( F i t t i n g u.a. 1977, S. 1014). 



Schon d i e s e kaum vollständige Aufzählung z e i g t , daß» e i n e e i n g e ­
hende Befassung m i t dem Komplex "Regelungen zur Q u a l i f i z i e r u n g s ­
f i n a n z i e r u n g d u r c h den B e t r i e b " e i n e eigene Untersuchung e r f o r ­
d e r n würde. Wir w o l l e n d e s h a l b h i e r nur auf e i n i g e B e i s p i e l e aus 
unserem e m p i r i s c h e n M a t e r i a l eingehen. 

Zu den Fällen, i n denen e i n e r s e i t s d i e Bedingungen e i n e r "Umstel­
l u n g " im Sinne des Sonderprogramms e i n d e u t i g gegeben waren, g l e i c h ­
z e i t i g aber ohnehin a l t e r n a t i v e Regelungen über d i e Durchführung 
von Qualifizierungsmaßnahmen g a l t e n , zählten zwei von uns u n t e r ­
suchte B e t r i e b e aus dem B e r e i c h der D r u c k i n d u s t r i e . Es g i n g d o r t 
um d i e Einführung " r e c h n e r g e s t e u e r t e r Textsysteme". 

I n einem mittelgroßen B e t r i e b ( c a . 400 Beschäftigte) stand d i e Um­
s t e l l u n g a uf das neue V e r f a h r e n z u r Z e i t d er A u f l e g u n g des Sonder­
programms gerade an. Der Schwerpunkt 1 wurde dann g e n u t z t , um 
" S o n s t i g e Q u a l i f i z i e r u n g " für d i e von der neuen T e c h n i k u n m i t t e l ­
bar b e t r o f f e n e n F a c h a r b e i t e r ( c a . e i n D r i t t e l d er B e l e g s c h a f t ) zu 
bean t r a g e n . Der B e t r i e b s r a t ließ erkennen, daß entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen ( e v e n t u e l l etwas weniger umfassend und i n 
kürzerer Z e i t ) ohnedies hätten s t a t t f i n d e n müssen. Auch d i e Geschäftsleitung bestätigte, daß a l l e i n d i e Anforderungen des neuen -
V e r f a h r e n s i n jedem F a l l e e r h e b l i c h e Q u a l i f i z i e r u n g s a n s t r e n g u n g e n 
des Unternehmens e r f o r d e r l i c h gemacht hätten. 

In diesem F a l l war davon auszugehen, daß sowohl t e c h n i s c h e Sachzwänge a l s auch Betriebsratsaktivitäten für w e s e n t l i c h e Q u a l i f i ­
zierungsaktivitäten auch ohne Förderung g e s o r g t hätten. Zu erwäh­
nen i s t aber w e i t e r , daß für d i e s e Branche k u r z v o r der A u f l e g u n g 
des Sonderprogramms nach schweren A u s e i n a n d e r s e t z u n g e n e i n beson­
d e r e r " T a r i f v e r t r a g über d i e Einführung und Anwendung r e c h n e r g e ­
s t e u e r t e r Textsysteme" ( R T S - T a r i f v e r t r a g ) a b g e s c h l o s s e n worden 
war, d e r e b e n f a l l s - neben weitgehenden A b s i c h e r u n g s - und Anlagenbesetzungsvorschriften - Vorgaben über d i e Q u a l i f i z i e r u n g von 

1) 
Fachkräften der D r u c k i n d u s t r i e enthält . 

1) M i t t l e r w e i l e wurde von d e r IG Druck und P a p i e r e i n " T a r i f v e r ­
t r a g über d i e Aus-, F o r t - und W e i t e r b i l d u n g i n der D r u c k i n ­
d u s t r i e " (25.2.1981) a l s Forderung b e s c h l o s s e n , der weitgehende 
Q u a l i f i z i e r u n g s r e c h t e , i n s b e s o n d e r e auch neben und zusätzlich 
zu r J u g e n d l i c h e n - A u s b i l d u n g , v o r s i e h t . I n t e r e s s a n t i s t d a b e i 
besonders d i e V o r s t e l l u n g , d i e Kosten der Bildungsmaßnahmen 
über e i n e gemeinsame E i n r i c h t u n g d e r T a r i f v e r t r a g s p a r t e i e n v i a 
Umlagen der M i t g l i e d s b e t r i e b e , d.h. überbetrieblich zu f i n a n z i e ­
r e n . 



Auch i n d r e i Großbetrieben der Schwerindustrie t r a t d i e Maßnah­
menförderung des Schwerpunkts 1 mindestens t e i l w e i s e an d i e S t e l l e 
von aufgrund anderer Regelungen zu erwartender Leistungen. Die 
Be t r i e b e gehören e i n e r von e i n e r schwerwiegenden S t r u k t u r k r i s e be­
t r o f f e n e n Branche an. B e t r i e b l i c h e Umstellungen, vor allem i n der 
Form von T e i l s t i l l e g u n g e n und i n n e r b e t r i e b l i c h e n Umsetzungen, sowie 
Personalabbau über Sozialpläne standen b e r e i t s an. Diese Unternehmen 
u n t e r l i e g e n der Montanmitbestimmung und haben s t a r k gewerkschaft­
l i c h o r g a n i s i e r t e B e l e g s c h a f t e n , so daß davon ausgegangen werden 
kann, daß i n der Regel normative Regelungen auch i n d i e Tat umge­
s e t z t werden. Es gab außerdem b e r e i t s verschiedene Vereinbarungen, 
i n denen u.a. d i e e r f o r d e r l i c h e n Qualifizierungsmaßnahmen zur Auf­
gabe des Unternehmens erklärt wurden. 

In einem der Unternehmen kam es im Gefolge e i n e r b e r e i t s vor dem 
Sonderprogramm geplanten T e i l s t i l l e g u n g zu e i n e r V i e l z a h l von i n ­
n e r b e t r i e b l i c h e n Umsetzungen. Der Schwerpunkt 1 des Sonderprogramms 
wurde dann genutzt, um für d i e Arbeitskräfte entsprechende Q u a l i f i ­
zierungsmaßnahmen zu beantragen. Vom B e t r i e b s r a t wurde nachdrücklich 
d i e Auffassung v e r t r e t e n , daß man auch ohne öffentliche Förderung 
d i e e r f o r d e r l i c h e Q u a l i f i z i e r u n g der b e t r o f f e n e n Kollegen durchge­
führt hätte. Dabei hätte man a l l e r d i n g s wohl e i n i g e A b s t r i c h e be­
züglich Umfang und Qualität i n Kauf nehmen müssen. Diese Annahme 
kann a l s sehr p l a u s i b e l g e l t e n ; es gab auf der einen S e i t e b e r e i t s 
e i n System der planmäßigen i n n e r b e t r i e b l i c h e n E i n a r b e i t u n g , das 
auch b e i i n n e r b e t r i e b l i c h e n Umsetzungen g r i f f ; auf der anderen S e i t e 
stand das Unternehmen gerade i n Verhandlungen mit der Arbeitnehmer­
v e r t r e t u n g über einen S o z i a l p l a n im Zusammenhang mit der "Gesundschrumpfung" des Werks. Daher wären u.a. Q u a l i f i z i e r u n g s r e g e l u n g e n 
zugunsten von Umgesetzten ohnehin auf d i e Tagesordnung gekommen. 

V e r g l e i c h b a r war d i e S i t u a t i o n i n zwei weiteren Großbetrieben 
d e r s e l b e n Branche. H i e r gab es b e r e i t s s e i t e i n i g e r Z e i t e i n län­
g e r f r i s t i g a n gelegtes, zwischen den Unternehmenseignern, der Be­
t r i e b s v e r t r e t u n g und der zuständigen Gewerkschaft ausgehandeltes 
r e g i o n a l e s Sanierungskonzept. In den Vereinbarungen wurde u.a. ga­
r a n t i e r t , daß es für einen längeren Zeitraum n i c h t zu arbeitgeberseitigen bet r i e b s b e d i n g t e n Entlassungen kommen würde (obwohl 
der B e l e g s c h a f t s s t a n d der einbezogenen B e t r i e b e d r a s t i s c h redu­
z i e r t werden mußte) und d i e zur Bewältigung von Umsetzungen (auch 
zwischen selbständigen Unternehmenseinheiten i n n e r h a l b des Restrukturierungsbereichs) e r f o r d e r l i c h e n Qualifizierungsmaßnahmen 
e b e n f a l l s vom Unternehmen getragen würden. H i e r war a l s o davon 
auszugehen, daß d i e Arbeitnehmervertretung - ungeachtet der f i ­
n a n z i e l l e n Probleme, i n der d i e Unternehmen insgesamt s t e c k t e n -
d i e entsprechenden Ansprüche der B e t r o f f e n e n mindestens zum T e i l 



hätte durchsetzen können. Von Unternehmensleitung wie Betriebsrat 
wurde dann die umfangreiche Förderung aus dem Schwerpunkt 1 
nicht zuletzt als eine Erleichterung zur Finanzierung der Anpas­
sungslasten im Gefolge der Umstrukturierung gesehen und gerne 
genutzt. 

In den geschilderten Beispielen hätten also gesetzliche und t a r i f ­
vertragliche Regelungen, ebenso wie die faktische i n n e r b e t r i e b l i ­
che Durchsetzungsfähigkeit von Betriebsrat und zuständigen Gewerkschaften, mit hoher Wahrscheinlichkeit dafür gesorgt, daß es auch 
ohne Programmförderung zu Qualifizierungsmaßnahmen für die betrof­
fenen Arbeitskräfte gekommen wäre. Es bestand ein nennenswertes 
Substitutionspotential und insofern Mitnahme im Sinne der oben ge­
troffenen Abgrenzung. Festzuhalten i s t aber auch, daß durch die 
Förderung Zusatzeffekte (bezogen auf Dauer, Umfang und Qualität 
der Maßnahmen, Zahl der Teilnehmer, Art der Durchführung usw.) 
e r z i e l t worden sind. 

In den folgenden Fällen, i n zwei großen Metallverarbeitungsbetrie­
ben, i s t ebenfalls davon auszugehen, daß eine eindeutige Umstellung 
(im betriebsverfassungsrechtlichen wie im Sonderprogrammsinne) 
vorlag. Beide Betriebe f i e l e n zusätzlich unter die rahmentariflichen Rationalisierungsschutzvereinbarungen der Branche und konn­
ten außerdem als stark gewerkschaftlich organisiert gelten. Inso­
fern war die Situation mit den bisher behandelten Fällen ver­
gleichbar; es gibt aber auch wesentliche Unterschiede: In beiden 
Betrieben galt nicht das Montan-, sondern das Mitbestimmungsge­
setz von 1976; beide operierten nicht i n einem speziellen Sektor, 
der trotz seiner strukturellen Schrumpfung s e i t langem gegenüber 
unmittelbaren Markteinflüssen stark abgepuffert i s t . Der eine war 
vielmehr ein zwar großer, gleichwohl aber stark von wenigen Ab­
nehmern abhängiger Zuliefererbetrieb. Der andere befand sich i n 
einem sowohl von der nationalen wie der intemationelen Konkurrenz 
hart umkämpften Marktsegment, wo er gerade versuchte, einen aufge­
laufenen erheblichen technologischen Rückstand durch Umstellung 
auf eine völlig neue Generation von Produkten derselben "Fami­
l i e 11 aufzuholen. 



Der Zuliefererbetrieb (Bestandteil eines großen, internationalen, 
nicht i n Deutschland ansässigen Konzerns) führte gerade eine Neu­
aufteilung seiner Produktionsaktivitäten zwischen den verschiede­
nen deutschen und ausländischen Standorten durch. Mit dem Programm 
wurden zur Bewältigung der entsprechenden Umstrukturierungen vor 
allem Facharbeiter (!) für den Einsatz i n der Produktion vorberei­
t e t . Wegen der durch die Produktionsumstellungen veränderten Anfor­
derungen, aber auch aufgrund der geltenden Regelungen, wären 
h i e r , ebenso wie i n den bisher vorgestellten Fällen, b e t r i e b l i ­
che Qualifizierungsanstrengungen e i g e n t l i c h angestanden. Dafür, 
daß es ohne die Förderung zu keinen oder jedenfalls nur zu wesent­
l i c h weniger umfassenden Maßnahmen gekommen wäre, sprechen jedoch 
mehrere Aspekte. Zum einen, daß die fragliche Umstellung (obwohl 
es sich h i e r um eine regional durchaus bedeutende Niederlassung 
handelte) erheblich weniger Interesse erregt hätte und eine öffent­
li c h e Unterstützung für das Unternehmen insgesamt nicht zur De­
batte stand. Man ging h i e r von einer normalen unternehmerischen 
Reorganisationsentscheidung und nicht von einer ohne staatliche 
Intervention nicht zu bewältigenden Strukturproblematik aus. Wei­
ter dürfte eine Rolle gespielt haben, daß die deutsche Leitung 
gegenüber der ausländischen Konzernspitze wohl nur beschränkte 
Durchsetzungsmöglichkeiten für kostspielige Qualifizierungsstrate­
gien hatte. Nach Aussage des Managements hätte es ohne das Pro­
gramm deshalb auch nur einige kurze Einführungskurse für einen 
T e i l der Betoffenen gegeben. 

Nicht v i e l anders s t e l l t e s i ch die Situation im zweiten Betrieb 
dar. Hier ging es darum, den Sprung von der Fertigung von f e i n ­
mechanischen zu weitgehend elektronischen Produkten zu schaffen. 
Die Voraussetzung für betri e b s s e i t i g e Qualifizierungsaktivitäten 
waren gegeben. Auch h i e r hätten aber ökonomische Aspekte wahr­
scheinlich dazu geführt, daß s i e ohne Programm jedenfalls erheb­
l i c h geringer hätten ausfallen müssen: Zwar war umfassende Quali­
f i z i e r u n g von der Seite der Produktionsanforderungen dringend ge­
boten, gleichwohl war es zweifelhaft, ob man i n der Lage gewesen 
wäre, sie zu finanzieren. Das Unternehmen selbst steckte s e i t 
Jahren t i e f i n den roten Zahlen und konnte auch von Seiten des 
Konzerns, dem es angehört, keine weitere H i l f e erwarten, da des­
sen Situation insgesamt mindestens genauso prekär war. 

Beide Beispiele zeigen deutlich, daß auch an und für sich eindeu­
tige Verpflichtungen von Unternehmen, bei bestimmten Anlässen Ak­
tivitäten zur Qualifizierung von Beschäftigten einzuleiten, nur 
dann faktische Bedeutung gewinnen können,wenn neben den " p o l i t i ­
schen" (Durchsetzungsvermögen der Arbeitnehmerseite) auch die ma­
t e r i e l l e n Voraussetzungen zu i h r e r Verwirklichung vorhanden sind. 
Der Förderung von Qualifizierungsmaßnahmen durch den Schwerpunkt 1 
könnte man also i n den zuletzt geschilderten Fällen mindestens 
zum T e i l die Funktion zumessen, überhaupt erst die Bedingungen 
dafür geschaffen zu haben, daß bestehende Regelungen wirksam 
werden konnten. 



Eine noch stärkere Bedeutung dürfte der Aspekt, bestehende Rege­
lungen mit Leben zu erfüllen, unseres Erachtens allerdings bei 
den Fällen gehabt haben, die wir abschließend zusammenfassend 
darstellen wollen: 

Auch h i e r waren betriebliche Umstellungen im verschiedentlich an­
gesprochenen Sinne f e s t z u s t e l l e n , auch i n diesen Betrieben gab es 
Betriebsräte und es galten bestimmte "Rationalisierungsschutzver­
träge". Diese Voraussetzungen gelangten wegen unterschiedlicher 
Rahmenbedingungen dennoch nicht zur gleichen faktischen Bedeu­
tung wie i n den bisher geschilderten Fällen. Zu nennen i s t zu­
nächst einmal die Betriebsgröße. Die Beschäftigtenzahl der frag­
lichen Betriebe lag zwischen ca. 150 und 400. Das heißt, unter 
anderem, daß es kein (bzw. a l l e n f a l l s ein) von der Arbeit f r e i g e ­
s t e l l t e s Betriebsratsmitglied gab. Der gewerkschaftliche Organi­
sationsgrad lag erheblich niedriger als bei den zuvor behandelten 
Fällen und bei zweien von den dreien handelte es sich um soge­
nannte "Frauenbetriebe" mit einem hohen A n t e i l an formal wenig 
q u a l i f i z i e r t e n , n iedrig eingruppierten Arbeitskräften. Außerdem 
lagen sie i n ländlich strukturierten Regionen, wo hohe Ortsbin­
dung der Arbeitskräfte mit einem Mangel an alternativen Beschäf­
tigungsmöglichkeiten am Ort einhergeht. Weiter war der Organisa­
tionsbereich der jeweils zuständigen Gewerkschaft sehr heterogen. 
Es gab keine a k t u e l l eindeutig dominierende Umstellungsform, wie 
das etwa bei der Einführung der rechnergesteuerten Textsysteme 
im Organisationsbereich der Industriegewerkschaft Druck und Papier 
der F a l l i s t ; f o l g l i c h gab es auch keine umfassende gewerkschaft­
lic h e Vorerfahrung oder gar Handlungsanleitungen, auf die man hät­
te zurückgreifen können. 

Wie verschiedene Untersuchungen gezeigt haben, i s t bei derartigen 
Konstellationen i n der Regel mit einem erheblich niedrigeren Ni­
veau der Interessenvertretungsaktivitäten zu rechnen. In vielen Fäl­
len besteht nicht einmal ein r i c h t i g funktionierender Betriebs­
rat und wo doch, i s t er schon aus Gründen seiner beschränkten 
Ressourcen gezwungen, seine Aktivitäten auf die (seinem und dem 
Verständnis der Belegschaft nach) "zentralen" Aufgaben (wie Ent­
lohnung, Verhinderung von Entlassung, Sicherung der Eingruppierung 
bei Umsetzung, Mitarbeit bei der beruflichen Erstausbildung usw.) 
zu konzentrieren, während das Engagement für die betriebliche 
Qualifizierung von Mitarbeitern, wenn überhaupt, erst mit gerin­
gerem Stellenwert zum Tragen kommt (vgl. auch Maase u.a. 1978). 



T r i t t dazu noch e i n e insgesamt prekäre ökonomische Lage des B e t r i e b s 
und kann, wegen d e r g e r i n g e n Z a h l der B e t r o f f e n e n , im Z w e i f e l s f a l l 
auch kaum m i t p o l i t i s c h e n I n t e r v e n t i o n e n zugunsten des Unternehmens 
gerec h n e t werden,so d a r f es n i c h t überraschen, wenn von der A r b e i t ­
nehmervertretung ( f o r m a l möglicherweise auch noch so gut begründ­
bare) Forderungen nach u n t e r n e h m e n s s e i t i g zu f i n a n z i e r e n d e n Qualifikationsanstrengungen entweder gar n i c h t erwogen oder j e d e n f a l l s 
n i c h t erhoben werden.In d i e s e n Fällen kann u.E. davon ausgegangen 
werden,daß das Sonderprogramm zwar f o r m a l z.T. i n d i e A l i m e n t a t i o n s -
v e r p f l i c h t u n g e n a n d e r e r e i n g e t r e t e n i s t , f a k t i s c h aber von Mitnahme 
i n s o f e r n n i c h t d i e Rede s e i n s o l l t e , a l s ohne s e i n e I n t e r v e n t i o n d i e 
entsprechenden V o r s c h r i f t e n bloßes P a p i e r ohne f a k t i s c h e Bedeutung 
g e b l i e b e n wären. 

Auch wenn s i c h für e i n e n T e i l d er von uns s k i z z i e r t e n Fälle a l s o 
durchaus behaupten läßt,daß der Schwerpunkt 1 i n e i n e r s i n n v o l l e n 
Weise zum " G e b u r t s h e l f e r " e i n e r zwar a n d e r w e i t i g b e r e i t s k o n z i p i e r ­
t e n , aber dennoch kaum p r a x i s r e l e v a n t e n W e i t e r q u a l i f i z i e r u n g gewor­
den i s t , b l e i b t d i e Frage,, ob d i e s a l s wünschenswerter Zustand an­
gesehen werden kann. So sehr w i r e i n e r s e i t s davon ausgehen, daß d i e 
p r a k t i s c h e n Wirkungen des Programms i n den z u l e t z t b e handelten Fäl­
l e n a k z e p t a b e l s i n d , so wenig wären w i r m i t e i n e r programmatischen 
Wendung d i e s e s S a c h v e r h a l t e s e i n v e r s t a n d e n : Es kann u.E. n i c h t Auf­
gabe öffentlicher Qualifizierungsförderung s e i n , q u a s i u n t e r der 
Hand (und nur für d i e , d i e das zu nutzen v e r s t e h e n und dazu b e r e i t 
s i n d ) i n d i e F i n a n z i e r u n g von ohnehin bestehenden e i n d e u t i g e n Qualifikationsverpflichtungen der Unternehmen e i n z u t r e t e n . 

Öffentliche Förderung s o l l t e nur für zusätzliche, d.h. für sonst 
. . 1) . 

n i c h t durchführbare Aktivitäten gewährt werden . Das i s t i n der 

1) E i n e ganz andere Frage i s t dann, was getan werden kann,um zu er­
r e i c h e n , daß das auch von uns wieder k o n s t a t i e r t e e r h e b l i c h e Ge­
fälle im p r a k t i s c h e n Wert von g e s e t z l i c h e n und t a r i f v e r t r a g l i c h e n 
Regelungen sowie von b e t r i e b l i c h e n V e r e i n b a r u n g e n (das b e t r i f f t 
auch, aber n i c h t n u r, Qualifizierungsansprüche), etwa zwischen 
Groß- und K l e i n b e t r i e b e n , z w i s c h e n u n t e r s c h i e d l i c h e n Branchen 
und Regionen usw. abgebaut w i r d . V i e l e s s p r i c h t dafür, daß d i e 
daraus f o l g e n d e D u a l i s i e r u n g von Beschäftigungschancen m i t a l l 
i h r e n p r o b l e m a t i s c h e n Konsequenzen i n l e t z t e r Z e i t u.a. auch 
e i g e n t l i c h ganz anders i n t e n d i e r t e S c h u t z v e r e i n b a r u n g e n eher 
g e s t i e g e n i s t , so daß T a r i f v e r t r a g s p a r t e i e n und Gesetzgeber 
d r i n g e n d a u f g e r u f e n wären, s i c h d i e s e r P r o b l e m a t i k zu widmen. 



h i e r aufgeworfenen Perspektive der F a l l , soweit durch die Förderung des Schwerpunkts 1 i n anderen Regelungen vorgesehene Maßnahmen überhaupt erst faktisch ermöglicht werden, oder sich die 
Maßnahmen durch die Förderung erheblich verbessern. F a l l s mit 
d e r Förderung nicht i n die Finanzierung r e c h t l i c h oder t a r i f v e r ­

t r a g l i c h ohnedies anstehender Maßnahmen eingetreten Werden s o l l , 
g l e i c h z e i t i g aber die beschriebenen Zusatzeffekte als erwünscht 
angesehen werden, s o l l t e (zumindest i n den Fällen, i n denen auch 
andere Regelungsgrundlagen b e t r i e b l i c h getragene Maßnahmen er­
warten lassen) erst nach Ablauf bestimmter b e t r i e b l i c h zu finan­
zierender T e i l e der Maßnahme eine öffentliche Finanzierung e r f o l ­
gen, oder es s o l l t e n deutlich geringere Fördersätze gewährt werden. 
In den - nicht völlig exotischen - Fällen a l l e r d i n g s , i n denen 
fällige betriebliche Anpassungsprozesse sich ohnedies nur mehr 
mit massiver öffentlicher Unterstützung abwickeln lassen, wird 
sich u.U. an der Belastung für öffentliche Kassen insgesamt l e t z t ­
l i c h nicht v i e l ändern. 

4. Plädoyer für eine d i f f e r e n z i e r t e Betrachtungsweise 

Bei der Behandlung der Problematik haben wir zwischen Fehlverwen­
dung und Mitnahme unterschieden. Fehlverwendung bedeutet demnach 
eine Verwendung von Fördermitteln für andere als für Q u a l i f i z i e ­
rungszwecke. Neben eher seltenen Fällen hochgradiger Fehlver­
wendung - in denen Betriebe kaum oder keine Qualifizierung durch­
führen - haben weichere Formen der Fehlverwendung eine Rolle ge­
s p i e l t : Eine Qualifizierung wurde zwar vorgenommen, aber die Finanzierungsdauer war erheblich länger als die tatsächliche Dauer 
der Maßnahme und/oder die Arbeitskräfte wurden während der Qualifizierungsphase i n erheblich größerem Umfang produktiv einge­
setzt als dies den Eigenanforderungen des Qualifizierungsprozesses entspricht. Derartige Formen von Fehlverwendung waren nur 
bei "Sonstiger Qualifizierung" von nennenswerter Bedeutung. 

Fortbildung und Umschulung dagegen bieten schon wegen der Eigen­
art der Maßnahmen hierfür kaum Spielräume; außerdem sind Betriebs­
räte und Arbeitsverwaltung, da s ie oft über einschlägige Erfah-



rungen mit solchen oder ähnlichen Maßnahmen verfügen, v i e l besser 
als bei den meist neuartigen "Sonstigen Qualifizierungsmaßnahmen" 
in der Lage, ihre Kontrollfunktion auszuüben. Nicht intentionsgemäße Mittelverwendung war vor allem anzutreffen bei nicht genau 
durchstrukturierten, länger dauernden Maßnahmen, insbesondere i n 
den Fällen, i n denen die Teilnehmer nicht oder nur unzulänglich 
über ihre Förderung durch das Sonderprogramm informiert waren. 

Schlußfolgern läßt sich daraus, daß es um so besser gelingen dürf­
te, das Fehlverwendungsproblem i n den G r i f f zu bekommen, je mehr 
man den A n t e i l von Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen insge­
samt st e i g e r t . Bei "Sonstiger Qualifizierung" (die, wie wir an an­
deren Stellen zeigen,in vielen Fällen neben Fortbildung und Um­
schulung ihre Berechtigung haben muß) bieten insbesondere genaue 
Unterweisungspläne, Abstellung von für Qualifizierung zuständi­
gen Mitarbeitern, Zurverfügungstellung von Lernmitteln, Durchfüh­
rung "besonderter" Kurse, Überprüfung der vermittelten Kenntnisse 
(L e r n z i e l k o n t r o l l e ) , ausreichende Personaldeckung i n der j e w e i l i ­
gen Abteilung und umfassende Unterrichtung der Teilnehmer über 
die Qualifizierungsmaßnahmen ( Q u a l i f i k a t i o n s z i e l e , Ablauf, Finanzierungsträger usw.) eine hohe Gewähr dafür, daß die angegebe­
nen Ziele tatsächlich erreicht werden können. Darüber hinaus wä­
ren weitergehende Anforderungen an die Förderanträge und eine k l a ­
rere Zuweisung der Kontrollkompetenzen bei der Einhaltung der be-

. . . ' 1) . 
antragten Qualifizierungspläne sicher geeignet, das Problem wei­
ter zu entschärfen. 

Ohne derartige Vorkehrungen bestünde bei einer eventuellen Fort­
setzung einer Qualifizierungsförderung im Sinne des Schwerpunkts 1 
die Gefahr, daß sich die Fehlverwendung noch ausweitet: Nachdem 
bislang schon die Chance wenig präziser Förderbedingungen offen­
s i c h t l i c h genutzt wurde, i s t zu erwarten, daß auch Betriebe, die 
diesmal "einwandfreie Maßnahmen" durchgeführt haben, sich an den 
schlechten, aber nicht monierten Beispielen anderer orientieren. 

1) Hier gab es offenbar häufig ein wechselseitiges Zuschieben der 
"Kontrollverantwortung" zwischen Arbeitsverwaltung und Betriebs­
räten (vgl. Bosch u*a. 1981). 



(Die Möglichkeit, aus einem Förderprogramm "etwas herauszuholen", 
spricht sich bei Unternehmen durchaus herum.) Betriebe dagegen, 
die sich diesmal schon eine Überfinanzierung ihr e r Maßnahmen ge­
sichert haben, könnten sich veranlaßt sehen, zu prüfen, ob diese 
Taktik nicht noch weiter ausgebaut werden könnte. Für solche Ent­
wicklungen spricht auch, daß uns bei mehreren Betriebsbesuchen 
von den für Anträge Verantwortlichen versichert wurde, daß man 
mit einer derartig großzügigen Förderung auf keinen F a l l gerech­
net hatte. Vielmehr waren sowohl die Streichungen ganzer Maßnah­
men, als auch die erhebliche Verringerung der Förderdauer in e i n i ­
gen Fällen eigentlich bereits bei der Antragstellung "einkalku­
l i e r t " , vor allem aufgrund von Erfahrungen mit den wesentlich re­
s t r i k t i v e r gehandhabten Förderungsinstrumenten, beispielsweise 
aus dem Bereich des AFG. Fo l g e r i c h t i g zeigte sich dann auch, daß 
- grosso modo - im Umfang der erwarteten Förderung einwandfreie 
Maßnahmen durchgeführt wurden, während sich Probleme der Fehlver­
wendung vor allem bei Maßnahmen konzentrierten, mit deren Förde­
rung man eig e n t l i c h kaum gerechnet hatte. 

Für einen Abbau von Fehlverwendung gibt es einige Ansatzpunkte. 
Sinnvoll wäre eine s t r a f f e r e Gestaltung der Förderbedingungen mit 
eingehenden Kontrollmöglichkeiten und -Verpflichtungen seitens 
der Arbeitsverwaltung, u.U. auch der betrieblichen Interessenver­
tretung. Das Fehlverwendungsproblem würde sich um so mehr redu­
zieren , je mehr man den A n t e i l von Fortbildungs- und Umschulungs-
maßnahmen st e i g e r t . Hierzu könnte ein Ausbau des "Attraktivitätsgefälles" zwischen den Maßnahmetypen dienen: 

o Man könnte z.B. eine erheblich stärkere Spreizung der Förder­
sätze zwischen den Maßnahmeformen vornehmen: von Umschulungen 
und Fortbildungen, bei denen auch ein höherer Erstattungssatz 
diskutabel wäre, abfallend hin zu Maßnahmen der "Sonstigen 
Qualifizierung". 

°Bei der "Sonstigen Q u a l i f i z i e r u n g " könnte weiter nach bestimm­
ten K r i t e r i e n (etwa A n t e i l der aus dem Produktionsprozeß ausge­
gliederten Qualifizierungsabschnitte) abgestuft werden. 



o Sinnvoll wäre auch eine genauere Prüfung der erforderlichen Förderdauer oder eine Finanzierungsform, bei der die Weiterförde­
rung nach bestimmten Tranchen jeweils von einer erneuten Begut­
achtung des erreichten Standes durch Arbeitsverwaltung oder Be­
t r i e b s r a t abhängig zu machen wäre. 

o Schließlich wäre zu überlegen, ob sich mittels einer Auswertung 
der Unterrichtsmaterialien, der didaktischen Konzeption usw. be­
stimmter v o r b i l d l i c h e r und über einen Einzelbetrieb hinaus bedeu­
tender "Sonstiger Qualifizierungsgänge", Mindeststandards für 
die Gewährung von Qualifizierungszuschüssen festlegen ließen. 
Sie könnten eine Gewähr dafür bieten, daß die angegebenen Z i e l ­
stellungen tatsächlich r e a l i s i e r t werden. 

^ o n Mitnahme sprechen wir, soweit die M i t t e l zwar für Q u a l i f i ­
zierung verwendet wurden, damit aber keine zusätzlichen Q u a l i f i ­
zierungsaktivitäten des Betriebs über ein bereits vorgesehenes 
oder erwartbares Maß hinaus f i n a n z i e r t wurden. Mitnahme nach unserer 
D e f i n i t i o n hat bei den Maßnahmen im Schwerpunkt 1 zweifellos eine 
beachtliche Rolle gespielt. 

Daraus aber eine pauschalierte Einschätzung von E r f o l g oder Miß­
e r f o l g dieses T e i l s des Sonderprogramms abzuleiten, macht keinen 
Sinn. Eine angemessene Bewertung setzt nämlich eine genaue Kennt­
nis der meist sehr spezifischen Rahmenbedingungen jedes einzelnen 
F a l l s voraus. 

Trotzdem lassen sich einige allgemeinere Aussagen machen: Gerade 
bei komplexen, anspruchsvollen, gut organisierten und gut durch­
geführten Maßnahmen besteht eine überdurchschnittlich hohe Wahr­
sch e i n l i c h k e i t , daß (Sockel-)Mitnahme ( i n je unterschiedlichem 
Umfang) betrieben wurde. Das g i l t vor a l l e n Dingen für Maßnahmen 
der Umschulung und Fortbildung, aber auch für die unter Q u a l i f i ­
zierungsaspekten anspruchsvolleren Formen der "Sonstigen Q u a l i f i ­
zierung". Umgekehrt i s t bei k u r z f r i s t i g konzipierten, eher "aus 
dem Ärmel geschüttelten" Maßnahmen der "Sonstigen Qualifizierung" 
in Betrieben mit keiner oder geringer Vorerfahrung mit geringeren 
Mitnahmegraden zu rechnen, was aber keineswegs i n jedem F a l l posi-



t i v e r zu bewerten i s t . Von Mitnahme sprechen wir weiter, ^ e ^ t Betriebe durch das Sonderprogramm Qualifizierungsleistungen f i n a j i -
zierten, die sonst aufgrund bestehender (gesetzlicher, t a r i f y e r -
t r a g l i c h e r o . a . ) Regelungen von ihnen oder von d r i t t e r Seite über­
nommen worden wären. 

Die Frage der Einschränkung oder Verhinderung von Mitnahme s o l l t e 
d i f f e r e n z i e r t angegangen werden. Wo sich der Mitnahmegrad mit ver­
tretbarem Aufwand und ohne negative Sekundärauswirkungen ^iat§|0-
r i s c h reduzieren oder die Mitnahme ganz abstellen läßt» i o l i t f 
dies unbedingt geschehen. Das g i l t z.B. für Maßnahmen» die im Zu­
sammenhang mit anstehenden Umstellungen unausweichlich s t a t t f i n ­
den müßten und auch ohne Programmanstoß durchgeführt werde^ würden. 
Diese Situation wurde von uns mehrfach angetroffen. Das g i l t aber 
auch dann, wenn aufgrund von Regelungen wie Tarifvertrag» Betriebsverfassungsgesetz oder Betriebsvereinbarung andere Kosten­
träger e i g e n t l i c h ohnedies v e r p f l i c h t e t wären, für erforderliche 
Qualifizierungsmaßnahmen aufzukommen. 

Dagegen wird eine gewisse "SockeImitnahme" der Art, daß auch o h n e ­

dies geplante Maßnahmen mit subventioniert werden, wenn im Rahmen 
öffentlicher Förderung zusätzliche Maßnahmen durchgeführt werden, 
kaum zu verhindern sein. Diese Sockelmitnahme erscheint uns so­
lange nicht als sehr problematisch, wie davon ausgegangen werden 
kann, daß tatsächlich wesentlich mehr Arbeitskräfte e i n b e z o g e n ? 

die Bedingungen für die Teilnehmer verbessert und/oder umfassen­
dere Qualifikationen vermittelt werden. Solche Sockelmitnahmen 
sind wohl l e t z t l i c h bei jedem Förderungsprogramm zu v e r z e i c h n e n . 

Die Chance, davon zu p r o f i t i e r e n , bringt oft überhaupt erst die 
Bereitschaft zur Beteiligung hervor. Sie lassen sich t o l e r i e r e n , 
wenn angemessene "Zusatzeffekte" e r z i e l t werden. 

Zu betonen i s t h i e r nochmals, daß sich Fehlverwendung und Mitnahme 
keineswegs wechselseitig ausschließen, sie überlagern sich zuwei­
len sogar. Das g i l t schon auf der Ebene der einzelnen Maßnahmen 
(wenn z.B. die finanzierte Maßnahmedauer stark überhöht war und 
außerdem noch in der "Restzeit" i n erheblichem Umfang sowieso zu 
erwartende Qualifizierung durchgeführt wurde). Es g i l t erst recht 



auf der Ebene von Betrieben: Gerade unter den Unternehmen, die 
eine Vie l z a h l von Maßnahmen durchführten, fanden sich einzelne 
Aktivitäten, bei denen ein erhebliches Ausmaß von Fehlverwendung 
zu vermuten war; bei anderen mußte ein hoher Mitnahmegrad unter­
s t e l l t werden, während wieder andere unter beiden Aspekten kaum 
zu beanstanden waren. Hier i s t es angezeigt, die Qualifizierungs­
aktivitäten insgesamt zu betrachten, um zu einer angemessenen Ein-

1) 
Schätzung zu kommen 

Die Eigenart der h i e r behandelten Fragestellung läßt exakt quanti­
f i z i e r b a r e und in jedem F a l l eindeutige und abschließende Einschätzungen l e t z t l i c h nicht i n jedem F a l l zu. Wie man die s k i z z i e r ­
ten Sachverhalte bewertet, hängt von ind i v i d u e l l e n Präferenzent­
scheidungen ab. Was hi e r jedoch im Interesse der Sache erfolgen 
s o l l t e , war ein Plädoyer für eine d i f f e r e n z i e r t e Betrachtungswei­
se: Mit schlichten Erfolgs-/Mißerfolgs-Etikettierungen wird man 
dem Problem jedenfalls nicht gerecht. 

1 ) In einigen Fällen wurde sogar von Unternehmensseite e x p l i z i t 
argumentiert, daß man Mitnahme eines gewissen Ausmaßes bei e i n i ­
gen Maßnahmen als "st a t t h a f t " ansehe, weil man bei anderen Maß­
nahmen erheblich "draufzahle". Ein "schlechtes Gewissen" s e i 
aber e i g e n t l i c h nur angebracht, wenn man ( a l l e Nebenkosten ein­
gerechnet) mehr Geld erhalte, als für Qualifizierungsmaßnahmen 
aufwende. 





Zusammenfassung der Ergebnisse und arbeitsmarktpolitische 
Schlußfolgerungen 

Mit dem Arbeitsmarktpolitischen Programm der Bundesregierung von 
19 79 wurde eine Verbesserung der Beschäftigungssituation in Regionen mit hoher A r b e i t s l o s i g k e i t angestrebt. Im Schwerpunkt 1 
dieses Programms wurde erstmals die berufliche Qualifizierung von 
Arbeitnehmern i n Betrieben mit Anpassungs- und Umstellungsprozes­
sen mit öffentlichen Mitteln gefördert. Durch die Förderung s o l l ­
ten die Betriebe veranlaßt werden, die Qualifizierungsanpassung 
frühzeitig und innerbetrieblich vorzunehmen. Damit hätte man -
so die Vorstellung der Programmschöpfer - ein spezifisches neues 
arbeitsmarktpolitisches Instrument zur Flankierung von struktu­
r e l l e n Anpassungsprozessen an der Hand; insbesondere i n den schwä­
cheren Arbeitsmarktregionen wurde der Bedarf an zukunftsgerich-
teter Umstrukturierung der Wirtschaft als besonders hoch und dring­
l i c h angesehen. Arbeitsmarktpolitisch neue Akzente s o l l t e das In­
strument auch dadurch setzen, daß es (gegenüber etwa der AFG-För-
derung) stärker dezentral, d.h. betriebs- und arbeitsplatzbezogen 
o r i e n t i e r t war und mithin auch die Verantwortung der Unternehmen 
für frühzeitige Anpassung i n ihrem unmittelbaren Verfügungsbereich 
mobilisierte und stärkte. Den Betriebsräten wollte man bessere 
und vor allem aktivere Einwirkungsmöglichkeiten und eine größere 
Mitverantwortung bei der sozialen Bewältigung von Anpassungsvor­
gängen einräumen. Das Programm hatte also insofern zweifelsohne 
Experimentalcharakter. 

Die öffentliche Unterstützung von innerbetrieblichen Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen basierte auf der Überlegung, daß bei verringerter 
Arbeitskräftenachfrage die Weiterbildung von Arbeitskräften außer­
halb des Betriebs und unter der - bei AFG-Förderung üblichen -
Auflösung des Beschäftigungsverhältnisses ein großes Risiko hin­
s i c h t l i c h der beruflichen Wiedereingliederung nach Beendigung der 
Qualifizierungsmaßnahme mit sich bringt. Ist zudem noch, wie in 
Problemregionen oder bei allgemeiner Wachstumsschwäche zu erwar­
ten, die Ertragslage der Unternehmen über längere Zeit hinweg un­
günstig, so unterbleiben auch b e t r i e b l i c h finanzierte Maßnahmen 
zur Qualifikationsanpassung der Belegschaften. Anstelle von eige-



nen Qualifizierungsanstrengungen zur Bewältigung der Anpassungs­
erfordernisse holen sich deshalb, die Betriebe Arbeitskräfte mit 
konkret benötigten Spezialqualifikationen, aber auch vermeintlich 
generell höher q u a l i f i z i e r t e Kräfte vom Arbeitsmarkt. Mit dieser 
Lösung des Anpassungsproblems über Entlassung einerseits und Ein­
stellung andererseits wäre indes ein Arbeitskräfteumschlag zwi­
schen betrieblichen und überbetrieblichen Arbeitsmärkten, eine 
Art "Rotationsverfahren" verbunden, das weder e f f i z i e n t noch hu­
man i s t . Die arbeitsmarktpolitisch präferable und vor allem prä­
ventive Lösung liege demgegenüber darin, notwendige Q u a l i f i z i e r u n ­
gen innerhalb der Betriebe unter Aufrechterhaltung des Beschäfti­
gungsverhältnisses zu organisieren. Mit der Bezuschussung von 
Lohnkosten für die betroffenen Arbeitnehmer s o l l t e n die Unterneh­
men zu dieser Maßnahme bewegt und der unerwünschte Arbeitskräfte­
austausch verhindert werden. 

Die arbeitsmarktpolitische Bedeutung und Tragweite der Förderung 
von innerbetrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen reicht über die 
erklärte unmittelbare Intention weit hinaus und muß insbesondere 
im Hinblick darauf bewertet werden, wie und wieweit sie Einfluß 
auf die Arbeitsmarktstruktur nimmt. Eine positive Wirkung i s t ge­
geben, soweit die Maßnahmen dazu beitragen, über die Bewältigung 
des Anpassungserfordernisses im einzelnen Betrieb hinaus die Anpassungsfähigkeit des Arbeitsmarkts insgesamt durch größere be­
r u f l i c h e Beweglichkeit der Arbeitskräfte zu stärken. Es genügt 
damit nicht, daß einzelne Beschäftigte besser q u a l i f i z i e r t bzw. 
den jeweils auftretenden spezifischen Arbeitsanforderungen ge­
recht werden; die Maßnahmen müßten vielmehr in veränderten Orga­
nisationsformen des Arbeitsmarktprozesses ihren Niederschlag f i n ­
den, und zwar i n einer Weise, i n der über den jeweils besonderen 
betrieblichen Bedarf hinaus der Korridor der Anpassungsflexibili­
tät innerhalb und zwischen den Betrieben erweitert wird. Eine 
solchermaßen verstandene Zielperspektive der Qualifizierungsför­
derung entspricht nicht nur dem Arbeitsförderungsgesetz, sondern 
i s t bei expansiver Deutung auch mit den Intentionen des Sonder­
programms vereinbar. 



Aus dem Blickwinkel einer solchen erweiterten Z i e l v i s i o n des 
Schwerpunkts 1 hat die Förderung einige vielversprechende Resul­
tate g e z e i t i g t . Diese Ergebnisse sind allerdings vor allem dar­
in zu sehen, daß die im Instrument der Qualifizierungsförderung 
im Betrieb steckenden Möglichkeiten wenigstens in Umrissen deut­
l i c h wurden, weniger darin, daß sie bereits v o l l umgesetzt wer­
den konnten. Die positiven Wirkungsansätze nämlich blieben t e i l s 
unvollkommen , t e i l s auf eine begrenzte Zahl von Förderfällen be­
schränkt: So wurden vor allem bei den Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen arbeitsmarktgängige Qualifikationen erzeugt, die 
eine größere Mobilitätsfähigkeit erlaubten. In einigen Fällen 
wurde über den Eigenbedarf der Betriebe hinaus quasi "für den Ar­
beitsmarkt" q u a l i f i z i e r t ; die Förderung erreichte zum T e i l Betrie­
be und Arbeitskräftegruppen, die zuvor nicht öder wenig i n den 
Genuß öffentlicher M i t t e l gelangt waren. Schließlich wurden, wenn 
auch nur vereinzelt, positive Beschäftigungsanstöße bzw. beschäf-
tigungserhaltende Wirkungen erkennbar sowie Entlastungen der be­
troffenen Arbeitnehmer im Zuge der Anpassungs- und Umstellungs­
prozesse sichtbar. 

Ohne Zweifel wurde allerdings das Potential an positiven Struk­
tureffekten bei weitem nicht ausgeschöpft. 

o Dies i s t zunächst auf den Vergabemodus des Windhundverfahrens 
(Beendigung der Vergabe bereits am ersten Tag der Beantra­
gungsphase) zurückzuführen. Hierdurch wurde die Chance, daß 
die Fördermittel an den bisherigen Zuteilungsströmen vorbei 
oder über diese hinaus den bislang nicht oder wenig bedachten, 
aber förderbedürftigen Bereichen zuflössen, von vornherein ein­
geschränkt: Angesichts des außerordentlich hohen Interesses 
am Schwerpunkt 1 wären bei einer vollen Nutzung des einjährigen 
Beantragungszeitraums s i c h e r l i c h noch erheblich mehr Anträge 
eingegangen und es hätte dann eine gezielte Auswahl s t a t t f i n ­
den können. 

o Es lag zweitens daran, daß hauptsächlich infolge der sehr ge­
ringen Differenzierung der Lohnkostenzuschüsse für die drei Maßnah-



meformen "Fortbildung", "Umschulung" und "Sonstige Maßnahmen" 
und einer nicht vorgenommenen Mindestquotierung für die ein­
zelnen Maßnahmeformen die"Sonstigen Maßnahmen" mit einem A n t e i l 
von 85% der Gesamtheit die beiden anderen höherwertigen, weil 
mit anerkannten Abschlüssen verbundenen Maßnahmearten etwas an 
den Rand drängten. 

o Drittens schließlich hätte eine präzisere bzw. gezieltere Fest­
legung von Förderkriterien und Förderungsstandards bei d e n "Son­
stigen Maßnahmen" vermutlich eine stärkere Kanalisierung d e r 

Förderresultate in Richtung s t r u k t u r e l l wünschenswerter Qua­
l i f i k a t i o n e n produziert. Allerdings muß eingeräumt werden, daß 
man sich mit der Förderung von innerbetrieblichen Maßnahmen i n 
ein vergleichsweise wenig bekanntes und nicht l e i c h t beherrsch­
bares Feld begeben hat, i n dem aufgrund großer Vielfältigkeit 
be t r i e b l i c h e r Ausgangsbedingungen und Praktiken die Möglichkei­
ten einer wirksamer gestalteten Einflußnahme ex ante schwer 
einzuschätzen waren. 

In den Widerspruch zwischen einerseits größeren Gestaltungsspiel­
räumen der Betriebe und f o l g l i c h größerem Interesse an der Inan­
spruchnahme der Fördermittel und andererseits stärkerer Reglemen­
tierung der Fördervoraussetzungen und mithin stärker eingeschränk­
ter Gestaltungshoheit für die Betriebe kann man, vom Ergebnis her 
betrachtet, eher von einem D e f i z i t an Vorsteuerung bei der M i t t e l ­
vergabe sprechen: Wenn bereits am ersten Tage des auf ein Jahr 
angesetzten Vergabezeitraums die M i t t e l um mehr als 100 % über­
zeichnet waren (vorgesehen 200 Millionen, beantragt HÖH Millionen), 
so i s t das ein deutliches Zeichen dafür, daß der Schwerpunkt 1, 
jedenfalls aber die "sonstige Q u a l i f i z i e r u n g " , von seinen Konditio­
nen her als "überattraktiv" einzuschätzen war. Bei einer besseren 
Ausschöpfung des Förderzeitraums, u.U. mit gezielten Nachfaßaktio­
nen (wie in Schwerpunkt 2) und mit e i n e r dann möglichen stärkeren 
Vorabselektion der zu fördernden Maßnahmen wären - mindestens be­
zogen auf d i e Qualität der Qualifizierungsgänge - sicher bessere 
Ergebnisse erreichbar gewesen. 



Trotz des gegenüber der potentiellen Wirkung eingeschränkten Er­
folgs der Förderergebnisse war aber deutlich erkennbar, daß die 
Förderung von Qualifizierung im Betrieb als Instrument zusätz­
l i c h zur AFG-Förderung eine bedeutsame Ergänzung im Rahmen einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik abgeben kann. Die Qualifizierung 
von Arbeitskräften zur Bewältigung be t r i e b l i c h e r Anpassungspro­
bleme i s t dabei nicht nur im direkten Kontext eindeutig ausweis­
barer technisch-organisatorischer Umstellungen s i n n v o l l . Sie er­
weist sich vielmehr, auch unabhängig oder z e i t l i c h losgelöst von 
solchen Umstellungsfällen, als geeignete prophylaktische Maß­
nahme zur Verbesserung be t r i e b l i c h e r Anpassungskapazität. Sie 
kann die Voraussetzung dafür bilden, daß "qu a l i f i k a t i o n s i n t e n -
sive" Problemlösungen von den Unternehmen überhaupt in Betracht 
gezogen oder als durchführbar eingestuft werden; sie kann darüber 
hinaus dazu beitragen, daß das Anpassungsproblem an Ort und S t e l ­
le bewältigt und nicht auf andere Betriebe oder - mittels ver­
schärfter Personalauslese - auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ab­
gewälzt wird. 

1. T n d l r e k t e r Arbeitskräfteaustausch nur teilweise verhindert 

In der zweiten Hälfte der 70er Jahre war eine beständige Vergrö­
ßerung des Sockels schwervermittelbarer Arbeitsloser zu beobach­
ten. Diese strukturelle Verschlechterung des Arbeitslosenbestands 
ging zum erheblichen T e i l auf den Austausch von aus betrieblicher 
Sicht weniger geeigneten bzw. weniger q u a l i f i z i e r t e n Arbeitskräf­
ten gegen q u a l i f i z i e r t e r e , leistungsfähigere oder geeignetere zu­
rück. Eine Zielsetzung des Programms war es, derartige personal­
p o l i t i s c h e Praktiken der Personalrotation durch die Förderung be­
t r i e b l i c h e r Qualifizierung der von Umstellung betroffenen Beschäf­
tigten einzuschränken. 

Bei der Analyse des Personalaustauschs war zunächst einmal zu f r a ­
gen, inwieweit die Maßnahmen im Zusammenhang mit betrieblichen 
Umstellungen durchgeführt wurden, da j a die Vergabe von Fördermit­
t e l n an den Anlaß technisch-organisatorischer Umstellungen gebun­
den war. Tatsächlich war i n vielen Fällen die direkte Verknüpfung 
der Qualifizierungsmaßnahmen mit diesem Anlaß nicht erkennbar; 



vielmehr bezogen sich die Maßnahmen häufig auf Arbeitskräftepro­
bleme im Rahmen gegebener technisch-organisatorischer Strukturen, 
die unabhängig von Umstellungen entstanden waren. In anderen Fäl­
len war die Umstellung, soweit erkennbar, ein i n kleinen begrenz­
ten Schritten ablaufender, "schleichender" Umstellungsprozeß, der 
im R e g e l f a l l über naturwüchsige Anlernprozesse bewältigt wird. 
Nur i n einer Minderheit der Förderfälle lag eine eher "klassische" 
Umstellung mit ''wesentlichen Auswirkungen auf die Tätigkeitsmerkmale der Belegschaft oder von Teilen der Belegschaft" vor, 
wie vom Programm vorgesehen. 

Selbst i n diesen "klassischen" Fällen aber waren die Voraussetzungen für eine direkte Personalrotation, d.h. die Substitution von 
Arbeitskräften mit entwerteten Qualifikationen durch solche, die 
den neuen andersartigen Qualifikationsanforderungen genügen, häu­
f i g nicht gegeben. Denn auch größere Umstellungen führen oft zu 
einer Veränderung oder Erweiterung, nicht aber zwangsläufig zu 
einer Entwertung von bisher geforderten Qualifikationen. Auch dann, 
wenn technisch-organisatorische Rationalisierung durch Freisetzung 
von Arbeitskräften zu einem Personalüberschuß führt, wird oft 
nicht direkt " r o t i e r t " , da keine neuen Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Nur i n einer r e l a t i v kleinen Zahl von Fällen war tatsäch­
l i c h die Situation gegeben, in der man aufgrund der Umstellung 
vermutlich ohne die Fördermaßnahmen nicht mehr benötigte Kräfte 
entlassen und andere mit den geforderten Spezialqualifikationen 
vom Arbeitsmarkt geholt hätte. 

Dennoch kam es i n den von uns untersuchten Betrieben im f r a g l i ­
chen Förderzeitraum in vielen Fällen zum Personalaustausch, der 
allerdings zumeist i n keinem k l a r erkennbaren Zusammenhang mit 
betrieblichen Umstellungen stand. Der Beweggrund für diese Umschlagprozesse lag nicht i n erster Linie i n Profildiskrepanzen 
von vorhandenen und erforderlichen beruflichen Qualifikationen; 
der Austausch war vielmehr Folge einer betrieblichen Personalaus­
l e s e p o l i t i k , die auf eine Verbesserung der betrieblichen Q u a l i f i -
kations-, A l t e r s - und Leistungsstruktur ausgerichtet war. Die Be­
triebe versuchten, unter Rückgriff auf vorhandene Qualifizierungs-



reserven auf dem äußeren Arbeitsmarkt, ihre "schlechten" gegen 
"gute" Arbeitskräfte einzutauschen. Das Verfahren, über das Aus­
tauschprozesse mit dem Z i e l einer Strukturaufbesserung der Beleg­
schaft e i n g e l e i t e t wird, i s t v i e l f a c h nicht das einer direkten, 
sondern einer indirekten Rotation. Die Ausgliederung e r f o l g t nicht 
unverzüglich und unmittelbar - dem stände auch in vielen Fällen 
der Kündigungsschutz entgegen -, sondern den Mobilitätsprozessen 
betriebsinterner Arbeitsmärkte gemäß eher schrittweise und i n 
mehreren Etappen. 

Auch das Sonderprogramm hat diese Prinzipien unternehmerischer 
Personalauswahl nicht entscheidend geändert. Zwar konnten mehr Un-
und Angelernte als bisher üblich i n betriebliche Qualifizierungs­
maßnahmen einbezogen werden, innerhalb dieser Gruppen wurde aber 
häufig g e z i e l t nach Leistungs- oder Verhaltenskriterien ausge­
wählt. Umsetzungen auf anspruchsvollere Tätigkeiten oder auch be­
r u f l i c h e Beförderungen erfolgten zwar zumeist im Anschluß an Qua­
lifizierungsmaßnahmen, ausgewählt wurden aber diejenigen, die dem 
Betrieb am geeignetsten erschienen, d.h., daß neben der Befähigung 
auch das "Arbeitsverhalten" im weitesten Sinne eine wichtige Rol­
le s p i e l t e . 

E r f o l g bzw. Mißerfolg der Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen 
wird als Auswahlkriterium für betriebliche Personalauswahl bei 
Umsetzung, Beförderungen und Ausgliederungsprozessen ebenfalls 
herangezogen. Z i e l i s t eine bestmögliche Leistungsausschöpfung 
und eine Personalentwicklung nach einzelwirtschaftlichen Maßstä­
ben. Je mehr aber die Beteiligung an Qualifizierungsmaßnahmen 
über Arbeitsplatzzuweisung und Aufstiegschancen entscheidet und 
je größere Te i l e der Belegschaft von solchen Maßnahmen erfaßt wer­
den, desto schwieriger wird zugleich die Lage derjenigen, die 
nicht einbezogen werden. Ihre Arbeitsplätze sind die am meisten 
gefährdeten, wenn der Betrieb Personalabbau vornimmt oder die 
Möglichkeit sie h t , "schwache" Arbeitskräfte durch "bessere" vom 
Arbeitsmarkt auszutauschen. 

Maßnahmen im Schwerpunkt 1 hätten sicher stärkere Gegenwirkungen 
gegen diese Folgen b e t r i e b l i c h e r "Auswahlpolitik" gehabt, wenn 
die Förderung stärker von der Berücksichtigung der schwachen Be-



legschaftsgruppen abhängig gemacht worden wäre. Daß nur i n r e l a ­
t i v geringem Umfang i n der beabsichtigten Weise auf Austauschvor­
gänge zwischen Betrieb und äußerem Arbeitsmarkt eingewirkt wurde, 
i s t aber nicht schlichtweg mit einem Mißerfolg des Programms 
gleichzusetzen. Vielmehr gab es eine Reihe weiterer p o s i t i v e r Wir­
kungen, die arbeitsmarktpolitisch als bedeutsam einzuschätzen 
sind. Diese Wirkungen sind eher indirekt und zum T e i l l a n g f r i s t i ­
ger Natur. Ihre Bedeutung l i e g t zum T e i l auch weniger darin, daß 
sie bereits im Gefolge des Schwerpunkts 1 des Sonderprogramms 
quantitativ bedeutsame Ausmaße angenommen hätten als darin, daß 
sie als Möglichkeit überhaupt erstmals ins B l i c k f e l d gerieten. 
Auf sie s o l l im folgenden eingegangen werden. 

2 . Verbesserungsansätze für die Arbeitsmarktgängigkeit der ver-
mittelten Qualifikationen 

Eine der zentralen Anforderungen, die im Sinne einer Strukturver­
besserung des Arbeitsmarkts an die Fördermaßnahmen zu richten 
sind, bezieht sich auf die Arbeitsmarktgängigkeit der vermittel­
ten Qualifikationen. Von i h r i s t entscheidend abhängig, ob die 
Mobilitätsfähigkeit der Arbeitnehmer i n größeren räumlichen und 
z e i t l i c h e n Grenzen erhöht und mithin auch die Anpassungskraft des 
Betriebs, aber insbesondere die des zwischenbetrieblichen Ar­
beitsmarkts gestärkt wird. 

Dimensionen von Arbeitsmarktgängigkeit sind die Qualifikations­
t i e f e und -breite (gemessen am potentiellen Einsatzbereich), 
die g e s e l l s c h a f t l i c h e Normierung und Standardisierung (durch Prü­
fungsnachweise) und die Arbeitsmarktrelevanz (also die tatsäch­
liche Nachfrage nach den vermittelten Qualifikationen). 

Legt man diese Bewertungsmaßstäbe zugrunde, so sind die meisten 
der im Sonderprogramm geförderten Umschulungs- und Fortbildungs­
maßnahmen als p o s i t i v zu bewerten. Dies g i l t auch für die Fort­
bildung unterhalb des Fachkräfteniveaus. Entscheidend für die 
Qualität dieser Maßnahmearten unter Strukturgesichtspunkten waren 
die öffentlich anerkannten Bildungsabschlüsse und die daraus ab­
geleiteten Qualifizierungsinhalte und -Standards. 



Die breite Beanspruchung der "Sonstigen Maßnahmen" für die An­
lernqu a l i f i z i e r u n g belegt den großen betrieblichen Bedarf i n 
diesem Bereich. Mehrheitlich konnten hier kleinere oder größere 
Verbesserungen gegenüber der üblichen Einarbeitungspraxis er­
reic h t werden. Allerdings lassen sich nur die "systematisierten 
Qualifizierungsprozesse mit ausgegliederten praktischen und theo­
retischen Schulungsphasen" als Bausteine für im strengen Sinne 
arbeitsmarktgängige Qualifikationen ansehen. 

Die öffentliche Förderung von unter b e t r i e b l i c h e r Regie durchge­
führten Maßnahmen der beruflichen Vollausbildung würde den Wir­
kungskreis der AFG zweifellos erheblich und in einem arbeitsmarkt­
p o l i t i s c h wünschenswerten Sinne ausdehnen und den Kreis der ein­
bezogenen Arbeitskräfte wesentlich erweitern. Zugleich wäre die 
Arbeitsmarktgängigkeit der vermittelten Qualifikationen gewähr­
l e i s t e t . Wie die "Sonstigen Maßnahmen" mit ausgegliederten Schu­
lungsphasen und Fortbildungsabschlüssen (z.B. von Schweißern, Kes­
selwärtern und Fahrern) zeigen, besteht jedoch auch unterhalb des 
Fachkräfteniveaus ein großes Potential für arbeitsmarktgängige 
Qualifikationen, die auch und gerade von den unterprivilegierten 
Gruppen der betrieblichen Arbeitsplatzhierarchie erreichbar sind 
und daher von besonderem Interesse wären. 

Eine Förderung von Qualifizierungsprozessen dieses Typs s o l l t e 
allerdings nur dann erfolgen, wenn bestimmte Mindeststandards 
gewährleistet werden können. Dazu gehören aus der Produktion aus­
gegliederte theoretische und praktische Schulungsphasen, zumin­
dest betriebliche Z e r t i f i k a t e und die Integration in öffentlich 
anerkannte Aus- und Fortbildungsabschlüsse, die über weitere auf­
bauende Qua l i f i z i e r u n g s s c h r i t t e erreichbar sein müssen. 

Die Potentiale der Weiterbildung unterhalb des Fachkräfteniveaus 
können nur dann s i n n v o l l ausgeschöpft werden, wenn das bereits 
bestehende System von Fort- und Ausbildungsmaßnahmen weiter aus­
gebaut wird und eine Zusammenführung mit q u a l i t a t i v hochwertigen 
Maßnahmen der Anlernqualifizierung e r f o l g t . Diese Integration könn­
te etwa über einen Lernortverbund, der den Lernort/Arbeitsplatz/ 
Betrieb und außerbetriebliche Weiterbildungseinrichtungen umfaßt, 



h e r g e s t e l l t werden. In einem solchen Rahmen könnte auch der s c h r i t t ­
weise Erwerb von Qualifikationen (im Sinne eines Modular- oder 
Baukastensystems) gewährleistet sein. 

Die große Zahl der bildungswilligen und -fähigen Bewerber für die 
geförderten hochwertigen Qualifizierungsmaßnahmen belegt, daß s o l ­
che Programme nicht an motivationalen und qualifikatorischen Pro­
blemen der p o t e n t i e l l Betroffenen scheitern dürften. 

3. Unerwünschte Verteilungseffekte nicht gravierend 

Mit der Förderung innerbetrieblicher Qualifizierung setzt mäh 
sich zwei möglichen Risiken aus: 

o dem Risiko der Substitution höherwertiger durch geringerwertige 
Qualifizierungsmaßnahmen, insbesondere die Ersetzung der Fach­
arbeiterausbildung durch Anlernqualifizierung; 

o dem Risiko von Verdrängungseffekten zwischen Jugendlichen- und 
Erwachseneneinsatz und -ausbildung, insoweit sich die Förderung 
ge z i e l t auf die Erwachsenen r i c h t e t . 

Die Substitution von Ausbildung durch Anlernqualifizierung hat 
bei den von uns untersuchten Maßnahmen kaum eine Rolle gespielt. 
Nur eine r e l a t i v kleine Anzahl von Fördermaßnahmen wurde von den 
Betrieben genutzt, um Fachkräfteeinsatz zu vermeiden, ohne diese 
P o l i t i k allerdings ausgelöst zu haben. Dabei ging es etwa um die 
Durchführung von q u a l i t a t i v hochwertigen "Sonstigen Q u a l i f i z i e ­
rungsmaßnahmen" i n Bereichen, für die bereits öffentlich anerkann­
te Fortbildungsabschlüsse bestehen. Obwohl solche Förderfälle ge­
genüber der Gesamtzahl der Maßnahmen eine kleine Minderheit b i l ­
den, belegen sie die Risiken der öffentlichen Förderung innerbe-



t r i e b l i c h e r Qualifizierungsmaßnahmen unterhalb des Fachkräfteni­
veaus. Andererseits muß ihnen die nennenswerte Zahl von Maßnah­
men gegenübergestellt werden, i n denen mit den Mitteln des Pro­
gramms anderenfalls nicht zu erwartende Umschulungs- und F o r t b i l ­
dungsabschlüsse er r e i c h t wurden. 

Die Ausbildung von Erwachsenen kann p o t e n t i e l l immer zu arbeits­
marktpolitisch unerwünschten Einschränkungen der Jugendlichenaus­
bildung führen. Gleichwohl traten i n der überwiegenden Mehrheit 
der von uns untersuchten Förderfälle Umschulungsmaßnahmen nicht 
i n unmittelbare Konkurrenz zu Jungfacharbeitereinsatz und Jugend­
lichenausbildung. In Einzelfällen haben Rentabilitätsprobleme, 
Arbeitskräfteknappheit, Rekrutierungsfragen usw. bisher die Aus­
bildung von Jugendlichen verhindert. In anderen Fällen ging es um 
die Qualifizierung von Arbeitskräften, die zuvor schon v i e l e Jah­
re lang als Facharbeiter ohne Abschluß eingesetzt waren. Auch dort, 
wo Konkurrenzbeziehungen zwischen Jugendlichen- und Erwachsenen­
einsatz und -ausbildung bestehen, wo also der betriebliche Fachar­
beiterbedarf sowohl über den einen wie auch den anderen Weg ge­
deckt werden kann, war Verdrängung nicht eindeutig auszumachen. 

Die tendenziell immer vorhandene Gefahr einer Substitution von 
q u a l i t a t i v hochwertiger durch minderwertige Qualifizierung läßt 
sich kaum mit härteren Förderkriterien ausschalten. Wohl aber 
läßt sie sich eindämmen durch Mindeststandards, durch eine Stär­
kung der Position von Selbstverwaltungsorganen und Arbeitsämtern 
und über berufsbildungspolitische Einflußnahme von Gewerkschaf­
ten und Arbeitgebern. Nicht auszuschließen i s t al l e r d i n g s , daß 
es - insbesondere in Betrieben mit rückläufigem Personalbedarf -
nach Abschluß der Qualifizierungsgänge zu einer Konkurrenz um 
die entsprechenden Arbeitsplätze zwischen den Absolventen von Ju­
gendlichen- und Erwachsenenausbildung kommt. 



M. Vereinzelte Qualifizierung für den Arbeitsmarkt 

Q u a l i f i z i e r u n g s p o l i t i k kann zwar in engen Grenzen arbei t s p l a t z ­
sparend oder arbeitsplatzschaffend wirken, k e i n e s f a l l s aber i s t 
sie geeignet, größere Beschäftigungseinbrüche mit erheblichem 
Personalabbau innerhalb einzelner Betriebe abzufangen. Aber auch 
wenn es nicht gelingt, durch Qualifizierung die Beschäftigungsverhältnisse a l l e r geförderten Arbeitnehmer aufrechtzuerhalten, 
sind solche Maßnahmen deshalb nicht sinnlos. Die Qualifizierung 
von Personal, das anschließend abgebaut werden muß, i s t dann sinn­
v o l l , wenn dadurch dem Arbeitsmarkt Arbeitskräfte mit gefragten 
Qualifikationen zugeführt werden, die dann gute Wiederbeschäftigungschancen haben. 

In einigen Untersuchungsbetrieben, i n denen Personalabbau anstand, 
war eine solche "Qualifizierung für den Arbeitsmarkt" durch Pro­
grammaßnahmen erkennbar, obwohl dieser Aspekt in den Vergabericht­
l i n i e n (leider) nicht ausdrücklich thematisiert wurde. In der 
Eisen- und Stahlindustrie wurde es zum T e i l sogar als ausdrück­
liches Z i e l genannt, den zu Entlassenden wenigstens eine bessere 
Qu a l i f i k a t i o n mit auf den Weg zu geben. Da in vielen geförderten 
Betrieben der Personalbedarf rückläufig war, gab es einen erheb­
lichen Spielraum für "Qualifizierung für den Arbeitsmarkt". Er 
wurde aber v i e l f a c h nicht genutzt, da zumeist und im Einklang mit 
den Förderbedingungen gerade diejenigen Mitarbeiter i n die Maß­
nahmen einbezogen wurden, die man behalten wollte. 

In der ausdrücklichen Förderung von "Qualifizierung für den Ar­
beitsmarkt" läge eine vielversprechende Möglichkeit für gezielten 
künftigen'öffentlichen Mitteleinsatz. Wenn es durch öffentliche 
Zuschüsse gelänge, in Zukunft auf b r e i t e r Basis in schrumpfenden 
Betrieben Arbeitskräfte vor ihrem Ausscheiden durch Qualifizierung 
wenigstens gut für einen neuen Arbeitsplatz i n einem anderen Be­
t r i e b vorzubereiten und damit zugleich oft unausgelastete Ausbil­
dungskapazitäten s i n n v o l l zu nutzen, wäre das sicher eine wichti­
ge Ergänzung zur überbetrieblichen Qualifizierungsförderung. 



5. Einbeziehung zusätzlicher Zielgruppen i n öffentlich geförder-
te Qualifizierung 

Mit dem Sonderprogramm wurden un- und angelernte Arbeitskräfte 
proportional zu ihrem Beschäftigtenanteil oder noch darüber hin­
ausgehend von öffentlicher Förderung e r r e i c h t . G l e i c h z e i t i g wur­
de erstmalig eine Reihe von kleineren Betrieben i n öffentliche 
Maßnahmen einbezogen. Der gegenüber bisheriger Qualifizierungs­
förderung nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) erweiterte Wir­
kungsgrad des Sonderprogramms steht i n engem Zusammenhang mit der 
starken Akzentsetzung des Sonderprogramms auf Qualifizierung im 
Betrieb im Rahmen bestehender Arbeitsverhältnisse. 

Im Unterschied zu den (durch das AFG geförderten) externen Maßnahmen vermindert sich bei innerbetrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen mit der Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses für die Be­
triebe das Risiko, daß die Teilnehmer abwandern. Wichtig i s t das 
insbesondere für Betriebe, die knappes f a c h l i c h q u a l i f i z i e r t e s 
Personal benötigen bzw. hohe Fluktuationsraten haben. 

Für die Arbeitskräfte entfällt das Risiko, nach der Qualifizierung 
nicht wieder e i n g e s t e l l t zu werden. Es sind besonders die Un- und 
Angelernten, die, angesichts der Arbeitsmarktlage und des haupt­
sächlich auf sie zielenden Personalabbaus, bei der Beteiligung 
an außerbetrieblichen Maßnahmen den Verlust des Arbeitsplatzes 
befürchten müssen. Ihrem Interesse an Absicherung trägt das Fort­
bestehen des Arbeitsverhältnisses Rechnung. 

Die auf den ersten Blick auffällig geringe zahlenmäßige Repräsen­
tanz von Frauen i n der gesamten Förderung durch den Schwerpunkt 1 
läßt sich nicht durchweg und zwangsläufig als bewußte . bzw. direk­
te Diskriminierung bei der Auswahl zur Qualifizierung interpre­
t i e r e n . Die insgesamt vorhandene Benachteiligung weiblicher Ar­
beitskräfte i s t nämlich z.T. aus dem Fehlen von Frauen i n den För­
derbetrieben bzw. den betroffenen (Produktions-)Abteilungen zu er­
klären, v i e l f a c h aber auch auf andere Faktoren - insbesondere auf 
Frauen benachteiligende Umstände im Vorfeld der Qualifizierungs-



möglichkeiten des Programms - zurückzuführen. Darüber hinaus ge l ­
ten natürlich die aufgeführten Risiken und Probleme älterer, aus­
ländischer und an- bzw. ungelernter Kräfte für Männer und Frauengleichermaßen. 

Für bildungsfernere Arbeitskräfte i s t die Einstiegsschwelle i n 
interne Qualifizierungsmaßnahmen geringer, sobald die Angebote 
methodisch, i n h a l t l i c h und örtlich nahe an dem gewohnten Arbeits­
einsatz liegen. Hemmschwellen für die Teilnahme können demgegen­
über form a l i s i e r t e s , besonders theorieträchtiges Lernen und Prüfun­
gen sein, aber auch die Vorstellung, mit jüngeren oder leistungs­
fähigeren Arbeitskräften konkurrieren zu müssen , sowie die Befürch­
tung, durch das Nicht-Bestehen einer Prüfung mehr zu r i s k i e r e n 
als durch die Nicht-Teilnahme an der Weiterbildung. 

Für den Betrieb kann interne Qualifizierung den V o r t e i l haben, 
daß die Einsatzfähigkeit der Arbeitskräfte weniger beeinträchtigt 
wird. Während bei "außer Haus" durchgeführten Maßnahmen, aber 
auch bei innerbetrieblicher Fortbildung oder Umschulung, die Ar­
beitskräfte nicht oder nur sehr beschränkt für den Betrieb ver­
fügbar sind, besteht bei den wenig reglementierten, meist haupt­
sächlich am Arbeitsplatz stattfindenden "Sonstigen Maßnahmen" 
dieses Problem kaum. Der Betrieb kann die Maßnahme weitgehend an 
seine produktions- und einsatzbedingten Erfordernisse (Auftrags­
eingang, Urlaubszeit usw.) anpassen. 

Durch diese verhältnismäßig weitgehenden Spielräume i s t sicher­
l i c h gerade die Beteiligung von kleinen und mittleren Betrieben 
am Programm (vor allem mit "Sonstigen Maßnanmen") gefördert wor­
den. Auf der anderen Seite wurden sie aber durch das gewählte 
"Windhundverfahren" wiederum benachteiligt, da s ie meist keine Er­
fahrung mit Beantragung öffentlicher M i t t e l hatten und die "Zu­
ständigen" (oft die Inhaber) sowieso o f t stark überlastet waren 
und deshalb nicht immer schnell genug reagieren konnten. 



Für kleinere und mittlere Betriebe wäre sicher der Transfer von 
positiven Erfahrungen, die vergleichbare Unternehmen mit der 
Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen im Zuge des Programms 
gemacht haben, im Sinne eines Anstoßes von großer Bedeutung. In 
den Fällen, i n denen die Infrastruktur für berufliche Qualifizierung entweder gänzlich f e h l t oder gegenüber Großbetrieben schlech­
ter ausgestattet i s t , könnte sich anstelle von Maßnahmen im Be­
t r i e b auch ein Modell der überbetrieblichen Trägerschaft als sinn­
v o l l erweisen - etwa in Analogie zu den überbetrieblichen Lehr­
werkstätten bei der beruflichen Erstausbildung. Denkbar wäre auch, 
daß kleinere Betriebe ihre Beschäftigten vorübergehend i n Großbe­
triebe mit gut ausgebauten, aber unausgelasteten Ausbildungskapazitäten entsenden. 

Hiermit könnte eine ökonomisierung von öffentlichen Bildungsin­
vestitionen, zugleich aber eine stärkere Intensivierung von Erwachsenenqualifizierung außerhalb des großbetrieblichen Sektors 
e r z i e l t werden. 

6. Weniger Belastungen bei betrieblichen Anpassungsprozessen 

In einer Reihe von Betrieben entstanden für die Arbeitskräfte 
Spielräume zur Bewältigung b e t r i e b l i c h e r Veränderungen; insoweit 
gingen von den Maßnahmen ansatzweise auch Wirkungen i n Richtung 
einer "Humanisierung der Arbeitsbedingungen" aus. Bei der her­
kömmlichen Praxis sind Anpassungsprozesse häufig mit erheblichen 
Belastungen für die Arbeitskräfte verbunden: Es entsteht oft eine 
verschärfte Drucksituation, weil Lern- und Einarbeitungsprozesse 
unter erhöhter Arbeitsanpassung, ständigem Drängen auf schnelles 
Erreichen der Volleistung, nervlicher und körperlicher Überforde­
rung usw. durchgestanden werden müssen. Folgen sind oft Erschei­
nungen wie höhere Fluktuation oder vermehrte U n f a l l - und Krank­
heitszahlen . 

Entlastungsspielräume entstehen dagegen, wie die Untersuchungen 
zeigen, wenn die Maßnahmen stärker aus der Produktion ausgeglie­
dert werden und damit eine Abschirmung vom Druck des "normalen" 



Arbeitsablaufs ermöglicht wird. Entlastung kann ferner durch das 
Festlegen einer Maßnahmedauer e r z i e l t werden, die es au . ; wenige 
leistungsstarken und anpassungsfähigen Arbeitskräften erlaubt, 
sich neben den unmittelbaren Fertigkeiten und Kenntnissen auch 
die erforderliche Routine anzueignen, ehe sie wieder dem Druck 
der Produktion ausgesetzt werden. Dazu gehört auch die gezielte 
Unterstützung jener Arbeitskräfte, die selbst Unterweisungsfunktionen übernehmen müssen. 

Es s t e l l t e sich allerdings heraus, daß selbst eingeplante Entla­
stungsspielräume sofort gegenstandslos werden, wenn die Q u a l i f i ­
zierung i n einem Betrieb oder Bereich stattfinden s o l l , i n dem 
zu dieser Zeit eine personelle Unterdeckung besteht. Die besten 
Qualifizierungspläne helfen nichts, wenn die erforderlichen Zei­
ten nur um den Preis der Vernachlässigung anderer Aufgaben oder 
einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen für die übrige Be­
legschaft aufgebracht werden können. 

Einzelne Beispiele haben gezeigt, daß sich eine belastungsarme 
Durchführung von Anpassungsmaßnahmen über Qualifizierung betrieb 
w i r t s c h a f t l i c h "auszahlen" kann. Meist allerdings erst auf mitt­
lere oder längere Sicht: durch höhere Produktivität und das Ver­
meiden unerwünschter Folgewirkungen. Beispiele aus dem Programm 
könnten dazu beitragen, weitere Betriebe zu dieser Erkenntnis zu 
führen. 

Eine solche Form der Qualifikationsanpassung kann auch im Sinne 
weiterer arbeitsmarktpolitischer Zielsetzungen wirken: Sie kann 
dazu beitragen, das Heraussieben weniger leistungsstarker oder 
lernerfahrener Arbeitskräfte bei der Auswahl für Qualifizierung 
abzubauen oder umgekehrt durch eine gezielte Einbeziehung auch 
Arbeitskräfte i n ein festes Beschäftigungsverhältnis führen, die 
bislang anderswo als "Problemfälle" gescheitert sind. Nicht zu­
l e t z t dadurch kann e i n Beitrag zur Eindämmung arbeitsmarktpoli­
t i s c h nicht erwünschter Fluktuation g e l e i s t e t werden. 



7. Anstöße zu Beschäftigungserhaltung und -ausweitung 

Ein bedeutsamer p o s i t i v e r Impuls der Maßnahmen i s t darin zu sehen, 
daß von den Fördermaßnahmen ein Anstoß zu "qualifikatorischen" 
Lösungen b e t r i e b l i c h e r Arbeitskräfteprobleme ausgeht. Betriebliche Qualifikationslücken, aber auch andere Personaldefizite, las­
sen sich im Prinzip auf verschiedene Weise beheben, dabei s t e l l t , im 
Unterschied etwa zu Wegrationalisierung von Arbeitsplätzen oder 
anderen technisch-organisatorischen Lösungsformen mit negativen 
personellen Konsequenzen, der Abbau der D e f i z i t e über verbesserte 
Quali f i k a t i o n i n der Regel die arbeitsmarktpolitisch erwünschte 
P o l i t i k dar. 

Natürlich i s t das Qualifikationsangebot nur eine der Bedingungsgrößen für betriebliches Handeln, aber keine unwesentliche. Ein­
zelne Fälle i n den untersuchten Maßnahmebetrieben zeigen auf, daß 
verbesserte Qualifikationsressourcen wünschenswerte Auswirkungen 
nicht nur auf die betriebliche Qualifikationsstruktur, sondern 
darüber hinaus auf Investitions- und Produktionspolitik haben kön­
nen, die dann i h r e r s e i t s arbeitsplatzerhaltend oder -schaffend 
sich auswirken können. Zwar sind diese Beschäftigungseffekte auf 
kurze Sicht quantitativ nicht sehr bedeutsam und können nicht kon­
junkturelle oder wachstumsbedingte A r b e i t s l o s i g k e i t beseitigen; 
sie können indessen l a n g f r i s t i g als Komplement einer Nachfrage-
und Strukturpolitik eine wichtige Rolle spielen. 

Die Zusammenhänge zwischen beruflicher Qualifizierung im Betrieb 
und der Beschäftigungslage sind sehr vielfältig. Die Förderung 
von Qualifizierung im Schwerpunkt 1 wollte i n erster Linie das 
Beschäftigungsverhältnis derjenigen Arbeitskräfte erhalten, deren 
Arbeitsplätze von Umstellungen betroffen waren und die durch neu­
e i n g e s t e l l t e , geeignetere ersetzt werden s o l l t e n . Hierbei handelt 
es sich um eine reine Umverteilung, von der der Beschäftigten­
bzw. Arbeitsplatzbestand an sich nicht berührt wird. Eine Sogwir­
kung i s t erst dann möglich, wenn es dem Betrieb gelingt, durch 
interne Qualifizierung offene Stellen zu besetzen, für die es bi s ­
lang weder auf dem inneren noch auf dem äußeren Arbeitsmarkt ge-



eignete Kräfte gab, andererseits aber die dann f r e i werdenden Arbeitsplätze durch Einstellungen von außen besetzt werden können. 
Ein ähnlicher Effekt läßt sich e r z i e l e n , wenn es durch die Zunah­
me q u a l i f i z i e r t e r Kräfte im Betrieb möglich wird, Überstunden im 
entsprechenden Bereich abzubauen und (für die je t z t q u a l i f i z i e r ­
ter eingesetzten) neue Leute einzustellen. Außerdem i s t eine Sog­
wirkung dadurch denkbar, daß durch vermehrte Einbeziehung von Ar­
beitskräften i n Qualifizierungsmaßnahmen im Betrieb erhöhter Per­
sonalbedarf a u f t r i t t , der durch Neueinstellungen abgedeckt wer­
den muß. 

Solche Sogwirkungen waren allerdings nicht sehr verbreitet. Eine 
Ausweitung der Belegschaft i n Zusammenhang mit Maßnahmen des 
Schwerpunkts 1 wurde nur i n einigen kleinen Betrieben vorgefunden. 
Die meisten am Programm b e t e i l i g t e n Betriebe, vor allem die stark 
vertretenen Großunternehmen, hatten schrumpfende oder stagnieren­
de Beschäftigtenzahlen. Eine Befragung a l l e r am Schwerpunkt 1 be­
t e i l i g t e n Betriebe hat ergeben, daß etwa ein Fünftel im Gefolge 
von Qualifizierungsmaßnahmen Ersatzeinstellungen vorgenommen hat. 

Außer über Sogwirkung können Beschäftigungseffekte aber auch dann 
auftreten, wenn durch ein verbreitetes bzw. verbessertes Q u a l i f i ­
kationsangebot im Betrieb Investitions- oder Produktionsentschei­
dungen getroffen werden, die sich arbeitsplatzschaffend oder 
-erhaltend auswirken. Die Verbesserung der Qualifikationen der 
Belegschaft durch das Sonderprogramm führte i n einigen Betrieben 
dazu, durch Investitionen neue Arbeitsplätze zu schaffen, die oh­
ne das entsprechende Qualifikationsangebot nicht zu besetzen ge­
wesen wären. Umgekehrt gibt es auch Beispiele dafür, daß ein Ra­
tionalisierungsvorhaben mit dem Z i e l der Arbeitskräfteeinsparung 
gestrichen oder zumindest verschoben wurde, weil mit H i l f e der 
Maßnahmen das verfügbare Angebot q u a l i f i z i e r t e r Arbeitskräfte ver­
größert werden konnte. In weiteren Fällen konnten mit der nun bes­
ser q u a l i f i z i e r t e n Belegschaft Aufträge durchgeführt werden, die 
sonst hätten zurückgewiesen werden müssen. 



Die genannten Beschäftigungsimpulse, die über erweiterte Investi­
r o n s - bzw. Produktionsmöglichkeiten wirksam werden, sind zwar 
nur i n wenigen Förderfällen erkennbar geworden; man darf hier a l ­
lerdings auch k u r z f r i s t i g keine großen, breiten und unverzügli­
chen Wirkungsdimensionen, sondern eher Anstöße für weitere be­
schäftigungsfreundliche betriebliche P o l i t i k erwarten. Wichtiger 
als die Größenordnung der aktuellen Beschäftigungswirkungen i s t 
die Erkenntnis der Betriebe, daß die Lösung von Engpaßproblemen 
über Qualifizierungsmaßnahmen bei der eigenen Belegschaft eine 
"rentablere" Lösung und deshalb präferable Alternative zu Ratio­
nalisierungsmaßnahmen darstellen können, die Arbeitsplätze ver­
nichten. 

Zahlenmäßig bedeutsamer als der doch bescheidene A n t e i l von Fäl­
len, i n denen eine Beschäftigungsausweitung zu r e g i s t r i e r e n war, 
war die Wirkung der Beschäftigungserhaltung durch Maßnahmen des 
Schwerpunkts 1; sie konnte über a l l e Betriebsgrößenklassen und 
Branchen hinweg f e s t g e s t e l l t werden. 

Dabei s p i e l t e Beschäftigungserhaltung einmal i n der Weise eine 
Rolle, daß bereits geplanter Arbeitskräfteabbau reduziert werden 
konnte, weil durch die Qualifizierungsmaßnahmen Fachkräftebedarf, 
der zuvor durch Überstunden abgedeckt werden mußte, von den Ab­
solventen der Maßnahmen b e f r i e d i g t werden konnte. Von Beschäfti­
gungserhaltung i s t aber auch i n den Fällen auszugehen, i n denen 
wegen der Durchführung der Maßnahmen der Auslastungsgrad der Be­
legschaft erhöht wurde, da auf diese Weise sonst zu erwartende 
Maßnahmen wie Kurzarbeit oder Entlassungen teilweise vermieden, 
im Umfang reduziert, zumindest aber verzögert wurden. Neben der 
unmittelbaren Beschäftigungserhaltung kann weiter u n t e r s t e l l t wer­
den, daß die Verfügbarkeit q u a l i f i z i e r t e r Kräfte i n einigen Fäl­
len auch m i t t e l f r i s t i g die (verbleibenden) Arbeitsplätze sicherer 
gemacht hat, indem sie h a l f , die Marktposition des Unternehmens 
zu verbessern. 



8. E f f i z i e n z und Zweckdienlichkeit der Fördermittel 

Eine Antwort auf die Frage, ob die Fördermittel zweckdienlich 
und e f f i z i e n t eingesetzt worden sind, war nicht unmittelbar Gegen­
stand unserer Studie. Dennoch ließen sich aus den untersuchten 
Fällen einige nützliche Erkenntnisse zur Einschätzung dieser Pro­
blematik gewinnen. 

Zunächst einmal i s t im Hinblick auf ineffektive Mittelverwendung 
grundlegend zwischen "Fehlverwendung" und "Mitnahme" zu unter­
scheiden. Fehlverwendung, d.h. der Einsatz der M i t t e l für andere 
als die beabsichtigten Zwecke, war ausgesprochen selten, wenn man 
dabei an eklatante Fälle von Zweckentfremdung denkt. Etwas häufi­
ger gab,es r und zwar ausschließlich im Rahmen "Sonstiger Quali­
f i z i e r u n g " - weichere Formen der Fehlverwendung, etwa dann, wenn 
die Finanzierungsdauer länger als die Dauer der Maßnahme war, 
oder wenn während der Förderungsdauer Arbeitskräfte i n erh e b l i ­
chem Umfang i n der Produktion ohne jeglichen Qualifizierungsef­
fekt eingesetzt wurden. Dagegen war derartige Fehlverwendung bei 
Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen nicht zu beobachten. 

Das Risiko der Fehlverwendung kann durch d e t a i l l i e r t e Ablauf- und 
Unterweisungspläne , Lehrmittelbereitstellung, Lernzielkontrolle 
usw. eingedämmt werden; weiterhin dadurch, daß geprüft wird, ob 
in ausreichendem Maße Unterweisungskräfte zur Verfügung stehen 
und dadurch, daß die Teilnehmer vorab umfassend über Art, Umfang 
und Dauer der Maßnahme (möglichst anhand s c h r i f t l i c h e r Unterla­
gen) informiert werden. Letzteres kann als eine wichtige Voraus­
setzung für eine e f f i z i e n t e "Kontrolle durch die Teilnehmer selbst" 
angesehen werden. Aber auch entsprechend wirksame bzw. verbesser­
te Möglichkeiten seitens der betrieblichen Interessenvertretung 
und der Arbeitsverwaltung, die Maßnahmen zu überwachen, können dem 
sachgerechten Mitteleinsatz d i e n l i c h sein. 

Im Unterschied zur Fehlverwendung kann man von "Mitnahme" sprechen, 
soweit die Fördermittel zwar zur Qualifizierung verwendet werden, 
aber für ohnedies vorgesehene bzw. erwartbare Aktivitäten. 



Mitnahme in diesem Sinne hat bei den Maßnahmen des Schwerpunkts 1 
eine erhebliche Rolle gespielt, woraus allerdings noch nicht pau­
schal auf einen Mißerfolg des Programms wegen stark eingeschränk­
ter Wirksamkeit geschlossen werden darf. Gerade bei anspruchsvol­
len, gut organisierten Maßnahmen i s t eine gewisse "Sockel"-Mitnahme recht wahrscheinlich und auch kaum zu umgehen, insbesondere 
dann, wenn die Maßnahmen gut vorbereitet und nicht k u r z f r i s t i g 
"aus dem Ärmel geschüttelt" werden. Die Mitnahme ergibt sich hier 
schlichtweg aus dem z e i t l i c h e n Zusammenfallen der geplanten Durch­
führung der Maßnahmen und dem Angebot öffentlicher M i t t e l ; sie 
unterscheidet sich hierbei nicht wesentlich von analogen Fällen 
der I n v e s t i t i o n s h i l f e n bei Sachkapital (wo allerdings häufig be­
r e i t s bei der Investitionsplanung die Mitnahme systematisch ein­
geplant wird). Weiter waren die Betriebe offenbar in einigen Fäl­
len überrascht, daß ihnen tatsächlich die M i t t e l im vollen bean­
tragten Umfang be w i l l i g t wurden. Man hatte erfahrungsgemäß nur 
mit einem Bruchteil gerechnet und sah sich u. U. auch dadurch be­
müßigt , ohnedies Geplantes im Rahmen des Programms abzuwickeln 
bzw. Fehlverwendung zu betreiben. 

Von Mitnahme im Rahmen des Schwerpunkts 1 kann man auch in den 
Fällen sprechen, in denen Betriebe Qualifizierungsleistungen über 
das Sonderprogramm finanzierten, die (z.B. im Zuge einer Betriebsänderung) ansonsten aufgrund bestehender oder zu erwartender So­
zialpläne oder gesetzlicher und t a r i f v e r t r a g l i c h e r Bestimmungen 
von den Betrieben oder von Dritten zu tragen gewesen wären. 

Möglichkeiten für eine Reduzierung ergäben sich z.B. daraus, daß 
Maßnahmen, die eindeutig im Zusammenhang mit anstehenden Umstellun­
gen unabdingbar sind und f o l g l i c h auch ohne Programmhilfen durchge­
führt werden müßten, nicht gefördert würden. Auch dann, wenn der 
Betrieb durch Kollektivvertrag zu Qualifizierungsleistungen f i ­
n a n z i e l l v e r p f l i c h t e t i s t , ließe sich Mitnahme l e i c h t eingrenzen 
und ausschalten. Der Effekt von "Sockel"-Mitnahme erscheint jedoch 
so lange nicht a l l z u bedenklich, wie davon ausgegangen werden kann, 
daß mit H i l f e öffentlicher M i t t e l nennenswert mehr Arbeitskräfte 
einbezogen werden oder die Qualität der Maßnahmen erheblich ver­
bessert wird, daß also ein deutlicher "Zusatzeffekt" erreicht wird. 



Eine eindeutige Identifizierung oder gar eine eindeutige Quantifizierung von Fehlverwendung und Mitnahmeeffekten bzw. Mitnahmegraden i s t i n den seltensten Fällen möglich. Die i n der öffentli­
chen Diskussion oft stark vereinfachte Betrachtung und Bewertung 
des Mitnahmeproblems wird seiner Komplexität damit nicht gerecht. 
Die gezielte Einschränkung von Mitnahmeeffekten wäre allerdings 
genau wie die Verhinderung von Fehlverwendung gerade i n Zeiten 
knapper werdender öffentlicher Gelder sicher eine Aufgabe, die 
intensive Bemühungen lohnt, und bei der bei einer eventuellen 
wie im einzelnen auch immer strukturierten Weiterführung der öf­
fentlichen Förderung von Qualifizierung im Betrieb erhebliche 
Verbesserungen möglich sein s o l l t e n . 

9. Der Einfluß des Programms auf die Arbeitsmarktstruktur 

Die größten Spielräume für öffentliche Förderung i n n e r b e t r i e b l i ­
cher Qualifizierung und i h r wichtigster, allerdings erst l a n g f r i ­
s t i g wirksamer Effekt liegen i n der an allgemeinen Zielsetzungen 
der öffentlichen Arbeitsförderung orientierten Beeinflussung der 
Arbeitsmarktstruktur. Mit Arbeitsmarktstruktur meinen wir die 
Struktur der Arbeitsplätze, die Zuteilung der Arbeitskräfte auf 
diese Arbeitsplätze und die daraus resultierende Verteilung der 
Beschäftigungschancen im Betrieb und i n der Gesamtwirtschaft. 

Qualifizierung im Betrieb kann dazu beitragen, die Möglichkeiten 
innerbetrieblichen beruflichen Aufstiegs und zwischenbetriebli­
chen Arbeitsplatzwechsel zu verbessern. Im Hinblick auf die Be­
einflussung der Arbeitsmarktstruktur sind mindestens drei Wirkun­
gen einer öffentlichen Förderung von Bedeutung: 

(1) Es können vermehrt Gruppen unterhalb der Facharbeiterebene 
angesprochen werden, die besonders hohen Beschäftigungsrisiken 
ausgesetzt sind (wie die Angelernten, die wegen der ungewissen 
Wiederbeschäftigung z.B. an AFG-Maßnahmen oft nicht teilnehmen). 
Durch interne Qualifizierung können aber auch andere Ungleichge­
wichte bei der beruflichen Bildung, wie die zwischen Jüngeren und 
Älteren, Männern und Frauen, Deutschen und Ausländern, teilweise 
b e r i c h t i g t werden. Mit dem Sonderprogramm i s t das bis zu einem 
gewissen Grad gelungen. 



(2) Neben einem gezielten Einsatz der Förderung müßte durch ent­
sprechende Förderkriterien darauf hingewirkt werden, daß s t a t t 
a r b e i t s p l a t z - und betriebsbezogener Qualifizierung mehr allgemein 
verwertbare Qualifikationen vermittelt werden, deren Erwerb durch 
ein Zeugnis zu bestätigen wäre, damit sie auch bei einem Arbeits­
platzwechsel ihren Wert behalten. Damit würde der starken Abhän­
gigkeit besonders v i e l e r q u a l i f i z i e r t e r Angelernter von ihrem Be­
t r i e b begegnet. Sie könnten ihre Fähigkeiten auch besser auf dem 
Arbeitsmarkt nutzen, da sie nicht mehr befürchten müßten, bei 
einem Wechsel des Betriebs b e r u f l i c h erheblich abzusteigen. Eine 
Reihe von Verbesserungen i n dieser Richtung war i n den untersuch­
ten Betrieben erkennbar, doch hätte der Effekt bei noch genauer 
festgelegten Fördervorgaben und einer stärkeren Steuerung des 
Programms zugunsten von Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen 
wesentlich gesteigert werden können. 

(3) Nachhaltig läßt sich allerdings die Arbeitsmarktstruktur nur 
dann und soweit ändern, wie die Betriebe dazu veranlaßt werden 
können, nicht nur die betriebliche Qualifikationsstruktur zu ver­
bessern, sondern auch die betriebliche Arbeitsteilung zu verän­
dern , und zwar derart, daß das breite und umfassende Angebot an 
Qualifikationen auch tatsächlich genutzt wird, indem Arbeits­
plätze mit breiten Qualifikationsanforderungen geschaffen werden. 
Bis allerdings die Qualifikationsreserven der Belegschaft aber 
zum Anlaß genommen werden, Arbeitsplätze so zu konzipieren, daß 
die entsprechenden Fähigkeiten auch abgefordert werden, vergehen 
zweifellos längere Zeiträume. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind 
daher kaum Aussagen darüber möglich, ob das Programm solche Wir­
kungen tatsächlich hatte. 

Nur wenn sich die Erkenntnis durchsetzt und verbreitet, daß Qua­
l i f i z i e r u n g die auch e i n z e l w i r t s c h a f t l i c h lohnende Lösung be­
t r i e b l i c h e r Probleme sein kann, und wenn die Betriebe ihre An­
strengungen in diesem Bereich aus eigener Kraft entsprechend ver­
stärken, wird die Zielsetzung des Programms erreicht: richtung­
weisende Anstöße für betriebliche P o l i t i k zu vermitteln, die ein-
z e l - und gesamtwirtschaftliche Interessen besser miteinander in 



Einklang bringt. Diese "Initialzündungsfunktion11 wäre deshalb so 
wichtig, da - schon aus Gründen der Mittelknappheit - nicht er­
wartet werden kann, daß auf Dauer jede betriebliche Qualifizierungsmaßnahme ganz oder teilweise von der Öffentlichkeit finan­
z i e l l getragen wird. Damit es zu diesen Selbstverstärkungseffekten kommt, wäre es notwendig, daß die durch den Schwerpunkt 1 ge­
gebenen Impulse nicht Episode bleiben und damit l e t z t l i c h weitge­
hend verpuffen, sondern daran umgehend angeknüpft wird. Wünschens­
wert wären daher möglichst direkt anschließende Anstöße, die, 
wenn sie schon f i n a n z i e l l nicht sehr groß dimensioniert seih kön­
nen , wenigstens sehr g e z i e l t eingesetzt werden s o l l t e n . Öab&i 
s o l l t e nicht unbedingt nur bei Lohnkostensubventionen für T e i l ­
nehmer , sondern auch bei der betrieblichen Infrastruktur (Ausbil­
derförderung) und bei der zwischenbetrieblichen Weiterleitung von 
betrieblichem Qualifizierungs-"Know-how" angesetzt werden. 
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